
Marcel Helbig
Rita Nikolai

Die Unvergleichbaren 
Der Wandel der Schulsysteme in den                                
deutschen Bundesländern seit 1949

H
el

bi
g 

/ N
ik

ol
ai

D
ie

 U
nv

er
g

le
ic

h
b

ar
en

Die Bildungschancen und Schulsysteme unterschei-

den sich in den deutschen Bundesländern erheblich. 

An diesem Befund hat sich seit Gründung der Bundes-

republik wenig verändert. In „Die Unvergleichbaren“ wird 

der Versuch unternommen, die scheinbar unvergleichbare 

Schulpolitik der Bundesländer seit 1949 (für die ostdeut-

schen Bundesländer seit 1991) entlang ausgewählter 

Indikatoren miteinander zu vergleichen. Dabei werden his-

torische Entwicklungen, schulpolitische Konjunkturen und 

Auseinandersetzungen beschrieben und analysiert. Zudem 

werden schulrechtliche Typen identifiziert und die Bundes-

länder diesen Typen im Zeitverlauf zugeordnet.

Mit dem Buch wird erstmals eine historisch vergleichende 

systematische Übersicht zur Entwicklung der Schulpolitik 

in den Bundesländern vorgelegt. Dabei stützen sich die 

Autoren auf die Analyse von rund 8.000 Rechtstexten aus 

den letzten sechs Jahrzehnten. Die damit zur Verfügung 

gestellte Datensammlung ist Grundlage für weiterführende 

Projekte der Bildungsforschung und ein unverzichtbares 

Nachschlagwerk der deutschen Schulpolitik.
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1 Einleitung

Reform, Reform, Reform. Fast jeden Tag wird in der Presse über eine Schul-
reform in einem der 16 Bundesländer berichtet. Schulpolitik fällt explizit in 
die Gesetzgebungskompetenz der Bundesländer und gehört zu den wichtigsten 
Gestaltungsbereichen der Landespolitik (Hepp 2011; Wolf 2008). Zwar haben 
die Bundesländer mit dem Düsseldorfer (1955) und Hamburger Abkommen 
(1964) ein gegliedertes Schulsystem festgeschrieben, doch aufgrund ihrer Gestal-
tungshoheit haben sich die Bundesländer hinsichtlich ihrer Schulstrukturen und 
pädagogischen Grundausrichtung seit 1949 so unterschiedlich entwickelt, dass 
wir es nicht mit einem, sondern mit 16 Schulsystemen zu tun haben. Kaum ein 
Politiker1, Kultusbeamter, Bildungswissenschaftler, Lehrer, Journalist, Elternteil 
oder bildungspolitisch interessierter Bürger blickt noch durch im Dschungel der 
schulrechtlichen Regelungen in den Bundesländern. Welches Bundesland hat die 
Gemeinschaftsschule eingeführt? Wo gibt es Gesamtschulen? Wie lange dauert 
jeweils die Grundschule? Wo entscheiden die Noten für den Gymnasialübergang, 
wo haben die Eltern das letzte Wort? Ab welcher Klassenstufe bekommen die 
Kinder Noten? In welchen Bundesländern gibt es noch die Hauptschule? Von 
einer Kleinstaaterei im deutschen Bildungssystem (Der SPIEGEL 2010; Edelstein 
und Allmendinger 2012) ist häu  g die Rede und in zahlreichen Publikationen der 
letzten Jahre wird ein Ende des „Schulchaos“ verlangt (Der SPIEGEL 2010; Die 
Welt 2013).
Unterschiede in den Schulsystemen der Bundesländer sind nicht per se negativ, 
sind sie doch zunächst Ausdruck eines Wettbewerbsföderalismus, wonach sich 
die Bundesländer in der Ausgestaltung ihrer Schulsysteme aufgrund ihrer Gestal-
tungshoheit besser an den regionalen Präferenzen ihrer Bürger und Rahmenbe-
dingungen orientieren können, als es zentrale Entscheidungsstrukturen vermö-
gen. Die Bundesländer können in der Schulpolitik demnach landesspezi  sche 
Akzente setzen, so dass ein Wettbewerb um die besten Lösungen in der Schulpo-
litik entstehen kann. Der Wettbewerbsföderalismus gerät jedoch an seine Gren-
zen, wenn Unterschiede in den Schulsystemen zu individuell unterschiedlichen 
Zugangschancen zu Bildungszerti  katen zwischen den Bundesländern führen.

1 Wir verwenden aus Gründen der Lesbarkeit die männliche Form, meinen jedoch stets beide Ge-
schlechter.
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1.1 Ausmaß und historische Entwicklung von 
Bildungsungleichheiten zwischen den Bundesländern

Um Unterschiede zwischen den Bundesländern darzustellen, halten wir es für sinn-
voll in absolute und relative Bildungsungleichheiten zwischen den Bundesländern 
zu unterscheiden. Bildungsungleichheiten sind „Unterschiede im Bildungsverhal-
ten und in den erzielten Bildungsabschlüssen (beziehungsweise Bildungsgängen) 
von Kindern“ (Müller und Haun 1994: 3) und Jugendlichen, die in unterschied-
lichen Kontexten aufwachsen. Absolute Bildungsungleichheiten beschreiben Un-
terschiede in Abschlusszerti  katen etwa in Form des Mittleren Schulabschlusses 
oder Abiturientenquoten. Relative Bildungsungleichheiten messen unterschiedliche 
Bildungschancen zwischen sozialen Gruppen – also die intergenerationale Wei-
tergabe von Bildungschancen. Auch wenn wir dieses Konzept vor allem auf die 
erworbenen Zerti  kate anwenden, kann es ebenso auf erworbene Kompetenzen an-
gewendet werden. So differierten die absoluten Unterschiede bei den Kompetenzen 
beim Ländervergleich 2012 des Instituts für Qualitätssicherung im Bildungswesen 
in Mathematik zwischen 471 Punkten in Bremen und 536 Punkten in Sachsen. 
Die Kompetenzen verteilten sich dabei unterschiedlich stark nach der sozialen Her-
kunft in den Bundesländern. So hingen die erzielten Mathematikkompetenzen in 
Brandenburg am stärksten und in Thüringen und Sachsen am schwächsten von der 
sozialen Herkunft ab (Pant et al. 2013). Interessanterweise bestand in Brandenburg 
bei der ersten Bundesländerstudie der PISA-Ergänzungsstudie 2000 noch der ge-
ringste Zusammenhang zwischen darin getesteten Lesekompetenzen und der sozia-
len Herkunft (Deutsches PISA-Konsortium 2001). Solche extreme Schwankungen 
in einem relativ kurzen Zeitraum lassen sich bei den Zerti  katen, auf die wir im 
Folgenden eingehen, eher nicht feststellen.
Im Hinblick auf die absoluten Unterschiede der Abiturquoten an allgemeinbil-
denden Schulen, die im Fokus dieses Buches stehen, zeigten sich 2012 die höchs-
ten Abiturquoten in Hamburg (49,5 Prozent) und die niedrigsten in Bayern und 
Sachsen-Anhalt (27,8 Prozent) (StBa 2014a,b). Dabei unterscheidet sich der Zu-
gang zum Gymnasium nach sozialer Herkunft sehr stark zwischen den Bundes-
ländern. So hängt der Zugang zum Gymnasium in Bayern fast viermal so stark 
von der sozialen Herkunft ab wie in Brandenburg (bezogen auf 15-Jährige auf 
dem Gymnasium) (Köller et al. 2010).
Wenn wir die zeitliche Dimension berücksichtigen, so zeigt sich, dass absolute 
und relative Ungleichheiten beim Zugang zum Abitur bzw. beim Zugang zum 
Gymnasium stark unterschiedlichen Veränderungsprozessen unterlagen. Abbil-
dung 1 verweist darauf, dass sich die Abiturquoten in Hamburg zwischen 1965 
und 2012 fast versiebenfacht haben. Auch in Nordrhein-Westfalen ist es mit ei-
nem Verfünffachen der Abiturquoten zu einem relativ starken Anstieg der Abi-
turquoten gekommen. Auf der anderen Seite kam es in Niedersachsen in diesem 
Zeitraum zu einer Verdreifachung der Abiturquoten.
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Quellen: StBa (2014b,verschiedene Jahrgänge-a,b). Die Abkürzungen der Bundesländerbezeichnungen  nden sich 
in Tabelle A 1 im Anhang.

Abb. 1: Vervielfachung der Abiturquote an allgemeinbildenden Schulen in den westdeutschen Bun-
desländern zwischen 1965 und 2012

Auch in den 1990er und 2000er Jahren – unter Einbezug der ostdeutschen Bundes-
länder – sind unterschiedliche Dynamiken zu beobachten (Abbildung 2). Während 
die Abiturquoten zwischen 1995 und 2012 in Sachsen, Sachsen-Anhalt, Nieder-
sachsen und Bremen nahezu konstant geblieben sind, sind sie in Bayern und Ham-
burg um mehr als das 1,5-fache angestiegen. Es lassen sich also nicht nur aktuell 
starke Unterschiede zwischen den Bundesländern beim Zugang zum Abitur beob-
achten, sondern auch unterschiedliche Dynamiken in der zeitlichen Entwicklung.

Quellen: StBa (2014b,verschiedene Jahrgänge-a,b).

Abb.  2: Vervielfachung der Abiturquoten an den allgemeinbildenden Schulen in den Bundesländern 
zwischen 1995 und 2012
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Auch bei den relativen Unterschieden, etwa beim Zugang zum Gymnasium, 
lassen sich Unterschiede im Zeitverlauf beobachten. In Abbildung 3 zeigt sich, 
dass 1970 die Bildung der Eltern besonders stark mit dem Gymnasialbesuch in 
Niedersachsen, Bayern und Rheinland-Pfalz zusammenhing. Geringer war der 
Zusammenhang in Bremen und Hamburg. Im Vergleich zwischen den Werten 
von 1970 und 2008/09 zeigt sich, dass der Zusammenhang zwischen Bildung der 
Eltern und dem Gymnasialbesuch in Hessen und Baden-Württemberg zurückge-
gangen (links oben), in Hamburg und Bremen unterdurchschnittlich geblieben 
(links unten), in Schleswig-Holstein und Berlin angestiegen (rechts unten) und in 
Bayern überdurchschnittlich geblieben ist (rechts oben).

Quellen: Volkszählung 1970 und Mikrozensen 2008 und 2010, eigene Berechnungen. Anmerkungen: Dargestellt ist 
der Zusammenhang von Bildung der Eltern (ein Elternteil mindestens Abitur vs. kein Elternteil mit Abitur) und des 
Gymnasialbesuchs (Referenz kein Gymnasialbesuch auf den weiterführenden Schulen) im Alter von 11 bis 14 Jahren 
(Ergebnisse eines linearen Wahrscheinlichkeitsmodells). Der Wert von 0 bildet den durchschnittlichen Zusammenhang 
in Deutschland ab. In den Ländern, in denen der Zusammenhang größer als 0 ist, hängt der Gymnasialbesuch stärker 
mit der Bildung der Eltern zusammen. In Ländern, in denen der Wert kleiner als 0 ist, ist auch der Zusammenhang 
von Gymnasialbesuch und Bildung der Eltern geringer. Festgehalten sind die Abweichungen in Prozentpunkten. Aus 
Darstellungsgründen wurde der Wert für Bremen 1970 auf -6 Prozentpunkte gesetzt, der zu diesem Zeitpunkt eigent-
lich bei -12,6 Prozentpunkten liegt. Für 2008 bis 2010 würde die Darstellung bedeuten, dass der Unterschied zwischen 
Eltern mit und ohne Abitur bei der Erklärung des Gymnasialbesuchs in Berlin zehn Prozentpunkte größer ist als in 
Hessen. Der Fallzahlenbereich für 1970 lag für die Bundesländer zwischen 3.498 in Bremen und 93.454 in Nordrhein-
Westfalen, für die Mikrozensen 2008 bis 2010 zwischen 394 in Bremen und 12.753 in Nordrhein-Westfalen.

Abb. 3 : Ein  uss der Bildung der Eltern auf den Gymnasialbesuch von 11- bis 14-jährigen Kindern in 
den westdeutschen Bundesländern im Vergleich zum deutschen Mittelwert 1970 und 2008–10
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1.2 Gründe für Bildungsungleichheiten zwischen den 
Bundesländern

Der Übergang auf das Gymnasium und der Erwerb des Abiturs unterscheidet sich 
also sowohl absolut als auch relativ zwischen den Bundesländern und ist zudem 
unterschiedlichen Dynamiken unterworfen2. Mit diesen individuell unterschied-
lichen Zugangschancen zum Bildungssystem und zu Bildungszerti  katen werden 
zwischen den Bundesländern ungleiche Lebenschancen vergeben. Offen bleibt 
nach wie vor, wodurch diese Bundesländerunterschiede zustande kommen. Aus 
unserer Sicht lassen sich sechs Erklärungsansätze benennen, die Bundesländerun-
terschiede in den Bildungsergebnissen nach sich ziehen könnten. Je nachdem, ob 
und inwieweit die folgenden Faktoren Bildungsunterschiede zwischen den Bun-
desländern beein  ussen, ist auch die Frage unterschiedlich zu beantworten, ob 
Bildungsungleichheiten zwischen den Bundesländern legitim oder illegitim bzw. 
gerecht oder ungerecht sind.

1. Unterschiede in der sozialen Zusammensetzung: Unterschiede zwischen den 
Bundesländern in Bildungsergebnissen können mit Unterschieden in der sozia-
len Zusammensetzung der Schülerschaft erklärt werden. So unterscheiden sich 
die Bundesländer erstens darin, wie hoch der Anteil von Kindern und Jugend-
lichen ist, die einen Migrationshintergrund haben.3 In Hamburg haben 43 Pro-
zent aller Neuntklässler einen Migrationshintergrund, in Schleswig-Holstein nur 
17 Prozent und in den ostdeutschen Bundesländern historisch bedingt höchstens 
10 Prozent (Pant et al. 2013). Zweitens unterscheidet sich der beru  iche Sta-
tus der Eltern zwischen den Bundesländern. Während Eltern von Schülern in 
Hamburg, Berlin und Baden-Württemberg beim sogenannten ISEI-Index durch-
schnittlich hohe Werte aufweisen, ist die soziale Zusammensetzung der Schüler 
in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfalen deut-
lich ungünstiger (Pant et al. 2013). Bundesländerunterschiede sind auch beim 
Bildungshintergrund der Eltern festzustellen. Während in Berlin und Hamburg 
31 Prozent aller Schulkinder einen Elternteil mit einem akademischen Abschluss 

2 Diese Betrachtung zur Illustration kann auch auf andere Bildungsindikatoren ausgeweitet werden: 
Bayerische Schüler wiederholen in der Sekundarstufe I dreimal häu  ger eine Klasse als in Baden-
Württemberg. Beim Übergang von der siebten zur achten Klasse müssen Schüler im Saarland 
sechsmal häu  ger das Gymnasium verlassen als in Mecklenburg-Vorpommern. Das Risiko, eine 
Förderschule besuchen zu müssen, ist im Gegensatz dazu in Mecklenburg-Vorpommern 4,8-mal 
so hoch wie im Saarland. Die Wahrscheinlichkeit, eine Studienberechtigung zu erhalten, ist in 
Nordrhein-Westfalen 1,7-mal höher als in Mecklenburg-Vorpommern. Des Weiteren besuchen in 
Sachsen 15 mal mehr Schüler eine Ganztagsschule als in Bayern (siehe: Helbig 2012a).

3 Kinder mit Migrationshintergrund kommen in Deutschland mehrheitlich aus Familien niedriger 
sozialer Schichten und ihre Eltern weisen einen niedrigeren Bildungsgrad auf (Gresch 2012).
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haben, liegt dieser Wert in Mecklenburg-Vorpommern nur bei rund 15 Prozent 
(Mikrozensus 2009, eigene Berechnungen).
Durch die unterschiedliche sozioökonomische Zusammensetzung in den Bundes-
ländern lassen sich einige Bundesländerunterschiede in den Bildungsergebnissen 
erklären. Einerseits könnten die hohen Übergangsquoten auf das Gymnasium 
und die hohen Abiturquoten in Hamburg und Berlin auch auf den hohen Anteil 
von Akademikereltern zurückgeführt werden. Andererseits könnte der hohe An-
teil funktionaler Analphabeten in Hamburg mit einem hohen Migrantenanteil 
erklärt werden. Demnach scheint die soziale Zusammensetzung der Schüler die 
Bildungsergebnisse in den Bundesländern zu beein  ussen, jedoch liegen Untersu-
chungen hierzu kaum vor. Trotzdem ist kritisch zu fragen, ob der Input (soziale 
Zusammensetzung) in einem Bundesland über den Output (Bildungsergebnis-
se) bestimmen soll. Auch wenn die Bundesländer durch unterschiedliche sozi-
ale Problemlagen gekennzeichnet sind, sollte es doch Kennzeichen eines guten 
Bildungssystems sein, auf diese Problemlagen zu reagieren und dennoch gleiche 
Bildungschancen zu schaffen.

2. Infrastruktur: Unterschiede in der Bildungsinfrastruktur können die Bildungs-
ergebnisse in den Bundesländern beein  ussen. Sowohl die Nutzung von Kita-
Plätzen als auch die Nutzung von Ganztagsschulen wird durch das Angebot an 
Bildungseinrichtungen beein  usst. Auch regional unterschiedliche Gymnasialan-
gebote beein  ussen den Übergang auf das Gymnasium (Sixt 2010). Ein weiteres 
Beispiel für unterschiedliche infrastrukturelle Gegebenheiten ist das Hochschul-
angebot, das sich zwischen den Bundesländern unterscheidet. So sind die Ent-
fernungen der Studienberechtigten zur nächsten Hochschule in Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg deutlich höher als in Nordrhein-Westfalen. Die 
Neigung ein Studium aufzunehmen hängt auch von der Entfernung zur nächstge-
legenen Hochschule ab (Helbig et al. 2015; Spiess und Wrohlich 2010).
Die Bildungsinfrastruktur hängt von verschiedenen Faktoren ab. Hierzu gehört 
maßgeblich der Urbanisierungsgrad eines Bundeslandes (Weishaupt 2010). Die 
Frage ist dabei, ob eher ländlich strukturierte Bundesländer das gleiche Bildungs-
angebot vorhalten können und müssen wie Bundesländer, die durch einen höhe-
ren Urbanisierungsgrad gekennzeichnet sind. Dies ist für Bildungseinrichtungen, 
die auch mit wenigen Kindern existieren können, wie Kitas, sicherlich anders 
zu beantworten als für vergleichsweise große Einrichtungen wie Gymnasien oder 
Hochschulen. Allerdings zeigt die schulstrukturelle Entwicklung in einigen Bun-
desländern, dass auch in ländlichen Gebieten zumindest der Zugang zu allen all-
gemeinbildenden Bildungszerti  katen durch eine Zusammenfassung aller Schul-
formen unter einem Dach gewährleistet werden kann (etwa durch die Einführung 
von Gemeinschaftsschulen in einigen Bundesländern).
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3. Demogra  e: Eng mit der schulischen Infrastruktur gekoppelt ist der Ein  uss 
der demogra  schen Entwicklungen auf unterschiedliche Bildungsergebnisse. So 
differieren Klassengrößen, aber auch Zugangschancen zum Gymnasium und zum 
Gymnasialverbleib mit Veränderungen der Schülerjahrgangsgrößen in einem 
Bundesland. Besonders die Schulsysteme der ostdeutschen Bundesländer waren 
durch den Einbruch der Geburten mit dem sogenannten „Wende-Knick“ stark 
durch demogra  sche Veränderungen herausgefordert. In einigen Kreisen Ost-
deutschlands verringerte sich die Jahrgangsstärke zwischen 1996 und 2006 um 
über 70 Prozent. Bei einem so starken Einbruch der Schülerzahlen sind bestehen-
de Schulstandorte nur schwer aufrecht zu erhalten. Schüler in geburtenschwachen 
Jahrgängen können in ihren Bildungsverläufen jedoch von demogra  schen Ein-
brüchen erheblich pro  tieren. Schüler gehen in geburtenschwachen Jahrgängen 
eher auf das Gymnasium über und durchlaufen dies auch erfolgreicher als Schü-
ler in geburtenstarken Jahrgängen (Helbig und Schmolke i.E.). Des Weiteren 
konnte der Einbruch der Schülerzahlen in den ostdeutschen Bundesländern als 
demogra  sche Dividende durch frei werdende Ressourcen genutzt werden. Die 
demogra  sche Dividende bezieht sich dabei vor allem auf die Verfügbarkeit von 
Fachlehrkräften. Ländervergleiche zeigen, dass Schülerleistungen besser ausfallen, 
je mehr Schüler von Fachlehrern unterrichtet werden. Während heute in einigen 
westdeutschen Bundesländern ein hoher Anteil fachfremder Lehrer die Fächer 
Mathematik, Biologie, Physik und Chemie unterrichtet, ist dies in den ostdeut-
schen Bundesländern eher die Ausnahme (Pant et al. 2013: 375). Damit haben 
die Schüler in den ostdeutschen Bundesländern bessere Ausgangsbedingungen, 
um sich Kompetenzen in diesen Fächern anzueignen.
Auf der anderen Seite wurden in der Folge des Geburteneinbruchs in den ost-
deutschen Bundesländern nach der Wende und dem damit verbundenen Schüler-
zahlenrückgang (Weishaupt 2009b) hier seit knapp 20 Jahren kaum neue Lehrer 
eingestellt. Zudem ist anzunehmen, dass die Lehrer, die eingestellt wurden, eine 
Lehrbefähigung für die jeweiligen Fächer hatten, für die sie eingesetzt werden 
sollten. Der Bewerberpool, aus dem die ostdeutschen Bundesländer schöpfen 
konnten, war durch den faktischen Einstellungsstopp zudem größer als in den 
westdeutschen Bundesländern. Jetzt, wo die Schülerzahlen in den ostdeutschen 
Bundesländern wieder ansteigen, die Lehrerschaft überaltert ist und in den nächs-
ten Jahren in großem Umfang verrentet wird, wird sich dieses Problem auch für 
die ostdeutschen Bundesländer stellen. So liegt der Anteil der Lehrer, die 50 Jahre 
und älter sind, in den ostdeutschen Bundesländern zwischen 54 Prozent in Berlin 
und 61 Prozent in Thüringen. Die Werte für die westdeutschen Bundesländern 
liegen hingegen zwischen 35 Prozent in Hamburg und 44 Prozent in Nordrhein-
Westfalen (StBa 2014a, eigene Berechnungen). Die ostdeutschen Länder reagie-
ren auf die sich abzeichnende Problemlage mit der Einführung oder Wiederein-
führung des Beamtenstatus für Lehrer und locken zudem mit Gehaltszulagen für 
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den Dienst in ländlichen Gebieten (SpiegelOnline 2015). Anstatt koordiniert zu 
reagieren, illustrieren die Bundeländer im Kampf um die Lehrkräfte, was sie unter 
Wettbewerbsföderalismus verstehen. Leider zeigt sich an diesem Beispiel, dass die 
besten Lösungsansätze für derartige Probleme bereits vor 50 Jahren formuliert 
und nicht umgesetzt wurden: So forderte Georg Picht 1964 in seinem Buch „Die 
Deutsche Bildungskatastrophe“: „Der Lehrermangel ist in den verschiedenen 
Bundesländern so unterschiedlich, daß in schlechter gestellten Ländern nur dann 
katastrophale Zustände vermieden werden können, wenn ein Austausch von Leh-
rern zwischen den Ländern erfolgt.“ (Picht 1964: 53)

4. Wirtschaftsstrukturelle Gegebenheiten: Ungleiche Bildungschancen können 
auch durch Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur speziell in Angeboten auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt entstehen, da diese die Bildungs- und Berufsas-
pirationen von Jugendlichen beein  ussen. So könnten sich Eltern und Kinder in 
Regionen mit einer hohen Arbeitslosenquote eher für gymnasiale Bildungsgänge 
entscheiden, um im Wettbewerb um die wenigen Arbeitsstellen bessere Chancen 
zu haben. Dagegen könnten sich Schüler in Regionen mit einem hohen Angebot 
an Ausbildungsplätzen eher gegen einen gymnasialen Bildungsgang entscheiden, 
weil sie auch ohne Abitur gute Chancen auf einen Ausbildungsplatz haben. Un-
gleiche Bildungsergebnisse in Reaktion auf unterschiedliche wirtschaftsstrukturel-
le Gegebenheiten könnten akzeptierbar sein, da diese eher auf individuellen Ent-
scheidungen beruhen. Zudem haben Jugendliche in Bundesländern mit einem 
geringeren Anteil an hohen Bildungszerti  katen keineswegs schlechtere Arbeits-
marktperspektiven, wenn diese Bundesländer auch für Jugendliche ohne hohe 
Bildungszerti  kate ein ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen schaffen.

5. Wertevorstellungen: Die Nutzung von Bildungseinrichtungen und damit auch 
Bildungsergebnisse können durch unterschiedliche Wertvorstellungen beein  usst 
werden, die sich nach Bundesländern unterscheiden können. Zum einen hängt 
die Nutzung von Kita-Plätzen bei den unter Dreijährigen vom Angebot ab, das 
in Bundesländern wie in Bayern, Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen im 
Bundesländervergleich gering ist. Ähnliches gilt für Ganztagsschulangebote. Zum 
anderen ist davon auszugehen, dass in Regionen in denen eher konservative Wert-
vorstellungen vertreten werden und der Begriff der erwerbstätigen „Rabenmutter“ 
noch nicht der Vergangenheit angehört, auch die Nachfrage nach frühkindlichen 
und ganztagsschulischen Bildungseinrichtungen geringer ist. Festzuhalten bleibt 
an dieser Stelle, dass Angebot und Nachfrage nach Bildungseinrichtungen kaum 
voneinander zu trennen sind. Einzig die Daten zu den Ganztagsschulen weisen 
darauf hin, dass das Angebot von Ganztagsschulplätzen und deren Nutzung stark 
zwischen den Bundesländern differieren (Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2012). Auch der Betreuungsumfang (gemessen in Stunden in Betreuung) 
in den Kitas unterscheidet sich stark zwischen den Bundesländern, vor allem zwi-
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schen Ost und West. In den ostdeutschen Bundesländern wirkt die Tradition 
aus dem DDR-Bildungssystem fort, wo Eltern auf ein ausgebautes System an Be-
treuungsplätzen zurückgreifen konnten, um einer (politisch forcierten) Erwerbs-
tätigkeit nachzugehen. Deutliche Ost-West-Unterschiede zeigen sich auch beim 
Anteil von Schülern, die die Schule nur mit einem Hauptschulabschluss verlassen. 
So wurde der Hauptschulabschluss nach der Wende in Ostdeutschland weniger 
als ein allgemeinbildender Abschluss akzeptiert (Edelstein und Nikolai 2013), da 
im DDR-Schulsystem viele der heutigen Eltern die Schule mindestens mit dem 
zehnjährigen Polytechnischen Abschluss verließen.
Eltern haben nach Art. 6 des Grundgesetzes das Recht, über den Ort der Betreu-
ung ihrer Kinder selbst zu entscheiden. Zugleich weisen Forschungsergebnisse aus 
der Bildungsforschung aber darauf hin, dass ein früher Kita-Besuch förderlich für 
spätere Bildungskarrieren ist (vor allem für Kinder aus sozial niedrigen Schichten) 
und der Besuch einer Ganztagsschule herkunftsbedingte Disparitäten abbauen 
kann. Vor allem an frühkindlichen Bildungseinrichtungen partizipieren Kinder 
aus sozial benachteiligten Schichten jedoch nicht in dem Maße wie ihre Altersge-
nossen aus den höheren Schichten (Oberwöhrmann und Bettge 2013). Familien, 
für die eine außerfamiliäre frühkindliche Förderung am wichtigsten wäre, neh-
men diese am seltensten wahr. Ob Kinderrechte und das Elternwahlrecht hier 
noch in Einklang miteinander stehen, ist zu diskutieren.

6. Schulrechtliche Regelungen: Nicht zuletzt könnten Bildungsergebnisse durch 
schulrechtliche Regelungen beein  usst werden, deren Entwicklung in unserem 
Buch im Fokus steht. Schulrechtliche Regelungen bestimmen, welche Schulfor-
men vorgesehen sind und damit überhaupt besucht werden können. Dadurch 
ergibt sich auch eine unterschiedliche Zusammensetzung der Schülerschaft. So 
sollten die Schüler in zweigliedrigen Schulsystemen4 leistungshomogener sein als 
in dreigliedrigen Schulsystemen5 (vor allem in der hierarchisch untersten Schul-
form). Hiermit können wiederum unterschiedliche Lern- und Entwicklungs-
milieus (Baumert et al. 2006) verbunden sein. Ferner bestimmen schulrechtli-
che Regelungen darüber, welche curricularen Eigenheiten es in den jeweiligen 
Bundesländern gibt. Zudem werden an verschiedenen Schwellen in einem Bil-
dungssystem die Übergänge über schulrechtliche Regelungen festgelegt und die 
jeweiligen Eingangsvoraussetzungen von Schulformen gesetzt. Die schulstruk-

4 Zweigliedrige Schulsysteme sind solche Schulsysteme in allen ostdeutschen als auch in vielen west-
deutschen Bundesländern, die neben dem Gymnasium entweder nur noch eine weitere Schulform 
anbieten oder neben diesen noch Gesamt- bzw. Gemeinschaftsschulen führen (Nikolai i.E.-b).

5 Dreigliedrige Schulsysteme beziehen sich auf die Schulformen Haupt- und Realschule sowie Gym-
nasium. Korrekt wäre es von vier- oder auch fünfgliedrigen Schulsystemen zu sprechen, da in vielen 
westdeutschen Bundesländern seit den 1970er Jahren Gesamtschulen als Regelschulen bestehen 
und zudem in allen Bundesländern auch Sonder- bzw. Förderschulen als allgemeinbildende Schul-
form existieren.
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turellen Gegebenheiten in einem Bundesland können darüber hinaus dazu füh-
ren, dass Schüler bzw. deren Eltern die Kosten und die Erfolgswahrscheinlich-
keit für bestimmte Bildungsgänge unterschiedlich einschätzen können. Ferner 
können schulrechtliche Regelungen auch bestimmen, ob Bildungswünsche von 
Eltern bzw. Schülern umgesetzt werden können. Des Weiteren kann aber auch 
der Wechsel in bestimmte Schulformen und/oder zu bestimmten Klassenstufen 
rechtlich ausgeschlossen werden. So kann etwa die im Bundesländervergleich 
niedrigste Übergangsquote von Fünftklässlern auf das Gymnasium (2012/13) in 
Bremen auf eine Beschränkung der Gymnasialschulplätze zurückgeführt werden 
(Rösner 2014). Ebenso gibt es in Baden-Württemberg keine Schüler, die mit ei-
nem Realschulabschluss auf das Gymnasium gehen, da hier die Realschüler nach 
der 10. Klasse nicht auf eine gymnasiale Oberstufe wechseln, sondern nur beruf-
liche Gymnasien besuchen können. Ob diese Regelung im weiteren Bildungs-
verlauf im Bundeländervergleich zu unterschiedlichen Bildungschancen beim Er-
werb der allgemeinen Hochschulreife führt, ist eine offene Forschungsfrage. Dies 
trifft auch auf viele andere schulrechtliche Regelungen zu, die wir in diesem Buch 
thematisieren werden.
Insgesamt ist die Rolle aller hier aufgeführten Erklärungsansätze für die Bedeu-
tung absoluter und relativer Unterschiede beim Zugang zum Abitur zwischen 
den Bundesländern kaum untersucht worden. Im Hinblick auf den letzten Erklä-
rungsansatz, die Bedeutung schulrechtlicher Regelungen, liegt dies vor allem dar-
an, dass es bisher an einer systematischen Darstellung der schulrechtlichen Rege-
lungen in den Bundesländern fehlt. So stehen Untersuchungen aus, die nicht nur 
die institutionelle Ausgestaltung der Schulsysteme zu einem Zeitpunkt berück-
sichtigen (Gresch et al. 2009; von Below 2002), sondern auch die langjährigen 
institutionellen Entwicklungen im Bundesländervergleich in den Fokus rücken. 
Arbeiten, die die deutsche Schul- und Bildungspolitik analysieren, berücksichti-
gen institutionelle Eigenheiten der Bundesländer nur am Rande (Cortina et al. 
2005; Hepp 2011; Hüfner und Naumann 1977; Hüfner et al. 1977; Kuhlmann 
1970), nicht systematisch im Zeitverlauf (Bellenberg 2012; Bohl 2003; Liegmann 
und Bouß 2012; Tillmann 2013) oder nicht im Bundesländervergleich (Friede-
burg 1992; Führ und Furck 1998; Geißler 2011a; Herrlitz et al. 2009).
Dabei weisen gerade zahlreiche bildungssoziologische Studien und theoretische 
Abhandlungen auf die Bedeutung der unterschiedlichen Ausgestaltung von Bil-
dungssystemen für Chancengleichheit im Bildungswesen hin (Allmendinger 
2004; Becker 2000; Becker und Lauterbach 2004; Fend 2008; Meyer 1977).6 
Die Struktur und Organisation eines Bildungssystems beein  ussen das Bil-
dungsverhalten und die Bildungsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen 

6 Die institutionelle Ausgestaltung von Bildungssystemen ist ebenso auch ein bedeutender Faktor für 
Prozesse sozialer Ungleichheit im Lebensverlauf (Kerckhoff 1995; van der Werfhorst und Mijs 2010).
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(Fend 2008; Schelsky 1965). Schule verstehen wir als „historisch, politisch, sozial 
und kulturell gestaltete Institution“ (Blömeke und Herzig 2009: 16). Unsere 
Betrachtungsebene ist dabei auf die Systemebene von Schule gerichtet, deren 
strukturelle und organisatorische Regelungen als Rahmenbedingungen zum ei-
nen Ergebnis schulpolitischer Entscheidungen sind und zum anderen die Gestal-
tungsspielräume der beteiligten Akteure beein  ussen (Schüler, Eltern, Lehrer, 
etc.). Regelungen zur Struktur und Organisation sind nicht alleine Ursachen 
für die Reproduktion von sozialen Bildungsungleichheiten (Drewek 2012) – je-
doch sehen nicht nur wir diese als zentrale Parameter an, die den Kontext der 
Bildungsentscheidungen von Kindern und Jugendlichen sowie Eltern und da-
mit von Bildungsungleichheiten beein  ussen (Allmendinger 1989; Erikson und 
Jonsson 1996; Hillmert 2007).

1.3 Fragestellung und Vorgehen

Der Ein  uss schulrechtlicher Regelungen auf unterschiedliche Bildungsergebnisse 
zwischen den Bundesländern kann jedoch erst dann systematisch untersucht wer-
den, wenn ein Wissen über die Unterschiede der schulrechtlichen Regelungen in 
den Bundesländern im Zeitverlauf vorliegt. Wir wollen in diesem Buch diese Vo-
raussetzung erarbeiten und die schulrechtlichen Unterschiede der Bundesländer 
seit 1949 analysieren. Dabei wollen wir zunächst folgende Fragen beantworten: 

Wie haben sich die Schulsysteme der Bundesländer seit dem Schuljahr 1949/50 verän-
dert? In welchen Bereichen der Schulsysteme kam es zu häufigen Veränderungen und 
in welchen kaum?

Für die deutsche Schulpolitik konstatierten Bildungswissenschaftler in der Ver-
gangenheit häu  g einen Reformstau oder Stagnation (Friedeburg 1992; Massing 
2002; Zedler 1985). Das jahrzehntelange Festhalten am dreigliedrigen Schulsys-
tem scheint dieses Bild zu bestätigen. Das Konzept der Pfadabhängigkeit, etwa 
wie aus dem Historischen Institutionalismus (Mahoney 2000; North 1990; Pier-
son 2000), kann dabei zum Verständnis der langjährigen Stabilität des dreiglied-
rigen Schulsystems in den deutschen Bundesländern beitragen. Jedoch gehen wir 
in Anlehnung an weiterführende Analysen zum institutionellen Wandel (Thelen 
2003; Thelen 2004) davon aus, dass sich auch innerhalb der Schulstruktur weit-
reichende Veränderung ergeben haben (Drewek 1994b; Geißler 2011a; Herrlitz 
et al. 2009), die über einen längeren Zeitraum als graduelle, inkrementell ablau-
fende Prozesse (Streeck und Thelen 2005) zu grundlegenden Umwandlungen der 
Schulsysteme geführt haben.
Beiträge aus der Schulsystemforschung konzentrieren sich auf Entwicklungen der 
Schulanzahl nach Schularten und die quantitative Erfassung von Schülerströmen 
(nach Schulart, Klassen und Geschlecht) bzw. schulstrukturelle Entwicklungen 
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(mitunter ihren regionalen Besonderheiten) (Drewek 1994b,2013; Drewek et 
al. 2001; Edelstein und Nikolai 2013; Köhler und Lundgreen 2014; Lundgreen 
2000,2006; Maaz et al. 2010a; Riege 1995; Zymek 1992,1997,2013), sodass 
selbst eine sekundäranalytische Aufarbeitung das Ziel nicht erfüllen könnte, die 
schulrechtlichen Regelungen der Bundesländer systematisch miteinander über die 
Zeit zu vergleichen. Insgesamt fehlt es also an schulrechtlichen Daten, wie, wann 
und in welchen Bereichen sich die Schulsysteme der deutschen Bundesländer ver-
ändert haben.
Mit der vorliegenden Studie wollen wir an dieser Forschungslücke ansetzen: 
Dazu haben wir am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung eine Da-
tenbank erstellt, die die schulrechtlichen Veränderungen der Schuljahre 1949/50 
bis 2009/10 im Bundesländervergleich erfasst. Eine solche standardisierte Samm-
lung schulrechtlicher Regelungen, die auf knapp 8.300 Einzeldokumenten aus 
sechs Jahrzehnten basiert, ist nicht nur in Deutschland einzigartig. Für diese Da-
tenbank haben wir mithilfe zahlreicher Mitarbeiter Schulgesetze, Rechtsverord-
nungen und Amtsblätter in Archiven, Bibliotheken und im Internet erschlossen. 
Mit den darin enthaltenen Regelungen können schulrechtliche Entwicklungen 
in ausgewählten Dimensionen erfasst werden. Schließlich gilt die Gesetzgebung 
als „wichtigstes Gestaltungs- und Steuerungsinstrument der Länder, um Ziele, 
Inhalte und Strukturen des Schulwesens festzulegen“ (Hepp 2011: 171). Die in 
Schulgesetzen, Rechtsverordnungen, Verwaltungsvorschriften und Gesetzeskom-
mentaren enthaltenen Regelungen für die Schuljahre 1949/50 bis 2009/10 führ-
ten wir in eine Indikatorik über, aus der wir standardisiert die Entwicklung der 16 
Schulsysteme seit 1949 abbilden können (Ostdeutschland ab 1991/92). Unsere 
Indikatorik besteht aus 61 Teilaspekten, die wir analog zu von Below (2002) in 
den Dimensionen Strukturen, die Kontrolle von Inhalten (Regelungen zu Über-
gängen im Schulsystem) und die gelehrten Inhalte gliedern.
Die Dimension „Strukturen“ beschreibt, in welcher Art und Weise die Bundes-
länder Bildungsgänge differenzieren und mit welchen  nanziellen Fördermaß-
nahmen und Regularien Schülern der Zugang zum Schulsystem ermöglicht wird. 
Diese Indikatoren haben wir größtenteils deshalb verwendet, da Annahmen der 
Werterwartungstheorie eine sozial ungleiche Wirkung dieser Regelungen nahe 
legen. Die „Kontrolle von Inhalten“ weist darauf hin, nach welchen Kriterien die 
Bundesländer den Zugang zu den weiterführenden Schulen gestalten und inwie-
weit Prüfungen und Zerti  kate landesweit einheitlichen Standards entsprechen. 
Mit dieser Dimension bilden wir zudem alle Übergangsschwellen innerhalb des 
weiterführenden Schulsystems ab, vor allem im Hinblick auf den gymnasialen 
Bildungsgang. Besonders an den Schwellen des Bildungssystems ergeben sich un-
gleiche Bildungschancen (Boudon 1974). Je nachdem wie diese geregelt sind, soll-
ten sich daraus ungleiche Bildungschancen ergeben. Die Dimension der „Inhalte“ 
beschreibt, welchem Stellenwert moderne und traditionelle Unterrichtsinhalte in 
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einem Schulsystem zukommen. Die Darstellung der einzelnen Indikatoren ergän-
zen wir jeweils mit Beiträgen aus der (historischen) Schulforschung und für ak-
tuelle Entwicklungen auch mit Presseberichterstattungen, um die Entwicklungen 
im Zeitverlauf einzuordnen. 
Neben der Darstellung und Analyse der schulrechtlichen Regelungen in den Bun-
desländern seit 1949 wollen wir zwei weitere zentrale Forschungsfragen beant-
worten: 

Welche schulrechtlichen Typen lassen sich erkennen? Zu welchen schulrechtlichen Ty-
pen lassen sich die Bundesländer im Zeitverlauf zuordnen? 

Dies geschieht aus zwei Gründen. Erstens könnte es sein, dass nicht einzelne 
schulrechtliche Elemente soziale Bildungsungleichheiten beein  ussen, sondern 
vielmehr erst ein Zusammenspiel mehrerer schulrechtlicher Regelungen. In ihrer 
Untersuchung für das Jahr 1997 weist von Below (2002) daraufhin, dass die Stär-
ke des Zusammenhangs zwischen der sozialen Herkunft und den Bildungschan-
cen in unterschiedlichen Typen von Schulsystemen variiert.
Zweitens liefern wir mit der Darstellung der schulrechtlichen Regelungen in 
den Bundesländern zwar einen differenzierten Blick über die Unterschiede in 
den Bundesländern, jedoch ist es für einen Vergleich im Zeitverlauf sinnvoll, zur 
Komplexitätsreduktion eine Typenbildung vorzunehmen. Gerade darin sehen wir 
einen Mehrwert unserer Studie, in dem wir die Bundesländer bildungsrechtlichen 
Typen im Zeitverlauf zuordnen und dabei zeigen, dass Typen nicht als stabil be-
griffen und codiert werden können.
Wir zeigen, in welchen Bundesländern es wann zu Veränderungen gekommen 
ist und wann es Phasen der Stabilität gab. Auch präsentieren wir, in welchen 
Bundesländern als erstes schulrechtliche „Innovationen“ eingeführt wurden und 
ob andere Bundesländer diesen „Innovationen“ im Sinne eines Policy Learning 
folgten. Wir diskutieren auch, inwieweit von einer zielgerichteten Schulpolitik 
gesprochen werden kann. So analysieren wir, in welchen Bundesländern eine 
Stringenz der schulrechtlichen Regelungen zu erkennen ist bzw. in welchen Bun-
desländern Regelungen eingeführt und nur wenige Jahre später wieder abgeschafft 
wurden. In diesem Zusammenhang diskutieren wir auch, ob wir es mit umfas-
senden Reformen oder mit kleinen „Tippelschritten“ zu tun haben. Ferner wol-
len wir beleuchten, inwieweit historische Konjunkturen in der Reformtätigkeit 
vorliegen. So prüfen wir im Spiegel unserer Datenbank, ob die 1970er Jahre ein 
reformfreudiges Jahrzehnt waren, ob der Beitritt der östlichen Bundesländer 1990 
Reformen bei den westlichen Bundesländern zur Folge hatte und ob der PISA-
Schock 2001 tatsächlich zu weitreichenden schulrechtlichen Veränderungen in 
den Schulsystemen führte.
Wir werden in unserer Betrachtung die verschiedenen institutionellen Verände-
rungen in den Schulsystemen der Bundesländer, die oftmals in vielen Schritten 
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und nichtlinear erfolgten, mit Hilfe unserer Datenbank analysieren. Dabei kon-
zentrieren wir uns vor allem auf schulrechtliche Regelungen, die das Gymnasium 
betreffen. Nichtsdestotrotz machen wir dabei vor allem auf der Strukturebene 
auch einige Aussagen über das gesamte Schulsystem. Trotz aller Reformversu-
che wie Orientierungsstufe und Gesamtschule wurde die besondere Stellung des 
Gymnasiums beibehalten (Ertl und Phillips 2000; Wilde 2002). Als einzige 
weiterführende Schulform existiert das Gymnasium in allen 16 Bundesländern. 
Bisherige Reformbestrebungen, die das Gymnasium in Strukturreformen zu in-
tegrieren versuchten, scheiterten. Auch die Entwicklung hin zu zweigliedrigen 
Schulsystemen belässt das Gymnasium in seiner Stellung unverändert. Eine wei-
tere Schulform, die in allen Bundeländern existiert und ein signi  kanter Teil des 
Schulsystems darstellt, ist die Förderschule. Allerdings werden heute rund 90 ver-
schiedene Schulformen und Beschulungsarten von Förderschulen in den 16 Bun-
desländern statistisch voneinander unterschieden (StBa 2014a). Diese verteilen 
sich in ihrem Aufkommen ungleich zwischen den Bundesländern. Während in 
Thüringen nur noch zwei Formen der Sonderbeschulung statistisch erfasst wer-
den, sind es in Bayern und Nordrhein-Westfalen 14 Formen der Sonderbeschu-
lung. Selbst ein Vergleich der heutigen Ausgestaltung der Förderschulformen in 
den Bundeländern bzw. die integrative Beschulung von Schülern mit Förderbe-
darf ist kaum zu leisten (Blanck 2014).
Unsere Studie hat weitreichende gesellschaftliche und wissenschaftliche Relevanz, 
die über die Deskription der Schulgeschichte in den Bundesländern hinausgeht. 
Mit der vorliegenden Studie wollen wir Lesern einen Überblick darüber geben, wie 
sich die Schulsysteme in den 16 Bundesländern voneinander unterscheiden und wie 
sich diese Unterschiede zwischen 1949/50 und 2009/10 entwickelt haben. Unsere 
Untersuchung als auch die damit verbundene Datenbank bietet Forschungsansätze 
für die Bildungssoziologie, Bildungsökonomie und Erziehungswissenschaften, aber 
auch für die Politik- und Rechtswissenschaften. Jedoch wollen wir mit unserer Un-
tersuchung auch schulpolitisch Interessierten eine Informationsquelle zu den schul-
rechtlichen Entwicklungen in den Bundesländern bieten.
Die im Zeitverlauf detaillierte schulrechtliche Analyse der Bundesländer bildet 
die Grundlage für weitere Untersuchungen in der Bildungssoziologie und Bil-
dungsökonomie, wie sich unterschiedliche schulrechtliche Regelungen bzw. Kon-
stellationen auf Bildungsungleichheiten im Schulsystem auswirken. Für Politik-
wissenschaftler bildet sie eine Übersicht um Schulreformen zu identi  zieren und 
zu untersuchen, welche Faktoren Wandel oder Stabilität beein  ussten. Für die 
juristische Forschung ergeben sich Fragen im Bereich der Rechtsgeschichte und 
der Rechtssoziologie. So kann mit der Datenbank bzw. den zugrunde liegenden 
Rechtstexten beispielsweise die historisch veränderte Regelungsdichte als auch die 
Veränderung von Rechtsbegriffen analysiert werden. Für die Erziehungswissen-
schaft schließlich ergibt sich die Möglichkeit, die Datenbank für die Erklärung 
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von Kompetenzunterschieden zwischen den Bundesländern zu verwenden. Zwar 
sind die Indikatoren unserer Datenbank nicht mit dem Ziel erhoben worden, 
Kompetenzunterschiede zu erklären. Um unterschiedliche Kompetenzentwick-
lungen in den Bundesländern erklären zu können, halten wir es jedoch für wich-
tig, auch allgemeine institutionelle Variationen im Bundesländervergleich zu kon-
trollieren, wofür die Datenbank notwendige Informationen bereitstellt.

1.4 Aufbau

Unsere Studie gliedert sich in folgende sechs Teile: In Kapitel zwei stellen wir 
zunächst aus der Perspektive der Werterwartungstheorie vor, wie sich schulrecht-
liche Regelungen auf (soziale) Bildungsungleichheiten auswirken können und 
wie deren Annahmen die Auswahl unserer Indikatoren begründeten. Eine Vor-
stellung unserer Indikatoren nimmt Kapitel drei vor. Dieses Kapitel stellt auch 
unsere verwendeten Rechtsquellen, den Zugang zu ihnen und deren Auslegung 
vor. Im vierten Teil des Buches analysieren wir, wie sich die einzelnen schulrecht-
lichen Regelungen in den Bundesländern im Zeitraum von 60 Jahren seit dem 
Schuljahr 1949/50 verändert haben. Die Beschreibung der Indikatoren ergänzen 
wir an vereinzelten Stellen mit Exkursen zu Regelungen, die wir im Zeitverlauf 
nicht darstellen konnten, jedoch für das Verständnis der schulrechtlichen Ent-
wicklung ebenso für wichtig erachten. Im fünften Teil des Buches klassi  zieren 
wir die einzelnen schulrechtlichen Regelungen und bilden schulrechtliche Typen. 
Wir lösen uns dabei von einzelnen schulrechtlichen Regelungen und betrachten 
die schulrechtlichen Regelungen der Bundesländer in ihrer Gesamtheit. Auch für 
die von uns identi  zierten Schulsystemtypen analysieren wir die Entwicklung im 
Zeitverlauf. Im sechsten Kapitel ordnen wir die schulrechtliche Entwicklung in 
die bestehenden theoretischen Ansätze zu Veränderungen in der Schulpolitik ein. 
Im abschließenden Kapitel sieben fassen wir die Ergebnisse zusammen, ziehen 
Schlussfolgerungen und beschreiben die Herausforderungen des deutschen Bil-
dungsföderalismus.
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2 Theoretische Perspektiven der Indikatorik

Die von uns erstellte Datenbank trägt den Namen „Schulrechtliche Veränderungen 
in den deutschen Bundesländern“ (SVDBL). Die Indikatoren, die wir für die SVD-
BL verwendet haben, stützen sich neben den Vorarbeiten von Susanne von Below 
(2002) (siehe Abschnitt 3.2) auch auf theoretische Annahmen, wie sich schulrecht-
liche Regelungen auf (soziale) Bildungsungleichheiten zwischen den Bundesländern 
auswirken können. Unsere theoretischen Perspektiven beruhen dabei sowohl auf 
werterwartungstheoretischen Annahmen als auch auf Annahmen zur Standardisie-
rung und Stratifzierung von Schulsystemen. Wir gehen davon aus, dass die von 
uns erhobenen Indikatoren die Bildungsentscheidungen von Eltern und Kindern 
beein  ussen und je nach Ausgestaltung eine ungleichheitsgenerierende oder -ver-
stärkende Bedeutung haben können. Soziale Ungleichheiten beim Bildungszugang 
sind ein in der empirischen Bildungsforschung breit untersuchtes Forschungsfeld. 
Zur Erklärung sozialer Ungleichheit beim Bildungszugang auf individueller Ebe-
ne unterscheidet Raymond Boudon (1974) primäre und sekundäre Effekte sozialer 
Herkunft. Primäre Herkunftseffekte beschreiben schichtspezi  sche Unterschiede 
der schulischen Leistungen und Kompetenzen von Kindern, die durch Erziehung, 
elterliche Ressourcen und vom Elternhaus mitgegebene Lerngelegenheiten entste-
hen. Sekundäre Herkunftseffekte bezeichnen schichtabhängige Unterschiede in der 
subjektiven Bewertung der Kosten, Nutzen und Erfolgswahrscheinlichkeiten von 
alternativen Bildungswegen (Becker 2000; Boudon 1974). Der werterwartungsthe-
oretische Ansatz postuliert, dass sich die Entscheidung für oder gegen einen Bil-
dungsgang aus dem Abwägen des eingeschätzten Nutzens eines Bildungszerti  kats, 
der Erfolgswahrscheinlichkeit und der Kosten für einen Bildungsgang ergibt. Eltern 
treffen Bildungsentscheidungen in Abhängigkeit von ihrem sozialen Status und 
wählen für ihre Kinder die Bildungswege aus, die aus ihrer Sicht am ehesten zum 
Statuserhalt beitragen. Für Eltern aus bildungsnahen bzw. hohen Sozialschichten 
sind die eingeschätzten Kosten höherer Bildung geringer. Die Erfolgswahrschein-
lichkeit und der erwartete Nutzen höherer Bildung sind für sie höher. Zudem sind 
die Kosten eines Statusverlustes für diese Eltern höher als für Eltern aus bildungs-
fernen bzw. unteren Sozialschichten (Becker 2000; Boudon 1974; Breen und Golt-
horpe 1997; Erikson und Jonsson 1996; Esser 1999).
Eltern und Kinder treffen die Wahl für einen Bildungsgang jedoch nicht losgelöst 
vom institutionellen Kontext, den Schulsysteme mit ihren Restriktionen und Re-
gelungen vorgeben (Boudon 1974). Rechtliche Regelungen beein  ussen den Rah-
men, innerhalb dessen Kosten-, Erfolgs- und Ertragsabwägungen statt  nden und 
in dem die endgültige Bildungsgangentscheidung getroffen wird (Hillmert 2007).
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Aus Perspektive der Werterwartungstheorie können rechtliche Regelungen in ei-
nem Schulsystem Bildungsentscheidungen im Allgemeinen über fünf Wege be-
ein  ussen. Erstens können rechtliche Regelungen den Entscheidungsspielraum 
beein  ussen, in dem Bildungsentscheidungen getroffen werden. Der Übergang in 
einen angestrebten Bildungsgang und damit die Bildungsgangentscheidung kann 
durch gesetzliche Regelungen ver- bzw. behindert werden. Wenn bei Bildungs-
gangentscheidungen (z.B. von der Grundschule auf weiterführende Schulen) der 
Elternwille das Entscheidungskriterium darstellt, kann der angestrebte Bildungs-
gang auch ohne entsprechende Bildungsgangempfehlungen der Lehrer umgesetzt 
werden. Die Bildungsgangentscheidung kann in diesem Fall frei getroffen werden 
und  ndet entsprechend der Kosten-, Erfolgs- und Nutzenabwägungen statt. In 
Bundesländern, in denen die Empfehlung für die weiterführenden Schulen bin-
dend ist und damit nicht den Eltern obliegt, spielen die Kosten-, Erfolgs- und 
Nutzenabwägungen eine kleinere Rolle. Im Sinne der Werterwartungstheorie ist 
davon auszugehen, dass sich in Bundesländern mit freiem Elternwillen die sozi-
al höheren Schichten in größerem Maße beim Gymnasialübergang durchsetzen, 
weil sie den Nutzen gymnasialer Bildung höher einschätzen und ihre Bildungs-
entscheidung hier nicht begrenzt wird. Allerdings ist dieser Zusammenhang em-
pirisch nicht immer bestätigt worden (Jähnen und Helbig i.E.).

Zweitens können schulrechtliche Regelungen die Kosteneinschätzung für einen 
Bildungsgang beein  ussen. So sollte die Dauer der Schullaufbahn bis zum Er-
reichen eines Bildungsabschlusses ebenso in die Kostenkalkulation eingehen wie 
der Zeitpunkt der Übergangsentscheidung. Je ähnlicher die Dauer einzelner Bil-
dungsgänge sind, desto geringer sollten sowohl die eingeschätzten Kosten für die 
Wahl eines höheren Bildungsganges (Erikson und Jonsson 1996) und somit auch 
die soziale Selektivität beim Gymnasialübergang sein. Die Dauer der Schulzeit für 
verschiedene Bildungsgänge kann sich über zwei schulstrukturelle Maßnahmen 
einander annähern. Zum einen kann die Schulzeit für nicht-gymnasiale Bildungs-
gänge über die Verlängerung der Vollzeitschulp  icht erhöht werden. Dadurch 
verändert sich der Abstand zwischen dem gymnasialen und dem nicht-gymnasi-
alen Bildungsgang. Zweitens kann es zu einer Annährung der Schulzeit für alle 
Bildungsgänge durch eine Verkürzung der Gymnasialschulzeit kommen. Eine 
Umstellung von einem neun- zu einem achtjährigen Gymnasium könnte eine 
Kostenreduktion zur Folge haben und damit sollten sich soziale Ungleichheiten 
beim Gymnasialübergang reduzieren.

Drittens können schulrechtliche Regelungen die Einschätzung der Erfolgswahr-
scheinlichkeit für einen Bildungsgang beein  ussen. Zum einen kann die sozial 
differenzierte Einschätzung der Erfolgswahrscheinlichkeit für höhere Bildungs-
gänge dadurch beein  usst werden, dass schulische Angebote primäre Herkunfts-
effekte in der Grundschule ausgleichen. Das heißt, dass Kompetenzunterschiede 
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effekte in der Grundschule ausgleichen. Das heißt, dass Kompetenzunterschiede 
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zwischen den Sozialschichten weniger ausgeprägt sind. So könnten primäre Her-
kunftseffekte durch vorschulische Betreuung und Bildung oder einen Ganztags-
schulbetrieb reduziert werden. Zu vermuten ist, dass die sozialen Unterschiede 
bei der eingeschätzten Erfolgswahrscheinlichkeit umso geringer sein sollten, je 
stärker schulrechtliche Regelungen in einem Bundesland darauf ausgerichtet 
sind, primäre Herkunftseffekte auszugleichen. Auch der Gymnasialzugang sollte 
entsprechend weniger selektiv ausgeprägt sein. Ferner kann durch spätere Über-
gangsentscheidungen die Einschätzung der schulischen Erfolgswahrscheinlichkeit 
des Kindes mit mehr Wissen über dessen tatsächliche Leistungsfähigkeit getroffen 
werden. Deshalb ist davon auszugehen, dass die soziale Selektivität beim Gym-
nasialzugang umso geringer sein sollte, je später die Übergangsentscheidung in 
einem Bundesland erfolgt. Die Einschätzung der Erfolgswahrscheinlichkeit kann 
auch durch unterrichtete Fächer am Gymnasium beein  usst werden. Wenn der 
Fokus der gymnasialen Bildung eher auf klassisch-humanistischen Bildungsin-
halten liegt, könnten bildungsferne Schichten aufgrund ihrer kulturellen Dis-
tanz zu diesen Inhalten eher vom Besuch des Gymnasiums abgeschreckt werden 
bzw. eher die gymnasialen Anforderungen nicht erfüllen und daher häu  ger vom 
Gymnasium auf eine geringer quali  zierende Schulform abgehen als Kinder aus 
bildungsnahen Schichten.

Viertens können schulrechtliche Regelungen dazu führen, dass Lehrer Bildungs-
entscheidungen beein  ussen und Bildungsungleichheiten produzieren. Sind 
etwa Grundschulen an einer weiterführenden Schule angeschlossen, die nicht 
zum Abitur führt (z.B. Volksschule), könnten Lehrkräfte selbst zur Verschärfung 
sozialer Ungleichheiten beim Gymnasialübergang beitragen. So könnten Lehr-
kräfte dieser Schulen versuchen, den Bestand ihrer Schule zu sichern, indem sie 
ihren Grundschülern seltener eine Gymnasialempfehlung geben. Empirische Stu-
dien weisen darauf hin, dass sich vor allem bildungsferne Schichten seltener über 
eine nicht gegebene Gymnasialempfehlung hinwegsetzen und damit soziale Un-
gleichheiten beim Gymnasialübergang verstärkt werden.7 So zeigt Lindner (2003) 
für Niedersachsen, dass Schüler an Orientierungsstufen, die an Hauptschulen 
angeschlossen waren, seltener eine Gymnasialempfehlung erhielten als in Orien-

7 Zudem zeigen einige Studien, dass schon die Lehrerempfehlung selber sozial selektiv ist. So müssen 
Kinder aus sozial benachteiligten Schichten höhere Kompetenzen erreichen, um eine Gymnasi-
alempfehlung zu erhalten bzw. um bestimmte Noten zu erreichen (Maaz et al. 2010a; Maaz und 
Nagy 2010). In diesen Studien wird aus unserer Sicht bisher zu wenig das Arbeitsverhalten bzw. die 
Leistungsbereitschaft der Schüler mit einbezogen. D.h. unter Umständen werden Kinder aus höhe-
ren Schichten gerade deshalb besser bewertet, weil sie schulförderliche Eigenschaften aufweisen, die 
die Lehrer besser bewerten. Davon abgesehen spielt die Einschätzung der Lehrkräfte im Hinblick 
auf die vermuteten Unterstützungsressourcen der Schüler im Gymnasium eine Rolle für die Gym-
nasialempfehlung (Becker und Birkelbach 2013; Ditton 2007; Gräsel und Bömer 2013; Schuchart 
und Dunkake 2014).
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tierungsstufen, die an einer Grundschule angeschlossen waren oder eine eigene 
Schulform bildeten. Ähnliche Ergebnisse  nden Döbrich und Weishaupt (1999) 
für Hessen und Spangenberg und Weishaupt (1999) für Bayern.
Zu einer höheren sozialen Selektivität kann es zudem beitragen, wenn die 
Schullaufbahnempfehlung nicht an Noten gebunden ist. Ist die Gymnasialemp-
fehlung an Noten gebunden, sind Lehrer weniger frei in ihrer Empfehlung.8

Wir halten fünftens einen weiteren Mechanismus für plausibel, über den schul-
rechtliche Regelungen individuelle Bildungsentscheidungen (sozial) ungleich 
beein  ussen können: relative Risiko-Aversion. Damit meinen wir explizit nicht 
den „relative risk aversion mechanism“ von Breen und Goldthorpe (1997), der 
sich auf den Statuserhalt von sozialen Gruppen bezieht. Wir gehen eher davon 
aus, dass schulrechtliche Regelungen dafür sorgen können, dass das Risiko ei-
ner Bildungsgangfehlentscheidung weniger folgenreich ist. Wird Schülern bei-
spielsweise mit dem erfolgreichen Absolvieren der neunten oder zehnten Klasse 
auf dem Gymnasium gleichzeitig der Haupt- oder Realschulabschluss zuerkannt, 
dann könnten sich speziell jene Eltern und Schüler für den gymnasialen Werde-
gang entscheiden, die unsicher über die Erfolgswahrscheinlichkeit einer gymna-
sialen Bildungswahl sind. Eltern aus bildungsfernen Schichten schätzen generell 
die Erfolgswahrscheinlichkeit ihrer Zöglinge für gymnasiale Bildung schlechter 
ein als Eltern aus bildungsnahen Schichten (Allmendinger und Helbig 2008). 
Eltern und Kinder aus bildungsfernen Schichten könnten sich daher in Schul-
systemen, in denen nicht automatisch ein allgemeinbildender Schulabschluss auf 
dem Gymnasium in der neunten oder zehnten Klasse anerkannt wird, gegen den 
gymnasialen Bildungsgang entscheiden, da die Entscheidung für das Gymnasium 
mit einem größeren Risiko einer Bildungsfehlentscheidung verbunden ist. Denn 
das Risiko ist größer, dass ihre Kinder bei Nichtbestehen des Abiturs oder früh-
zeitigem Abgang aus der gymnasialen Oberstufe das Schulsystem ohne jeglichen 
Schulabschluss verlassen. Aus diesen Überlegungen heraus vermuten wir, dass 
schulrechtliche Regelungen, die diese Unsicherheit in der Bildungsentscheidung 
minimieren, zu geringeren sozialen Selektivitäten führen.
Allerdings gehen diese aus der Werterwartungstheorie abgeleiteten Hypothesen 
von der Prämisse aus, dass sich Eltern erstens über die rechtlichen Gegebenheiten 
und deren Veränderungen in ihrem Bundesland bewusst sind, sie zweitens bei 
ihrer Bildungsentscheidung in ihre Kosten-Nutzen-Abwägung einbeziehen und 
drittens dementsprechend handeln. Ob einzelne rechtliche Regelungen mensch-
liches Handeln im Allgemeinen und Bildungsentscheidungen im Besonderen be-
ein  ussen, ist größtenteils eine offene Forschungsfrage.

8 So kam es beispielsweise in Berlin infolge der Umstellung auf eine notenbasierte Gymnasialempfeh-
lung (2001/02 zu 2002/03) zu einem Anstieg der empfohlenen Schüler für das Gymnasium binnen 
eines Jahres von 30 auf 40 Prozent aller Schüler (Dietze 2011).
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Die vorgestellten fünf theoretischen Annahmen, wie sich schulrechtliche Rege-
lungen auf (soziale) Bildungsungleichheiten zwischen den Bundesländern auswir-
ken können, bilden die Grundlage für unsere Auswahl der schulrechtlichen Rege-
lungen. Zur Systematisierung der Regelungen greifen wir in unserer Indikatorik 
in Anlehnung an von Below (2002) drei Dimensionen auf: Struktur, Kontrolle 
von Inhalten und Inhalte. In Anlehnung an Turner (1960) und Hopper (1968) 
charakterisiert von Below (2002) die in den Bundesländern vorhandenen Schul-
systeme anhand von zwei grundlegenden Dimensionen:

(1) Struktur (wie ist das System organisiert, z.B. als dreigliedriges Schulsystem 
oder mit Gesamtschulen) und

(2) Inhalt (welche Fächer und Curricula sind etabliert und wie streng wird deren 
Einhaltung überprüft).

Dabei unterscheidet sie die zweite Dimension in Inhalte und Kontrolle von In-
halten. Anhand der beiden Dimensionen Struktur und Inhalte identi  ziert von 
Below für das Jahr 1997 vier Typen von Schulsystemen: a) traditionell-konser-
vativ, b) reformiert-konservativ, c) traditionell-liberal und d) reformiert-liberal. 
In ihrer Klassi  kation von Schulsystemen wählte von Below (2002) ein theorie-
geleitetes Verfahren und band ihre untersuchten Dimensionen in einen Merk-
malsraum ein. Für den Merkmalsraum verwendete von Below eine starke Ver-
einfachung und dichotomisierte die Indikatoren als binäre Variablen mit zwei 
Ausprägungen, mit anschließender Reduzierung und Überführung der Typen in 
eine Vierfeldertafel (von Below 2002: 27–36).
Nach von Below sind schulrechtliche Regelungen Ausdruck unterschiedlicher 
„politischer Philosophien“ (2002: 40). Prototypisch unterscheidet sie dabei zum 
einen Bildungssysteme, die sich eher an den klassischen Bildungsidealen des Bil-
dungsbürgertums orientieren und mit bestimmten Vorstellungen über soziale Se-
lektion bzw. Reproduktion verknüpft sind („traditionell-konservativ“). Auf der 
anderen Seite stehen Bildungssysteme, die sich an modernen Inhalten orientieren 
und offenere Strukturen aufweisen („reformiert-liberal“). Von Belows Betrach-
tungsweise orientiert sich weniger an der Wirkungsweise formaler Institutionen, 
sondern bezieht sich vielmehr auf informelle Institutionen (North 1990; North 
1991), die mit Normen und Verhaltensweisen von Akteuren (z.B. von Lehrern) 
verbunden sind und die nicht durch punktuelle Veränderungen schulrechtlicher 
Regelungen beein  usst werden können. Demnach ist auch eher davon auszuge-
hen, dass mit Typen von Schulsystemen, verstanden als Kombination mehrerer 
schulrechtlicher Regelungen, auch nicht-messbare kulturelle Normen verbunden 
sind, die durch einzelne schulrechtliche Reformen nicht tangiert werden. Erst 
durch die Veränderung mehrerer schulrechtlicher Regelungen könnten diese kul-
turellen Normen (langfristig) aufgebrochen werden und Bildungsungleichheiten 
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sich verändern. Anders als von Below begründen wir die Wahl unserer Indikato-
ren in stärkerem Maße über deren potentiellen Ein  uss auf Bildungsungleichhei-
ten.
Die Idee zur Entwicklung einer Typologie von Schulsystemen greifen wir in unse-
rer Analyse auf, orientieren uns dabei jedoch an Arbeiten von John Laska (1979) 
und Jutta Allmendinger (1989) (Kapitel 5). Nach John Laska entwickeln sich 
Schulsysteme evolutionär und ermöglichen zunehmend breiteren Schichten der 
Bevölkerung Zugang zum Bildungssystem und Abschlüsse. Laska (1979) unter-
scheidet in seiner Typologie in sieben verschiedene Typen von Schulsystemen. 
Aus einer evolutionären Perspektive entwickelt Laska ein Kontinuum von Schul-
systemen mit einem traditionellen Schulsystem am Ausgangspunkt, in dem Schü-
ler nur eingeschränkt Zugang zum hochschulvorbereitenden Bildungsgang erhal-
ten und einem modernisierten Schulsystem am Ende des Kontinuums, in dem 
der Zugang zum hochschulvorbereitenden Bildungsgang allen Schülern offen 
steht. Nach Laska (1979) sind moderne Bildungssysteme also durch einen hohen 
Anteil von Personen gekennzeichnet, die hohe Bildungsabschlüsse erreichen. Dies 
wird eher durch offene Strukturen ermöglicht, die frühe Bildungsentscheidungen 
im Bildungsverlauf revidieren können.
Auf der Ebene der Kontrolle von Inhalten folgen wir den Arbeiten von Jutta 
Allmendinger (1989), die Bildungs- und Beschäftigungssysteme anhand der Di-
mensionen Standardisierung und Strati  zierung kennzeichnet. Strati  zierung 
kennzeichnet den Grad der formellen hierarchischen und horizontalen Differen-
zierung von Bildungssystemen in verschiedene Bildungsgänge. Ebenso umfasst 
Strati  zierung den Grad der Trennung von allgemeiner und beru  icher Bildung 
sowie die Zugangsselektion zu den beru  ichen Ausbildungsgängen. Standardisie-
rung bezeichnet den Grad, in welchem Curricula, Prüfungen und Zerti  kate der 
jeweiligen Bildungsgänge landesweit einheitlichen Standards entsprechen.9 Wir 
greifen in unserer Betrachtung nur auf den Grad der Standardisierung bzw. De-
standardisierung der Kontrolle von Inhalten zurück. Allerdings lassen sich auch 
zwischen den Dimensionen Strati  zierung, von Allmendinger, und Modernisie-
rung, von Laska, Parallelen erkennen bzw. beide greifen teilweise auf ähnliche 
institutionelle Merkmale zurück.
Indikatoren und Dimensionen, die im internationalen Vergleich eher wichtiger 
sein mögen, wie z.B. die Arbeitsteilung zwischen Staat und Markt in der Bil-
dungs  nanzierung (Müller und Kogan 2010; Müller et al. 1997) sind im deut-
schen föderalen Schulsystem in den letzten Jahrzehnten eher von untergeordneter 
Bedeutung. Allerdings könnte auch diese Dimension auch im Ländervergleich an 
Bedeutung gewinnen (siehe Abschnitt 4.1.13).

9 In Anwendung von Allmendingers Klassi  kation ist das deutsche Bildungssystem im internatio-
nalen Vergleich durch einen hohen Grad an Strati  zierung und Standardisierung gekennzeichnet 
(Kerckhoff 2000; Müller und Shavit 1998; Shavit und Blossfeld 1993).
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9 In Anwendung von Allmendingers Klassi  kation ist das deutsche Bildungssystem im internatio-
nalen Vergleich durch einen hohen Grad an Strati  zierung und Standardisierung gekennzeichnet 
(Kerckhoff 2000; Müller und Shavit 1998; Shavit und Blossfeld 1993).
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 Alle bisherigen Versuche, die Schulsysteme im internationalen Vergleich und im 
Bundesländervergleich zu typologisieren, stellen dabei lediglich Resultate von 
Querschnittsbeobachtungen dar und untersuchen nicht systematisch den Wandel 
von Bildungssystemen über die Zeit. Zwar kann auf Basis von Sekundäranalysen 
in einzelnen Bundesländer abgebildet werden, wie sich Strukturelemente und die 
pädagogische Grundausrichtung der Schulsysteme über die Zeit entwickelt ha-
ben, jedoch fehlt es an einer Analyse des Wandels über die Zeit aus einer systema-
tischen und vergleichenden Perspektive im Längsschnitt der Bundesländer. Dies 
war bislang auch kaum möglich, da es an Daten zu langfristigen schulrechtlichen 
Veränderungen im Bundesländervergleich mangelte. An dieser Forschungslücke 
setzt unsere Studie an.
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3 Die Indikatorik

3       .1 Schulrecht: Rechtsquellen, Zugang und Entwicklung

Schulpolitik gehört zu den wichtigsten Gestaltungsbereichen von Landespoli-
tik, schließlich fällt Schulpolitik seit 1949 in die Gesetzgebungskompetenz der 
Bundesländer (Wolf 2008) und sogar in die alleinige seit der Föderalismusreform 
2006. Nach Hepp ist dabei das Schulrecht „wichtigstes Gestaltungs- und Steue-
rungsinstrument der Länder, um Ziele, Inhalte und Strukturen des Schulwesens 
festzulegen“ (Hepp 2011: 171). Das Schulrecht der Bundesländer regelt die Be-
lange für das Schulsystem, ein einheitliches Schulrecht auf Bundesebene gibt es 
nicht.10 Schulrecht ist das „[h]erkömmliche Handlungsinstrument“ (Reuter 2003: 
28) des Staates, mit dem die Bundesländer die grundlegenden Fragen zu Erzie-
hungsinhalten, Organisation und Verfahrensregeln ihrer Schulsysteme regeln.
Rürup attestiert der deutschen Schulforschung für vergleichende Schulsystem-
analysen eine Reserviertheit gegenüber dem Schulrecht als eigenständigem Quel-
lenmaterial (zu fehlenden historischen Analysen des Schulrechts siehe Tenorth 
2014), da es sich bei dem Schulrecht um „abstrakt-formale Regelungen [handelt], 
die erst einer situativ-pragmatischen Auslegung und Anpassung bedürfen“ (Rü-
rup 2007: 197). Der Umfang und zum Teil auch die Unübersichtlichkeit des 
Quellenmaterials sind weitere Hürden11, schließlich regeln die Länder aufgrund 
ihrer Gestaltungshoheit in 16 unterschiedlichen Regelsystemen jeweils die Be-
lange ihrer Schulsysteme (Füssel und Leschinsky 2008). Trotz dieser Schwierig-
keiten bietet die Analyse des Schulrechts für eine länderübergreifende Analyse 
schulpolitischer Entwicklungen „kontinuierliche, leicht aktualisierbare und […] 
auch historisch zurückgehende Beobachtungsmöglichkeiten“ (Rürup 2007: 198). 
Nicht zuletzt in Folge von Gerichtsentscheidungen12 lässt sich seit den 1970er 
Jahren „eine verstärkte Bildungsgesetzgebungstätigkeit der Landtage“ feststellen 

10 Seit der Föderalismusreform 2006 sind die Bundesländer zudem für das Laufbahnrecht, für die 
Besoldung und Versorgung der Lehrerschaft alleine zuständig (Avenarius 2009).

11 Die Fülle an zu sichtenden Rechtstexten lässt sich am Beispiel des Bundeslandes Bremen ver-
deutlichen. Allein für das Jahr 2012 galten in Bremen 368 Gesetze, Rechtsverordnungen, Ver-
waltungsvorschriften, Richtlinien und Orientierungshilfen, die das schulische Bildungswesen der 
Hansestadt regelten. Selbst wenn die Regelungen für beru  iche Schulen, Lehrerbildung und Fort-
bildung nicht berücksichtigt werden, bleiben noch 228 Rechtsvorschriften, die das allgemeinbil-
dende Schulwesen in Bremen regeln (SBWHB 2013).

12 Zahlreiche strukturelle und inhaltliche Schulreformen wurden vor Gericht auf ihre Verfassungs-
mäßigkeit überprüft: Hierzu gehören etwa Urteile zu Förderstufen, zur gymnasialen Oberstufe, 
zu Veränderungen in der Fächerfolge, Schulversuchen, Schulartänderungen oder zum Sexual- und 
Politikunterricht (Reuter 1998: 45).
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(Reuter 1998: 42), so dass von einer „Verrechtlichung“ der Schulpolitik gespro-
chen wird (Avenarius und Füssel 2008: 19; Reuter 1998: 42). Am Beispiel des 
Berliner Schulgesetzes lässt sich diese Entwicklung gut nachvollziehen: Während 
das Schulgesetz von 1948 27 Paragrafen aufwies, umfasst das Schulgesetz von 
2004 (in der Fassung vom 28. Juni 2010) 131 Paragrafen.
Sozialwissenschaftliche Untersuchungen, die das Schulrecht als Erkenntnisquelle 
nutzen, sollten zunächst berücksichtigen, in welcher Form und durch welche Ver-
fahren schulrechtliche Regelungen in Erscheinung treten können. Unabhängig 
von der unterschiedlichen inhaltlichen Ausgestaltung des Schulrechts in den ein-
zelnen Bundesländern gilt jedoch für das Schulrecht aller Bundesländer dieselbe 
Systematik der Rechtsquellen.13

Als Teil des öffentlichen Rechts, genauer des besonderen Verwaltungsrechts, um-
fasst das Schulrecht die „Gesamtheit der Rechtsnormen, die sich auf die Schule 
und das Schulwesen beziehen“ (Avenarius und Füssel 2010: 5). Untersuchungs-
gegenstand unserer Studie zum Vergleich schulrechtlicher Entwicklungen in den 
16 Bundesländern ist das sogenannte Schulrecht im engeren Sinne14: Darunter 
fallen eigens für die Schule gesetzte Rechtsnormen sowie die sie ergänzenden 
Verwaltungsvorschriften. Rechtsnormen sind hoheitliche generell-abstrakte Re-
gelungen, die P  ichten und Rechte für den Bürger begründen, ändern oder auf-
heben (Maurer 2008). Sie sind generell, weil sie für eine Vielzahl von Personen 
wirken und abstrakt, weil sie eine Vielzahl von Sachverhalten regeln. Neben der 
Verfassung als Grundlage und Maßstab für jegliches staatliche Handeln zählen 
zu den Rechtnormen sowohl Gesetze als auch Rechtsverordnungen. Das Schul-
recht regelt durch Rechtsnormen den Aufbau, die Struktur und die Organisation 
des Schulsystems. Außerdem legen sie die Rechte und P  ichten von Schülern, 
Eltern, Lehrern und weiteren an Schule beteiligten Personen fest. So regelt das 
Schulrecht die Teilnahme der Schüler an Unterrichtsfächern, die Voraussetzun-
gen beim Zugang zu weiterführenden Schulen als auch die Form und Inhalte 
von Leistungsbewertungen, Prüfungen und Abschlüssen. Schließlich  nden sich 
in ihnen Regelungen zur staatlichen Schulhoheit und -aufsicht, zur Verwaltung 
und Unterhaltung von Schulen und zu den Rechtsverhältnissen von Schulen in 
freier Trägerschaft.
Zum Schulrecht gehören folgende Rechtsquellen, die in ihrer Reihenfolge auch 
die Hierarchie der Rechtsnormen verdeutlichen: Verfassungsrecht des Bundes 

13 Wobei umstritten ist, ob Verwaltungsvorschriften ebenso unter den Begriff der Rechtsquelle fallen 
(und damit den Rechtsnormen zuzuordnen wären), was vorwiegend eine Frage der Terminologie 
ist (vgl. Maurer 2008).

14 Schulrecht im weiteren Sinne meint, dass das Schulrecht im engeren Sinne zusätzlich ergänzt wird 
durch andere Rechtsgebiete (so etwa durch das Bürgerliche Recht oder das Jugendrecht), weitere 
Rechtsnormen des allgemeinen Verwaltungsrechts und insbesondere durch die Grundrechte und 
Grundsätze der Landesverfassungen (Avenarius und Füssel 2010).

| Die Indikatorik

(Reuter 1998: 42), so dass von einer „Verrechtlichung“ der Schulpolitik gespro-
chen wird (Avenarius und Füssel 2008: 19; Reuter 1998: 42). Am Beispiel des 
Berliner Schulgesetzes lässt sich diese Entwicklung gut nachvollziehen: Während 
das Schulgesetz von 1948 27 Paragrafen aufwies, umfasst das Schulgesetz von 
2004 (in der Fassung vom 28. Juni 2010) 131 Paragrafen.
Sozialwissenschaftliche Untersuchungen, die das Schulrecht als Erkenntnisquelle 
nutzen, sollten zunächst berücksichtigen, in welcher Form und durch welche Ver-
fahren schulrechtliche Regelungen in Erscheinung treten können. Unabhängig 
von der unterschiedlichen inhaltlichen Ausgestaltung des Schulrechts in den ein-
zelnen Bundesländern gilt jedoch für das Schulrecht aller Bundesländer dieselbe 
Systematik der Rechtsquellen.13

Als Teil des öffentlichen Rechts, genauer des besonderen Verwaltungsrechts, um-
fasst das Schulrecht die „Gesamtheit der Rechtsnormen, die sich auf die Schule 
und das Schulwesen beziehen“ (Avenarius und Füssel 2010: 5). Untersuchungs-
gegenstand unserer Studie zum Vergleich schulrechtlicher Entwicklungen in den 
16 Bundesländern ist das sogenannte Schulrecht im engeren Sinne14: Darunter 
fallen eigens für die Schule gesetzte Rechtsnormen sowie die sie ergänzenden 
Verwaltungsvorschriften. Rechtsnormen sind hoheitliche generell-abstrakte Re-
gelungen, die P  ichten und Rechte für den Bürger begründen, ändern oder auf-
heben (Maurer 2008). Sie sind generell, weil sie für eine Vielzahl von Personen 
wirken und abstrakt, weil sie eine Vielzahl von Sachverhalten regeln. Neben der 
Verfassung als Grundlage und Maßstab für jegliches staatliche Handeln zählen 
zu den Rechtnormen sowohl Gesetze als auch Rechtsverordnungen. Das Schul-
recht regelt durch Rechtsnormen den Aufbau, die Struktur und die Organisation 
des Schulsystems. Außerdem legen sie die Rechte und P  ichten von Schülern, 
Eltern, Lehrern und weiteren an Schule beteiligten Personen fest. So regelt das 
Schulrecht die Teilnahme der Schüler an Unterrichtsfächern, die Voraussetzun-
gen beim Zugang zu weiterführenden Schulen als auch die Form und Inhalte 
von Leistungsbewertungen, Prüfungen und Abschlüssen. Schließlich  nden sich 
in ihnen Regelungen zur staatlichen Schulhoheit und -aufsicht, zur Verwaltung 
und Unterhaltung von Schulen und zu den Rechtsverhältnissen von Schulen in 
freier Trägerschaft.
Zum Schulrecht gehören folgende Rechtsquellen, die in ihrer Reihenfolge auch 
die Hierarchie der Rechtsnormen verdeutlichen: Verfassungsrecht des Bundes 

13 Wobei umstritten ist, ob Verwaltungsvorschriften ebenso unter den Begriff der Rechtsquelle fallen 
(und damit den Rechtsnormen zuzuordnen wären), was vorwiegend eine Frage der Terminologie 
ist (vgl. Maurer 2008).

14 Schulrecht im weiteren Sinne meint, dass das Schulrecht im engeren Sinne zusätzlich ergänzt wird 
durch andere Rechtsgebiete (so etwa durch das Bürgerliche Recht oder das Jugendrecht), weitere 
Rechtsnormen des allgemeinen Verwaltungsrechts und insbesondere durch die Grundrechte und 
Grundsätze der Landesverfassungen (Avenarius und Füssel 2010).



|  37Schulrecht: Rechtsquellen, Zugang und Entwicklung

und der Länder, Schulgesetze der Länder, Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften der Länder (vgl. Avenarius und Füssel 2008). Satzungen der kommu-
nalen Schulträger sind ebenfalls Rechtsnormen,  nden aber in unserer Untersu-
chung keine Berücksichtigung. Keine Rechtsnormen sind Beschlüsse der KMK. 
Diese sind erst bindend, wenn das jeweilige Landesparlament die Beschlüsse in 
einem Gesetzgebungsverfahren als Gesetz oder aufgrund gesetzlicher Ermächti-
gung als Rechtsverordnung übernommen hat.15 Auch Abkommen zwischen den 
Ministerpräsidenten der Länder (z.B. zur gegenseitigen Anerkennung von Prü-
fungen) oder zwischen Bund und Ländern sind keine Rechtsnormen (Avenarius 
und Füssel 2010: 9f.).

3.1.1 Normenhierarchie

Verfassungsrecht des Bundes und der Länder16

Die Verfassung des Bundes, das Grundgesetz, ist die rechtliche Grundlage der 
Bundesrepublik Deutschland und der deutschen Rechtsordnung. Sie steht in 
der Normenhierarchie an der Spitze der Normenpyramide und genießt somit 
Vorrang gegenüber allen anderen Rechtsvorschriften: die Politik von Parlament 
und Regierung und die Ausübung aller öffentlichen Gewalt durch Legislative, 
Exekutive und Judikative sind an das Grundgesetz als vorrangige Rechtsnorm 
gebunden (vgl. Art. 1 Abs. 3 und 20 Abs. 3 GG). Aufgrund der Kulturhoheit der 
Länder gibt es keine Schulgesetzgebung des Bundes, jedoch ist die Kulturhoheit 
der Länder nicht unbegrenzt, da nach Art. 31 Grundgesetz (GG) das Landesrecht 
dem Bundesrecht nicht widersprechen darf. Zu den wichtigsten Regelungen des 
Grundgesetzes, die auch mittelbare Rückwirkungen auf den Bereich Schule ha-
ben, gehören Art. 20 und 28 GG, wonach Schule in einen demokratischen und 
sozialen Rechtsstaat eingebunden ist. Schulrechtlich relevant sind neben Art. 7 
GG, der einzelne Angelegenheiten des Schulwesens17 regelt, vor allem die im 
Grundgesetz garantierten Grundrechte wie die freie Entfaltung der Persönlich-

15 Ein jüngeres Beispiel hierfür ist die Verständigung der Bundesländer mit einem sogenannten 
Kerndatensatz die Erfassung der Schulstatistik zu reformieren. Dieses Verfahren wurde 2005 von 
allen Bundesländern beschlossen und sollte bis 2008/09 umgesetzt sein (KMK 2011a). Aller-
dings hatten dies Ende 2012 erst zwei Bundesländer (Hessen und Bremen) vollständig umgesetzt 
(Abgeordnetenhaus Berlin 2012). Zumindest in Berlin ist 2015 noch nicht absehbar, wann die 
Umstellung überhaupt erfolgen wird (Statistisches Landesamt Berlin Brandenburg 2015).

16 Nicht berücksichtigt haben wir in unserer Datenbank Richtlinien der Europäischen Union oder 
völkerrechtliche Vorgaben (z.B. Europäische Menschenrechtskonvention, Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte, Konvention über die Rechte des Kindes oder dem Übereinkommen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen der Vereinten Nationen), da diese größtenteils erst einer 
Überführung in die deutsche Rechtsordnung bedürfen und trotz zunehmender Ver  echtung von 
Bund und Länder in vielen Politikbereichen, die Kulturhoheit der Länder nach wie vor gültig ist.

17 Hierzu zählen die Schulaufsicht des Staates (Abs. 1), der Religionsunterricht (Abs. 2 und 3), die 
Privatschulfreiheit (Abs. 4 und 5) und das Verbot der Vorschulen (Abs. 6).
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keit (Art. 2 Abs. 1), Gleichheit (Art. 3), Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 4 
Abs. 1 und 2), Meinungsfreiheit (Art. 5 Abs. 1), das Elternrecht (Art. 6 Abs. 2) 
und die freie Wahl der Ausbildungsstätte (Art. 12 Abs. 1) (Avenarius und Füssel 
2010: 30; Richter 2014).
Die Verfassungen der Bundesländer benennen zum Schulsystem Bildungs- und 
Erziehungsziele (z.B. Anerkennung von Demokratie und Freiheit, Rechtsstaat-
lichkeit, Toleranz, Verantwortung für Natur und Umwelt) (Reuter 2003), ohne 
jedoch konkrete Aussagen zur Struktur und Organisation des Schulsystems zu 
enthalten. Daher wurden in unserer Untersuchung die Verfassungen der Länder 
wie auch des Bundes größtenteils nicht einbezogen.18

Schulgesetze der Länder
Wichtigste Quelle für unsere Untersuchung sind zunächst die Schulgesetze der 
einzelnen Bundesländer, die das Fundament des landesspezi  schen Schulrechts 
bilden. Schulgesetze werden im parlamentarischen Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess von den Landesparlamenten (Legislative) der Bundesländer in 
einem verfassungsrechtlich vorgeschriebenen Gesetzgebungsverfahren beschlos-
sen, ordnungsgemäß ausgefertigt und im Gesetzesblatt der Bundesländer als for-
melle Gesetze verkündet. Schulgesetze müssen mit der Verfassung vereinbar sein.
Um zu erreichen, dass wesentliche Entscheidungen im Schulwesen nicht der 
Schulverwaltung überlassen werden, sondern durch ein Gesetz geregelt werden, 
gilt seit den frühen 1970er Jahren die durch das Bundesverfassungsgericht ent-
wickelte Wesentlichkeitstheorie (Avenarius und Füssel 2010: 33f.; Hepp 2011: 
172f.). Ermächtigt der Gesetzgeber die Verwaltung zum Erlass von Rechtsver-
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scheidungen nicht an die Verwaltung delegieren. Grundlegende Entscheidungen 
müssen in einem parlamentarischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess 
getroffen und als Gesetz vom Parlament erlassen werden. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts sind die Landesparlamente somit verp  ich-
tet, grundlegende Fragen schulischer Erziehung und Bildung durch Gesetze zu 
de  nieren. Hierzu gehören die Festlegung allgemeiner Erziehungsziele, die Form 
der Bildungswege, Sanktionen, Regeln zur Versetzung und Klassenwiederholung 
sowie Zerti  kate (Avenarius und Füssel 2010: 15f., 35f.). Die Berücksichtigung 
der Wesentlichkeitstheorie hat zu einer Gewichtsverlagerung von Entscheidun-
gen der Exekutive mittels Verwaltungsakten hin zu einer „Aufwertung der schul-
politischen Rolle des jeweiligen Landesparlaments“ (Hepp 2011: 172) geführt. 
Den Verwaltungsorganen verbleibt aber innerhalb dieses Rahmens ein gewisser 
Spielraum, den der parlamentarische Gesetzgeber vorgeben muss und innerhalb 

18 Allerdings gibt es einzelne Regelungen in einigen Bundesländern, die in der Landesverfassung fest-
geschrieben sind. Hierzu gehört z.B. die Lehrmittelfreiheit in Bremen und die Grundschuldauer 
im Saarland.
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dessen er politisch, also nach Zweckmäßigkeitserwägungen, selbständig handeln 
darf. Näher ausgestaltet werden schulrechtlich relevante Belange demzufolge in 
den Rechtsverordnungen.19

Rechtsverordnungen
Rechtsverordnungen sind wie Schulgesetze Rechtsnormen, die jedoch nicht in 
einem parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren zustande kommen, sondern 
von der Exekutive (von den Kultusministerien20 oder nachgeordneten Behörden) 
auf der Grundlage einer gesetzlichen Ermächtigung der Landesregierung erlassen 
werden. Sie unterscheiden sich also nicht etwa durch Inhalt oder Bindungswir-
kung, sondern durch den Normgeber von den formellen Gesetzen. Als Rechts-
normen sind sie für Lehrer, Schüler, Eltern und sonstige an der Schule Tätige 
jedoch in gleicher Weise verbindlich wie die vom Parlament erlassenen Gesetze 
(Maurer 2008). Rechtsverordnungen müssen wie Schulgesetze im Gesetzesblatt 
verkündet werden und besitzen wie Schulgesetze eine Außenwirkung, wodurch 
deren Rechtmäßigkeit durch Gerichte überprüft werden kann.

Verwaltungsvorschriften
Als Ergänzung zu Gesetzen und Rechtsverordnungen dienen Verwaltungsvor-
schriften (Erlasse, Verwaltungsrichtlinien, Verwaltungsordnungen, Durchfüh-
rungsbestimmungen, Verfügungen und Rundschreiben), die keiner gesetzlichen 
Grundlage bedürfen und als internes Instrument behördlichen Handelns zu ver-
stehen sind. Verwaltungsvorschriften konkretisieren unbestimmte Rechtsbegriffe 
oder Regelungen aus Schulgesetzen oder Rechtsverordnungen. Damit sind Ver-
waltungsvorschriften keine Rechtsvorschriften, sondern sind als behördeninterne 
Weisungen zu Detailfragen zu verstehen. Sie geben Ministerien und nachgeord-
neten Stellen verbindlich vor, wie in bestimmten Situationen zu handeln ist. In 
Amtsblättern, Rundschreiben oder weiteren amtlichen Bekanntmachungen wer-
den Verwaltungsvorschriften bekannt gemacht und entfalten damit eine gewisse 
Bindungswirkung. Zwar rangieren Verwaltungsvorschriften in der Hierarchie des 
Schulrechts unterhalb von Schulgesetzen und Rechtsverordnungen, jedoch wird 
eine Vielzahl der Belange im Schulsystem durch Verwaltungsvorschriften gere-
gelt. Hierzu gehören etwa häu  g Lehrpläne, Stundentafeln, Bildungsziele oder 
Unterrichtsprogramme (Avenarius und Füssel 2010: 41).

19 Hierzu gehören etwa Regelungen wie Abiturprüfungsordnungen, Versetzungsordnungen, Ober-
stufenverordnung etc.

20 Voraussetzung ist jedoch, dass eine gesetzliche Ermächtigung vorliegt, die den Inhalt, Zweck und 
Ausmaß hinreichend bestimmt und die Rechtsgrundlage (Ermächtigungsgrundlage) angibt. Zu-
dem muss die Verordnung im Gesetzes- und Verordnungsblatt verkündet werden.
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3.1.2 Zugang, Gültigkeit und Bindungswirkung des deutschen Schulrechts

Der Zugang zum Schulrecht ist in den Bundesländern in der Regel wie folgt gestal-
tet: Gesetze und Rechtsverordnungen sind in den Gesetzes- und Verordnungsblät-
ter und Verwaltungsvorschriften in den Amtsblättern der Bundesländer veröffent-
licht. Die Gesetzes- und Verordnungsblätter haben wir in unserem Projekt über 
das kostenp  ichtige Online-Archiv „Makrolog-Recht für Deutschland“ bezogen.21 
Allerdings wurde das Schulrecht in einigen Bundesländern (Berlin, Hamburg, Saar-
land) zeitweise auf Grundlage von Amtsblättern verkündet, die größtenteils nicht in 
Makrolog archiviert werden. Die Amtsblätter waren entweder in Bibliotheken oder 
über Fernleihe beziehbar.22 Eine andere wichtige Quelle stellte die Bibliothek für Bil-
dungsgeschichtliche Forschung des Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische 
Forschung in Berlin dar. Die dortigen Bestände konnten einige unserer Rechtslü-
cken schließen. Insgesamt haben wir zur Erfassung der schulrechtlichen Regelungen 
in den Bundesländern ca. 8.300 Dokumente23 bearbeitet.
Für eine systematische Analyse des Schulrechts im Zeitverlauf ist es notwendig, 
die Gültigkeit von Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
zu beachten.24 Schulgesetze geben immer an, ab welchem Datum sie in Kraft 
treten. Mit Inkrafttreten neuer Schulgesetze treten die alten Schulgesetze au-
ßer Kraft.25 Dabei ist jedoch zu beachten, dass einzelne Belange im Schulgesetz 

21 In Makrolog sind alle Gesetze und Gesetzesänderungen der bundesdeutschen Geschichte abgelegt.
22 Der Zugang zu den Rechtstexten in Bremen und Hamburg war mit erheblichen Problemen verbun-

den. In Bremen wurden über einen längeren Zeitraum lose Blattsammlungen (Bremen ab 1970–1994) 
geführt. Die lose Blattsammlung wurde dabei immer aktualisiert, was eine Nachvollziehbarkeit der 
Veränderungen erschwerte. In Bremen waren die älteren Fassungen in der losen Blattsammlung jedoch 
im Staatsarchiv Bremen weitgehend vollständig archiviert, so dass die Veränderungen zwischen 1970 
und 1994 aufgenommen werden konnten. In Hamburg wurde vor 1956 der größte Teil der schul-
rechtlichen Regelungen in internen Rundschreiben herausgegeben und somit nicht veröffentlicht.

23 Pro Bundesland wurden durchschnittlich rund 500 relevante Dokumente bearbeitet. Davon ver-
teilten sich durchschnittlich auf die westdeutschen Bundesländer pro Bundesland etwa 630 Do-
kumente, auf die ostdeutschen Bundesländer jeweils rund 290 Dokumente. Von westdeutschen 
Bundesländern gab es die meisten Dokumente für Hessen (etwa 1.100), am wenigsten für Berlin 
(etwa 310). Die meisten Dokumente in den ostdeutschen Bundesländern gab es in Sachsen-An-
halt (etwa 600), am wenigsten in Thüringen (etwa 110).

24 Ursprünglich wollten wir die schulrechtlichen Regelungen in den Bundesländern erst ab 1970 
erheben. Um die schulrechtlichen Regelungen ab den 1970er Jahren zu erfassen, mussten wir oh-
nehin auf Schulgesetze aus den 1940er und 1950er Jahren zurückgreifen. In vielen Bundesländern 
wurde bereits 1947/48 oder Anfang der 1950er Jahre ein Schulgesetz erlassen und mit verschie-
denen Änderungsgesetzen und -verordnungen bis 1970 verändert, ohne ein neues Schulgesetz zu 
verabschieden. Deshalb haben wir uns entschieden, unseren Ausgangszeitpunkt auf das Schuljahr 
1949/50 zu verlegen, um alle Veränderungen im Schulrecht nachvollziehen zu können.

25 In manchen Fällen wird ein Außer-Kraft-Treten durch ein Aufhebungsgesetz ergänzt. Bei Über-
gangsregelungen werden wir an den entsprechenden Stellen darauf hinweisen. In Rheinland-Pfalz 
wurde zu Anfang des Untersuchungszeitraums teilweise keine Angabe zur Geltungsdauer von Ge-
setzen gemacht, so dass wir als Dauer einen Zeitraum von fünf Jahren angesetzt haben.
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durch Änderungsgesetze26 verändert oder ergänzt werden können, bevor ein neues 
Schulgesetz verabschiedet wird. Rechtsverordnungen werden in der Regel durch 
Änderungsverordnungen, Berichtigungen oder auch als Änderungserlasse ergänzt 
oder verändert, bis eine Neufassung in Kraft tritt. Ähnliches gilt für Verwaltungs-
vorschriften. Schritt für Schritt können so im Zeitverlauf zurückgehend die Ver-
änderungen auf Ebene der Schulgesetze und Rechtsverordnungen nachgezeichnet 
werden. In unserer Studie haben wir die Regelungen aus den Rechtsnormen ab 
dem Stichtag codiert, ab dem sie in Kraft traten.27 Rückwirkende Regelungen ha-
ben wir bei unserer Codierung nicht berücksichtigt, da rückwirkende Regelungen 
keinen Effekt auf das Bildungsverhalten der Individuen haben.28

Bei der Interpretation von Gesetzen, Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften gilt es, die rechtliche Bindungswirkung zu berücksichtigen (Hoeg 2011: 
18f.). Nicht immer werden Regelungen im Sinne einer „Muss-Regelung“ eindeu-
tig formuliert, etwa mit Formulierungen wie „die Schule hat zu …“ oder „es ist 
zu…“. Häu  g sind Regelungen als „Kann“-Regelungen formuliert, die einen gro-
ßen Spielraum bei der Auslegung ermöglichen. Bei der Auslegung der Rechtsnor-
men haben wir folgende Vorgehensweisen berücksichtigt: Auslegung nach dem 
Wortsinne, systematische Auslegung (Einbettung im Zusammenhang, in dem die 
Regelung davor und danach berücksichtigt wird), historische Auslegung (Berück-
sichtigung der Entstehungssituation) und Berücksichtigung des Normzwecks. In 
den Dimensionen „Struktur“ und „Kontrolle von Inhalten“ haben wir „Kann“-
Regelungen in der Regel als 0 codiert. Bei Inhalten wurden „Kann“-Regelungen 
mit 1 gefasst. „Kann bei Bedarf“-Regelungen wurden in Bezug auf die Inhaltsdi-
mension in der Regel ebenfalls mit 1 codiert. Diese Unterscheidung erachten wir 
für sinnvoll, da die inhaltliche Ausrichtung des Unterrichts auch an das Vorhan-
densein von entsprechend ausgebildeten Lehrkräften gebunden ist.
Generell haben wir in unserer Indikatorik darauf verzichtet, Modellversuche, 
Schulversuche, Modellprojekte usw. aufzunehmen, da diese häu  g nicht landes-
weit eingeführt wurden und in den Rechtstexten häu  g auch Unklarheit darüber 
herrschte, wann diese wieder abgeschafft wurden. Zudem gehen wir davon aus, 
dass Modellversuche etc. kaum Auswirkung auf die Schulwirklichkeit von Schü-
lern in den Bundesländern hatten. Wir haben in unserer Indikatorik nur Regelun-
gen aufgenommen, die landesweit galten.

26 Zum Teil wurden zu Beginn des Untersuchungszeitraums Änderungen auch durch Hinweiserlasse 
vorgenommen.

27 Die Regelungen für Baden-Württemberg nahmen wir erst ab dem Schuljahr 1952/53 auf, als sich 
die drei Landesteile 1952 vereinigten und es ein einheitliches Schulsystem gab. Die Regelungen 
für das Saarland haben wir erst nach seinem Beitritt zur Bundesrepublik 1957 ab dem Schuljahr 
1957/58 erhoben.

28 So wurde Gymnasialabbrechern in Berlin in den 1970er Jahren der Haupt- bzw. Realschulab-
schluss rückwirkend zuerkannt.
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26 Zum Teil wurden zu Beginn des Untersuchungszeitraums Änderungen auch durch Hinweiserlasse 
vorgenommen.

27 Die Regelungen für Baden-Württemberg nahmen wir erst ab dem Schuljahr 1952/53 auf, als sich 
die drei Landesteile 1952 vereinigten und es ein einheitliches Schulsystem gab. Die Regelungen 
für das Saarland haben wir erst nach seinem Beitritt zur Bundesrepublik 1957 ab dem Schuljahr 
1957/58 erhoben.

28 So wurde Gymnasialabbrechern in Berlin in den 1970er Jahren der Haupt- bzw. Realschulab-
schluss rückwirkend zuerkannt.
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Der schwierigste Teil der Arbeit beim Aufbau der SVDBL lag in der Interpreta-
tion der Rechtstexte und der vergleichbaren Codierung derselben. Im Gegensatz 
zu der Arbeit von Maaz et al. (2010a), in der die gesetzlichen Regelungen für den 
Gymnasialübergang in den Bundesländern für das Schuljahr 2006/2007 in Ab-
stimmung mit den jeweiligen Kultusministerien codiert wurden, haben wir uns 
für unsere Interpretation der Rechtstexte nicht mit den Kultusministerien abge-
stimmt.29 Auch wenn dies die Arbeit für die 2000er Jahre erleichtert hätte, haben 
wir uns für den gesamten Zeitraum auf unsere Interpretation der Rechtstexte ge-
stützt. Für die 1950er und 1960er Jahre wäre eine Abstimmung mit den Kultus-
ministerien nicht zielführend gewesen, da das Wissen über schulrechtliche Rege-
lungen und Veränderungen in jener Zeit wohl längst in Vergessenheit geraten ist.
Neben der Schwierigkeit, Rechtstexte „richtig“ zu interpretieren und zu codieren, 
ist darauf hinzuweisen, dass nicht immer klar war, welche schulrechtliche Regelung 
gerade gültig ist. Dieses Problem haben wir in Kasten 1 für Niedersachsen ver-
deutlicht. Hier musste der Kultusminister erst einmal bestimmen, welche Rechts-
grundlage für die Versetzung auf Realschulen Anwendung  nden soll. Es ist augen-
scheinlich, dass diesbezüglich in Niedersachsen Uneinigkeit bestand. Die Frage, 
welche Rechtsvorschrift gerade galt und wann eine Rechtsvorschrift ihre Gültigkeit 
verlor, ist ein weiteres praktisches Problem bei unserer Codierung gewesen.

K asten 1: Welche Regelung gilt in Niedersachsen 1966

Niedersachsen 1966:
Versetzungsordnung für die Realschulen. Erlaß des Niedersächsischen Kultusmi-
nisters vom 18. Oktober 1966. II B(2) 1924/66, III:
„Es sind Zweifel darüber aufgetreten, welche Versetzungsordnung zur Zeit für 
die Realschule gültig ist. Um sicherzustellen, daß an allen Realschulen einheitlich 
verfahren wird, bestimme ich, daß – bis zum Inkrafttreten einer neuen Verset-
zungsordnung – für die Realschulen sinngemäß auch die mit dem Erlaß […] 
veröffentliche Versetzungsordnung für höhere Schulen gilt. Diese Ordnung wird 
ergänzt durch die Bestimmungen meines Erlasses vom 3. November 1964 […].
Alle entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere meine Erlasse vom […] und 
vom […] werden hiermit aufgehoben.

Zur vergleichbaren Codierung der schulrechtlichen Regelungen weisen wir auf 
eine weitere Schwierigkeit hin: die unterschiedliche Bezeichnung von Schulfor-
men. So können Schulformen in den Bundesländern zwar den gleichen Namen 
tragen, jedoch unterschiedlich ausgestaltet sein. Beispielsweise werden in einzel-
nen Bundesländern die Klassen 5 und 6 an weiterführenden Schulen als Ori-

29 Jedoch verweisen wir darauf, dass wir bei der Erfassung und Bearbeitung der Rechtstexte drei 
Juristinnen in unserer Arbeitsgruppe hatten.

| Die Indikatorik

Der schwierigste Teil der Arbeit beim Aufbau der SVDBL lag in der Interpreta-
tion der Rechtstexte und der vergleichbaren Codierung derselben. Im Gegensatz 
zu der Arbeit von Maaz et al. (2010a), in der die gesetzlichen Regelungen für den 
Gymnasialübergang in den Bundesländern für das Schuljahr 2006/2007 in Ab-
stimmung mit den jeweiligen Kultusministerien codiert wurden, haben wir uns 
für unsere Interpretation der Rechtstexte nicht mit den Kultusministerien abge-
stimmt.29 Auch wenn dies die Arbeit für die 2000er Jahre erleichtert hätte, haben 
wir uns für den gesamten Zeitraum auf unsere Interpretation der Rechtstexte ge-
stützt. Für die 1950er und 1960er Jahre wäre eine Abstimmung mit den Kultus-
ministerien nicht zielführend gewesen, da das Wissen über schulrechtliche Rege-
lungen und Veränderungen in jener Zeit wohl längst in Vergessenheit geraten ist.
Neben der Schwierigkeit, Rechtstexte „richtig“ zu interpretieren und zu codieren, 
ist darauf hinzuweisen, dass nicht immer klar war, welche schulrechtliche Regelung 
gerade gültig ist. Dieses Problem haben wir in Kasten 1 für Niedersachsen ver-
deutlicht. Hier musste der Kultusminister erst einmal bestimmen, welche Rechts-
grundlage für die Versetzung auf Realschulen Anwendung  nden soll. Es ist augen-
scheinlich, dass diesbezüglich in Niedersachsen Uneinigkeit bestand. Die Frage, 
welche Rechtsvorschrift gerade galt und wann eine Rechtsvorschrift ihre Gültigkeit 
verlor, ist ein weiteres praktisches Problem bei unserer Codierung gewesen.

K asten 1: Welche Regelung gilt in Niedersachsen 1966

Niedersachsen 1966:
Versetzungsordnung für die Realschulen. Erlaß des Niedersächsischen Kultusmi-
nisters vom 18. Oktober 1966. II B(2) 1924/66, III:
„Es sind Zweifel darüber aufgetreten, welche Versetzungsordnung zur Zeit für 
die Realschule gültig ist. Um sicherzustellen, daß an allen Realschulen einheitlich 
verfahren wird, bestimme ich, daß – bis zum Inkrafttreten einer neuen Verset-
zungsordnung – für die Realschulen sinngemäß auch die mit dem Erlaß […] 
veröffentliche Versetzungsordnung für höhere Schulen gilt. Diese Ordnung wird 
ergänzt durch die Bestimmungen meines Erlasses vom 3. November 1964 […].
Alle entgegenstehenden Bestimmungen, insbesondere meine Erlasse vom […] und 
vom […] werden hiermit aufgehoben.

Zur vergleichbaren Codierung der schulrechtlichen Regelungen weisen wir auf 
eine weitere Schwierigkeit hin: die unterschiedliche Bezeichnung von Schulfor-
men. So können Schulformen in den Bundesländern zwar den gleichen Namen 
tragen, jedoch unterschiedlich ausgestaltet sein. Beispielsweise werden in einzel-

29 Jedoch verweisen wir darauf, dass wir bei der Erfassung und Bearbeitung der Rechtstexte drei 
Juristinnen in unserer Arbeitsgruppe hatten.



|  43Schulrecht: Rechtsquellen, Zugang und Entwicklung

entierungsstufe bezeichnet, obwohl sie unserer De  nition (vgl. Abschnitt 4.1.4) 
nach eine Förderstufe sind. Des Weiteren wird die verbundene Haupt- und Re-
alschule – gemeinhin als Schule mit mehreren Bildungsgängen bezeichnet – in 
den Bundesländern unterschiedlich bezeichnet. Unsere Aufgabe war es daher, die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede herauszuarbeiten und die Regelungen ver-
gleichbar zu codieren.

3.1.3 Phasen schulrechtlicher Entwicklung

In der Entwicklung schulrechtlicher Regelungen seit dem 2. Weltkrieg ist häu  g 
von einer „Verrechtlichung“ (Avenarius und Füssel 2010: 14f.; dazu auch Staupe 
1982) der Schule die Rede. Nach Reuter lässt sich ein „Prozess wachsender nor-
mativer Durchdringung“ (Reuter 1998: 42) des Politikfeldes Schule nachweisen, 
der zum einen auf die kontinuierlich steigende Zahl und Detaillierung schul-
rechtlicher Regelungen und zum anderen auf die wachsende Bedeutung von Ge-
richtsurteilen des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsgerichts 
in schulrechtlichen Fragen zurückzuführen ist.
Für unseren Untersuchungszeitraum von 1949/50 bis 2009/10 lassen sich 
deutschlandweit im Allgemeinen vier Phasen schulrechtlicher Entwicklung un-
terscheiden (Reuter 1998: 43ff. mit eigenen Ergänzungen):

1. Phase: Charakteristisch für die erste Phase von 1949/50 (in einzelnen Bun-
desländer bereits seit 1947/48) bis Ende der 1950er Jahre ist eine Restauration 
und Stabilisierung der tradierten Schulstrukturen (vgl. auch Friedeburg 1992; 
Geißler 2011a; Herrlitz 2001). Wenn auch häu  g noch unsystematisch in Ein-
zelgesetzen, wurden die wichtigsten Fragen zur Schulorganisation, -verwaltung, 
-aufsicht, -  nanzierung sowie zur Schulp  icht und zum Privatschulwesen fest-
gelegt. Dabei wurde in zahlreichen Regelungen auf die Schulgesetzgebung der 
Weimarer Republik zurückgegriffen (Wißmann 2014). Von den westdeutschen 
Bundesländern legte Berlin (26.06.1948) ein erstes Schulgesetz vor, es folgten 
Bremen (04.04.1949) und Hamburg (25.10.1949). Später folgten Schleswig-
Holstein (02.08.1978) und Hessen (17.06.1992).30 Mit dem 1955 beschlossenen 
Düsseldorfer Abkommen erfolgte eine Vereinheitlichung der Schulsysteme. So 
einigten sich die Bundesländer der BRD auf eine gemeinsame Grundstruktur im 
Schulsystem, die Höheren Schulen erhielten einheitlich die Bezeichnung Gym-
nasium, Englisch wurde P  ichtfremdsprache, und das Abitur in den einzelnen 
Bundesländern wurde gegenseitig anerkannt. Weiterhin wurde der Schuljahres-

30 Bei den „späten“ Bundesländern muss beachtet werden, dass vor Inkrafttreten der Schulgesetze 
eine Reihe von anderen Gesetzen (Schulp  icht-, Schulverwaltungs-, Lehrmittelgesetze usw.) exis-
tierten, die dann alle mit anderen Rechtsverordnungen im neuen Schulgesetz zusammengefasst 
wurden.
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beginn einheitlich auf Ostern festgesetzt (Ausnahme Bayern), eine einheitliche 
Notenskala vereinbart und die Gesamtdauer der Ferien festgelegt.

2. Phase: Eine weitere Normierung der Schulsysteme erfolgte mit dem Ham-
burger Abkommen von 1964, mit dem im Anschluss an die vierjährige Grund-
schule (Ausnahme Berlin) einheitlich die Schultypen Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium festgelegt wurden. Erstmals wurde für die Hauptschule eine 
Fremdsprache ab der 5. Klasse obligatorisch. Ebenso wurden auch Schultypen 
möglich, die von der Grundstruktur des Schulsystems abwichen, wenn auch nur 
nach Genehmigung durch die KMK. Der Schuljahresbeginn wurde auf den 1. 
August festgelegt und die Vollzeitschulp  icht erstmalig auf neun Jahre ausgewei-
tet. Dies hatte eine Umstellung des Schuljahresbeginns in zehn Bundesländern 
zur Folge (außer Bayern). Dadurch gab es 1966 ein Kurzschuljahr, welches in den 
Bundesländern sehr unterschiedlich durchgeführt wurde (siehe Pischke 2007). 
Auf dessen Ausgestaltung werden wir in Abschnitt 4.1.3.1 noch näher eingehen.

3. Phase: Ab den 1970er Jahren gab es nach Reuter eine Phase „intensiver, über-
wiegend umfassender Schulrechtserneuerung“ (Reuter 1998: 44), die in den meis-
ten Bundesländern zu einer umfassenden Novellierung der Schulgesetze führte. 
Mit der Debatte um die Chancenungleichheit des dreigliedrigen Schulsystems 
verband sich die Hoffnung, über Schulreformen Gesellschaftsreformen durchset-
zen zu können (Hüfner und Naumann 1977; Hüfner et al. 1977).

4. und 5. Phase: Nach einer Phase schulrechtlicher Kontinuität in den 1980er 
und 1990er Jahren (Phase 4) gab es mit dem PISA-Schock von 2001 eine erneute 
Phase der Verrechtlichung (Phase 5). So nahmen die Bundesländer in der Debatte 
um soziale und migrationsbedingte Disparitäten zahlreiche Veränderungen in der 
Output- und Wettbewerbssteuerung von Schulen vor, was sich in der Einführung 
von Schulinspektionen und schulinternen Evaluationen, strukturellen Verände-
rungen in der Sekundarstufe I, einer Verkürzung der gymnasialen Schulzeit und 
einem erweiterten Betreuungsangebot für Schüler durch Ganztagsschulen nieder-
schlug (Altrichter und Maag Merki 2010; Liegmann und Bouß 2012; Tillmann 
et al. 2008). Weitere schulrechtliche Veränderungen ergaben sich durch die völ-
kerrechtliche Verp  ichtung Deutschlands zur Umsetzung eines inklusiven Bil-
dungssystems31 (Blanck et al. 2013; Mißling und Ückert 2014; Siehr und Wrase 
2014).
Die Darstellung dieser schulrechtlichen Entwicklung beschreibt Deutschland 
insgesamt. Inwieweit sich dieser Wandel auch in den einzelnen Bundesländern 
widerspiegelt und wie sich die Bundesländer unterscheiden, werden wir bei der 
Betrachtung der einzelnen Indikatoren in Kapitel 4 diskutieren.

31 Deutschland ist 2009 der UN-Konvention beigetreten.
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3.2 Aufbau der Indikatorik

Neben der allgemeinen Schulstrukturbeschreibung in den Bundesländern haben 
wir uns in der SVDBL auf schulrechtliche Regelungen konzentriert, die das Gym-
nasium betreffen: Erstens ist das Gymnasium die einzige weiterführende Schul-
form, die in allen Bundesländern zwischen den Schuljahren 1949/50 und 2009/10 
besteht (für die ostdeutschen Bundesländer ab dem Schuljahr 1991/92).32 Bei 
einem Vergleich der Entwicklungen in den Bundesländern im Zeitverlauf ist es 
daher sinnvoll, sich auf die schulrechtlichen Regelungen für das Gymnasium zu 
konzentrieren. Zweitens war für unsere Auswahl der Indikatoren entscheidend, 
wie sich schulrechtliche Regelungen auf Bildungsungleichheiten auswirken kön-
nen. Der Aufteilung der Schülerschaft nach der vierten Klasse (bzw. in Berlin 
und Brandenburg ab der sechsten Klasse) und der gymnasialen Bildung kommt 
im deutschen Bildungssystem eine entscheidende Allokationsfunktion zu. So 
ist das Gymnasium nach wie vor die zentrale Stellschraube zum Erhalt und zur 
Reproduktion gesellschaftlicher Positionen (Dahrendorf 1965; Deutsches PISA-
Konsortium 2003,2005,2008; Helbig 2012b). Drittens ist das Gymnasium die 
„Leitinstitution“ (Tenorth 2008) des deutschen Bildungssystems. Reformen, die 
das Gymnasium in seiner Stellung im Schulsystem tangieren, rufen in der Regel 
heftige Diskussionen hervor. Das Beispiel der gescheiterten Primarschulverlänge-
rung im Hamburger Volksentscheid von 2010 zeigt zudem, dass solche Reform-
versuche gar kultur- oder klassenkampfähnliche Auseinandersetzungen hervorru-
fen können (Edelstein und Nikolai 2013; Töller et al. 2011).
Bei der Auswahl der Indikatoren haben wir uns vor allem auf jene Indikatoren 
konzentriert, die potentiell soziale Ungleichheiten beim Gymnasialzugang und 
Gymnasialverlauf beein  ussen könnten. Die Grundlage hierfür bildete die Wer-
terwartungstheorie (Becker 2000; Boudon 1974; Breen und Golthorpe 1997; 
Erikson und Jonsson 1996; Esser 1999), wonach die Kosten-, Nutzen- und Er-
folgswahrscheinlichkeitserwartung die Entscheidung für den gymnasialen Bil-
dungsgang sozial unterschiedlich beein  ussen. Zum anderen haben wir Indika-
toren einbezogen, die potentiell primäre Herkunftseffekte (Boudon 1974), also 
schichtspezi  sche Kompetenzunterschiede der Schüler, beein  ussen könnten. 
Dabei spielt auch die Standardisierung von schulrechtlichen Regelungen (All-
mendinger 1989) und deren Modernisierungsgrad (Laska 1979), der teilweise 
auch als Offenheit charakterisiert werden kann, eine Rolle.
Zu Anfang des Projekts haben wir auf die Vorarbeiten von Susanne von Below 
(2002) zurückgegriffen, die die Schulsysteme der Bundesländer vergleichend mit 
einer Indikatorik darstellte und dabei nicht nur die Schulstrukturen berücksich-
tigte. Von Below konzentrierte sich auf die schulrechtlichen Gegebenheiten des 

32 Einzige Ausnahme bildet das „Einheitsschulsystem“ West-Berlins in den Schuljahren 1948/49 bis 
1950/51.
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Gymnasialverlauf beein  ussen könnten. Die Grundlage hierfür bildete die Wer-
terwartungstheorie (Becker 2000; Boudon 1974; Breen und Golthorpe 1997; 
Erikson und Jonsson 1996; Esser 1999), wonach die Kosten-, Nutzen- und Er-
folgswahrscheinlichkeitserwartung die Entscheidung für den gymnasialen Bil-
dungsgang sozial unterschiedlich beein  ussen. Zum anderen haben wir Indika-
toren einbezogen, die potentiell primäre Herkunftseffekte (Boudon 1974), also 
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mendinger 1989) und deren Modernisierungsgrad (Laska 1979), der teilweise 
auch als Offenheit charakterisiert werden kann, eine Rolle.
Zu Anfang des Projekts haben wir auf die Vorarbeiten von Susanne von Below 
(2002) zurückgegriffen, die die Schulsysteme der Bundesländer vergleichend mit 
einer Indikatorik darstellte und dabei nicht nur die Schulstrukturen berücksich-
tigte. Von Below konzentrierte sich auf die schulrechtlichen Gegebenheiten des 

32 Einzige Ausnahme bildet das „Einheitsschulsystem“ West-Berlins in den Schuljahren 1948/49 bis 
1950/51.
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Jahres 1997 und verwendete 24 Indikatoren, die sie wiederum in die Teildimen-
sionen „Struktur des Bildungssystems“, „Kontrolle von Inhalten“ und „gelehrte 
Inhalte“ unterteilte (siehe Tabelle 1).

Tab. 1: Die Indikatorik von Susanne von Below

Dimension Indikator

Struktur
1 Dauer der Vollzeitschulp  icht

2 Dauer der Schulzeit bis zum Abitur

3 Grundschuldauer

4 Orientierungsstufe

5 Schulen mit mehreren Bildungsgängen vorhanden

6 Anteil der Gymnasien an allen Schulen, die Sekundarstufe II anbieten

7 Schuljahr des Übergangs von Sekundarstufe I zu II

Kontrolle von Inhalten
8 Notendurchschnitt zählt für Übergang auf das Gymnasium

9 Gymnasialempfehlung bindend

10 Probezeit nach Übergang auf das Gymnasium

11 Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung zum Gymnasialübergang

12 Bewertung mündlicher Leistungen in der Sekundarstufe II

13 Kriterien für den Übergang von der Sekundarstufe I zu II

14 Zentralabitur

15 Notengebung beginnt ab welchem Schuljahr

Inhalte
16 Religion als Fach mit Lehrplan

17 Philosophie als Fach mit Lehrplan

18 Psychologie als Fach mit Lehrplan (gymnasiale Oberstufe)

19 Politische Bildung als P  ichtfach in der Sekundarstufe II

20 Arbeitslehre/Polytechnik am Gymnasium

21 Sexualkunde als Fach mit Lehrplan

22 Fremdsprache bis zum Abitur verbindlich

23
Möglichkeit, Abitur in einer Fremdsprache abzulegen (Neugrie-
chisch, Türkisch, Portugiesisch)

24 gleichzeitiger Erwerb von Abitur und Baccalauréat (Modellversuch)

Quelle: von Below (2002).
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Von diesen Indikatoren haben wir die Mehrzahl in unsere Indikatorik (siehe Ta-
belle 2) übernommen, auf einige haben wir jedoch auch verzichtet, und zudem 
haben wir eine Reihe neuer Indikatoren aufgenommen.33 Beibehalten haben wir 
die Aufteilung der Indikatoren nach „Strukturen“, „Kontrolle von Inhalten“ und 
„Inhalte“. In der Dimension „Struktur“ haben wir die schulrechtlichen Regelun-
gen aufgenommen, die die Art und Weise der Differenzierungen von Bildungs-
gängen beschreiben. Zudem analysieren wir in dieser Dimension, welche  nanzi-
ellen Fördermaßnahmen und Regularien die Bundesländer treffen, um Schülern 
den Zugang zum Schulsystem zu ermöglichen. In der Dimension „Kontrolle von 
Inhalten“ haben wir die Kriterien aufgenommen, nach denen die Bundesländer 
den Zugang zu den weiterführenden Schulen gestalten. Zudem beschreiben wir in 
dieser Dimension, inwieweit Prüfungen und Zerti  kate landesweit einheitlichen 
Standards entsprechen. In der Dimension „Inhalte“ diskutieren wir, in welchem 
Verhältnis moderne und traditionelle Unterrichtsinhalte im Curriculum stehen.
Auf der Strukturebene haben wir 15 Indikatoren im Bundesländervergleich erho-
ben. Von der Below’schen Indiktorik haben wir folgende Indikatoren übernom-
men: die Dauer der Vollzeitschulp  icht, die Dauer der Schulzeit bis zum Abitur, 
die Grundschuldauer, das Vorhandensein einer schulartenunabhängigen Orientie-
rungsstufe, die Existenz von Schulen mit mehreren Bildungsgängen und den Anteil 
von Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur führen. Neu in unsere Indikatorik 
aufgenommen haben wir folgende Regelungen: die Existenz einer schulartenunab-
hängigen Förderstufe, inwieweit die Grundschule an einer weiterführenden Schule 
angeschlossenen ist, die nicht zum Abitur führt, die Existenz von Gesamtschulen, 
inwieweit das Abitur an allen Schulformen möglich ist und mit der Schulgeld- und 
Lernmittelfreiheit auch  nanzielle Regularien. Vor allem dem Schulgeld kam in den 
1950er und 1960er Jahren noch eine bedeutsame Rolle zu. In unserer Indikatorik 
haben wir mit der „Existenz vorschulischer Einrichtungen für schulp  ichtige, aber 
noch nicht schulfähige Kinder“ ebenfalls eine Maßnahme zum Ausgleich primärer 
Herkunftseffekte erhoben, da wir davon ausgehen, dass Schulpolitik nicht nur se-
kundäre Herkunftseffekte beein  ussen kann, sondern auch primäre Herkunftsef-
fekte durch schulrechtliche Regelungen beein  usst werden können.
Als weitere Indikatoren zum Ausgleich primärer Herkunftseffekte wollten wir ur-
sprünglich auch die Regelungen zur  nanziellen und immateriellen Förderung so-
zial benachteiligter Gruppen als auch der immateriellen Förderung von Kindern 
mit Migrationshintergrund aufnehmen. Die  nanzielle Förderung von sozial be-
nachteiligten Schülern bezieht sich aber in der Regel auf ermäßigte Beitragssätze 
für den Erwerb von Lernmitteln oder auf die Schülerbeförderung. Darauf gehen 
wir bereits bei dem Indikator zur Lernmittelfreiheit ein. Die Beitragsermäßigung 

33 Anregungen fanden wir hierbei in zahlreichen Projektsitzungen und in einem Expertenworkshop 
2009 mit Susanne von Below, Jutta Allmendinger und Heike Solga, sowie in zwei Expertengesprä-
chen 2009 mit Beate Krais und Helmut Köhler.
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bei der Schülerbeförderung war schwierig im Bundesländervergleich darzustellen, 
da die Schülerbeförderung größtenteils auf kommunaler Ebene geregelt ist. Wir 
haben uns daher entschieden, die Förderung sozial benachteiligter Schüler nicht 
systematisch in unseren Bundesländervergleich aufzunehmen. Auch die Vielfalt 
der Regelungen zur Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund bzw. aus-
ländischer Kinder machte es unmöglich, einen systematischen und standardisier-
ten Vergleich der Bundesländer durchzuführen. Auch wenn wir beide Maßnah-
men nicht systematisch erheben konnten, stellen wir in einem Exkurs die Vielfalt 
der Programme in den Bundesländern dar (Abschnitt 4.1.11.3).
Des Weiteren haben wir festgehalten, ob die allgemeine oder fachgebundene 
Hochschulreife auch über alternative Wege über die beru  ichen Schulen, direkt 
nach der Erlangung der mittleren Reife erworben werden kann. Hierbei haben 
wir zudem für einige Jahre erhoben, wie hoch der Anteil von Schülern war, die 
die allgemeine Hochschulreife über diese Wege erlangten.
Verzichtet haben wir in unserer Indikatorik auf den Below‘schen Indikator zum 
Zeitpunkt des Schuljahres für den Übergang von Sekundarstufe I zu II, da es 
weniger auf den Beginn der Sekundarstufe II in Klasse 10 oder 11 als vielmehr 
aus bildungssoziologischer Perspektive auf die Versetzungsregelungen ankommt.

Tab. 2: Die Indikatoren der SVDBL

Nr. Indikator Teilindikator

Struktur

1
Vorschule für schulp  ichtige, aber 
noch nicht schulfähige Kinder

2 Dauer der Vollzeitschulp  icht

3 Dauer der Schulzeit bis zum Abitur

4 Grundschuldauer

5
Orientierungsstufe nach der Grund-
schule

6 Schulartenabhängige Förderstufe

7
Grundschule in der Regel an Schul-
formen angeschlossen, die nicht zum 
Abitur führen

8 Gesamtschule als Regelschule vorhanden 

9
Schule mit mehreren Bildungsgängen 
vorhanden

10 Abitur an allen Schulformen möglich

11
Anteil der Gymnasien an allen 
Schulen, die zum Abitur führen
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Nr. Indikator Teilindikator

12
Finanzielle Regularien

Schulgeldfreiheit

13 Lernmittelfreiheit

14
Alternative Wege zur allgemeinen und 
fachgebundenen Hochschulreife

Möglichkeit gegeben

15
Anteil der Schüler, die ihr Abitur auf alter-
nativem Wege erlangen (erst ab 1980)

Kontrolle von Inhalten

16

Kriterien für den Übergang 
nach Klasse 4

Notenbindung

17 Aufnahmeprüfung als ein Kriterium

18 Aufnahmeprüfung auf Antrag der Eltern

19 Bindende Empfehlung

20
Aufnahmeprüfung bei nicht gegebener 
Gymnasialempfehlung

21 Probezeit

22

Kriterien für den Übergang 
nach Klasse 6

Möglichkeit für Übergang prinzipiell 
gegeben

23
Einleitung des Übergangsverfahrens auf 
Antrag der Eltern oder der Schule

24 Notenbindung

25 Aufnahmeprüfung als ein Kriterium

26
Aufnahmeprüfung bei Nicht-Erfüllung von 
Kriterien

27 Probezeit

28

Kriterien für den Übergang 
nach Klasse 7 bis nach 9

Übergang möglich (zu mehreren oder 
einzelnen Zeitpunkten)

29
Einleitung des Übergansverfahrens auf 
Antrag der Eltern oder der Schule

30 Notenbindung

31 Aufnahmeprüfung als ein Kriterium

32
Aufnahmeprüfung bei Nicht-Erfüllung von 
Kriterien

33 2. Fremdsprache erforderlich

34 Probezeit

35

Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe mit Realschulabschluss

Notenbindung

36 Aufnahmeprüfung als ein Kriterium

37 2. Fremdsprache erforderlich

38 zusätzliches Schuljahr erforderlich
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Nr. Indikator Teilindikator

39
Abstieg vom Gymnasium

Abstieg aus dem Gymnasium bei zweimali-
ger Klassenwiederholung in derselben oder 
aufeinander folgenden Klassenstufe

40
Abstieg aus dem Gymnasium bei zweimali-
ger Klassenwiederholung insgesamt

41 Kriterien für den Übergang von 
Sekundarstufe I zu Sekundarstufe II

Prüfung als entscheidender Bestandteil der 
Versetzung

42 Übergang bei erfolgreicher Versetzung

43
Allgemeiner Abschluss 
bei Eintritt in Sek II

Abschluss mit erfolgreicher Vollendung der 
Sekundarstufe I

44 Abschluss mit zusätzlicher interner Prüfung

45 Abschluss mit zusätzlicher externer Prüfung

46

Abitur

Zentralabitur

47
mindestens eine Fremdsprache verp  ich-
tend bis zum Abitur

48
mindestens ein naturwissenschaftliches Fach 
verp  ichtend bis zum Abitur 

49
schriftliche Prüfung in Deutsch oder Mathe 
verp  ichtend 

50

Bewertung des Arbeits- 
und Sozialverhaltens

in Schriftform

51 in Notenform

52
keine Bewertung des Arbeits- und Sozial-
verhaltens

53 Beginn der Notengebung 
in der Grundschule

mit Klasse 3 oder später

54 vor Klasse 3

Inhalte

55

Stellenwert von Religion 
und Ethik

Religion als verp  ichtendes Fach im Lehr-
plan

56 Ethik als verp  ichtendes Fach im Lehrplan

57
Religion oder Ethik als verp  ichtendes Fach 
im Lehrplan (Wahlfreiheit)

58

Moderne Unterrichtsinhalte

Wirtschaftslehre

59 Psychologie

60 Politische Bildung

61 Arbeitslehre auf Gymnasium

Bei der Kontrolle von Inhalten haben wir gegenüber von Below eine weitere Diffe-
renzierung vorgenommen und haben in dieser Dimension 39 Indikatoren erhoben. 
Die Below‘schen Indikatoren „Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung zum Gymnasi-
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alübergang“, „Notendurchschnitt zählt für Übergang auf das Gymnasium“, „Gym-
nasialempfehlung bindend“ und „Probezeit nach Übergang auf das Gymnasium“ 
haben wir unter dem Indikator „Kriterien für den Übergang nach Klasse 4“ zusam-
mengefasst. Zudem haben wir erhoben, ob bei einer nicht gegebenen Gymnasial-
empfehlung die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung besteht. Neu aufgenommen in 
der Dimension „Kontrolle von Inhalten“ haben wir die Regelungen für den späteren 
Übergang in die Sekundarstufe I des Gymnasiums jeweils nach Klasse 6 und nach 
Klasse 7 bis 9. Ergänzt wird die Below‘sche Indikatorik zudem durch Regelungen 
zum Übergang auf das Gymnasium mit einem Realschulabschluss. Bei diesen spä-
teren Übergängen haben wir Regelungen zur Notenbindung, Aufnahmeprüfung 
und Probezeit (nicht beim Übergang mit Realschulabschluss) berücksichtigt. Für die 
Übergänge nach Klasse 6 und in den Klassen 7 bis 9 haben wir ermittelt, ob das 
Übergangsverfahren durch die Eltern oder durch die Schule eingeleitet wird. Für den 
Übergang in den Klassen 7 bis 9 haben wir zusätzlich noch aufgenommen, ob der 
Übergang zu einzelnen oder mehreren Zeitpunkten möglich ist und ob der Nachweis 
einer zweiten Fremdsprache notwendig ist. Im Falle des Übergangs mit Realschulab-
schluss haben wir geprüft, ob ein zusätzliches Schuljahr von den Schülern absolviert 
werden muss. Ebenfalls wurden von uns die Abstiegsregularien vom Gymnasium auf 
andere weiterführende Schulen aufgenommen – konkret, ob Schüler das Gymnasi-
um verlassen müssen bei zwei Klassenwiederholungen insgesamt in der Sekundarstu-
fe I oder II oder bei zweimaligen Klassenwiederholungen in derselben oder der fol-
genden Klassenstufe. Berücksichtigt wurden von uns auch der Oberstufenzugang an 
Gymnasien von der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II (Prüfung oder Übergang 
bei erfolgreicher Versetzung)34, sowie die verschiedenen Möglichkeiten, auf dem 
Gymnasium bei einem Schulabbruch in Sekundarstufe II einen allgemeinbildenden 
Schulabschluss zu erlangen. Wie von Below haben wir bei der Abiturprüfung die 
Existenz eines Zentralabiturs erhoben. Ergänzt haben wir den Indikator Abiturprü-
fung jedoch auch um den Teilindikator „verp  ichtende Fächer bis zum Abitur“, die 
von Below mit dem Indikator der verp  ichtenden Fremdsprache bis zum Abitur 
unter der Dimension „Inhalte“ fasste. Wir haben uns entschieden, diese Regelung 
unter die Dimension „Kontrolle von Inhalte“ zu fassen, da mit der Verp  ichtung 
von Fächern bis zum Abitur die Bundesländer kontrollieren, welche Inhalte Schüler 
bis zum Abitur lernen müssen.35 Verzichtetet haben wir in der Dimension „Kontrolle 

34 Anders als bei von Below haben wir nicht erhoben, ob ein bestimmter Notendurchschnitt erfor-
derlich war, um von der Sekundarstufe I zur Sekundarstufe II zu wechseln. Ein bestimmter No-
tenschnitt (zusätzlich zur Versetzung) war nur in Niedersachsen von 1976 bis 1979 erforderlich, 
so dass ein Vergleich über alle Bundesländer für diesen Indikator keinen Sinn machte und wir 
daher auf diese Regelung verzichteten.

35 Nicht enthalten ist in unserer Indikatorik dabei, inwieweit Schüler Latein oder Altgriechisch bis 
zum Abitur belegen mussten. Eine solche Verp  ichtung galt nur als Voraussetzung für die Abitu-
rienten in Bayern bis zum Schuljahr 1955/56.
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der Inhalte“ auf den Below‘schen Indikator „Bewertung mündlicher Leistungen in 
der Sekundarstufe II“, da dieser Indikator zwischen den Bundesländern im Hinblick 
auf die getroffenen rechtlichen Regelungen aus unserer Sicht erstens nicht vergleich-
bar ist und sich dieser Indikator zweitens in der Regel auf „Kann-Regelungen“ bezog. 
Wie unter 3.1.1 zur Bindungswirkung näher ausgeführt, haben wir uns in unserer 
Indikatorik auf Regelungen konzentriert, die eindeutig und verp  ichtend geregelt 
waren. Neu aufgenommen haben wir in unsere Indikatorik in der Dimension „Kon-
trolle von Inhalten“ auch die Regelungen zu den alternativen Wegen zur allgemeinen 
oder fachgebundenen Hochschulreife36 sowie die Bewertung von Arbeits- und Sozial-
verhalten am Gymnasium. Beibehalten haben wir in der Dimension „Kontrolle von 
Inhalten“ den Beginn der Notengebung in der Grundschule.
In der Dimension der Inhalte haben wir von Belows Indikator zum Fach Religion 
bzw. Ethik beibehalten. Anders als von Below haben wir die Inhalte Philosophie, 
Psychologie, politische Bildung, Arbeitslehre und Wirtschaftslehre weniger als Fä-
cher sondern vielmehr als Unterrichtsinhalte erhoben und diese mit dem Indika-
tor „moderne Unterrichtsinhalte“ zusammengefasst.37 Verzichtet haben wir in der 
Dimension der Inhalte auf die Indikatoren „die Möglichkeit, das Abitur in einer 
Fremdsprache abzulegen“ als auch den „gleichzeitigen Erwerb von Abitur und Bac-
calauréat als Modellversuch möglich“, da diese Regelungen keine allgemeingültige 
und damit landesweite Regelung in den Bundesländern waren.38 Die Dimension 
„Inhalte“ umfasst 7 Indikatoren. Bei dem Below‘schen Indikator zur Sexualerzie-
hung haben wir auf eine Bundesländerübersicht verzichtet, da bis Mitte der 1980er 
Jahre in allen Bundesländern der Sexualkundeunterricht einheitlich eingeführt wur-
de. Wir werden jedoch in einem Exkurs auf diesen Unterrichtsinhalt eingehen.
Insgesamt ergaben sich für unsere SVDBL-Indikatorik 61 Einzelindikatoren, die 
wir vergleichend für alle Bundesländer ab dem Schuljahr 1949/50 bis 2009/2010 
codiert haben. Zu den Quellen unserer Datenbank siehe Seite 4.

36 Allerdings gibt es hier kaum Unterschiede in den Regelungen in den einzelnen Bundesländern. 
Deshalb haben wir hier nur unterschieden, ob diese Möglichkeit existiert oder nicht. Zudem ha-
ben wir quantitativ dargestellt, wie groß der Anteil der Schüler ist, die diese Möglichkeit des 
Hochschulerwerbs nutzen.

37 Ursprünglich hatten wir für jedes Fach erhoben, ob das Fach „als Fach im Lehrplan“, „als Teil 
eines anderen Faches“ oder „fächerübergreifend“ unterrichtet wird. Zudem haben wir dabei zwi-
schen der Sekundarstufe I und II unterschieden. Solch eine differenzierte Betrachtung erschwerte 
jedoch den Vergleich zwischen den Bundesländern, so dass wir uns entschieden haben, die einzel-
nen Regelungen zu einem Fächerindikator zusammenzuführen.

38 Nicht enthalten ist in unserer Datenbank, ab welcher Klassenstufe die erste und zweite Fremd-
sprache unterrichtet wird. Die erste Fremdsprache wird in einigen Bundesländern ab der 1. Klasse 
unterrichtet, in anderen ab Klasse 3. Auch der Beginn der zweiten Fremdsprache ist in den Bun-
desländern unterschiedlich geregelt. Dass dies eine relevante schulrechtliche Regelung sein könnte, 
die vor allem ein Mobilitätshindernis zwischen den Bundesländern darstellt, wurde uns erst nach 
der Erstellung der Datenbank klar.
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4 Entwicklung der einzelnen Indikatoren im 
Bundesländervergleich

In diesem Kapitel stellen wir dar, wie sich die einzelnen Indikatoren der SVDBL 
zwischen 1949/50 und 2009/10 in den deutschen Bundesländern verändert ha-
ben. Dabei gehen wir auf Strukturindikatoren (Abschnitt 4.1.), Indikatoren zur 
Kontrolle von Inhalten (Abschnitt 4.2.) und schließlich auf Inhaltsindikatoren 
(Abschnitt 4.3.) ein. Wir zeigen nicht nur, wie sich die einzelnen Indikatoren im 
Zeitverlauf und im Bundesländervergleich verändert haben, sondern beantworten 
für jeden Indikator auch folgende fünf Fragen: (1) Welche Bundesländer waren 
Vorreiter bei bestimmten Regelungen? (2) Gehen Veränderungen in einem Bun-
desland mit nachfolgenden Veränderungen in anderen Bundesländern im Sinne 
eines „Policy Learning“ einher? (3) Können wir häu  ge Veränderungen oder eine 
gewisse Stabilität bei den Regelungen feststellen? (4) Welche langfristigen und 
bundesländerübergreifende Entwicklungen können wir feststellen? (5) Lassen sich 
aus diesen Entwicklungstrends Prognosen für zukünftige Entwicklungen bei den 
einzelnen Indikatoren ableiten?

4.1 St   ruktur

Die schulstrukturelle Entwicklung nach 1945 bis zur Wiedervereinigung ist in 
Deutschland durch eine pfadabhängige Entwicklung gekennzeichnet (Edelstein 
und Nikolai 2013): In der Westzone erfolgte bis zur Gründung der Bundesrepu-
blik 1949 die Restauration des dreigliedrigen Schulsystems (Herrlitz et al. 2009), 
denn konservative schulpolitische Kräfte konnten das Modell der Dreigliedrigkeit 
gegen Pläne der amerikanischen Re-Education-Politik, die eine Schulstruktur-
reform nach dem Modell der US-comprehensive high school vorsah, durchsetzen 
(Anweiler 2001; Robinsohn und Kuhlmann 1967; Zymek 1992). In der sowjeti-
schen Besatzungszone wurde mit der achtjährigen Grundschule mit anschließen-
der Oberschule ein Einheitsschulsystem eingeführt und damit ein anderer Pfad als 
in den westlichen Besatzungszonen eingeschlagen (Anweiler 1988; Waterkamp 
1987).
Trotz struktureller Eingriffe wie der Einführung der Gesamtschulen und Ori-
entierungsstufen verliefen die Strukturreformen auf dem historischen Entwick-
lungspfad der vertikalen Differenzierung (Drewek 1984,1994a; Geißler 2011a; 
Herrlitz et al. 2009; Müller 1977) und ließen die Aufteilung der Schülerschaft 
auf verschiedene Schulformen – wenn auch im Falle der Orientierungsstufen zu 
einem späteren Zeitpunkt – unangetastet. Nach jahrzehntelangem Festhalten am 
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dreigliedrigen Schulsystem ist mit der Wiedervereinigung 1990 Bewegung in 
die Schulstrukturentwicklung gekommen. Die Bundesländer Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen führten anstelle des tradierten westdeutschen Schulmo-
dells zweigliedrige Sekundarschulsysteme ein, bestehend aus Gymnasium sowie 
zusammengelegten Haupt- und Realschulen (Döbert et al. 2002; Döbert und 
Führ 1998; Edelstein und Nikolai 2013; Fuchs 1996,1997; Fuchs und Reuter 
1995; Köhler 2010; Stehnke und Melzer 1995).39 Die ostdeutschen Bundesländer 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern wandelten ihre Schulsysteme in 
den 2000er Jahren ebenfalls in zweigliedrige um. Auch einige westdeutsche Bun-
desländer wie etwa das Saarland, die Stadtstaaten und Schleswig-Holstein nah-
men Veränderungen ihrer tradierten Schulstruktur vor und weisen nun ebenfalls 
zweigliedrige Schulsysteme auf (zu Hamburg vgl. Edelstein und Nikolai 2013). 
Trotz unterschiedlicher Strukturvarianten zeichnet sich eine Tendenz zur Heraus-
bildung einer zweigliedrigen Schulstruktur ab (Fuchs 2009; Liegmann und Bouß 
2012; Neumann et al. 2013; Nikolai i.E.-b; Tillmann 2012). Doch auch abseits 
der Schulformgliederung nahmen die Bundesländer zahlreiche Veränderungen 
vor, auf die wir im Folgenden nun eingehen und die langfristig das strukturelle 
Gefüge der Schulsysteme veränderten.

4.1.1 Vorschulische Einrichtungen

Kinder aus sozial benachteiligten Schichten haben beim Schulbeginn schlechte-
re Startbedingungen. Ihre Entwicklungsde  zite lassen sich bereits bei der Ein-
schulungsuntersuchung nachweisen (Augste et al. 2012; Oberwöhrmann und 
Bettge 2013: 54ff.). Diese Entwicklungsde  zite sind sowohl auf einen Mangel 
an kulturellen Ressourcen und eine Vielzahl belastender Entwicklungsfaktoren in 
der Familie (Allmendinger und Helbig 2013) als auch auf kürzere Besuchsdau-
ern von Kindertagesstätten (Kita) zurückzuführen (Kreyenfeld und Krapf 2010; 
Oberwöhrmann und Bettge 2013: 82; Rabe-Kleberg 2010). In der Regel werden 
Kinder schulp  ichtig, wenn sie bis zu einem bestimmten Stichtag (je nach Bun-
desland zwischen dem 30. Juni und dem 31. Dezember eines Kalenderjahres) 
das sechste Lebensjahr vollendet haben. Die zeitliche Verschiebung der Stich-
tagsregelung empfahl die KMK 1997 (KMK 1997), um die Tendenz der spä-
teren Einschulungen zu stoppen (Einsiedler et al. 2008: 338). Während einige 
Bundesländer am Stichtag 30.6. festhielten (Bremen, Hamburg, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein), 
verlagerten andere Bundesländer den Stichtag auf spätere Monate im Jahr (Ba-

39 Jedoch sehen alle ostdeutschen Bundesländer außer Sachsen noch Gesamtschulen als Regelschul-
form vor. Diese sind jedoch in den meisten ostdeutschen Bundesländern im Vergleich zum Gym-
nasium oder zu den Schularten mit mehreren Bildungsgängen marginal. In Brandenburg ist der 
Gesamtschüleranteil im Bundesländervergleich jedoch am höchsten (vgl. Abschnitt 4.1.9).
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Kinder schulp  ichtig, wenn sie bis zu einem bestimmten Stichtag (je nach Bun-
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Bundesländer am Stichtag 30.6. festhielten (Bremen, Hamburg, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein), 
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39 Jedoch sehen alle ostdeutschen Bundesländer außer Sachsen noch Gesamtschulen als Regelschul-
form vor. Diese sind jedoch in den meisten ostdeutschen Bundesländern im Vergleich zum Gym-
nasium oder zu den Schularten mit mehreren Bildungsgängen marginal. In Brandenburg ist der 
Gesamtschüleranteil im Bundesländervergleich jedoch am höchsten (vgl. Abschnitt 4.1.9).
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den-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Thüringen)40 oder gar wie in Berlin auf den 31.12. (Faust 2006; 
Schraml 2012).41 In der Folge wurden Kinder in Berlin sogar mit weniger als 
sechs Jahren schulp  ichtig.42

Kinder können der KMK-Empfehlung zufolge in Ausnahmefällen zurückgestellt 
werden, „wenn zu erwarten ist, dass eine Förderung im schulischen Rahmen 
keine für die Entwicklung des Kindes günstigeren Voraussetzungen schafft“ 
(KMK 1997: 2). Vor Schuleintritt werden Kinder einer schulärztlichen Schu-
leingangsuntersuchung durch den Kinder- und Jugendärztlichen Dienst oder 
die Gesundheitsämter unterzogen (Lisker 2010).43 Jedoch variieren die Kriterien 
der Schuleingangsuntersuchungen derart, dass dementsprechend Einschulungs- 
und Rückstellungsquoten zwischen den Bundesländern stark variieren (Stamm 
2013).
Aufgrund körperlicher und kognitiver Entwicklungsde  zite wird Kindern aus 
sozial benachteiligten Schichten häu  ger die „Schulfähigkeit“ abgesprochen, 
und sie werden daher auch häu  ger von der Schulp  icht zurückgestellt.44 Wäh-
rend die Rückstellung von Kindern aus bildungsnahen Familien nicht mit 
der Kita-Besuchsdauer variiert, werden vor allem Kinder aus bildungsfernen 
Schichten umso häu  ger vom Schulbesuch zurückgestellt, je kürzer sie eine Kita 

40 Pläne wie in Bayern, Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen, den Stichtag schrittweise 
auf den 31.12. zu verschieben, wurden wieder verworfen (Berthold 2008).

41 Bis dahin galt in Berlin die durch das Hamburger Abkommen von 1964 vorgesehene Stichtagsre-
gelung 30. Juni. 

42 Der Stichtag soll jedoch in Berlin wieder auf den 30. September gelegt werden für alle Kinder, die 
nach 2011 geboren wurden (Der Tagesspiegel 2015).

43 In den 2000er Jahren sind die Bundesländer auch dazu übergegangen, ein bis zwei Jahre vor Ein-
schulung Sprachstandserhebungen durchzuführen, um sprachliche Entwicklungsde  zite bei Kin-
dern festzustellen. Im Bundesländervergleich sind die Regelungen jedoch nicht einheitlich. So gibt 
es Bundesländer, die eine Sprachstandserhebung für alle Kinder vorsehen (Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein) oder lediglich für bestimmte Zielgruppen (für Kinder nicht-
deutscher Herkunftssprache in Kindertagesstätten in Bayern; für Kinder, die keine Kindertagesstätte 
besuchen in Rheinland-Pfalz). In Hessen ist die Teilnahme freiwillig. Keine landesweiten Sprach-
standserhebungen haben Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. Wird ein Sprachförderbedarf 
festgestellt, so müssen sich Kinder im Kindergarten einer Sprachfördermaßnahme unterziehen (drei 
Monate in Brandenburg, neun Monate in Bremen). In Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein sind auch diejenigen Kinder verp  ichtet, eine Sprachförder-
maßnahme zu absolvieren, die bisher keinen Kindergarten besucht haben. In Hamburg müssen alle 
Kinder unabhängig von der Sprachstandserhebung die Vorschule besuchen. In anderen Bundeslän-
dern ist der Besuch einer Sprachfördermaßnahme dagegen freiwillig (Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Thüringen) (Lisker 2010).

44 Kinder mit Migrationshintergrund erhalten dabei häu  ger eine Empfehlung für eine Rückstellung 
als Kinder ohne Migrationshintergrund (Tuppat und Becker 2014). Zu den Auswirkungen ver-
späteter Einschulungen siehe auch Faust und Roßbach (2014).
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besucht haben (Kratzmann und Schneider 2008). Bei Kindern aus bildungsna-
hen Schichten hat der fehlende Kita-Besuch kaum Ein  uss auf die Schulfähig-
keit. Der Kita-Besuch kann also als ein wirksames Instrument zum Ausgleich 
sozialer Ungleichheiten gesehen werden (Kotitschke und Becker 2013). Gibt 
es für noch nicht schulfähige Kinder die Möglichkeit, in den Bundesländern 
eine Vorschule zu besuchen, können die kognitiven oder sozialen De  zite dieser 
Kinder bereits vor Beginn der Grundschule verkleinert werden. In Bundeslän-
dern ohne Vorschulen gehen diese Kinder ein weiteres Jahr in den Kindergarten 
bzw. verbringen ein weiteres Jahr im Elternhaus. Insgesamt sollten sich mit der 
Vorschule daher primäre Herkunftseffekte angleichen und so sozialer Selektivi-
tät entgegengewirkt werden können.
Da in den westlichen Bundesländer nach 1949 Kindergärten nur sehr schleppend 
ausgebaut wurden45, richteten einige Bundesländer Vorklassen, Vorschulen oder 
Schulkindergärten ein, um schulp  ichtige, aber nicht schulfähige Kinder zu ver-
sorgen und damit die „zahlen- und personalmäßig überforderten Kindergärten“ 
(Hielscher 1998: 277) entlasten zu können. Unabhängig von landesspezi  schen 
Regelungen fassen wir diese Form der Beschulung, die zwischen Elementar- 
und Grundschulbereich angesiedelt ist, unter dem Begriff der „vorschulischen 
Einrichtungen“46 zusammen. Mit dem Besuch einer vorschulischen Einrichtung 
sollten die Schulfähigkeit und gleichere Startbedingungen zum Schuleintritt her-
gestellt und damit primäre Herkunftseffekte ausgeglichen werden.
Für schulp  ichtige, aber nicht schulfähige Kinder gibt es je nach Bundesland 
drei verschiedene Möglichkeiten: Eine erste Gruppe von Bundesländern bietet 
vorschulische Einrichtungen an und verp  ichtet diese Kinder zu deren Besuch. 
Eine zweite Gruppe von Bundesländern bietet zwar auch laut schulrechtlichen 
Regelungen vorschulische Einrichtungen an, stellt es aber Eltern von nicht schul-
fähigen Kindern frei, ihre Kinder an vorschulischen Einrichtungen anzumelden. 
In einer dritten Gruppe gibt es keine vorschulischen Einrichtungen, und schul-
p  ichtige, aber nicht schulfähige Kinder werden der elterlichen Obhut überlassen 
oder können in ihren bisher besuchten Kindergärten verbleiben.
Bis Mitte der 1960er Jahre hatten im Bundesländervergleich nur Hamburg, 
Rheinland-Pfalz und Bremen vorschulische Einrichtungen (Tabelle 3). In ei-
nigen Bundesländern, die keine vorschulischen Einrichtungen hatten, konnte 

45 Hielscher zufolge gab es Ende der 1960er Jahre nur für rund ein Drittel der drei- bis fünfjährigen 
Kinder einen Kindergartenplatz (Hielscher 1998: 276).

46 Bis Mitte der 2000er Jahre wurden in Bremen, Rheinland-Pfalz, Hamburg, Nordrhein-Westfa-
len, Niedersachsen, im Saarland und in Schleswig-Holstein schulvorbereitende Einrichtungen als 
Schulkindergärten, in Bayern und Thüringen als Diagnose- oder Förderklassen sowie in Baden-
Württemberg als Grundschulförderklassen bezeichnet. Den Titel Vorschule trugen die schul-
vorbereitenden Einrichtungen in Hessen und Sachsen-Anhalt. Mecklenburg-Vorpommern hat 
sowohl Vorklassen als auch Diagnoseförderklassen (Berthold 2008: 23).
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die Rückstellung von der Schulp  icht für nicht schulfähige Kindern in den 
1950er und 1960er Jahren sogar noch auf die Dauer der Vollzeitschulp  icht 
angerechnet werden. Zurückgestellte Schüler konnten dementsprechend die all-
gemeinbildenden Schulen ein Jahr kürzer besuchen als vom Schulp  ichtgesetz 
vorgesehen. In einigen Bundesländern konnten bis in die 1960er Jahre hinein 
nicht schulfähige Kinder bis zu einer Dauer von drei Jahren vom Schulbesuch 
zurückgestellt werden.47

In Hamburg gab es bereits seit 1949/50 für alle schulp  ichtigen, aber noch nicht 
schulfähigen Kinder eine vorschulische Einrichtung (in diesem Fall Schulkinder-
gärten). Allerdings bedurfte der Besuch der vorschulischen Einrichtung in Ham-
burg der Zustimmung der Eltern, wodurch es faktisch keine „Vorschulp  icht“ 
gab. Eine solche P  icht führte als erstes Bundesland Rheinland-Pfalz (1955/56) 
ein. Der Besuch einer vorschulischen Einrichtung konnte dabei an heilpädagogi-
schen Schulen, Förderklassen, Hilfsschulklassen und Hilfsschulen absolviert wer-
den. Jedoch bestand die Vorschulp  icht in Rheinland-Pfalz nur bis zum Schul-
jahr 1965/66. Danach waren vorschulische Einrichtungen bis 1973/74 nicht 
vorgesehen. Zum Schuljahr 1974/75 wurden diese zwar wieder eingeführt, deren 
Besuch ist jedoch bis heute nicht verp  ichtend.
Nach Rheinland-Pfalz führte als nächstes Bundesland auch Bremen zum Schul-
jahr 1957/58 die Vorschulp  icht für nicht schulfähige, aber schulp  ichtige Kin-
der ein.48 Die Vorschulp  icht wurde jedoch knapp zehn Jahre später durch den 
freiwilligen Besuch einer vorschulischen Einrichtung ersetzt.
In den 1960er Jahren wurden auch in einigen anderen Bundesländern vorschu-
lische Einrichtungen eingeführt, so in Hessen (1961/62), dem Saarland und 
Schleswig-Holstein (1965/66), Baden-Württemberg (1966/67), Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen (1967/68) sowie Berlin (1969/70).49 In den meisten 
dieser Bundesländer war der Besuch einer vorschulischen Einrichtung für nicht 
schulfähige, aber schulp  ichtige Kinder nicht verp  ichtend. Verp  ichtend 
wurde der Vorschulbesuch jedoch in Hamburg (1966/67), Hessen (1969/70) 
und dem Saarland (1974/75). Nach einer Übergangsfrist (seit dem Schuljahr 
1968/69) gilt auch in Berlin zum Schuljahr 1978/79 für nicht-schulfähige Kin-
der eine Vorschulp  icht. In Baden-Württemberg ist der Besuch einer vorschuli-

47 1967 wurde mit dem KMK-Beschluss die „Anrechnung der Zurückstellung vom P  ichtschulbesuch 
auf die Dauer der Schulp  icht“ einheitlich für alle Bundesländer untersagt. Auch wenn viele Bun-
desländer seit den 1960er Jahren keine Anrechnung auf die Vollzeitschulp  icht mehr vornahmen, 
wurde die Anrechnung erst mit der KMK-Empfehlung von 1997 abgeschafft (KMK 1997).

48 In Bremen gab es bereits ab 1952 Schulkindergärten, die von ca. 50 Prozent aller nicht-schulfähigen 
Kinder besucht wurden (Senator für das Bildungswesen der Freien Hansestadt Bremen 1955: 20).

49 In Berlin gibt es bereits seit 1952/53 Schulkindergärten, jedoch ist schulrechtlich nicht geregelt, 
ob nicht schulfähige Kinder diese Form der vorschulischen Einrichtung besuchen müssen.
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schen Einrichtung (die sogenannten Grundschulförderklassen) nicht verp  ich-
tend.50

Insgesamt blieben die getroffenen Regelungen der 1960er und 1970er Jahre zu 
vorschulischen Einrichtungen in allen Bundesländern bis Ende der 1990er Jahre 
unverändert bestehen. Als einziges westdeutsches Bundesland führte Bayern keine 
vorschulische Einrichtung ein und sieht bis heute auch keine verp  ichtende Vor-
schulbildung vor. Von den ostdeutschen Bundesländern führten Sachsen-Anhalt, 
Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern im Zuge der Wiedervereinigung vor-
schulische Einrichtungen für nicht-schulfähige Kinder ein – allerdings waren die-
se nicht verp  ichtend. Nicht eingeführt wurden vorschulische Einrichtungen in 
Brandenburg und Thüringen.51 
In den 1980er Jahren häufte sich die Kritik, dass die an vorschulischen Einrich-
tungen einsetzende Vorbereitung für Grundschulen zu spät komme und diese 
auch zu kurz greife. Untersuchungen zeigten, dass die Förderungswirkung von 
vorschulischen Einrichtungen minimal war und zurückgestellte Kinder kaum ei-
nen Nutzen aus dem zusätzlichen Jahr ziehen konnten (Einsiedler et al. 2008: 
340). Ende der 1990er Jahre kam es daher in vielen Bundesländern zu Verände-
rungen bei vorschulischen Einrichtungen. So schaffte Hessen die Vorschulp  icht 
1997/98 ab, ließ dieses vorschulische Förderinstrument aber zunächst bestehen. 
Sukzessive aufgelöst wurden vorschulische Einrichtungen in den 2000er Jahren in 
Sachsen-Anhalt (ab 2001/02), Bremen (2003/04), Berlin und Sachsen (2004/05), 
Nordrhein-Westfalen und Hessen (2004/05), Schleswig-Holstein (2007/08), teil-
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Die Abschaffung der vorschulischen Einrichtungen hängt in vielen Bundeslän-
dern mit der Flexibilisierung der Schuleingangsstufe an Grundschulen zusam-

50 Im ländlichen Raum gab es in den 1990er Jahren kaum Grundschulförderklassen, und so konnten 
viele „zurückgestellte Kinder keine adäquate Förderung erfahren“ (Landtag von Baden-Württem-
berg 1996: 3).

51 Zu Beginn der 1990er Jahre gab es in Thüringen noch die Möglichkeit, Diagnose- und Förder-
klassen in der Grundschule für nicht-schulfähige Kinder einzurichten.

52 Wie in allen Bundesländern wurden Kinder mit geistigen und körperlichen De  ziten bis dato in 
Rheinland-Pfalz zurückgestellt, seit 2008/09 wird diese Regelung nur noch bei gesundheitlichen 
Gründen angewendet. Dementsprechend ist für Rheinland-Pfalz auch ein starker Rückgang der 
Schulkindergartenbesuchsquote festzustellen.

53 Mit der Abschaffung der vorschulischen Einrichtungen verzichteten Berlin und Schleswig-Hol-
stein generell auf Zurückstellungen. In Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, im Saarland und in Thüringen können Kinder nur noch aufgrund medizinischer Gründe 
zurückgestellt werden (Berthold 2008: 13). Allerdings gibt es in vielen Bundesländern mittlerweile 
teilweise recht undurchsichtige Möglichkeiten, Kinder vom Schulbesuch zurückstellen zu lassen. 
Und auch wenn die Rückstellungsquoten seit den 1990er Jahren in fast allen Bundesländern deut-
lich zurückgegangen sind, so werden auch heute noch sechs Prozent aller Schüler verspätet einge-
schult (StBa 2012b).
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men (Faust 2006; Faust et al. 2010). So wurde in einigen Bundesländern auf die 
Zurückstellung von nicht schulfähigen Kindern verzichtet, und Kinder können 
in den ersten beiden Klassenstufen zwischen ein und drei Jahren verweilen. So-
wohl in Sachsen-Anhalt (2001–2004) als auch in Hessen (seit 2005) wird nur 
noch in den Schulen eine vorschulische Einrichtung angeboten, die keine „  e-
xible Schuleingangsphase“ (FLEX) haben (gestrichelt in Tabelle 3 dargestellt). 
In Sachsen, Bremen und Nordrhein-Westfalen steht die Abschaffung der vor-
schulischen Einrichtungen ebenso in einem engen zeitlichen Bezug zur Flexibi-
lisierung der Schuleingangsphase. In Berlin wurde die  exible Verweildauer in 
der Schulanfangsphase durch die Einrichtung jahrgangsgemischter Lerngruppen 
unterstützt. Nur in Schleswig-Holstein erfolgte die Abschaffung der vorschuli-
schen Einrichtungen (2007/08) zeitlich deutlich später als die Einrichtung von 
FLEX (1998/99) (siehe auch Berthold 2008). Zum Schuljahr 2009/10 gibt es 
verp  ichtende Vorschulklassen für nicht-schulfähige Kinder nur noch in Ham-
burg und dem Saarland. Des Weiteren besteht die Möglichkeit des Besuchs nur 
noch in Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern (seit 2009/10 Dia-
gnoseförderklassen) und Niedersachsen. Die restlichen Bundesländer, die eine 
vorschulische Einrichtung hatten, haben diese durch eine  exible Schuleingangs-
phase ersetzt.
Inwieweit die Flexibilisierung der Schuleingangsstufe an Grundschulen zu einer 
besseren Förderung von bildungsbenachteiligten Kindern beitragen kann, bleibt 
umstritten (Götz und Katharina 2014; Hattie 2009; Kuhl et al. 2014; Wage-
ner 2014).54 Anders als Modelle, die auf eine Kooperation von Kindergärten und 
Grundschulen setzten, sieht FLEX die Neugestaltung der ersten beiden Grund-
schuljahre vor und stellt nach Einsiedler et al. (2008: 342) einen Sonderweg im 
Vergleich zur internationalen Entwicklung dar.
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich im Bundesländervergleich der 
Trend zu einer früheren Aufnahme von Kindern in der Grundschule beobach-
ten lässt. Schulvorbereitende Einrichtungen für Kinder, die zwar schulp  ichtig, 
jedoch nicht schulfähig sind, sind dagegen rückläu  g. Inwieweit es in den Bun-
desländern gelingt, diese Kinder in der  exiblen Schuleingangsphase von Grund-
schulen oder durch den Ausbau von Kindertagesstätten besser als in schulvorbe-
reitenden Einrichtungen zu fördern, bleibt eine offene Forschungsfrage. Zudem 
wurde nicht in allen Bundesländern, die die vorschulischen Einrichtungen ab-
schafften, die Schulanfangsphase  exibilisiert. In diesen Bundesländern könnte 
es sein, dass nicht schulfähigen Schülern keines dieser „Förderungsinstrumente“ 
mehr zum Schulanfang zur Verfügung steht.

54 So lassen sich nach Hattie (2009: 111) keine Effekte des jahrgangsübergreifenden Lernens auf die 
Kompetenzentwicklung feststellen.
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Tab.  3 : Vorschulische Einrichtungen in den deutschen Bundesländern 1949/50 
bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001

2001/2002

2002/2003

2003/2004

2004/2005

2005/2006

2006/2007

2007/2008

2008/2009

2009/2010

Vorschule vorhanden und verp  ichtende Teilnahme

Vorschule vorhanden, aber keine verp  ichtende Teilnahme bzw. nicht verp  ichtend für 
Schulen eine Vorschule anzubieten

Vorschule nicht vorhanden

Vorschulen existieren solange bis eine  exible Schuleingangsphase  ächendeckend eingeführt ist

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

E Einheitsschule

4.1.2 Vollzeitschulp  icht55

Mit der Vollzeitschulp  icht wird geregelt, wie lange Kinder und Jugendliche die 
allgemeinbildenden Schulen besuchen müssen. Im Anschluss an die Vollzeitschul-
p  icht schließt sich eine dreijährige Berufsschulp  icht an, sofern die Jugendlichen 
keine weiterführende allgemeinbildende Schule oder eine beru  iche Vollzeitschule 
besuchen (Avenarius und Füssel 2010: 360). Die Dauer der Vollzeitschulp  icht ist 
ein Indikator, der die Modernisierung eines Schulsystems beschreibt, denn je län-
ger eine Vollzeitschulp  icht besteht, desto umfassender wird die gesamte Bevölke-

55 Unsere Codierung der Vollzeitschulp  icht und deren Veränderungen im Zeitverlauf zwischen den 
Bundesländern weicht von der Codierung von Pischke und von Wachter (2005) ab. Die Umstellung 
von acht auf neun Jahren in Bremen und Schleswig-Holstein setzen Pischke und von Wachter für die 
Jahre 1956 und 1958 an. Wir haben in unserer Codierung die Umstellung in diesen beiden Länder
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rung eines Landes gebildet.56 Aus bildungssoziologischer Perspektive verkürzt eine 
längere Vollzeitschulp  icht den Abstand zwischen den nichtgymnasialen und den 
gymnasialen Bildungsgängen. Auf der einen Seite könnten damit für Schüler und 
Eltern die relativen Kosten für eine gymnasiale Bildung reduziert werden, weil der 
Abstand bis zum Schuljahr, in dem das Abitur abgelegt wird, verkürzt wird. Dem-
zufolge sollten soziale Ungleichheiten beim Gymnasialübergang bzw. beim Abitur 
umso mehr zurückgehen, je länger die Vollzeitschulp  icht ist. Auf der anderen Seite 
könnte damit auch eine Aufwertung der Hauptschulausbildung verbunden sein. 
Aus der Perspektive der Werterwartungstheorie nehmen wir an, dass die Kosten für 
einen höheren Schulzweig umso höher eingeschätzt werden, je größer der Abstand 
zwischen Vollzeitschulp  icht und dem Zeitpunkt des Abiturerwerbs ist.
Die Vollzeitschulp  icht variierte in den Bundesländern im Schuljahr 2009/10 
zwischen neun und zehn Jahren.57 Der historische Rückblick in Tabelle 4 zeigt, 
dass seit Ende der 1960er Jahre alle Bundesländer im Zuge des Hamburger Ab-
kommens von 1964 auf eine mindestens neunjährige Vollzeitschulp  icht umge-
stellt haben. Das Hamburger Abkommen sah eine Verlängerung der Schulp  icht 
auf mindestens neun Jahre vor und erlaubte an Hauptschulen auch ein zehntes 
Schuljahr (Friedeburg 1992: 349; Geißler 2011a: 833). In vier Bundesländern 
(Berlin, Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein) betrug die Vollzeitschulp  icht 
seit Beginn unserer Untersuchungsperiode im Schuljahr 1949/50 bereits neun 
Jahre. Die anderen sieben westdeutschen Bundesländer hatten eine Vollzeitschul-

 bereits für das Schuljahr 1949/50 aus folgenden Gründen angesetzt: In Schleswig-Holstein wurde 
das neunte Volksschuljahr bereits am 1. April 1947 beschlossen und erlangte damit für das Schuljahr 
1948/49 Wirksamkeit. In Bremen wurde die Vollzeitschulp  icht 1949 unmissverständlich geregelt. 
Das Inkrafttreten dieser Bestimmung sollte durch einen besonderen Beschluss von Senat und Bür-
gerschaft beschlossen werden, der jedoch als Beschluss in unseren Archivrecherchen nicht auf  ndbar 
war. Auch bei den restlichen Bundesländern, die das neunte P  ichtschuljahr eingeführt haben, gibt 
es teilweise ungleiche Codierungen zwischen uns und Pischke und von Wachter (2005). Diese bewe-
gen sich aber in einem Bereich von maximal zwei Jahren und sind wohl auch darauf zurückzuführen, 
dass Pischke und von Wachter (2005) Jahreszahlen verwendet haben und wir Schuljahre. Ungleiche 
Codierungen scheinen sich dabei vor allem durch das Kurzschuljahr von 1966 ergeben zu haben. 
Da Pischke und von Wachter (2005) ihre Rechtsquellen nicht nennen, bleibt es letztendlich offen, 
worauf die unterschiedlichen Codierungen zurückzuführen sind.

56 Wenn keine Angaben zur Vollzeitschulp  icht gemacht wurden, haben wir die Dauer der Haupt- 
bzw. Volksschule als Vollzeitschulp  icht verwendet.

57 Zu den Bundesländern mit zehnjähriger Vollzeitschulp  icht ist einschränkend anzumerken, dass 
das zehnte Schuljahr auch an Berufsschulen absolviert werden kann, wenn der Hauptschulab-
schluss bereits in der neunten Klasse erworben wurde. Wenn Schüler an einer Hauptschule eine 
Klasse wiederholen müssen, kann es sein, dass Schüler bei einer neunjährigen Schulp  icht in der 
achten Klasse die Schule ohne einen Hauptschulabschluss verlassen können, da sie bereits die Voll-
zeitschulp  icht erfüllt haben. In Bundesländern mit zehnjähriger Schulp  icht besuchen Schüler, 
die ein Schuljahr wiederholen mussten, hingegen die neunte Klasse der Hauptschule und haben 
zumindest die Möglichkeit, einen Hauptschulabschluss zu erwerben.
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p  icht von acht Jahren.58 Mit dem Schuljahr 1954/55 stellte Niedersachsen als 
erstes dieser Bundesländer auf eine neunjährige Schulp  icht um.59 Hessen folg-
te zum Schuljahr 1962/6360 und Baden-Württemberg 1965/66. Ein Jahr später 
verlängerten auch Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland61 die 
Schulp  icht auf neun Jahre. Nur Bayern hielt bis zum Schuljahr 1968/69 an der 
achtjährigen Schulp  icht fest. Mit dem Schuljahr 1978/79 stellten dann Berlin 
und Nordrhein-Westfalen die Schulp  icht auf zehn Jahre um. Dieser Reform 
schloss sich Bremen zum Schuljahr 1988/89 an.
Im Zuge der Wiedervereinigung startete von den ostdeutschen Bundesländern 
Brandenburg mit einer zehnjährigen Schulp  icht, während die anderen vier Bun-
desländer mit einer neunjährigen Schulp  icht begannen.62 Die Einführung der 
zehnjährigen Vollzeitschulp  icht in Brandenburg ist wohl darauf zurückzufüh-
ren, dass Brandenburg versuchte, anschlussfähig an das Berliner Schulsystem zu 
sein, um bei einer angestrebten Fusion der beiden Bundesländer ein relativ ein-
heitliches Schulsystem zu haben. Diese Fusion scheiterte jedoch 1996 an einem 
Volksentscheid, bei dem sich die Brandenburger Bürger gegen eine Fusion der 
beiden Bundesländer aussprachen (Die Zeit 1996). Die Übernahme der Berliner 
Regelungen für das Brandenburger Schulsystem wird sich auch noch bei vielen 
anderen Indikatoren zeigen. Im Vergleich aller Bundesländer ist Sachsen-Anhalt 
das einzige Bundesland, das im Zeitverlauf eine Verkürzung der Schulp  icht vor-
nahm. So verlängerte Sachsen-Anhalt die Schulp  icht zum Schuljahr 1999/2000 
auf zehn Jahre, um sie vier Jahre später wieder auf neun Jahre zu senken. Ins-
gesamt zeigt sich, dass die Regelungen zur Vollzeitschulp  icht seit Anfang der 
1990er Jahre mit Ausnahme Sachsen-Anhalts stabil sind und es seitdem auch 
nicht mehr zu Veränderungen in den Bundesländern kam. 

58 Die Einführung eines neunten P  ichtschuljahres war in einigen Bundesländern aufgrund des Leh-
rermangels schwierig (Führ 1995; Picht 1964).

59 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (1962) wurde die Vollzeitschulp  icht in Nieder-
sachsen schrittweise eingeführt und war zum Schuljahr 1962/63 vollständig umgesetzt.

60 In Hessen war die Einführung eines neunten P  ichtschuljahres bereits seit Ende der 1940er Jahre 
geplant, was sich jedoch wegen des Lehrermangels verzögerte. So wurden 50 Prozent der Lehr-
kräfte aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur NSDAP und deren Unterorganisationen entlassen. Durch 
den Zuzug von rund einer Million Vertriebenen wurde der personelle Engpass derart verschärft, 
dass zu Beginn der 1950er Jahre Klassenfrequenzen von 65 Schülern keine Seltenheit waren (Führ 
1995; Zilien 2006). Jedoch konnten Schulen freiwillig eine neunte Volksschulklasse einrichten. 
Schrittweise wurde das neunte Schuljahr zunächst in den kreisfreien Städten eingeführt, seit Os-
tern 1966 galt die neunjährige Vollzeitschulp  icht in Hessen landesweit (Führ 1995).

61 Mit dem Gesetz zur „Änderung des Reichsschulp  ichtgesetzes“ vom 14.2.1958 wurde im Saar-
land die neunjährige Schulp  icht schrittweise für die ab Ostern 1958 eingeschulten Schüler einge-
führt (Saarländische Staatskanzlei 1963).

62 In der DDR betrug die Vollzeitschulp  icht zehn Jahre, die Jugendliche an der zehnjährigen Polytech-
nischen Oberschule (POS) absolvierten. Schüler, die bereits in den Klassen 7 bis 9 die POS verließen, 
erfüllten ihre Vollzeitschulp  icht mit einer dreijährigen Berufsausbildung (Waterkamp 1987).
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Tab. 4: Die Vollzeitschulp  icht in den deutschen Bundesländern 1949/50 bis 
2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

1949/1950 /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// ///

1987/1988 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

1988/1989 /// /// /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// ///

1991/1992

1992/1993

1993/1994

1994/1995

1995/1996

1996/1997

1997/1998

1998/1999

1999/2000

2000/2001

2001/2002

2002/2003

2003/2004

2004/2005

2005/2006

2006/2007

2007/2008

2008/2009

2009/2010

8 Jahre

9 Jahre

10 Jahre

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

In welchem Zusammenhang steht die Entwicklung der Vollzeitschulp  icht mit 
anderen schulstrukturellen Merkmalen? Die Stadtstaaten und Schleswig-Holstein 
hatten, wie in Abschnitt 4.1.4 noch gezeigt wird, zu Beginn unserer Untersu-
chungsperiode eine sechsjährige Grundschule bzw. eine Einheitsschule (Berlin). 
Aus dem längeren gemeinsamen Lernen scheint sich für die Bildungspolitiker der 
damaligen Zeit die Notwendigkeit einer längeren Vollzeitschulp  icht ergeben zu 
haben. Niedersachsen stellte seine Vollzeitschulp  icht bereits in den 1950er Jah-
ren ebenfalls auf neun Jahre um. Diese Reform könnte auf die Vorbildwirkung 
der anderen drei nördlichen Bundesländer zurückzuführen sein.
In den Bundesländern, die erst später eine neunjährige Vollzeitschulp  icht ein-
führten, bedurfte es erst eines Abkommens der KMK (Hamburger Abkommen 
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von 1964). Einzig Hessen und das Saarland führten kurz vor diesem Abkommen 
die verlängerte Vollzeitschulp  icht ein.
Für jene fünf Bundesländer, die eine zehnjährige Vollzeitschulp  icht haben bzw. 
hatten (Sachsen-Anhalt) lässt sich eine Auffälligkeit feststellen. Mit Ausnahme 
von Nordrhein-Westfalen hatten die anderen vier Bundesländer eine sechsjährige 
gemeinsame Schulzeit.63 Nach dieser Logik wäre eine zehnjährige Vollzeitschul-
p  icht eher in Niedersachsen, aber nicht in Nordrhein-Westfalen zu erwarten 
gewesen. Dennoch scheint eine verlängerte Vollzeitschulp  icht mit einer längeren 
gemeinsamen Schulzeit in Verbindung zu stehen.

4.1.3 Dauer der Schulzeit bis zum Abitur

Aus der Perspektive der Werterwartungstheorie nehmen wir an, dass die Kosten 
für einen höheren Schulzweig umso höher eingeschätzt werden, je größer der Ab-
stand zwischen der Vollzeitschulp  icht und dem Zeitpunkt des Abiturerwerbs ist. 
Ähnlich wie beim Indikator zur Vollzeitschulp  icht sollten die Kosten für den 
gymnasialen Bildungsgang sinken, je länger die Vollzeitschulp  icht und je kürzer 
die Dauer der Schulzeit bis zum Abitur ist. Es kann sein, dass niedrigere soziale 
Schichten infolge der emotional geführten Debatte um G8 weniger die Schulzeit-
verkürzung im Sinne der Werterwartungstheorie wahrgenommen haben. Es kann 
so auch möglich sein, dass eine kürzere Gymnasialdauer infolge einer (erwarteten) 
Stoffverdichtung zu einer höheren Arbeitsbelastung der Schüler führt und damit 
ungleichheitssteigernd wirken könnte. Besonders bei Kindern unterer Schichten 
könnten die damit verbundenen gestiegenen Anforderungen weniger kompen-
siert werden (Hilfe durch Eltern, Nachhilfe). Bei der Dauer der Schulzeit zum 
Abitur können zwei Regelungen unterschieden werden. So vergeben die Bundes-
länder die allgemeine Hochschulreife am Gymnasium entweder nach zwölf (G8) 
oder 13 Schuljahren (G9). Die bisherigen Studien zur Auswirkung der jüngsten 
G8/G9-Reform zeigen kein einheitliches Bild und haben sich zudem noch nicht 
mit der Frage beschäftigt, ob in der G8- oder der G9-Form höhere soziale Un-
gleichheiten festzustellen sind (Huebener und Marcus 2015).
In den ersten Jahren der Bundesrepublik war bei der Gymnasialdauer kein ein-
heitlicher Weg festzustellen. Während in der Weimarer Republik das Abitur nach 
13 Jahren vergeben wurde, wurde unter den Nationalsozialisten 1937 die Schul-
zeit bis zum Abitur auf zwölf Jahre verkürzt (Bölling 2010). Nach dem 2. Welt-
krieg kehrten Bayern, Berlin, Bremen und Niedersachsen nicht sofort zur alten 
Weimarer Regelung zurück. Die anderen westdeutschen Bundesländer nahmen 
dagegen wieder das 13-jährige Abitur auf (Tabelle 5).64 Allerdings passten sich 

63 Berlin und Brandenburg haben eine sechsjährige Grundschule, Bremen und Sachsen-Anhalt hat-
ten zeitweilig eine schulartenunabhängige Orientierungsstufe.

64 Zu Nordrhein-Westfalen siehe Drewek (1985).
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auch die genannten vier Bundesländer noch in den 1950er Jahren der Mehrheits-
regelung an. In Bayern, Niedersachsen und Berlin wurde 1952 letztmals das Abi-
tur nach zwölf Jahren vergeben. In Berlin kam es nicht nur bei der Dauer bis zum 
Abitur zu Veränderungen. Denn im Zuge der Umstellung von einem Einheits-
schulsystem hin zu einem mehrgliedrigen Schulsystem wurde die Schulzeit bis 
zum Abitur verlängert. Letztmals vergeben wurde das Abitur nach zwölf Jahren in 
Bremen 1957, allerdings ist die Quellenlage in Bremen nicht eindeutig. Während 
das Schulgesetz unmissverständlich ein zwölfjähriges Abitur bis zum Schuljahr 
1956/57 regelt, weist die amtliche Statistik seit 1950 ein 13-jähriges Abitur aus. 
Hier widerspricht die amtliche Statistik der gesetzlichen Regelung.

Tab. 5: Dauer bis zum Abitur in den deutschen Bundesländern 1949/50 bis 
2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///

1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

13 Jahre

12 Jahre

Übergangszeit für Schüler, die das Gymnasium neu besuchen bis zu ihrem Abschluss im Rah-
men eines doppelten Abiturjahrgangs

Übergangszeit: Schüler die sich in der gymnasialen Oberstufe be  nden, schließen diese nach 
zwölf Jahren ab. Alle anderen nach 13 Jahren.

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

E Einheitsschule
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Seit Ende der 1950er Jahre wurden in allen Bundesländern die Gymnasiasten in 
13 Jahren zum Abitur geführt. Eine Ausnahme stellte zwischen 1973 und 1979 
Hamburg dar (nicht in Tabelle 5). Hier dauerte die gymnasiale Oberstufe nur 
zweieinhalb Jahre und damit die Schulzeit bis zum Abitur zwölfeinhalb Jahre. In 
Rheinland-Pfalz konnte das Abitur im gleichen Zeitraum (1973–78) entweder 
nach zwölfeinhalb oder 13 Jahren abgelegt werden. Seit 2008/09 ist Rheinland-
Pfalz zudem das einzige Bundesland, das das Abitur nach zwölfeinhalb Jahren 
vergibt.
Mit der Wiedervereinigung 1990 kam es jedoch zu Veränderungen in Bezug auf 
die Schulzeit bis zum Abitur. Sowohl Sachsen und Thüringen als auch Sachsen-
Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern führten die Tradition der zwölfjähri-
gen Schulzeit bis zum Abitur aus dem DDR-Schulsystem fort und führten das 
achtjährige Gymnasium ein. Auch in Brandenburg beendeten die Schüler der 
Abschlussjahrgänge 1992 und 1993 das Abitur noch nach zwölf Jahren. Erst ab 
dem Schuljahr 1993/94 legten die Schüler in Brandenburg die allgemeine Hoch-
schulreife nach dem Besuch der 13. Klasse ab. Durch die Schulzeitverlängerung 
gab es 1994 auch keine Abiturienten von Gymnasien in Brandenburg. Während 
Sachsen und Thüringen am zwölfjährigen Abitur festhielten, verlängerten Meck-
lenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 2000/01 die gymnasiale Schulzeit auf 
13 Jahre. Noch vor dem KMK-Beschluss von 2006 (KMK 2006b), der die Gym-
nasialschulzeit bundesweit auf zwölf Jahre verkürzen sollte, kam es im Saarland 
2001/02 zu einer Umstellung von 13 Jahren (G9) zu zwölf Jahren bis zum Abi-
tur (G8). In der Folge des KMK-Beschlusses verkürzten alle Bundesländer außer 
Rheinland-Pfalz die Schulzeit bis zum Abitur auf zwölf Jahre. Den Zeitpunkt 
der jeweiligen Umstellung zu codieren gestaltet sich hierbei als schwierig. Denn 
kein Bundesland verkürzte die Schulzeit von einem Jahr auf das andere. Die Co-
dierung der Umstellung von G9 zu G8 in Tabelle 5 zeigt deshalb das Jahr an, ab 
dem beschlossen wurde, dass das Gymnasium bis zum zwölften Schuljahr dauert 
und endet mit dem Jahr, in dem die letzten Schüler das Gymnasium in 13 Jahren 
beenden (doppelter Jahrgang). Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt, 
die erst einige Jahre zuvor ihre Schulzeit bis zum Abitur verlängert hatten, re-
duzierten innerhalb kurzer Zeit die Schulzeit wieder auf zwölf Jahre. Viele der 
westdeutschen Bundesländer nahmen sich dagegen deutlich länger Zeit, um die 
Reform durchzuführen. Umgesetzt war die vollständige Umstellung auf G8 im 
Saarland und in Hamburg erst mit dem Schuljahr 2009/10. In der Übergangszeit 
der Umstellung gab es doppelte Jahrgänge in Bayern und Niedersachsen (2011), 
Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg und Bremen (2012) sowie Nord-
rhein-Westfalen (2013). In Schleswig-Holstein wird der doppelte Jahrgang erst 
2016 die Gymnasien verlassen. In Hessen wurde die Reform stufenweise umge-
setzt, so dass es hier verstärkte Abiturjahrgänge in den Jahren 2012 bis 2014 gab. 
Rheinland-Pfalz ist das einzige Bundesland, das die Reform nicht durchführte. 
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Hier erlangen die Abiturienten das Reifezeugnis nach zwölfeinhalb Jahren. Da die 
Umstellung auf ein zwölfjähriges Abitur in vielen westdeutschen Bundesländern 
auf vehemente Kritik von Schülern, Eltern und Lehrern stieß65, haben einzelne 
Bundesländer begonnen ihren Gymnasien freizustellen, zum 13-jährigen Abitur 
zurückzukehren (SpiegelOnline 2014b). Mit dieser optionalen Regelung ist eine 
einheitliche Gymnasialzeit nicht mehr gegeben und eine einheitliche Codierung 
der Schulzeit bis zum Abitur daher kaum noch möglich. Niedersachsen beschloss 
nun sogar als erstes Bundesland die Rückkehr zum G9-Gymnasium zum Schul-
jahr 2015/16 (FAZnet 2014a; SpiegelOnline 2014b). Es ist nicht auszuschließen, 
dass andere Bundesländer diesem Beispiel folgen.
Bei der Diskussion ist aus unserer Sicht eines auffällig: In den ostdeutschen Bun-
desländern gab es deutlich weniger Aufregung um die Schulzeitverkürzung als in 
den westdeutschen Bundesländern. Dies ist sicherlich auf die lange Tradition ei-
nes zwölfjährigen Abiturs in den ostdeutschen Bundesländern zurückzuführen.66

4.1.3.1 Exkurs: Kurzschuljahr 1966

Im Hinblick auf die G8/G9-Reform gibt es eine weitere Reform, die den Schul-
alltag in den vergangenen Dekaden umfassend beein  usste: die Schuljahresum-
stellung in den 1960er Jahren. Um die Entwicklung der Schülerzahlen Ende 
der 1960er/Anfang der 1970er Jahre zu verstehen, ist es notwendig darzustellen, 
welche unterschiedlichen Regelungen die Bundesländer getroffen haben, um den 
Schuljahresbeginn einheitlich auf den Herbst umzustellen. Nur damit ist auch 
nachvollziehbar, warum es in manchen Bundesländern zu Einbrüchen der Schü-
lerzahlen gekommen ist. Die Regelungen zum Kurzschuljahr stellen wir daher in 
einem Exkurs ausführlicher vor.
Neben der Einführung eines neunten P  ichtschuljahres einigten sich die Kultus-
minister im Hamburger Abkommen 1964 ebenso darauf, das Schuljahr einheit-
lich zum Herbst (formal 1. August) beginnen zu lassen. Alle Bundesländer (bis auf 
Bayern) mussten dabei den nach 1945 von Herbst auf Ostern verlegten Schuljah-
resbeginn erneut auf den Herbst umstellen.67 Mit Hilfe von Kurzschuljahren (Ap-

65 In Bayern und Hamburg initiierten Gegner des Abiturs nach acht Jahren jeweils ein Volksbegeh-
ren (SpiegelOnline 2013c,b).

66 Des Weiteren gehen mit der Verkürzung der Schulzeit unterschiedliche Konsequenzen einher. In 
Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Berlin und Baden-Württemberg unterscheiden sich weder die 
Durchschnittsnoten für das Abitur noch die Durchfallquoten zwischen G9 und G8-Schülern. In 
Brandenburg kam es hingegen zu einer leichten Verschlechterung der Durchschnittsnoten für das 
Abitur sowie zu einem leichten Anstieg der Durchfallquoten. Auch in Bayern unterscheiden sich nicht 
die Durchschnittsnoten für das Abitur je nach G9- oder G8-Schülern. Allerdings sind die Durchfall-
quoten für G8-Schüler 3,5 mal höher als für G9-Schüler (SpiegelOnline 2013a). Dies deutet darauf 
hin, dass die Umsetzung der Reform in einigen Bundesländern besser gelungen ist als in anderen.

67 Während im Kaiserreich und in der Weimarer Republik der Schuljahresbeginn nicht einheitlich 
geregelt war, wurde unter den Nationalsozialisten 1941 der Schuljahresbeginn einheitlich auf den 
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ril bis November 1966 und Dezember 1966 bis Juli 1967) bzw. Langschuljahren 
(April 1966 bis Juli 1967) wurde die Umstellung bis zum August 1967 bundesweit 
erreicht (Geißler 2011a: 833f.) (Tabelle 6). Diese Umstellung blieb jedoch nicht 
ohne Ein  uss auf Absolventenzahlen, denn je nach Bundesland bedeutete das für 
die Schüler eine halbjährige Verkürzung bzw. Verlängerung der Schulzeit, die sich 
bis in die Abschlussjahrgänge 1978/79 auswirkte. Denn die Bundesländer, die sich 
bei der Umstellung für das Langschuljahr entschieden, schulten weder ein noch ver-
setzten sie in diesem Schuljahr ihre Schüler (Berlin, Hamburg68). Dementsprechend 
haben Berlin und Hamburg 1979 extrem niedrige Abiturientenzahlen. Zu Beginn 
wollten neben Berlin und Hamburg auch weitere Bundesländer (Bremen, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein) noch ein Schuljahr über anderthalb Jahre einführen, 
um damit den Schulstart des Schuljahrs 1967/68 auf Anfang August zu verlegen. 
Es gab diesbezüglich jedoch rechtliche Bedenken, denn das hätte eine Verlängerung 
der Vollzeitschulp  icht für Volksschüler sowie eine Verlängerung der Zeit für die 
Oberprimaner bis zum Abitur von 13 Schuljahren um weitere vier Monate bedeutet. 
Einzig Berlin und Hamburg hielten an dem ursprünglich vorgesehenen Langschul-
jahr fest (Pischke 2007). Die Bundesländer, die ihren Schuljahresbeginn mit Hilfe 
von zwei Kurzschuljahren umstellten, versetzten ihre Schüler in die nächste Klasse 
und schulten zum 1. Dezember 1966 neue Schüler ein (Baden-Württemberg, Bre-
men, Hessen, Niedersachsen69, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland70, 
Schleswig-Holstein).

1. August festgelegt (Gesetz über die Schulp  icht im Deutschen Reich vom 6. Juli 1938, geändert 
16. Mai 1941). Nach 1945 legten die Bundesländer bis auf Bayern den Schuljahresbeginn wieder 
auf Ostern. Noch im Düsseldorfer Abkommen von 1955 bestimmte die KMK das Frühjahr als 
Schuljahresbeginn (formal 1. April), dem sich Bayern jedoch nicht anschloss. Um europaweit 
einen einheitlichen Schuljahresbeginn zu haben, entschieden sich die Ministerpräsidenten 1964 
im Hamburger Abkommen, den Schuljahresbeginn auf den Herbst zu ziehen.

68 Die in Berlin und Hamburg zu Ostern eingeschulten Schüler blieben bis zum Eintritt in die 
gymnasiale Oberstufe im sogenannten „Ostersystem“. Mit den ab Herbst 1967 eingeschulten 
Schülern bauten Berlin und Hamburg das sogenannte „Herbstsystem“ auf. Nach einer kurzen 
Einführungsphase (drei Monate) begannen die Schüler des Ostersystems zum August 1976 dann 
die gymnasiale Oberstufe. Bis zum Schuljahresbeginn 1976 hatten Berlin und Hamburg damit 
zwei parallel laufende Schuljahre und versetzten ihre Schüler zweimal im Jahr (Die Zeit 1966; 
Füssel und Kubina 1983).

69 Niedersachsen nimmt eine Zwitterstellung ein. Die Kurzschuljahre galten für die Realschule und 
die Gymnasien, die Langschuljahre nur für die Volksschulen. Dementsprechend wurde in Nieder-
sachsen erst zum 1. August 1967 eingeschult. Während die zu Ostern eingeschulten Volksschüler 
auch zu Ostern weiterhin entlassen wurden, erfolgte die Entlassung von Schülern an Realschulen 
und Gymnasien erst zum Herbst (Der SPIEGEL 1966b; Die Zeit 1966,1967).

70 Nach seinem Beitritt zum Bundesgebiet 1957 hatte das Saarland gerade erst zum Schuljahr 
1958/59 den Schuljahresbeginn von Herbst auf Ostern vorverlegt.
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zwei parallel laufende Schuljahre und versetzten ihre Schüler zweimal im Jahr (Die Zeit 1966; 
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Tab. 6: Kurz- bzw. Langschuljahre 1966/67 in den deutschen Bundesländern

Kurzschuljahre
Erstes Schuljahr Zweites Schuljahr

Baden-Württemberg Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Bremen Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Hessen Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Niedersachsen Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Nordrhein-Westphalen Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Rheinland-Pfalz Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Saarland Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Schleswig-Holstein Apr 1966 bis Nov 1966 Dez 1966 bis Juli 1967

Langschuljahr (16 Monate)

Berlin April 1966 bis August 1967

Hamburg April 1966 bis August 1967

Bayern Keine Änderung

Quelle: Pischke (2007).

Die Umstellung des Schuljahresbeginns führte zu einer kontroversen Debatte in 
der Öffentlichkeit und zu Verwirrung bei Eltern, Schülern und Lehrern (Der 
SPIEGEL 1966b; Die Zeit 1966,1967). Die Umstellung hatte dabei nicht nur 
Auswirkungen auf die Schulen, sondern auch auf die Hochschulen, die nun den 
Semesterbeginn von Neustudenten auf den Herbst legen mussten. Auch die Be-
rufsbildung war hiervon betroffen, denn Lehrlinge konnten ihre Ausbildung erst 
im Herbst beginnen. Welchen mühsamen Weg die Bundesländer für einen ein-
heitlichen Schuljahresbeginn beschreiten mussten, verdeutlichen folgende Zitate. 
Der Kultusminister von Rheinland-Pfalz, Eduard Orth (1956–1967), äußerte 
sich zu der öffentlichen Debatte folgendermaßen: „Die habbe geschribbe, daß 
mer verrückt sin.“ (Der SPIEGEL 1966a: 34). Er äußerte sich zudem zum Kurz-
schuljahr zweifelnd: „Ich kapier’s jetzt noch nicht ganz.“ (Der SPIEGEL 1966b: 
68). Aber nicht nur in Rheinland-Pfalz verstand der Kultusminister die eigene 
Reform nicht. Auch in Bremen  ndet sich die vergleichbare Äußerung von Schul-
senator Moritz Thape (1965-1979): „Kaum die Fachleute könnten Auskunft ge-
ben, ich schon gar nicht.“ (Der SPIEGEL 1966b: 68). Der Berliner Schulsenator 
Carl-Heinz Evers (1963–1970) fasst die Diskussion jedoch folgendermaßen zu-
sammen: „Es hätte noch schlimmer kommen können.“ (Der SPIEGEL 1966b: 
68). Nach Heinrich Rodenstein (Vorsitzender der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft 1960–1968) war mit dem Verfahren der Umstellung der „Kultur-
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föderalismus an die Grenzen des Erträglichen getrieben“ (Der SPIEGEL 1966a: 
33) worden.
Die Schuljahresumstellung in den 1960er Jahren weist drei Parallelen zur G8/G9-
Reform in den 2000er Jahren auf. Erstens sind beide Reformen nicht auf einen 
nationalen, sondern auf einen internationalen Reformdruck zurückzuführen. In 
beiden Fällen sollte mit der Umstellung der Anschluss an internationale Stan-
dards vollzogen werden. Im Falle der Schuljahresumstellung wurde der Schul-
jahresbeginn auf den Herbst gelegt, da viele andere Länder den Herbsttermin als 
Schuljahresbeginn bevorzugten (Friedeburg 1989: 349). Im Falle der G8-Reform 
wurde auf die Kritik reagiert, dass deutsche Studienanfänger und Studienabsol-
venten im internationalen Vergleich zu alt seien (Feuerstein 2008).
Zweitens kam es in beiden Fällen dazu, dass gerade erst getätigte Reformen in kur-
zer Zeit wieder auf die Ausgangssituation umgestellt wurden. Dies trifft in Bezug 
auf die Schuljahresumstellung auf alle Bundesländer außer Bayern zu. In Bezug 
auf die G8/G9-Reform hatten Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
erst 2001 die Zeit bis zum Abitur auf 13 Jahre verlängert.
Eine dritte Parallele zur G8/G9-Reform lässt sich ebenfalls zur in der Öffentlich-
keit kontrovers geführten Debatte ziehen. Auch mit der G8-Umstellung wurde in 
relativ kurzer Zeit eine umfassende Reform durchgeführt, ohne ihre Auswirkun-
gen auf Lehrpläne und Stofffülle einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Ebenso 
hatte die Reform direkte Auswirkungen auf das Hochschulsystem (doppelte Ab-
iturjahrgänge). Anders als bei der Schuljahresumstellung wird in verschiedenen 
Bundesländern die Reform der Reform auf Druck der Öffentlichkeit (z.B. Eltern-
verbände) durchgeführt (Cicero 2011; FAZnet 2014b,c; SpiegelOnline 2014a,f,e; 
Süddeutsche Zeitung 2014).

4.1.4 Grundschuldauer, Orientierungs- und Förderstufe

Eine der ideologisch umstrittensten schulrechtlichen Regelungen in Deutschland 
ist die Dauer der Grundschulzeit und damit die Länge der gemeinsamen Lernzeit 
aller Schüler (Furck 1994; Töller et al. 2011). Die Dauer der Grundschulzeit 
werden wir im Folgenden zusammen mit den Indikatoren schulartenunabhängige 
Orientierungsstufe und schulartenabhängige Förderstufe betrachten.
Eingeführt wurde die Grundschule bereits mit der Weimarer Reichsverfassung von 
1919, die eine vierjährige obligatorische Primarschule für alle Schüler vorsah und 
die die bis dahin bestehenden privaten und öffentlichen Vorschulen der Gymnasien 
abschaffte (Geißler 2011a: 358f.; Herrlitz et al. 2009: 121ff.). Beim Wiederaufbau 
der Schulsysteme nach 1945 war die Dauer der Grundschule umstritten. Die Ausei-
nandersetzung um die Dauer der Grundschulzeit berührt dabei die Frage, ob Schüler 
unterschiedlicher Kompetenzniveaus besser gemeinsam oder getrennt unterrichtet 
werden sollten und ab welchem Alter die Trennung einsetzen sollte. Dem Übergang 
von der Grundschule auf weiterführende Schulen wird in der Bildungssoziologie eine 
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Schlüsselstellung für individuelle Bildungsverläufe zugesprochen (Maaz et al. 2010b), 
für die in verschiedenen Studien primäre und sekundäre Effekte der sozialen Herkunft 
nachgewiesen werden (Becker 2000; Neugebauer 2010). Gerade bei Schullaufbahn-
entscheidungen entstehen „aufgrund des differenziellen Entscheidungsverhaltens von 
Eltern […] neue und zusätzliche Unterschiede der Bildungsbeteiligung“ (Maaz et al. 
2010b: 75f.). Je früher die Trennung in verschiedene Schulformen erfolgt, desto un-
sicherer ist es besonders für bildungsferne Schichten, die Kosten, den Nutzen und die 
Erfolgswahrscheinlichkeit für den höheren Bildungsgang zu bewerten (Allmendinger 
und Helbig 2008). Dementsprechend sollte eine längere gemeinsame Beschulung 
aller Schüler zu geringeren sozialen Selektivitäten führen.

Die schulartenunabhängige Orientierungsstufe stellt eine weitere schulrechtliche 
Möglichkeit dar, die gemeinsame Lernzeit der Schüler über die Grundschulzeit 
hinaus zu verlängern. Die schulartenunabhängige Orientierungsstufe kann in drei 
Formen auftreten: Die 5. und 6. Klassen können entweder eine eigene Schul-
form bilden, sie können an Grundschulen angesiedelt sein oder sie sind an einer 
bestimmten weiterführenden Schule angeschlossen, an den anderen weiterfüh-
renden Schulen jedoch nicht. In der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe 
wird in der Literatur eine Entlastung der Grundschule gesehen, da die Entschei-
dung über den weiterführenden Bildungsgang der Orientierungsstufe überlassen 
wird und die Selektion erst am Ende der 6. Klasse erfolgt (Friedeburg 1992: 362).

Die schulartenabhängige Förderstufe ist nach unserer De  nition eine Variante der 
Orientierungsstufe, die jedoch jeweils an Haupt-, Realschulen und Gymnasien an-
geschlossen ist. Während mit einer Grundschulzeit von sechs Jahren bzw. mit einer 
schulartenunabhängigen Orientierungsstufe die Entscheidung für eine weiterfüh-
rende Schule erst nach dem sechsten Schuljahr getroffen wird, geschieht dies bei 
einer schulartenabhängigen Förderstufe bereits nach der vierten Klasse, mit einer 
Korrekturmöglichkeit nach der sechsten Klasse. An der prinzipiellen Trennung der 
Schüler nach vierjähriger Grundschulzeit ändert sich nichts durch eine schularten-
abhängige Förderstufe. In unserer Indikatorik codieren wir somit nur Schulsysteme 
mit einer Förderstufe, die am Ende der 6. Klasse an allen Schulformen eine erneute 
Empfehlung für den weiteren Bildungsgang aussprechen. Aus bildungssoziologi-
scher Perspektive könnte eine erneute Empfehlung (zusätzliche Schwelle) am Ende 
der 6. Klasse die soziale Selektion im Schulsystem erhöhen (Boudon 1974). Mit 
einer erneuten Empfehlung kann es zu Aufstiegen in eine höhere, aber auch zu Ab-
stiegen in eine geringer quali  zierende Schulform kommen. Des Weiteren haben 
wir nur dann eine schulartenabhängige Förderstufe codiert, wenn der Übergang 
von Klasse 5 zu 6 einen gewissen Schutzraum bietet. Regelungen, die auch Auf- 
oder Abschulungen von Klasse 5 zu 6 (gleichberechtigt zum Übergang von Klas-
se 6 zu 7) vorsahen, haben wir nicht als schulartenabhängige Förderstufe codiert. 
Dementsprechend ist in Bundesländern, in denen die Förderstufe nicht an allen 
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Schulen vorhanden ist (am Gymnasium auch oft Eingangsstufe genannt) und in 
denen am Ende der sechsten Klasse keine erneute Schulempfehlung gegeben wird, 
nach unserer De  nition keine Förderstufe vorhanden.

Grundschuldauer
Wie schon dargestellt (Abschnitt 4.1.2) hatten im Schuljahr 1949/50 die sozialde-
mokratisch71 regierten Bundesländer Bremen72, Hamburg und Schleswig-Holstein 
eine sechsjährige Grundschule, Berlin sogar eine achtjährige Grundschule als Teil 
einer zwölfjährigen Einheitsschule73 (Tabelle 7) (Furck 1994; Kuhlmann 1970: 
30ff.; Riege 1995). Da bei dem Indikator der Grundschuldauer parteipolitische 
Debatten eine wichtige Rolle spielten, wollen wir im Folgenden den Entschei-
dungsprozess zur Grundschuldauer ausführlicher als bei anderen Indikatoren 
vorstellen. Die am 13.11.1947 von SPD und SED für alle Berliner Sektoren be-
schlossene zwölfjährige Einheitsschule mit ihrer achtjährigen Grundschule stieß 
auf erbitterte Kritik seitens bürgerlicher Parteien, konservativer Lehrerverbände 
und der Kirchen (Friedeburg 1992; Klewitz 1971). Nach der Trennung Berlins in 
einen Ost- und Westteil verloren die Sozialdemokraten im Westteil die Mehrheit 
in der Senatswahl im Dezember 1950. Die Große Koalition aus CDU, FDP und 
SPD74 schaffte die Einheitsschule zum Schuljahr 1952/53 ab und verkürzte die 
Grundschulzeit in Berlin auf sechs Jahre (Friedeburg 1992; Füssel und Kubina 
1983; Klewitz 1971; Riege 1995). Eine weitere Verkürzung der Grundschulzeit 
scheiterte am Wiederstand der noch aus der Nachkriegszeit im Amt stehenden 
sozialdemokratischen Bezirksschulräte (Geißler 2011a).
Auch in Hamburg und Schleswig-Holstein kam es zu einem erbitterten Schul-
kampf um die sechsjährige Grundschule (Friedeburg 1992; Lehberger 1999; 
Riege 1995). Nach den Wahlerfolgen bürgerlicher Parteien wurde die Grund-
schulzeit in Schleswig-Holstein (1951/52) auf vier Jahre verkürzt. Obwohl die 
Grundschulzeit in Hamburg erst 1957/58 für alle Schüler auf vier Jahre verkürzt 
wurde, gab die konservative Koalition aus CDU, FDP und DP gleich nach ihrem 

71 Ebenso unter ihrer Führerschaft regierte die SPD zu Beginn unseres Untersuchungszeitraums in 
Hessen und Niedersachsen (in beiden Bundesländern gemeinsam mit der CDU). An der Regie-
rung beteiligt war die SPD in Nordrhein-Westfalen, stellte hier jedoch nicht den Ministerpräsi-
denten und besetzte auch nicht das Kultusressort. 

72 In Bremen galt die 1949 beschlossene sechsjährige Grundschule erst für den Jahrgang 1950/51. 
73 Die Berliner Einheitsschule nahm ab dem siebten Schuljahr eine Differenzierung vor. Ab der neunten 

Klasse wurden die Schüler in einen praktischen und einen wissenschaftlichen Zweig aufgeteilt (Klewitz 
1971). Das Einheitsschulsystem galt bis 1952/53 in Westberlin. In Ostberlin unter sowjetischer Besat-
zung bzw. als Teil der DDR bestand die zwölfjährige Einheitsschule bis 1958 fort, bis die zehnklassige 
Polytechnische Oberschule als P  ichtschule die Einheitsschule ersetzte (Waterkamp 1987).

74 Zwar stimmte die Berliner SPD gegen die Änderung des Schulgesetzes am 10.5.1951, jedoch 
akzeptierte die SPD-Führung in den Koalitionsverhandlungen im Dezember 1950 bereits die 
Kürzung der Grundschuldauer (Klewitz 1971: 254; Riege 1995: 272).
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Auch in Hamburg und Schleswig-Holstein kam es zu einem erbitterten Schul-
kampf um die sechsjährige Grundschule (Friedeburg 1992; Lehberger 1999; 
Riege 1995). Nach den Wahlerfolgen bürgerlicher Parteien wurde die Grund-
schulzeit in Schleswig-Holstein (1951/52) auf vier Jahre verkürzt. Obwohl die 
Grundschulzeit in Hamburg erst 1957/58 für alle Schüler auf vier Jahre verkürzt 
wurde, gab die konservative Koalition aus CDU, FDP und DP gleich nach ihrem 

71 Ebenso unter ihrer Führerschaft regierte die SPD zu Beginn unseres Untersuchungszeitraums in 
Hessen und Niedersachsen (in beiden Bundesländern gemeinsam mit der CDU). An der Regie-
rung beteiligt war die SPD in Nordrhein-Westfalen, stellte hier jedoch nicht den Ministerpräsi-
denten und besetzte auch nicht das Kultusressort. 

72 In Bremen galt die 1949 beschlossene sechsjährige Grundschule erst für den Jahrgang 1950/51. 
73 Die Berliner Einheitsschule nahm ab dem siebten Schuljahr eine Differenzierung vor. Ab der neunten 

Klasse wurden die Schüler in einen praktischen und einen wissenschaftlichen Zweig aufgeteilt (Klewitz 
1971). Das Einheitsschulsystem galt bis 1952/53 in Westberlin. In Ostberlin unter sowjetischer Besat-
zung bzw. als Teil der DDR bestand die zwölfjährige Einheitsschule bis 1958 fort, bis die zehnklassige 
Polytechnische Oberschule als P  ichtschule die Einheitsschule ersetzte (Waterkamp 1987).

74 Zwar stimmte die Berliner SPD gegen die Änderung des Schulgesetzes am 10.5.1951, jedoch 
akzeptierte die SPD-Führung in den Koalitionsverhandlungen im Dezember 1950 bereits die 
Kürzung der Grundschuldauer (Klewitz 1971: 254; Riege 1995: 272).
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Wahlsieg 1953 den Übergang auf die wissenschaftliche Oberschule nach der vier-
ten Klasse frei (Edelstein und Nikolai 2013). Faktisch wurde damit die sechsjäh-
rige Grundschule in Hamburg bereits 1954/55 abgeschafft.
Auch in Bremen wurde die für alle Schüler obligatorische sechsjährige Grundschul-
zeit zurückgenommen, wenn auch nicht in Folge eines Regierungswechsels wie in 
Schleswig-Holstein und Hamburg. Die Bremer SPD, die seit der Bürgerschaftswahl 
1951 eine Große Koalition mit der FDP und der CDU anführte (Fortführung mit 
der Wahl 1955), war in der Frage der Grundschulzeit zu Kompromissen bereit, um 
den Bruch der Senatskoalition zu vermeiden. Die SPD schloss sich der Empfehlung 
des Bremer Grundschulausschusses von 1955 an, „theoretisch begabten Kindern“ 
den Übergang nach der 4. Klasse freizugeben. Unter dem Eindruck des Regierungs-
verlustes der Hamburger SPD 1953 und der Rücknahme der sechsjährigen Grund-
schule stimmte die Bremer SPD einer Änderung des Schulgesetzes 1957 zu. Zwar 
bestand die sechsjährige Grundschule formal noch bis zum Schuljahr 1976/77 fort, 
jedoch wurde der Besuch des Gymnasiums nach der 4. Klasse ermöglicht (Grä  ng 
2006; Riege 1995; Schulte am Hülse 1982). Faktisch wurde damit die sechsjährige 
Grundschule in Bremen bereits zum Schuljahr 1957/58 aufgelöst.
Alle anderen Bundesländer (zumeist von der CDU regiert) nahmen nach dem 
2. Weltkrieg das traditionelle dreigliedrige Schulsystem mit vorangehender 
vierjähriger Grundschule wieder auf.75 Nach der Wiedervereinigung 1990 ent-
schieden sich fast alle ostdeutschen Bundesländer ebenfalls für eine vierjährige 
Grundschule. Einzig Brandenburg führte eine sechsjährige Grundschule ein, um 
anschlussfähig an das Berliner Schulsystem zu sein.
An den gesetzlichen Regelungen der 1950er Jahre zur Grundschuldauer in Bre-
men und Hamburg werden die Schwierigkeiten deutlich, die bei der Interpreta-
tion schulrechtlicher Regelungen auftreten können. Die gesetzlichen Grundlagen 
zur „sechsjährigen“ Grundschule in Hamburg (Kasten 2) und Bremen (Kasten 3) 
deuten zunächst darauf hin, dass der Besuch eines Gymnasiums nach der 4. Klas-
se eine Ausnahme und nicht die Regel darstellte.76

75 Jedoch gab es auch in Hessen in der Großen Koalition von SPD und CDU (1947–1951) unter 
Kultusminister Erwin Stein (CDU) 1947 den Entwurf für ein gesamtschulähnliches System mit 
sechsjähriger Grundschule. Erst ab der 7. Klasse sollten die Schüler auf drei Zweige innerhalb der 
„differenzierten Einheitsschule“ aufgeteilt werden (Führ 1995; Zilien 2006). Die amerikanische Mi-
litäradministration lehnte den Vorschlag jedoch ab, da Stein eine Differenzierung in den 5. und 
6. Klassen vorsah. Auch aus den eigenen CDU-Reihen gab es vehemente Kritik an der Aufhebung 
der eindeutigen Trennung der Schulformen und der sechsjährigen Grundschulzeit. Die hessische 
SPD und die Gewerkschaften traten in der Debatte um die sechsjährige Grundschule kaum in Er-
scheinung. Die SPD, die seit ihrem Wahlsieg im November 1950 die Alleinregierung stellte, verfolg-
te den Plan von Stein nicht weiter (Friedeburg 1992: 306ff.). Aufgegriffen wurde später jedoch Steins 
Idee einer Förderstufe in der 5. und 6. Klasse (Frenz 1989; Riege 1995: 236; Zilien 2006: 302).

76 Vor allem mit dem heutigen Blick auf diese gesetzlichen Regelungen und dem Wissen um die Aus-
nahmetatbestände in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg (siehe weiter unten) 
ist eher von einer Ausnahmeregelung auszugehen.
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K asten 2: Die „sechsjährige“ Grundschule in Hamburg

Hamburg:
Gesetz über das Schulwesen der Hansestadt Hamburg vom 25.10.1949 § 12(1):
„Die Grundschule umfasst die ersten sechs Jahrgänge, sie ist für alle schul  ichtigen 
Kinder gemeinsam.“
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über das Schulwesen der Hansestadt Hamburg 
vom 04.03.1954 Einziger Paragraph:
„In Abweichung von §§ 12 […] können auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
Schüler nach dem vierten Schuljahr zur wissenschaftlichen Oberschule [Gymnasi-
um] zugelassen […] werden.“

K asten 3: Die „sechsjährige“ Grundschule in Bremen

Bremen:
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über das Schulwesen der Freien 
Hansestadt Bremen vom 29.03.1957 § 14(1):
„Die Grundschule ist der gemeinsame Unterbau für alle weiterführenden 
Bildungseinrichtungen. Sie umfasst die ersten sechs Schuljahresgänge. Schüler 
mit einwandfrei erkennbarer theoretischer Begabung können nach dem vierten 
Grundschuljahr auf das Gymnasium übergehen.“

Jedoch lassen sowohl die Sekundärliteratur zu dieser Thematik (Edelstein und 
Nikolai 2013; Furck 1994; Geißler 2011a) als auch Daten des Statistischen Bun-
desamts (StBa verschiedene Jahrgänge-a) keinen Zweifel daran, dass wir es in 
Hamburg bereits ab 1954/55 und in Bremen bereits ab 1957/58 mit einer vier-
jährigen Grundschule zu tun haben. Nur diejenigen Schüler, die nicht nach der 
vierten Grundschulklasse ein Gymnasium besuchten, gingen weiterhin auf eine 
sechsjährige Grundschule.
Auch heute noch wird in den Bundesländern über die Dauer der Grundschulzeit 
gestritten. In Hamburg sollte zeitgleich mit der Umwandlung des Schulsystems zu 
einem Zwei-Säulen-Modell und der Einführung der Stadtteilschule auch die Pri-
marschulzeit zum Schuljahr 2010/11 auf sechs Jahre verlängert werden (Edelstein 
und Nikolai 2013; Töller et al. 2011). Die von CDU und GAL im Koalitionsver-
trag vereinbarte Verlängerung der Grundschulzeit wurde zwar in der Bürgerschaft 
einstimmig verabschiedet, jedoch formierte sich gegen dieses Vorhaben umgehend 
die Volksinitiative „Wir wollen Lernen“. Der Anhängerschaft des Gymnasiums ge-
lang eine wirkungsvolle Mobilisierungskampagne, an deren Ende die sechsjährige 
Primarschule per Volksentscheid abgelehnt wurde. Im Saarland scheiterte die Ja-
maika-Koalition 2010 mit ihren Plänen zur Einführung einer fünfjährigen Grund-
schule an der fehlenden Zustimmung der oppositionellen SPD. Das Saarland hat 
seine Schulformen und die Grundschuldauer in der Verfassung festgeschrieben, so 
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dass jede Änderung nur mit einer 2/3-Mehrheit im Landtag und somit mit Stim-
men der Opposition erfolgen kann (SpiegelOnline 2010b,a).

Schulartenunabhängige Orientierungsstufe
Auch die Einrichtung einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe oder schul-
artenabhängigen Förderstufe löste, ähnlich wie die Verlängerung der Grundschuld-
auer, erhitzte Debatten in den Bundesländern aus (Gass-Bolm 2005: 243). Bereits 
mit seinem „Rahmenplan zur Vereinheitlichung und Umgestaltung des allgemein-
bildenden öffentlichen Schulwesens“ von 1959 empfahl der Deutsche Ausschuss für 
das Erziehungs- und Bildungswesen die Einrichtung einer zweijährigen Förderstufe 
im Anschluss an die vierjährige Grundschule, auch um die Grundschule von ihrer 
Selektionsfunktion zu entlasten (Gass-Bolm 2005: 177; Herrlitz et al. 2009: 167). 
Die Förderstufe sollte dabei an Grund-, Volks- oder Hauptschulen angebunden 
werden und alle Schüler in den Klassen 5 und 6 in einer Schulform vereinen. Das 
vorgeschlagene Modell einer Förderstufe ist unserer De  nition nach als schular-
tenunabhängige Orientierungsstufe zu charakterisieren. Das Hamburger Abkom-
men von 1964 ermöglichte daraufhin die Einrichtung einer „Förder- oder Beob-
achtungsstufe“ in der 5. und 6. Klasse (Geißler 2011a: 828). Erstmals tauchte der 
Begriff der Orientierungsstufe im „Strukturplan für das Deutsche Bildungswesen“ 
des Deutschen Bildungsrates 1970 auf. Dabei ließ dieser jedoch offen, ob die Ori-
entierungsstufe den Grundschulen oder dem Sekundarbereich zugeordnet werden 
sollte. Mit der „Vereinbarung über die Orientierungsstufe“ der KMK von 1974 soll-
te diese bis zum Schuljahr 1976 bundesweit eingeführt werden (Schuchart 2006). 
Die Umsetzungen verliefen in den Bundesländern jedoch sehr unterschiedlich.
Erste Anstöße gingen dabei von Niedersachsen und Hessen aus, da nach Frie-
deburg „deren bildungspolitische Energien weder durch Verfassungskämpfe um 
Konfessionsschulen gebunden noch durch vorangegangene Niederlagen in der 
Einheitsschulpolitik gebremst wurden wie in den Stadtstaaten“ (Friedeburg 1992: 
361). Der niedersächsische Schulversuch des „Differenzierten Mittelbaus“ sah seit 
einem Erlass vom April 1951 Förderklassen in den Jahrgängen 5 bis 8 an einzel-
nen Volksschulen vor und nahm bereits Elemente der späteren Orientierungs-
stufe vorweg. Aufgegeben wurde der Modellversuch 1964. Anstelle des differen-
zierten Mittelbaus wurde die Einführung von schulartenabhängigen Förderstufen 
(siehe nächster Abschnitt) an Volksschulen per Erlass genehmigt (bis 1970/71). 
Förderstufen an Volksschulen wurden in Hessen bereits seit 1955 in Schulversu-
chen erprobt (Führ 1995: 162; Schuchart 2006: 21). Anders als in Niedersachsen 
gingen in Hessen aus den Förderstufen jedoch keine  ächendeckenden schular-
tenunabhängigen Orientierungsstufen hervor.
Flächendeckend wurden schulartenunabhängige Orientierungsstufen in Nieder-
sachsen und Bremen etabliert. An einzelnen Schulstandorten führte Niedersach-
sen diese zum Schuljahr 1971/72 und schrittweise landesweit als Regelschule bis 
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1980/81 ein (siehe auch Schuchart 2006: 28). Auch Bremen installierte mit der 
rechtlichen (nicht der bereits erfolgten faktischen) Abschaffung der sechsjährigen 
Grundschule und der Verkürzung der Grundschulzeit auf vier Jahre zum Schul-
jahr 1977/78 die schulartenunabhängige Orientierungsstufe. In Bremen wie auch 
in Niedersachsen hatte die Orientierungsstufe bis 2003/04 Bestand. Bremen folg-
te dem niedersächsischen Beispiel, da befürchtet wurde, dass Bremer Eltern ihre 
Kinder an Gymnasien in Niedersachsen anmelden, um der Orientierungsstufe 
bzw. einem längeren gemeinsamen Lernen zu entgehen (TAZ 2014).
In Hessen wurde die bisher in Schulversuchen erprobte Förderstufe 1969/70 
zu einem Teil des hessischen Schulsystems und als Zwischenschritt zur Etablie-
rung der Gesamtschule angesehen (Zilien 2006: 317). Die Förderstufe konnte 
als schulartenabhängige Förderstufe an Haupt- oder Gesamtschulen eingerichtet 
werden oder im Sinne einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe eine ei-
gene Schulstufe an der Grundschule bilden. Somit existierten unserer De  niti-
on nach schulartenabhängige Förderstufe und schulartenunabhängige Orientie-
rungsstufe in Hessen parallel. Gleichzeitig konnten die Gymnasien in Hessen aber 
auch nach der vierten Klasse besucht werden, ohne dass es hier eine Förderstufe 
geben musste. Welchen Anteil die jeweilige Schulorganisationsform dabei aus-
macht, ist weder auf Basis der schulrechtlichen Vorgaben, noch auf Grundlage 
schulstatistischer Daten zu klären. In der Regel wurden schulartenabhängige För-
derstufen an Haupt- und Gesamtschulen eingerichtet. Schulartenunabhängige 
Orientierungsstufen wurden selten an Grundschulen installiert (Schuchart 2006: 
48). Da in Hessen weder Orientierungs- noch Förderstufen  ächendeckend ein-
geführt wurden, Gymnasien von dieser Regelung ausgenommen waren und es 
auch nicht für alle Schüler der Förderstufe eine weitere Schulempfehlung nach 
Klasse 6 gab, haben wir uns entschieden, Hessen mit einer vierjährigen Grund-
schule zu codieren ohne Förder- oder Orientierungsstufe.
Mit der Einführung einer landesweiten „Förderstufe“ zum Schuljahr 1987/88 
wollte die rot-grüne Landesregierung in Hessen mit ihrem Gesetz vom 3.7.1985 
die rechtliche Möglichkeit der freien Schulwahl nach Klasse 4 beschneiden. Da 
diese Regelung an allen hessischen Schulen die Klassen 5 und 6 durch die obliga-
torische Förderstufe abgelöst hätte und somit alle Schüler nach der Grundschule 
eine weitere zweijährige gemeinsame Lernzeit durchlaufen hätten, war diese Re-
gelung nach unserer De  nition als eine schulartenunabhängige Orientierungs-
stufe zu charakterisieren. Gegen dieses Gesetz klagte die CDU-Landtagsfraktion 
und die vom Hessischen Elternverein initiierte „Bürgeraktion Freie Schulwahl“ 
beim Hessischen Staatsgerichtshof. Die Klage wurde zwar am 12.2.1987 vom 
Staatsgerichtshof abgewiesen und das Gesetz für verfassungskonform erklärt, je-
doch kam es nicht zu einer landesweiten Einführung der schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe, denn die rot-grüne Koalition verlor in der Landtagswahl im 
April 1987 die Mehrheit. Die Koalition aus CDU und FDP stellte per Gesetz am 
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Flächendeckend wurden schulartenunabhängige Orientierungsstufen in Nieder-
sachsen und Bremen etabliert. An einzelnen Schulstandorten führte Niedersach-
sen diese zum Schuljahr 1971/72 und schrittweise landesweit als Regelschule bis 
1980/81 ein (siehe auch Schuchart 2006: 28). Auch Bremen installierte mit der 
rechtlichen (nicht der bereits erfolgten faktischen) Abschaffung der sechsjährigen 
Grundschule und der Verkürzung der Grundschulzeit auf vier Jahre zum Schul-
jahr 1977/78 die schulartenunabhängige Orientierungsstufe. In Bremen wie auch 
in Niedersachsen hatte die Orientierungsstufe bis 2003/04 Bestand. Bremen folg-
te dem niedersächsischen Beispiel, da befürchtet wurde, dass Bremer Eltern ihre 
Kinder an Gymnasien in Niedersachsen anmelden, um der Orientierungsstufe 
bzw. einem längeren gemeinsamen Lernen zu entgehen (TAZ 2014).
In Hessen wurde die bisher in Schulversuchen erprobte Förderstufe 1969/70 
zu einem Teil des hessischen Schulsystems und als Zwischenschritt zur Etablie-
rung der Gesamtschule angesehen (Zilien 2006: 317). Die Förderstufe konnte 
als schulartenabhängige Förderstufe an Haupt- oder Gesamtschulen eingerichtet 
werden oder im Sinne einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe eine ei-
gene Schulstufe an der Grundschule bilden. Somit existierten unserer De  niti-
on nach schulartenabhängige Förderstufe und schulartenunabhängige Orientie-
rungsstufe in Hessen parallel. Gleichzeitig konnten die Gymnasien in Hessen aber 
auch nach der vierten Klasse besucht werden, ohne dass es hier eine Förderstufe 
geben musste. Welchen Anteil die jeweilige Schulorganisationsform dabei aus-
macht, ist weder auf Basis der schulrechtlichen Vorgaben, noch auf Grundlage 
schulstatistischer Daten zu klären. In der Regel wurden schulartenabhängige För-
derstufen an Haupt- und Gesamtschulen eingerichtet. Schulartenunabhängige 
Orientierungsstufen wurden selten an Grundschulen installiert (Schuchart 2006: 
48). Da in Hessen weder Orientierungs- noch Förderstufen  ächendeckend ein-
geführt wurden, Gymnasien von dieser Regelung ausgenommen waren und es 
auch nicht für alle Schüler der Förderstufe eine weitere Schulempfehlung nach 
Klasse 6 gab, haben wir uns entschieden, Hessen mit einer vierjährigen Grund-
schule zu codieren ohne Förder- oder Orientierungsstufe.
Mit der Einführung einer landesweiten „Förderstufe“ zum Schuljahr 1987/88 
wollte die rot-grüne Landesregierung in Hessen mit ihrem Gesetz vom 3.7.1985 
die rechtliche Möglichkeit der freien Schulwahl nach Klasse 4 beschneiden. Da 
diese Regelung an allen hessischen Schulen die Klassen 5 und 6 durch die obliga-
torische Förderstufe abgelöst hätte und somit alle Schüler nach der Grundschule 
eine weitere zweijährige gemeinsame Lernzeit durchlaufen hätten, war diese Re-
gelung nach unserer De  nition als eine schulartenunabhängige Orientierungs-
stufe zu charakterisieren. Gegen dieses Gesetz klagte die CDU-Landtagsfraktion 
und die vom Hessischen Elternverein initiierte „Bürgeraktion Freie Schulwahl“ 
beim Hessischen Staatsgerichtshof. Die Klage wurde zwar am 12.2.1987 vom 
Staatsgerichtshof abgewiesen und das Gesetz für verfassungskonform erklärt, je-
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2.6.1987 die freie Schulwahl wieder her. Die P  icht zum Besuch der Förderstufe 
wurde aufgehoben, und Eltern konnten nach der 4. Klasse wieder frei zwischen 
Haupt-, Realschule und Gymnasium wählen (Führ 1995: 166).
Mit der ursprünglich beschlossenen Schulreform sollten in Hessen vollständig bis 
zum Schuljahr 1987/88 schulartenunabhängige Orientierungsstufen installiert wer-
den. Gleichzeitig wurden an vielen weiterführenden Schulen keine Fünftklässler 
mehr aufgenommen. In der Folge ging die Zahl von Fünftklässlern an Gymnasien 
zunächst um 31 Prozent zurück (Schuljahr 1985/86 zu 1986/87). Nach der Rück-
nahme des Gesetzes stieg ihre Zahl wieder um mehr als das Doppelte an (zum 
Schuljahr 1988/89) (StBa 1949–2013, eigene Berechnungen).77 Nachdem eine lan-
desweite Einführung von schulartenunabhängigen Orientierungsstufen scheiterte, 
bestehen in Hessen beide Formen weiterhin nebeneinander. Weiterhin gab es in 
Hessen auch weiterführende Schulen, die keine der beiden Formen aufwiesen. Da-
her gibt es in unserer Codierung landesweit weder schulartenunabhängige Orien-
tierungsstufen noch schulartenabhängige Förderstufen. Ähnlich wie in Hessen war 
auch in Nordrhein-Westfalen die Einrichtung einer schulartenunabhängigen Ori-
entierungsstufe vorgesehen. Mit der Einführung der kooperativen Schule beschloss 
die SPD/FDP-Koalition im Oktober 1977 die organisatorische und pädagogische 
Zusammenfassung von Haupt- und Realschulen sowie Gymnasien in Schulzent-
ren. In der 5. und 6. Klasse sollten in diesen Schulzentren schulartenunabhängige 
Orientierungsstufen eingerichtet werden. Mit Unterstützung der nordrhein-west-
fälischen CDU organisierten die Landeselternschaft der Gymnasien und der Phi-
lologenverband ein erfolgreiches Volksbegehren gegen die Einführung der neuen 
Schulform, bei dem rund 30 Prozent der Stimmberechtigten gegen die kooperative 
Schule votierten. Angesichts dieser Ablehnung verzichtete der SPD/FDP-Koalition 
auf die Einleitung eines Volksentscheids und zog im April 1978 das Gesetz zurück 
(Blumenthal 1988; Rösner 1981; Seifert 2013). Abgesehen von Niedersachsen, Bre-
men und z.T. in Hessen wurde in keinem anderen westdeutschen Bundesland eine 
schulartenunabhängige Orientierungsstufe eingeführt.
In den ostdeutschen Bundesländern wurden schulartenunabhängige Orientie-
rungsstufen in Sachsen-Anhalt sowie in Mecklenburg-Vorpommern installiert. 
In Sachsen-Anhalt entschied sich die Minderheitsregierung von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen (1994–1998) zum Schuljahr 1997/98 für die Einrichtung 
einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe, die jedoch durch die CDU/
FDP-Koalition (2002–2006) sieben Jahre später in eine vierjährige Grundschule 
ohne Förderstufe umgewandelt wurde (Weilandt 2011). In ihrer kurzen Exis-
tenz war die schulartenunabhängige Orientierungsstufe in Sachsen-Anhalt an 

77 Hier gab es also eine grundlegende Reform des Schulsystems, mit allen damit verbundenen Fol-
gen für Schüler, Lehrer, Schulen und den hessischen Landeshaushalt. Kurz vor ihrer endgültigen 
Umsetzung wurde die Reform wieder rückgängig gemacht, mit allen verbunden Folgen für die 
angesprochenen Gruppen.

78  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

doch kam es nicht zu einer landesweiten Einführung der schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe, denn die rot-grüne Koalition verlor in der Landtagswahl im 
April 1987 die Mehrheit. Die Koalition aus CDU und FDP stellte per Gesetz am 
2.6.1987 die freie Schulwahl wieder her. Die P  icht zum Besuch der Förderstufe 
wurde aufgehoben, und Eltern konnten nach der 4. Klasse wieder frei zwischen 
Haupt-, Realschule und Gymnasium wählen (Führ 1995: 166).
Mit der ursprünglich beschlossenen Schulreform sollten in Hessen vollständig bis 
zum Schuljahr 1987/88 schulartenunabhängige Orientierungsstufen installiert wer-
den. Gleichzeitig wurden an vielen weiterführenden Schulen keine Fünftklässler 
mehr aufgenommen. In der Folge ging die Zahl von Fünftklässlern an Gymnasien 
zunächst um 31 Prozent zurück (Schuljahr 1985/86 zu 1986/87). Nach der Rück-
nahme des Gesetzes stieg ihre Zahl wieder um mehr als das Doppelte an (zum 
Schuljahr 1988/89) (StBa 1949–2013, eigene Berechnungen).77 Nachdem eine lan-
desweite Einführung von schulartenunabhängigen Orientierungsstufen scheiterte, 
bestehen in Hessen beide Formen weiterhin nebeneinander. Weiterhin gab es in 
Hessen auch weiterführende Schulen, die keine der beiden Formen aufwiesen. Da-
her gibt es in unserer Codierung landesweit weder schulartenunabhängige Orien-
tierungsstufen noch schulartenabhängige Förderstufen. Ähnlich wie in Hessen war 
auch in Nordrhein-Westfalen die Einrichtung einer schulartenunabhängigen Ori-
entierungsstufe vorgesehen. Mit der Einführung der kooperativen Schule beschloss 
die SPD/FDP-Koalition im Oktober 1977 die organisatorische und pädagogische 
Zusammenfassung von Haupt- und Realschulen sowie Gymnasien in Schulzent-
ren. In der 5. und 6. Klasse sollten in diesen Schulzentren schulartenunabhängige 
Orientierungsstufen eingerichtet werden. Mit Unterstützung der nordrhein-west-
fälischen CDU organisierten die Landeselternschaft der Gymnasien und der Phi-
lologenverband ein erfolgreiches Volksbegehren gegen die Einführung der neuen 
Schulform, bei dem rund 30 Prozent der Stimmberechtigten gegen die kooperative 
Schule votierten. Angesichts dieser Ablehnung verzichtete der SPD/FDP-Koalition 
auf die Einleitung eines Volksentscheids und zog im April 1978 das Gesetz zurück 
(Blumenthal 1988; Rösner 1981; Seifert 2013). Abgesehen von Niedersachsen, Bre-
men und z.T. in Hessen wurde in keinem anderen westdeutschen Bundesland eine 
schulartenunabhängige Orientierungsstufe eingeführt.
In den ostdeutschen Bundesländern wurden schulartenunabhängige Orientie-
rungsstufen in Sachsen-Anhalt sowie in Mecklenburg-Vorpommern installiert. 
In Sachsen-Anhalt entschied sich die Minderheitsregierung von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen (1994–1998) zum Schuljahr 1997/98 für die Einrichtung 
einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe, die jedoch durch die CDU/

77 Hier gab es also eine grundlegende Reform des Schulsystems, mit allen damit verbundenen Fol-
gen für Schüler, Lehrer, Schulen und den hessischen Landeshaushalt. Kurz vor ihrer endgültigen 
Umsetzung wurde die Reform wieder rückgängig gemacht, mit allen verbunden Folgen für die 
angesprochenen Gruppen.
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die Sekundarschule angeschlossen. Eingeführt wurde eine schulartenunabhängi-
ge Orientierungsstufe auch 2006/07 in Mecklenburg-Vorpommern, die in den 
Regionalen Schulen oder Gesamtschulen integriert ist. In Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern verlängerte sich die gemeinsame Lernzeit aller Schü-
ler um zwei Schuljahre. Auch wenn die Orientierungsstufe weder an einer Grund-
schule angeschlossen war noch eine eigenständige Schulform bildete, war bzw. ist 
sie für alle Schüler Teil einer weiterführenden Schule.
Einschränkend muss hervorgehoben werden, dass in den drei Bundesländern, in 
denen heute die Schüler sechs Jahre gemeinsam beschult werden (Berlin, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern), den Schülern die Möglichkeit gegeben 
wird, bereits nach vier Jahren auf ein Gymnasium zu wechseln. In Berlin wird 
diese Möglichkeit über sogenannte Grundständige Gymnasien gewährt. In Meck-
lenburg-Vorpommern gelten Sonderregelungen für Musik- und Sportgymnasien. 
Zudem können Gymnasien eine 5. und 6. Klasse für Schüler mit „besonderen Fä-
higkeiten“ einrichten (MBWK 2011). In Brandenburg existieren sogenannte Leis-
tungs- und Begabungsklassen (LuBK), in die der Übergang auf das Gymnasium 
bereits mit dem vierten Schuljahr möglich ist. Im Schuljahr 2011/12 besuchten 
in Berlin bereits 8,9 Prozent aller Fünftklässler das Gymnasium, in Brandenburg 
4,7 Prozent und in Mecklenburg-Vorpommern 5,6 Prozent (Grundgesamtheit 
ohne Förderschulen) (StBa 2012b: eigene Berechnungen).

Schulartenabhängige Förderstufe
Das erste Bundesland, welches eine zweijährige schulartenabhängige Förderstufe78 
einführte, war Niedersachsen 1965/66, sieben Jahre vor der Einführung der be-
reits oben beschriebenen Orientierungsstufe. Die Förderstufe wurde anschließend 
1967/68 in Hamburg und Rheinland-Pfalz sowie 1968/69 im Saarland eingeführt. 
Auf den Sonderfall Hessen (1969/70) sind wir weiter oben bereits eingegangen. 
Einen weiteren Sonderfall bei der schulartenabhängigen Förderstufe stellte Schles-
wig-Holstein dar. Hier existierten zwar auch Förderstufen (hier Orientierungsstufe 
genannt) seit 1971/72 an allen Schulformen, jedoch war die Ab- oder Aufschulung 
von Schülern in eine andere Schulform auch von Klasse 5 zu 6 regelhaft vorgesehen 
und stand gleichberechtigt neben den Regelungen für den Übergang von Klasse 6 
zu 7. Daher hatte Schleswig-Holstein nach unserer De  nition keine Förderstufe. 
Erst seit dem Schuljahr 2007/08 ist hier keine Abschulungsmöglichkeit von Klasse 
5 zu Klasse 6 gegeben. In Nordrhein-Westfalen wurde 1999/2000 eine Förderstu-
fe eingeführt, die den Namen Erprobungsstufe trägt. Der Begriff Erprobungsstufe 
wird seit dem Schuljahr 1964/65 auf Realschulen und Gymnasien, seit dem Schul-
jahr 1978/79 auch für Hauptschulen verwendet. Allerdings wurden diesbezüglich 

78 Z.T. in der Literatur und in rechtlichen Regelungen auch als schulformbezogene oder schulform-
abhängige Orientierungsstufe bezeichnet.
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FDP-Koalition (2002–2006) sieben Jahre später in eine vierjährige Grundschule 
ohne Förderstufe umgewandelt wurde (Weilandt 2011). In ihrer kurzen Exis-
tenz war die schulartenunabhängige Orientierungsstufe in Sachsen-Anhalt an 
die Sekundarschule angeschlossen. Eingeführt wurde eine schulartenunabhängi-
ge Orientierungsstufe auch 2006/07 in Mecklenburg-Vorpommern, die in den 
Regionalen Schulen oder Gesamtschulen integriert ist. In Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern verlängerte sich die gemeinsame Lernzeit aller Schü-
ler um zwei Schuljahre. Auch wenn die Orientierungsstufe weder an einer Grund-
schule angeschlossen war noch eine eigenständige Schulform bildete, war bzw. ist 
sie für alle Schüler Teil einer weiterführenden Schule.
Einschränkend muss hervorgehoben werden, dass in den drei Bundesländern, in 
denen heute die Schüler sechs Jahre gemeinsam beschult werden (Berlin, Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern), den Schülern die Möglichkeit gegeben 
wird, bereits nach vier Jahren auf ein Gymnasium zu wechseln. In Berlin wird 
diese Möglichkeit über sogenannte Grundständige Gymnasien gewährt. In Meck-
lenburg-Vorpommern gelten Sonderregelungen für Musik- und Sportgymnasien. 
Zudem können Gymnasien eine 5. und 6. Klasse für Schüler mit „besonderen Fä-
higkeiten“ einrichten (MBWK 2011). In Brandenburg existieren sogenannte Leis-
tungs- und Begabungsklassen (LuBK), in die der Übergang auf das Gymnasium 
bereits mit dem vierten Schuljahr möglich ist. Im Schuljahr 2011/12 besuchten 
in Berlin bereits 8,9 Prozent aller Fünftklässler das Gymnasium, in Brandenburg 
4,7 Prozent und in Mecklenburg-Vorpommern 5,6 Prozent (Grundgesamtheit 
ohne Förderschulen) (StBa 2012b: eigene Berechnungen).

Schulartenabhängige Förderstufe
Das erste Bundesland, welches eine zweijährige schulartenabhängige Förderstufe78 
einführte, war Niedersachsen 1965/66, sieben Jahre vor der Einführung der be-
reits oben beschriebenen Orientierungsstufe. Die Förderstufe wurde anschließend 
1967/68 in Hamburg und Rheinland-Pfalz sowie 1968/69 im Saarland eingeführt. 
Auf den Sonderfall Hessen (1969/70) sind wir weiter oben bereits eingegangen. 
Einen weiteren Sonderfall bei der schulartenabhängigen Förderstufe stellte Schles-
wig-Holstein dar. Hier existierten zwar auch Förderstufen (hier Orientierungsstufe 
genannt) seit 1971/72 an allen Schulformen, jedoch war die Ab- oder Aufschulung 
von Schülern in eine andere Schulform auch von Klasse 5 zu 6 regelhaft vorgesehen 
und stand gleichberechtigt neben den Regelungen für den Übergang von Klasse 6 
zu 7. Daher hatte Schleswig-Holstein nach unserer De  nition keine Förderstufe. 
Erst seit dem Schuljahr 2007/08 ist hier keine Abschulungsmöglichkeit von Klasse 
5 zu Klasse 6 gegeben. In Nordrhein-Westfalen wurde 1999/2000 eine Förderstu-

78 Z.T. in der Literatur und in rechtlichen Regelungen auch als schulformbezogene oder schulform-
abhängige Orientierungsstufe bezeichnet.
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bis 1999/2000 keine näheren Regelungen getroffen, die dafür sprechen, dass es 
schon davor eine Förderstufe in Nordrhein-Westfalen gegeben hätte.
Von den ostdeutschen Bundesländern hatte Mecklenburg-Vorpommern bis 
2005/06 eine vierjährige Grundschule mit anschließender schulartenabhängiger 
Förderstufe. Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen haben seit je-
her eine vierjährige Grundschule ohne schulartenunabhängige Orientierungsstufe 
und/oder Förderstufe.

Tab. 7: Grundschuldauer, Orientierungsstufe und Förderstufe in den deutschen 
Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// ----- /// /// ///
1966/1967 /// /// ----- /// /// ///
1967/1968 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1968/1969 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1969/1970 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1970/1971 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1971/1972 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1972/1973 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1973/1974 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1974/1975 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1975/1976 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1976/1977 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1977/1978 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1978/1979 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
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fe eingeführt, die den Namen Erprobungsstufe trägt. Der Begriff Erprobungsstufe 
wird seit dem Schuljahr 1964/65 auf Realschulen und Gymnasien, seit dem Schul-
jahr 1978/79 auch für Hauptschulen verwendet. Allerdings wurden diesbezüglich 
bis 1999/2000 keine näheren Regelungen getroffen, die dafür sprechen, dass es 
schon davor eine Förderstufe in Nordrhein-Westfalen gegeben hätte.
Von den ostdeutschen Bundesländern hatte Mecklenburg-Vorpommern bis 
2005/06 eine vierjährige Grundschule mit anschließender schulartenabhängiger 
Förderstufe. Baden-Württemberg, Bayern, Sachsen und Thüringen haben seit je-
her eine vierjährige Grundschule ohne schulartenunabhängige Orientierungsstufe 
und/oder Förderstufe.

Tab. 7: Grundschuldauer, Orientierungsstufe und Förderstufe in den deutschen 
Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// ----- /// /// ///
1966/1967 /// /// ----- /// /// ///
1967/1968 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1968/1969 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1969/1970 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1970/1971 /// ----- /// ----- ----- ----- /// /// ///
1971/1972 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1972/1973 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1973/1974 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1974/1975 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1975/1976 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1979/1980 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1980/1981 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1981/1982 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1982/1983 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1983/1984 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1984/1985 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1985/1986 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1986/1987 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1987/1988 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1988/1989 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1989/1990 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1990/1991 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1991/1992 ----- ----- ----- -----
1992/1993 ----- ----- ----- -----
1993/1994 ----- ----- ----- -----
1994/1995 ----- ----- ----- -----
1995/1996 ----- ----- ----- -----
1996/1997 ----- ----- ----- -----
1997/1998 ----- ----- ----- -----
1998/1999 ----- ----- ----- -----
1999/2000 ----- ----- ----- ----- -----
2000/2001 ----- ----- ----- ----- -----
2001/2002 ----- ----- ----- ----- -----
2002/2003 ----- ----- ----- ----- -----
2003/2004 ----- ----- ----- ----- -----
2004/2005 ----- ----- ----- ----- ----- -----
2005/2006 ----- ----- ----- ----- ----- -----
2006/2007 ----- ----- ----- ----- -----
2007/2008 ----- ----- ----- ----- ----- -----
2008/2009 ----- ----- ----- ----- ----- -----
2009/2010 ----- ----- ----- ----- ----- -----

4 Jahre Grundschule
4 Jahre Grundschule + 2 Jahre Orientierungsstufe
6 Jahre Grundschule

----- 4 Jahre Grundschule + 2 Jahre Förderstufe
Sonderfall

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

E Einheitsschule
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1976/1977 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1977/1978 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1978/1979 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1979/1980 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1980/1981 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1981/1982 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1982/1983 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1983/1984 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1984/1985 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///

1985/1986 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///

1986/1987 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1987/1988 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1988/1989 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1989/1990 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1990/1991 /// ----- /// ----- ----- /// /// ///
1991/1992 ----- ----- ----- -----
1992/1993 ----- ----- ----- -----
1993/1994 ----- ----- ----- -----
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liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
E Einheitsschule
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Der historische Rückblick offenbart folgendes Muster im Hinblick auf das länge-
re gemeinsame Lernen: Lediglich Berlin und Brandenburg haben seit jeher eine 
sechsjährige Grundschule. Und auch wenn Bremen und Niedersachsen die ge-
meinsame Lernzeit in den letzten Jahren verkürzt haben, so haben doch diese 
Bundesländer über mehrere Dekaden hinweg auf eine längere gemeinsame Be-
schulung gesetzt. Jüngst hinzu gekommen zu dieser Gruppe ist auch Mecklen-
burg-Vorpommern.
Die anderen Bundesländer halten bis heute an der vierjährigen Grundschule fest. 
Auch mit der Förderstufe in einigen Bundesländern wird an der Selektion nach 
der vierten Klasse festgehalten.
Die Frage der längeren gemeinsamen Lernzeit gehört bis heute zu einer der um-
strittensten Fragen innerhalb der Schulpolitik. Unterschiede im Begabungsver-
ständnis kennzeichnen bis heute die parteipolitischen Fronten in der Schulstruk-
turdebatte (Nikolai und Rothe 2013). Die CDU galt hierbei als Partei, die einem 
gegliederten Schulsystem und einer frühen Selektion den Vorrang gibt, während 
die SPD sich gegen eine frühe Verteilung der Schülerschaft auf unterschiedli-
che Schulformen aussprach (Hepp 2011; Hüfner und Naumann 1977; Hüfner 
et al. 1977; Kuhlmann 1970; Stern 2000). In Schleswig-Holstein, Bremen und 
Hamburg wurden die schulpolitischen Debatten der frühen 1950er Jahre durch 
dieses Thema bestimmt und Wahlen entschieden. Auch in anderen Bundeslän-
dern wurde versucht, eine längere gemeinsame Lernzeit zu installieren. In Hessen 
konnte sich die Orientierungsstufe für alle Schüler nicht durchsetzen. In Nord-
rhein-Westfalen wurde auf die Einführung einer Orientierungsstufe (kooperative 
Schule), im Zuge eines Volksbegehrens 1977 gegen diese Reform, verzichtet. Ins-
gesamt zeichnen sich die Bundesländer bei der Grundschulzeit durch eine struk-
turelle Kontinuität aus, die die Entscheidung für eine gemeinsame vierjährige 
Grundschule von 1920 fortsetzt. Ein längeres gemeinsames Lernen, wie es sich 
in den meisten Ländern Europas nach 1945 durchsetzte (Leschinsky und Mayer 
1999; Robinsohn und Thomas 1971), verlor nach anfänglichen Reformversuchen 
seinen parteipolitischen Rückhalt (Geißler 2011a: 709). Ein aktuelles Beispiel zur 
Verlängerung der gemeinsamen Lernzeit in Hamburg zeigt, dass solche Reform-
versuche bis heute zu vehementen öffentlichen Protesten führen können und 
sich Gegner einer Grundschulverlängerung durchsetzen können (Edelstein und 
Nikolai 2013; Töller et al. 2011). Bis heute dauert die Frontstellung zwischen 
Befürwortern und Gegner vollintegrierter Schulsysteme in der Schulpolitik der 
Bundesländer fort.79

Auf der anderen Seite gibt es aber auch einige wenige Beispiele dafür, dass Verän-
derungen bei der gemeinsamen Beschulungszeit weniger durch Regierungswech-
sel, Referenden oder größere schulpolitische Debatten hervorgerufen wurden. 

79 Zweigliedrige Schulstrukturen werden dagegen überwiegend akzeptiert.
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Hier ist auf der einen Seite die Abschaffung der Orientierungsstufe in Bremen 
und Niedersachsen anzuführen. In beiden Ländern wurde die Orientierungsstufe, 
soweit wir das ohne eine tiefgreifende Medienanalyse abschätzen können, ohne 
großen öffentlichen Disput 2004 wieder abgeschafft. Auf der anderen Seite führte 
Mecklenburg-Vorpommern 2006, wohl auch aufgrund des hier stark ausgepräg-
ten demogra  schen Wandels, die Orientierungsstufe an der Regionalen Schule 
bzw. an den Gesamtschulen ein. Diese Verlängerung der gemeinsamen Lernzeit 
aller Schüler führte aber anders als die geplante Verlängerung der Grundschulzeit 
in Hamburg zu keinem öffentlichen Protest.

4.1.5 Grundschule an weiterführenden Schulen, die nicht zum Abitur 
führen

Der Indikator zur Anbindung von Grundschulen an Schulformen, die nicht 
zum Abitur führen, beschreibt die Eigenständigkeit von Grundschulen. Geläu  -
ger ist in diesem Zusammenhang der Begriff der „Volksschule“, wonach Grund- 
und Hauptschulen verbunden und häu  g im gleichen Gebäude untergebracht 
waren.80 Aus bildungssoziologischer Perspektive kann eine solche Verknüpfung 
zwischen Grund- und Hauptschulen dazu führen, dass Kinder aus bildungsfer-
nen Schichten seltener auf das Gymnasium überwechseln. Zum einen könnten 
Eltern aus bildungsfernen Schichten eher die angeschlossene und auf Grund 
der räumlichen Nähe „vertraute“ Hauptschule auswählen. Zum anderen könn-
ten die Grundschullehrkräfte versuchen, den Bestand ihrer Schule zu sichern, 
indem sie Schüler eher auf die angeschlossene Hauptschule überweisen als auf 
die Realschule oder das Gymnasium (Spangenberg und Weishaupt 1999). Wir 
vermuten zudem, dass diese Schulorganisationsform zu höherer sozialer Selek-
tivität beiträgt, wenn die Schullaufbahnempfehlung nicht an Noten gebunden 
ist und Lehrer freier in ihrer Empfehlung sind. Da sich vor allem bildungsferne 
Schichten eher seltener über die nicht gegebene Gymnasialempfehlung hinweg-
setzen, werden soziale Ungleichheiten verstärkt (siehe auch Döbrich und Weis-
haupt 1999; Lindner 2003). Mit aufgenommen in diesem Indikator haben wir 
auch schulartenunabhängige Orientierungsstufen, sofern sie an weiterführenden 
Schulen angesiedelt sind, die nicht zum Abitur führen (Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt).
Bis in die 1960er Jahre existierten in allen Bundesländern noch sogenannte 
Volksschulen als verbundene Grund- und Hauptschulen (siehe Tabelle 8), die zu 
Beginn der 1950er Jahre von rund 80 Prozent der 13-Jährigen besucht wurden 
(Geißler 2011a: 709). Einzig Berlin ließ die Grundschulen, nach der Au  ösung 
der Einheitsschule, als eigenständige Schulform bestehen. In den Bundesländern 

80 Nach Geißler (2011: 545) wurde die Eigenständigkeit der Grundschule unter den Nationalsozia-
listen 1939 aufgehoben und mit dem Volksschullehrgang zusammengelegt.
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mit einer Volksschule brauchten Schüler, die nach der Grundschule die Haupt-
schule besuchen wollten, die Schule nicht zu wechseln, sondern konnten im glei-
chen Schulgebäude bleiben. Alle anderen Schüler, die auf eine Realschule oder ein 
Gymnasium übergehen wollten, mussten den Schulstandort wechseln. Die ersten 
Bundesländer, die die Volksschule abschafften und die Grundschulen zu einer 
eigenständigen Schulform machten, waren Bremen 1957/58 (Hinrich 1967) und 
1965/66 bzw. 1966/67 Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz. Es 
könnte sein, dass im Vergleich zu den anderen westdeutschen Bundesländern die 
Bildungsexpansion in Realschulen und Gymnasien in diesen drei Bundesländern 
zu jener Zeit bereits besonders weit fortgeschritten war und immer weniger Schü-
ler aus den verbundenen Grundschulen an die Hauptschulen wechselten, so dass 
die Aufrechterhaltung der Volksschule für die damaligen Bildungspolitiker nicht 
mehr ef  zient war.81 Zudem wurde mit dem Hamburger Abkommen von 1964 
auch der Begriff der Hauptschule of  ziell für die bisherige Volksoberstufe festge-
legt, und die Hauptschule sollte aus der Tradition der Volksschule herausgelöst 
werden. Damit wurde auch die Hoffnung verbunden, die Hauptschule innerhalb 
der Sekundarstufe I aufzuwerten und den Trend der verstärkten Bildungsüber-
gänge auf die höheren Schulformen aufzuhalten (Leschinsky 2008: 383). Im wei-
teren Verlauf schafften in den 1970er Jahren auch Schleswig-Holstein (1971/72), 
Niedersachsen (1973/74), das Saarland (1974/75) und Hamburg (1977/78) die 
verbundenen Grund- und Hauptschulen ab.
Aufgrund der Bildungsexpansion war in den meisten westdeutschen Bundes-
ländern die Volksschule in ihrem Bestand gefährdet, so dass diese Schulform in 
fast allen Bundesländern abgeschafft wurde. Die Abschaffung der Volkschule im 
Zuge der Bildungsexpansion untermauert die These, dass Bildungspolitik auf 
Veränderungen der Bildungsentscheidungen reagiert und diese nicht umgekehrt 
kausal beein  usst (Nath 2003).
Nur Bayern und Baden-Württemberg schlugen unter den westdeutschen Bundes-
ländern einen Sonderweg ein. Bis heute existiert dort ein beträchtlicher Anteil an 
verbundenen Grund- und Hauptschulen fort. Die Volksschule wurde in Baden-
Württemberg zwar of  ziell zum Schuljahr 1976/77 abgeschafft, jedoch bedeu-
tete dies in der schulischen Realität nicht eine vollständige Eigenständigkeit der 
Grundschulen. Auch im Schuljahr 2012/13 waren nahezu alle Haupt- und Wer-
krealschulen (Spezialform der Hauptschule in Baden-Württemberg) direkt an 
Grundschulen angeschlossen (MKJSBW 2013). In Bayern gab es laut Schulgesetz 
bis zum Schuljahr 2012/13 verbundene Grund- und Hauptschulen. Aber auch 
hier sind nicht alle Grundschulen mit einer Hauptschule verbunden. Im Schul-

81 Gemessen an den Abiturienten der Jahre 1965 bis 1970 hatten zumindest Hessen und Rheinland-
Pfalz im Bundesländervergleich die höchsten Quoten. Auch Nordrhein-Westfalen gehörte damals 
zur Spitzengruppe (StBa 2014b; verschiedene Jahrgänge-a, eigene Berechnungen).
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jahr 2011/12 gab es in Bayern 2104 Grundschulen, 316 verbundene Grund- und 
Hauptschulen/Mittelschulen und 746 reine Hauptschulen/Mittelschulen (SSB 
2012). Dementsprechend lag der Anteil von verbundenen Grund- und Haupt-
schulen an allen Grundschulen 2011/12 bei rund 13 Prozent. Allerdings lässt sich 
aus den Schullisten des Landes Bayern (BSUK 2013) nicht abschließend sagen, 
ob nicht weitere Schulen zwar organisatorisch getrennt sind, aber dennoch im 
gleichen Schulgebäude sind. Die Schullisten deuten eher darauf hin, dass noch 
andere als die erfassten 316 Grund- und Hauptschulen/Mittelschulen die gleiche 
Adresse haben (BSUK 2013) und daher zumindest örtlich verbundene Grund- 
und Hauptschulen darstellen.
Die ostdeutschen Bundesländer haben alle nach der Wende eigenständige Grund-
schulen eingeführt. In zwei der ostdeutschen Bundesländer wurden jedoch Ver-
änderungen vorgenommen, die verbundenen Grund- und Hauptschulen ähneln. 
In Sachsen-Anhalt besuchten ab dem Schuljahr 1997/98 bis 2002/03 alle Schüler 
gemeinsam die 5. und 6. Klasse der Sekundarschule. Erst nach dem Ende der 
7. Klasse konnten die Schüler auf das Gymnasium überwechseln. Die anderen 
Schüler verblieben an der Sekundarschule, die in Sachsen-Anhalt nicht zum Ab-
itur führt. Zwar verlängerte Sachsen-Anhalt mit dieser Reform die gemeinsame 
Lernzeit bis einschließlich der 6. Klasse, schuf jedoch mit der Verknüpfung von 
Orientierungsstufe und Sekundarschulen ein volksschulartiges Arrangement. Ein 
Wechsel an ein Gymnasium zog immer eine Schulstandortveränderung nach sich. 
Schüler aus bildungsfernen Schichten könnten sich zumindest teilweise dafür 
entschieden haben, die „vertraute“ Sekundarschule im gleichen Gebäude für den 
weiteren Schulbesuch zu wählen. Auch wenn bis zu diesem Zeitpunkt die Emp-
fehlung für den weiteren Schulbesuch in Sachsen-Anhalt nicht bindend war (bis 
2004/05, vgl. Abschnitt 4.2.1), könnten die Lehrkräfte der Orientierungsstufe, 
die auch an den Sekundarschulen unterrichteten, versucht haben, den Bestand 
einzelner Sekundarschulen zu sichern, indem sie Schülern eher eine Empfehlung 
für die Sekundarschule als für das Gymnasium aussprachen. Eine ähnliche Re-
form wurde zum Schuljahr 2006/07 in Mecklenburg-Vorpommern durchführt. 
Auch hier wechseln alle Schüler nach der Grundschule auf die Regionale Schule. 
Wie in Sachsen-Anhalt können die Schüler in Mecklenburg-Vorpommern das 
Gymnasium erst ab Klasse 7 besuchen. Diejenigen Schüler, die nicht auf das 
Gymnasium übergehen, bleiben auf der Regionalen Schule als einer Art „Volks-
schule“ ostdeutscher Prägung.82

82 Die Verknüpfung von Orientierungsstufe und weiterführender Schule ist in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern vermutlich auf demogra  sche Faktoren zurückzuführen, so dass zu-
rückgehende Schülerzahlen eine Anbindung der 5. und 6. Klassen an Schulen mit mehreren Bil-
dungsgängen erforderten. Die Rücknahme der Reform in Sachsen-Anhalt zum Schuljahr 2003/04 
ging mit der Regierungsübernahme der CDU/FDP-Koalition einher.
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82 Die Verknüpfung von Orientierungsstufe und weiterführender Schule ist in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern vermutlich auf demogra  sche Faktoren zurückzuführen, so dass zu-
rückgehende Schülerzahlen eine Anbindung der 5. und 6. Klassen an Schulen mit mehreren Bil-
dungsgängen erforderten. Die Rücknahme der Reform in Sachsen-Anhalt zum Schuljahr 2003/04 
ging mit der Regierungsübernahme der CDU/FDP-Koalition einher.
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Tab. 8: Grundschule und Orientierungsstufe in der Regel an weiterführenden 
Schulen, die nicht zum Abitur führen, in den deutschen Bundesländern 
1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Grundschule als eigenständige Schulform
Grundschule und Orientierungsstufe an weiterführenden Schulen, die nicht zum Abitur führen
Sonderfall

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

E Einheitsschule

Die Regelungen in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sind in ih-
ren Implikationen für die Generierung sozialer Ungleichheit zweigeteilt. Auf der 
einen Seite wurden (in Sachsen-Anhalt 1997/98 bis 2002/03) und werden (in 
Mecklenburg-Vorpommern seit 2006/07) Schüler im Anschluss an die Grund-
schule zwei weitere Jahre gemeinsam beschult. Eine längere gemeinsame Lernzeit 
könnte ungleichheitsnivellierende Ergebnisse in der Bildungsbeteiligung mit sich 
bringen. Auf der anderen Seite könnte der Besuch einer Schulform, die nicht zum 
Abitur führt, und deshalb auch keinen Wechsel nach der gemeinsamen Lernzeit 
zwingend nach sich zieht, größere soziale Ungleichheiten beim Übergang auf das 
Gymnasium mit sich bringen. Denn gerade Eltern aus sozial niedrigeren Schich-
ten könnten seltener einen erneuten Schulwechsel nach der 7. Klasse anstreben.

4.1.6 Gesamtschulen

Mit dieser Schulform, die in der Regel den Erwerb aller Schulabschlüsse anbietet, 
soll eine frühe Aufteilung auf verschiedene Schulformen vermieden werden. Als Er-
gänzung zum dreigliedrigen Schulsystem haben Gesamtschulen zur institutionellen 
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Öffnung des Zugangs zur Hochschulreife beigetragen (Köller 2008). Auch „Spät-
zünder“ könnten es in Gesamtschulen leichter haben, doch noch einen höheren 
Abschluss zu erzielen, als in Schulsystemen ohne Gesamtschule. Dementsprechend 
gehen wir davon aus, dass das Vorhandensein von Gesamtschulen die Chancen zur 
Erlangung des Abiturs verbessert. Ob damit auch die Abiturchancen für bildungs-
ferne Schichten gesteigert werden können, ist nach wie vor eine offene Frage. Die 
bisherige Forschung zu späteren Übergängen lässt eher vermuten, dass auch die 
Möglichkeit das Abitur über alternative Wege zu erwerben, eher durch bildungs-
nahe Schichten genutzt wird (Helbig 2012b; Hillmert und Jacob 2005). Allerdings 
insistieren die Autoren der in Baden-Württemberg durchgeführten TOSCA-Stu-
die, dass alternative Wege zum Abitur, hier über die beru  ichen Gymnasien, eine 
ungleichheitsvermindernde Wirkung haben (Köller et al. 2004c).
In einigen sozialdemokratisch regierten Bundesländern gab es in den 1960er und 
1970er Jahren Bestrebungen, das dreigliedrige Schulsystem durch Gesamtschu-
len83 als Form eines Einheitsschulsystems zu ersetzen (Köller 2008). In Reaktion 
auf die Diagnose der deutschen „Bildungskatastrophe“ (Picht 1964) sollten die 
Abhängigkeit der Schulquali  kation vom sozioökonomischen Hintergrund der 
Familien ent  ochten, die Durchlässigkeit des gegliederten Schulsystems gesteigert 
und „Begabungsreserven“ mobilisiert werden (Gass-Bolm 2005: 343). Die Bil-
dungskommission des Deutschen Bildungsrates empfahl im Januar 1969 Gesamt-
schulen als Schulversuche einzurichten, worauf die KMK im November 1969 die 
Möglichkeit von Gesamtschulversuchen in allen Bundesländern beschloss (Gass-
Bolm 2005: 344f.). In der Folge wurden in zahlreichen Bundesländern Gesamt-
schulversuche initiiert und zum Teil auch als weitere Regelschulform eingeführt.
Die Gesamtschule wird entweder in integrativer oder kooperativer Form angeboten 
und fasst alle drei Bildungsgänge zusammen. Die integrierte Form hebt dabei die Bil-
dungsgänge von Haupt-, Realschule und Gymnasium auf. Differenziert wird nach 
Jahrgangsstufen in Kursen, jedoch nicht nach Bildungsgängen. Nach Köller ist die 
kooperative Form lediglich eine schulorganisatorische Zusammenführung der drei 
Schulformen in einer Institution, so dass es angemessener erscheint von „Schulen mit 
mehreren Bildungsgängen“ zu sprechen (Köller 2008: 438). Schulstatistisch werden 
die einzelnen Bildungsgänge der kooperativen Gesamtschulen den jeweiligen Schul-
formen zugeordnet (Hauptschule, Realschule, Gymnasium) (StBa 2012b).
In unserer Datenbank haben wir als Gesamtschule nur die integrierten Gesamt-
schulen codiert. Da wir in unserer Datenbank allerdings keine Schulversuche 
aufgenommen haben, wurde für ein Bundesland erst dann eine vorhandene Ge-
samtschule codiert, wenn diese zu einer regulären Schulform wurde. In Tabelle 9 
geben wir daher die Einführung von Gesamtschule erst dann wieder, wenn Ge-

83 In Abgrenzung von der Einheitsschule der DDR (bis zur Einführung der Polytechnischen Oberschu-
le) wurde in den westdeutschen Bundesländern der Begriff der Gesamtschule verwendet (Führ 1998).
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samtschulen nicht mehr ein Schulversuch waren, sondern als Regelschulform in 
den Bundesländern aufgenommen wurden.
Das erste Bundesland, das die Gesamtschule als reguläre vierte Schulform einführte, 
war Berlin 1972/73.84 Wenig später folgten 1974/75 Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen. Ebenfalls noch in den 1970er Jahren führte Hamburg die Gesamtschule 
als reguläre Schulform ein (1979/80). In den 1980er Jahren folgten dann Bremen 
und Hessen (1981/82), Schleswig-Holstein (1982/83), sowie das Saarland und 
Rheinland-Pfalz (1984/85). Seit den 1970er Jahren verzichteten die sozialdemo-
kratisch geführten Bundesländer aber darauf, die Gesamtschule weiter umfassend 
durchzusetzen (zu Niedersachsen siehe Herrlitz 2013). Zum einen wurde die Expan-
sion von Gesamtschulen in Bundesländern wie Hessen Ende der 1970er zu vorherr-
schenden Wahlkampfthemen und bescherten den Sozialdemokraten „emp  ndliche 
politische Niederlage[n]“ (Köller 2008: 442). Zum anderen verhinderten zurück-
gehende Grundschülerzahlen die schnelle Expansion der Gesamtschulen Ende der 
1970er Jahre. Die Errichtung von Gesamtschulen bedeutete in den 1970er Jahren 
immer, dass Gesamtschulen in neuen Schulgebäuden gegründet wurden und sie 
nicht in Schulgebäuden an bisherigen Schulstandorten des dreigliedrigen Systems 
entstanden. Eine Expansion der Gesamtschulen wurde jedoch Ende der 1970er und 
Anfang der 1980er Jahre in den Flächenstaaten durch den demogra  schen Wandel 
gebremst, denn Ende der 1970er Jahre zeichnete sich ein deutlicher Rückgang von 
Grundschülern ab (Baumert et al. 2008; Baumert und Raschert 1978).
Nach einem „pädagogischen Glaubenskrieg“ (Köller 2008: 443) um die Gesamt-
schule in den 1970er Jahren85 wurden deren Abschlüsse in einer Vereinbarung 
der Kultusminister 1982 bundesweit wechselseitig anerkannt (Gass-Bolm 2005: 
349) – jedoch mussten sich hierfür die Abschlüsse der Gesamtschule an denen des 
dreigliedrigen Schulsystems orientieren. In Baden-Württemberg und Bayern kam 
die Gesamtschule nie über vereinzelte Versuchsschulen hinaus und wurde daher 
auch nicht als Regelschulform eingeführt.
Die Bremer Gesamtschule (bis zur Oberschulreform zum Schuljahr 2009/10) un-
terschied sich lange Jahre von den Gesamtschulen in allen anderen Bundesländern. 
Die Gesamtschule in Bremen hatte bis 2009/10 keine gymnasiale Oberstufe, da die-
se an den sogenannten Schulzentren Sekundarstufe II86 angeboten wurde. Schüler, 
die das Abitur ablegen wollten, mussten entweder zur Oberstufe auf ein Gymnasi-
um wechseln oder in Schulzentren. Dieser spezi  sche Fall zieht eine zentrale Frage 
nach sich: Können Schulen überhaupt als Gesamtschule bezeichnen werden, wenn 

84 Abweichend davon gab es bereits wie erwähnt in Berlin bis zum Schuljahr 1951/52 die Einheits-
schule, die alle Bildungsgänge in einer Schule vereinte.

85 Die Einführung von Gesamtschulen zog zahlreiche Begleituntersuchungen nach sich (für einen 
Überblick siehe Hanisch 1990).

86 Die Schulzentren Sekundarstufe II führten in den Klassen 11 bis 13 die Zweige gymnasiale Ober-
stufe und beru  iche Schule.
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sie keine gymnasiale Oberstufe haben, oder müssten sie dann nicht eigentlich un-
ter Schulen mit mehreren Bildungsgängen gefasst werden? Schulstatistisch werden 
Schulen als Schulen mit mehreren Bildungsgängen bezeichnet, wenn sie nur die Bil-
dungsgänge von Haupt- und Realschulen anbieten (KMK 2011b). Das Spezi  kum 
von Gesamtschulen im Unterschied zu Schularten mit mehreren Bildungsgängen 
ist, dass sie nicht nur auf den Haupt- und Realschulabschluss vorbereiten, sondern 
auch auf das Abitur (Köller 2008). Schulstatistisch werden daher Schulen, die alle 
drei Bildungsgänge anbieten, auch unter der Kategorie Gesamtschulen gefasst 
(KMK 2011b). Auch wenn die Gesamtschulen in Bremen bis zu ihrer Umwand-
lung in die Oberschulen (Schuljahr 2010/11, siehe hierzu auch Hartong und Ni-
kolai i.E.) keine gymnasiale Oberstufe hatten, bereiteten sie in der Sekundarstufe I 
auf den gymnasialen Bildungsgang vor. Dies dürfte der Grund gewesen sein, warum 
sie schulstatistisch auch zu den Gesamtschulen zählten. Auch nach ihrer Fusion 
mit Haupt- und Realschulen zu Oberschulen in Bremen werden Oberschulen zu 
Gesamtschulen gerechnet, auch wenn sie keine gymnasiale Oberstufe haben. Auch 
in Berlin werden die integrierten Sekundarschulen ohne eine gymnasiale Oberstufe 
schulstatistisch zu Gesamtschulen gezählt. Gleiches gilt auch für die in den 2000er 
Jahren eingeführten Gemeinschaftsschulen in anderen Bundesländern, an die auch 
nicht immer eine gymnasiale Oberstufe anschließt. Offen bleibt für Bremen, ob 
Gesamtschüler dort ähnlich häu  g das Abitur absolvierten wie Gesamtschüler in 
anderen Bundesländern, auch wenn Bremer Gesamtschüler vor der Oberschulre-
form 2010/11 den Schulstandort wechseln mussten, um ihr Abitur an einem Gym-
nasium oder einem Schulzentrum zu erlangen.
Von den ostdeutschen Bundesländern nahm Brandenburg 1991/92 die Gesamt-
schule als Regelschulform auf. Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen (al-
lerdings erst 1993/94) führten die Gesamtschule ebenfalls ein, jedoch mit der 
Maßgabe, dass die anderen allgemeinbildenden Schulformen durch Gesamtschul-
gründungen nicht in ihrem Bestand gefährdet werden dürfen. Dies stellt zwar eine 
rechtliche Einschränkung dar, ist aus unserer Sicht jedoch nicht auf demselben Ni-
veau anzusiedeln wie Gesamtschulen als Schulversuche. Zudem spielten die Ge-
samtschulen in Mecklenburg-Vorpommern aus statistischer Sicht von Beginn an 
keine marginale Rolle. Sachsen-Anhalt führte die Gesamtschulen als Regelschul-
form erst zum Schuljahr 1997/98 ein. Unter den ostdeutschen Bundesländern gibt 
es bis heute einzig in Sachsen keine Gesamtschule als reguläre Schulform.
Im Vorfeld der Verhandlungen zum ersten Schulgesetz hätte es in Brandenburg 
fast ein zweigliedriges Schulsystem aus Gesamtschulen und Gymnasien gegeben. 
Im Gegensatz zu allen anderen ostdeutschen Bundesländern konnten die Sozial-
demokraten die erste Landtagswahl nach der Wiedervereinigung am 14.10.1990 
für sich gewinnen und bildeten eine Koalition mit Bündnis 9087 und der FDP. 

87 Der Zusammenschluss mit den Grünen zum Bündnis 90/Die Grünen erfolgte in Brandenburg erst 
1993.
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Unter Drohung des Koalitionsaustritts und damit der Gefahr von Neuwahlen 
konnte die FDP als Koalitionspartner diese zweigliedrige Struktur aus Gymna-
sium und Gesamtschule blockieren und die Einführung der Realschule als dritte 
Regelschulform forcieren (Hanßen 1991; Kuhn 2001).

Tab. 9: Gesamtschulen in den deutschen Bundesländern 1970/71 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Keine Gesamtschulen als Regelschulform vorhanden
Gesamtschulen als Regelschulform vorhanden

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Im Bundesdurchschnitt besuchten 2002/03 (vor den Strukturreformen der Gesamt-
schulen in den Stadtstaaten und Brandenburg) knapp neun Prozent aller Achtklässler 
in Deutschland eine integrierte Gesamtschule (Abbildung 4). Zwischen den Bundes-
ländern variierten die Anteile jedoch beträchtlich. So verzeichnete Brandenburg im 
Schuljahr 2002/03 mit 47 Prozent den höchsten Gesamtschüleranteil. In den beiden 
Stadtstaaten Hamburg und Berlin besuchten rund ein Viertel der Achtklässler eine 
Gesamtschule. Obwohl Thüringen und Sachsen-Anhalt auch die Gesamtschulen als 
Regelschulform verankert haben, besuchte hier nur rund ein Prozent der Achtklässler 
diese Schulform.88 Bei diesem statistischen Vergleich ist zu beachten, dass es nicht an 
allen Gesamtschulen auch gymnasiale Oberstufen gibt. Dies trifft sowohl auf Bran-
denburg als auch auf Bremen zu (siehe auch Abschnitt 4.1.6 und 4.1.8).

Anmerkung: ohne Freie Waldorfschulen, Abendhauptschulen und Abendrealschulen.
Quelle: StBa (2014b, eigene Berechnungen).

 Abb. 4: Anteil integrierter Gesamtschüler in Klasse 8 an allen Achtklässlern im Schuljahr 2002/03

88 Einen Aufschluss darüber, wie stark sich der Gesamtschulanteil (zusammen mit Freien Waldorf-
schulen) in den Bundesländern verändert hat, bietet Abschnitt 4.1.9.
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Als eine Variante der Gesamtschule haben einzelne Bundesländer in den letzten 
Jahren Gemeinschaftsschulen eingeführt, wobei bislang noch kein einheitliches 
Verständnis des Begriffs der Gemeinschaftsschule entstanden ist (Wiechmann 
2009). Als Regelschulform wurde sie bislang in Schleswig-Holstein neben Gym-
nasium und Regionalschule zum Schuljahr 2009/10 eingeführt und ersetzt die 
bestehenden Gesamtschulen (Wiechmann 2011b). Ab dem Schuljahr 2014/15 
werden die Regionalschulen in Schleswig-Holstein zu Gemeinschaftsschulen 
umgewandelt. Zum Schuljahr 2012/13 ersetzt die Gemeinschaftsschule nach ei-
ner Verfassungsänderung 2011 im Saarland mit Einrichtung der 5. Klasse nach 
und nach die Gesamtschule und Erweiterte Realschule (spätestens zum Schuljahr 
2016/17)89 (Toscani 2012). Neben dem Gymnasium wird im Saarland 2016/17 
wie auch in Schleswig-Holstein dann nur noch die Gemeinschaftsschule als zweite 
Schulform bestehen.
Als Schulversuche wurden Gemeinschaftsschulen bislang in Berlin 2008/09, 
Thüringen 2010/11, Nordrhein-Westfalen 2011/1290, Baden-Württemberg 
2012/13 und Sachsen-Anhalt 2013/14 eingeführt. Gemeinschaftsschulen kön-
nen in Berlin, Thüringen und Baden-Württemberg dabei nicht nur die Klassen 5 
bzw. 7 bis 10, sondern auch die Primarstufe und die Sekundarstufe II umfassen 
und können damit ein gemeinsames Lernen von Klasse 1 bis 12 bzw. 13 anbie-
ten. Sachsen ermöglichte ab 2006/07 Gemeinschaftsschulen in Modellversuchen, 
schaffte diese jedoch nach einem Regierungswechsel91 zum Schuljahr 2013/14 
wieder ab (Waldrich 2012).
Kaum eine andere institutionelle Veränderung (mit Ausnahme der Grundschul-
zeit) hat solche bildungspolitischen und pädagogischen Diskussionen ausgelöst wie 
die Gesamtschule (Köller 2008: 437). Während in anderen europäischen Ländern 
Gesamtschulen die gegliederten Schulsysteme nach dem 2. Weltkrieg ersetzten (Le-
schinsky und Mayer 1999), etablierten sich Gesamtschulen in den Bundesländern 
nicht als programmatische Alternative, sondern sind lediglich als eine Erweiterung 
anzusehen (Furck 1998b; Köller 2008; Oelkers 2006b,a; Tillmann 1989; Wenzler 
2003). So wurde die Gesamtschule in vielen Bundesländern als vierte Regelschul-
form und damit als zusätzliches Angebot im gegliederten Schulsystem eingeführt. 
Auch wenn nationale und internationale Schülerleistungsstudien zeigen, dass Schü-
ler an Gesamtschulen nicht unbedingt besser abschneiden als Schüler in geglieder-
ten Schulsystemen, bescheinigen im historischen Rückblick jedoch auch Kritiker 
der Gesamtschule eine innovative Kraft, die entscheidende Impulse für die Mo-

89 Die Verfassungsänderung wurde dabei von der damals amtierenden Jamaika-Koalition und den 
Linken getragen, während die SPD dagegen stimmte (Saarbrücker Zeitung 2011).

90 Das Vorhaben, die Gemeinschaftsschule in Nordrhein-Westfalen als Regelschulform zu etablie-
ren, nahm die Minderheitenregierung von SPD und Bündnis 90/Grünen nach erbittertem Streit 
mit CDU und Lehrerverbänden zurück (Waldrich 2012).

91 Wechsel von einer Großen Koalition zu einer CDU/FDP-Koalition.
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dernisierung des dreigliedrigen Schulsystems gab (Köller 2008: 437). Zudem sind 
mit Gesamtschulen, sofern sie eine gymnasiale Oberstufe haben, auch die Wege 
zum Abitur  exibler geworden und sind diese nicht mehr allein an das Gymnasi-
um gebunden. Anders als die umstrittenen Gesamtschulinitiativen der 1970er Jahre 
wird mit den Gemeinschaftsschulen von Seiten der Bildungspolitiker nicht der An-
spruch erhoben, das Gymnasium abzuschaffen. Vielmehr soll mit dem Abitur nach 
13 Jahren eine gleichwertige Alternative zum gymnasialen Bildungsgang geschaffen 
werden. Ob die Gemeinschaftsschulen dabei das Potenzial einer Erfolgsgeschich-
te haben, bleibt eine offene Frage. Die Gemeinschaftsschule ist dabei jedoch an-
schlussfähig an eine derzeitige grundlegende Transformation des deutschen Schul-
systems – die Neuordnung der Sekundarstufe nach einem zweigliedrigen Modell 
(Edelstein und Nikolai 2013; Neumann et al. 2013).

Gesamtschulen als alternativer Weg zum Abitur?
Die Frage bleibt offen, inwieweit die Gesamtschule überhaupt einen „alternativen 
Weg“ zum Abitur darstellt, konkret in welchem Maße Schüler der 10. Klasse auf 
Gesamtschulen auch den Weg in die gymnasiale Oberstufe der Gesamtschulen 
gehen? Hierfür haben wir in Abbildung 5 dargestellt, wie viel Prozent der Elft-
klässler gemessen an Zehntklässlern sich ein Jahr zuvor noch auf der Gesamtschu-
le befanden. Beispielsweise haben wir für das Schuljahr 2004/05 die Elftklässler in 
Relation zu den Zehntklässlern des Schuljahres 2003/04 gesetzt. Die Darstellung 
haben wir für jedes Bundesland jeweils in zwei Phasen untergliedert. Dabei haben 
wir jedoch nicht aufeinanderfolgende Jahre verwendet, sondern sind auf pronon-
cierte Veränderungen in den Quoten eingegangen (Ausführungen hierzu werden 
unter Abbildung 2 festgehalten). Teilweise stehen diese im Zusammenhang mit 
schulstrukturellen Regelungen, auf die wir noch eingehen werden.
Es zeigt sich zunächst für die erste Phase (Ende der 1990er und Anfang der 2000er 
bis Mitte der 2000er Jahre), dass in Hessen, Brandenburg und Mecklenburg-Vor-
pommern die Übergangsquoten in die 11. Klassen an Gesamtschulen mit unter 
20 Prozent am niedrigsten waren. Vor allem Brandenburg und Hessen gehörten 
damals zu jenen Bundesländern mit einem besonders ausgeprägten Gesamtschul-
sektor. Im Gegensatz dazu lagen die Übergangsquoten in Thüringen (sehr klei-
ner Gesamtschulsektor), Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
(jeweils relativ kleiner Gesamtschulsektor) bei über 50 Prozent. Zur zweiten 
Phase (seit Mitte der 2000er Jahre) stiegen die Übergangsquoten in fast allen 
Bundesländern deutlich an. Ausnahmen waren hierbei Sachsen-Anhalt, wo es zu 
einem deutlichen Rückgang kam, sowie Hessen und Thüringen, bei denen keine 
Veränderung festzustellen war. Besonders stark stiegen die Übergangsquoten in 
Schleswig-Holstein (um 22 Prozentpunkte), Brandenburg (30 Prozentpunkte), 
Hamburg (42 Prozentpunkte) und Mecklenburg-Vorpommern (71 Prozent-
punkte) an. In Bezug auf Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern ist dabei 
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festzuhalten, dass die steigenden Übergangsquoten mit einer starken Schrump-
fung des Gesamtschulsektors einhergingen. In Brandenburg auf 23,7 Prozent 
und in Mecklenburg-Vorpommern auf 30,5 Prozent der Ursprungsgröße (jeweils 
Schülerzahlen 10. Klasse 2009 im Vergleich zu 2007). Zumindest für Branden-
burg ist festzuhalten, dass mit der Einführung der Oberschule die Gesamtschulen 
ohne eine gymnasiale Oberstufe in Oberschulen (2005/06) umgewandelt wurden 
(zum Teil mit Realschulen fusionierten, die als Schulform abgeschafft wurden) 
und damit nur noch die Gesamtschulen mit einer gymnasialen Oberstufe als Ge-
samtschulen erfasst wurden. Dies erklärt den Anstieg der Übergangsquoten in die 
gymnasialen Oberstufen der Gesamtschulen.
In Hamburg und Schleswig-Holstein stehen die Zahlen in einem engen zeitlichen 
Bezug zur Einführung der Stadtteilschule (Hamburg) und Gemeinschaftsschu-
le (Schleswig-Holstein). In den höheren Übergangsquoten  nden sich hier wohl 
nun auch Schüler, die sich vor den Reformen auf Realschulen oder verbundenen 
Haupt- und Realschulen befanden und die vermutlich im alten Schulsystem mit 
Realschulabschluss auf das Gymnasium gewechselt wären. Da auf der Stadtteil-
schule und der Gemeinschaftsschule ebenfalls gymnasiale Oberstufen angeboten 
werden, müssen Schüler nun nicht mehr auf das Gymnasium wechseln, um das 
Abitur zu erlangen. In der Folge stiegen die Übergangsquoten auf der Gesamt-
schule in diesen beiden Bundesländern.

Quelle: StBa (2014b). Anmerkungen: Daten sind kumuliert über die Jahrgänge 1998/99 (10. Klasse) bis 2011/12 
(11. Klasse) nach Bundesländern. Die erste Phase geht in Rheinland-Pfalz bis 2002, in Hessen, dem Saarland, Nord-
rhein-Westfalen und Thüringen bis 2003, in Sachsen-Anhalt, Niedersachsen und Berlin bis 2004, in Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpommern bis 2006, in Hamburg bis 2007 und in Brandenburg bis 2008. Die zweite 
Phase beginnt in den genannten Bundesländern jeweils direkt im Anschluss. Für Bremen sind keine Zahlen vorhan-
den, da die Gesamtschulen hier keine gymnasiale Oberstufe hatten. Die Bundesländer, die keine Gesamtschule als 
reguläre Schulform hatten (Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen), wurden ebenfalls nicht ausgewiesen.

Abb. 5: Anteil der Gesamtschüler der 11. Klassen an den Zehntklässlern ein Jahr zuvor
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Insgesamt ist festzuhalten, dass die höchstens Übergangsquoten in die Sekundar-
stufe II in jenen Bundesländern festzustellen sind, die einen schwach ausgebauten 
Gesamtschulsektor haben. In diesen Bundesländern nimmt die Gesamtschule 
eher die Funktion eines „Ersatzgymnasiums“ an. Allerdings ist es jüngst in fast 
allen Bundesländern (außer Sachsen-Anhalt und Hessen) zu einer Erhöhung der 
Übergangsquoten in die Sekundarstufe II der Gesamtschulen gekommen. Ob 
diese Entwicklung im Zusammenhang mit der Umstellung von G9- auf G8-
Gymnasien steht, kann an dieser Stelle nicht (abschließend) beantwortet werden. 
So könnten viele Eltern und Schüler, die ein Abitur anstreben, jedoch vor einer 
achtjährigen Gymnasialzeit zurückschrecken, sich bewusst für Gesamtschulen 
entschieden haben, die das Abitur nach 13 Jahren anbietet.

Quelle: StBa (2014b). Anmerkungen: Daten sind kumuliert für die Absolventenjahrgänge 1997 bis 2011 nach 
Bundesländern. Für Bremen sind keine Zahlen vorhanden, da die Gesamtschulen hier keine gymnasiale Oberstufe 
hatten. Daten sind jeweils ohne doppelte Abiturjahrgänge. Die Bundesländer, die keine Gesamtschule als reguläre 
Schulform hatten (Bayern, Baden-Württemberg und Sachsen), wurden ebenfalls nicht ausgewiesen.

Abb. 6: Anteil von Gesamtschulabsolventen mit allgemeiner Hochschulreife an allen Absolventen 
mit allgemeiner Hochschulreife an Gesamtschulen und Gymnasien 
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die Übergangsquoten auf den Gesamtschulen deutlich angestiegen sind. Sicher-
lich ist die Umstellung von einem großen Gesamtschulsektor zu einem System 
aus Gesamtschulen und Oberschulen (ohne gymnasiale Oberstufe) Kennzeichen 
eines betriebswirtschaftlich ef  zienteren Schulsystems (vor allem in einem Flä-
chenland), was nicht zuletzt die stark gestiegenen Übergangsquoten der Gesamt-
schüler in die Sekundarstufe II zeigen. Für die Abiturientenquoten in Branden-
burg könnten sich daraus insgesamt jedoch negative Effekte ableiten.

4.1.7 Schulen mit mehreren Bildungsgängen

Seit den 1990er Jahren haben sich in vielen Bundesländern neue Sekundarschul-
formen herausgebildet. Dabei zeichnet sich trotz unterschiedlicher Varianten die 
Tendenz zur Herausbildung einer zweigliedrigen Schulstruktur und der Verzicht 
auf die Hauptschule als eigenständige Schulform ab (Edelstein und Nikolai 2013; 
Liegmann und Bouß 2012; Neumann et al. 2013; Tillmann 2012). In der Schul-
statistik werden Schulen, die Haupt- und Realschulbildungsgänge vereinen, als 
„Schulen mit mehreren Bildungsgängen“ bezeichnet. Neu etablierte Schulfor-
men, die nicht nur die Haupt- und Realschulen umfassen, sondern auch eine 
gymnasiale Oberstufe anbieten, fallen dagegen in der Schulstatistik unter die Ka-
tegorie „Gesamtschulen“. Wenn wir von zweigliedrigen Schulsystemen sprechen, 
so bezeichnen wir damit Schulsysteme, die neben dem Gymnasium entweder nur 
noch eine weitere Schulform anbieten oder neben diesen beiden noch eine Ge-
samtschule führen. Zwei unterschiedliche Modelle von Zweigliedrigkeit stehen 
sich dabei gegenüber: Im horizontalen Modell der Zweigliedrigkeit vereint die 
„zweite Säule“ alle Bildungsgänge und bietet neben dem Gymnasium ebenfalls 
die Möglichkeit zum Abiturerwerb. Im vertikalen Modell der Zweigliedrigkeit 
können Schüler das Abitur nur nach Wechsel an ein Gymnasium erlangen (wenn 
auch nicht an allen Schulstandorten) (Edelstein und Nikolai 2013).
Die Motive für die Einführung zweigliedriger Schulsysteme sind vielfältig (Edel-
stein und Nikolai 2013; Hartong und Nikolai i.E.; Neumann et al. 2013; Nikolai 
i.E.-b,a). Während in den schulstrukturellen Entscheidungen der ostdeutschen 
Bundesländer nach der Wiedervereinigung Kontinuitäten zum DDR-Schulsys-
tem eine starke Rolle spielten, lassen sich die Reformprozesse in den westdeut-
schen Bundesländern in den 2000er Jahren auf demogra  sche Faktoren, Ver-
änderungen im Schulwahlverhalten sowie die Debatte um Chancengleichheit 
zurückführen. Von Below (2002) geht davon aus, dass in kombinierten Haupt- 
und Realschulen „Spätzünder“ bessere Aufstiegsmöglichkeiten haben. Möglich ist 
aber auch, dass die Einführung von Schulen mit mehreren Bildungsgängen die so-
ziale Zusammensetzung im Vergleich zu den vorherigen Realschulen verschlech-
tert und spätere Aufstiege seltener als in Schulsystemen mit Realschulen erfolgen.
Die ersten Bundesländer, die ein zweigliedriges Schulsystem einführten, waren 
Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt direkt nach der Wiedervereinigung 
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(Edelstein und Nikolai 2013; Fuchs 1997). Da erst nach der Wiedervereini-
gung 1990 zweigliedrige Schulsysteme etabliert wurden, haben wir die Verän-
derungen dieses Indikators in Tabelle 11 auch erst ab dem Schuljahr 1991/92 
aufgenommen. Unter den ostdeutschen Ländern beschritten Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern – anders als Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen – zunächst andere Wege, etablierten jedoch 2005/06 (Brandenburg)92 und 
2006/07 (Mecklenburg-Vorpommern)93 auch zweigliedrige Schulstrukturen. Der 
starke Geburtenrückgang und zurückgehende Schülerzahlen erforderten in den 
1990er Jahren weitere Restrukturierungen und eine Konzentrierung der regiona-
len Standorte, die letztlich auch in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern 
zu einer Integration der Schulformen führten (Bartl und Sackmann 2014; Budde 
2007; Budde und Hanßen 2005; Weishaupt 2009a,b).94 Alle ostdeutschen Bun-
desländer zeichnen sich dabei durch vertikale Modelle der Zweigliedrigkeit aus, 
wonach Schüler das Abitur nur nach einem Wechsel in eine gymnasiale Oberstufe 
ablegen können. Brandenburg stellt diesbezüglich einen gewissen Sonderfall dar, 
da es hier einen sehr großen Gesamtschulanteil gab. Somit war es hier auch für 
viele Schüler möglich das Abitur abzulegen, die eine Gesamtschule mit gymnasi-
aler Oberstufe und nicht das Gymnasium besuchten.
Als erstes westdeutsches Bundesland führte das Saarland 1997/98 ein zweigliedriges 
Schulsystem ein. Es folgten Bremen 2004/0595 und schließlich Berlin, Hamburg 
und Rheinland-Pfalz 2009/10. Nicht enthalten in unserer Untersuchungsperiode 
ist Schleswig-Holstein, das zum Schuljahr 2010/11 Haupt- und Realschulen auf-
löste und neben Gymnasium und Gemeinschaftsschule nur noch die Regional-
schule anbot (siehe auch Wiechmann 2011a,b). Zum Schuljahr 2014/15 wandelte 
Schleswig-Holstein die Regionalschulen zu Gemeinschaftsschulen um, die an vielen 
Standorten mit einer Oberstufe auch zur Hochschulreife führen. Schleswig-Hol-
stein hat wie die Stadtstaaten und das Saarland nur noch zwei Sekundarschulfor-
men: das Gymnasium und die Gemeinschaftsschulen. Das Saarland hat mittlerwei-
le das Modell der horizontalen Zweigliedrigkeit etabliert. Die seit dem Schuljahr 

92 Zum Schuljahr 2005/06 wurden in Brandenburg Realschulen und Gesamtschulen ohne eine gym-
nasiale Oberstufe zur Oberschule fusioniert.

93 Zum Schuljahr 2006/07 wurden in Mecklenburg-Vorpommern Haupt- und Realschulen zur Re-
gionalen Schule zusammengefasst.

94 Mecklenburg-Vorpommern verlor zwischen 1995/96 und 2012/13 mehr als die Hälfte aller Schüler in 
der Sekundarstufe I (7. Klasse) (- 58,1 %). Ähnlich hoch ist der Rückgang in Brandenburg (- 45,5 %), 
Sachsen (- 49,8 %), Sachsen-Anhalt (- 54,7 %) und Thüringen (- 53,7 %) (StBa 2014b). Im Hinblick 
auf kreisspezi  sche Entwicklungen siehe Helbig und Schmolke (Helbig und Schmolke i.E.).

95 Bremens Integration der Schulformen begann bereits Mitte der 2000er Jahre. Zum Schuljahr 
2004/05 konnten Fünftklässler nur noch die Sekundarschule besuchen. Die noch bestehenden 
Haupt- und Realschulen nahmen ab 2004/05 keine Schüler mehr auf und liefen langsam aus. 
Die 2010/11 eingeführte Oberschule fasste dann die Sekundar- und Gesamtschulen zusammen 
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auf kreisspezi  sche Entwicklungen siehe Helbig und Schmolke (Helbig und Schmolke i.E.).
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2012/13 eingeführte Gemeinschaftsschule soll nach und nach die Erweiterte Real-
schule und Gesamtschule ersetzen, so dass zum Schuljahr 2016/17 das Abitur so-
wohl am Gymnasium als auch an der saarländischen Gemeinschaftsschule möglich 
ist. Während die Umstellung in Bremen, Berlin und Hamburg vorrangig auf ein 
verändertes Schulwahlverhalten – weg von der Hauptschule – zurückzuführen ist 
(Edelstein und Nikolai 2013), hatten die Umstrukturierungen in Rheinland-Pfalz, 
dem Saarland und in Schleswig-Holstein zu einem zweigliedrigen Schulsystem eher 
allgemeine demogra  sche Gründe gehabt. Parallel zum Trend weg von den Haupt-
schulen verringerten sich auch die Schülerzahlen. Dadurch war die Hauptschule vor 
allem in ländlichen Gebieten kaum noch aufrecht zu erhalten.96

Zum Schuljahr 2014/15 haben elf von 16 Bundesländern ein zweigliedriges 
Schulsystem.97 Tabelle 10 gibt die Modelle der Zweigliedrigkeit, die unterschied-
lichen Bezeichnungen der zweiten nichtgymnasialen Schulform in den Bundes-
ländern und die Existenz von Gesamtschulen wieder.

Tab.  10: Modelle von Zweigliedrigkeit in den Bundesländern (Stand Schuljahr 
2014/15)

Modell der 
Zwei-
gliedrigkeit

Bundesland Bezeichnung der nichtgymnasialen Schulform und 
Existenz von Gesamt- bzw. Gemeinschaftsschulen als 
Regelschulform

vertikale 
Zwei-
gliedrigkeit

Sachsen Oberschule (bis Schuljahr 2012/13 Mittelschule)
Brandenburg Oberschule + Gesamtschule
Mecklenburg-
Vorpommern

Regionale Schule + Gesamtschule

Rheinland-Pfalz Realschule plus + Gesamtschule
Sachsen-Anhalt Sekundarschule + Gesamtschule/Gemeinschaftsschule
Thüringen Regelschule + Gesamtschule/Gemeinschaftsschule

horizontale 
Zwei-
gliedrigkeit

Berlin Integrierte Sekundarschule
Bremen Oberschule
Hamburg Stadtteilschule
Saarland Gemeinschaftsschule (bis 2011/12 Erweiterte Real-

schule und Gesamtschule)
Schleswig-
Holstein

Gemeinschaftsschule (bis 2013/14 Regionalschulen 
und Gemeinschaftsschulen)

Quelle: Eigene Darstellung. Anmerkung: In Berlin gibt es Gemeinschaftsschulen als Modellversuche.

96 Zwischen 1995 und 2012 verzeichnete das Saarland einen Schülerrückgang um 20 Prozent und 
Rheinland-Pfalz um acht Prozent. Prognosen für Schleswig-Holstein weisen auf einen absehbaren 
Schülerzahlenrückgang hin (Rösner 2008).

97 Auch in Analysen der Wahlprogramme von CDU und SPD zeichnet sich eine stärkere Befürwor-
tung eines Zwei-Wege-Modells im Sekundarschulwesen ab (Nikolai und Rothe 2013).
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Die Stadtstaaten, das Saarland und Schleswig-Holstein zeichnen sich allesamt 
durch horizontale Modelle der Zweigliedrigkeit aus. Neben dem Gymnasium 
bietet die zweite Schulform hier ebenfalls die Möglichkeit des Abiturerwerbs (vgl. 
Abschnitt 4.1.8). Eine vertikale Zweigliedrigkeit haben die ostdeutschen Bundes-
länder und Rheinland-Pfalz.98

Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen ermög-
lichen zwar Schulträgern Haupt- und Realschulen mit mehreren Bildungsgängen 
einzuführen, halten jedoch am hierarchisch gegliederten System fest. Bayern hinge-
gen ist das einzige Land, welches bisher keine Veränderungen seiner Schulstruktur 
vorgenommen hat, auch wenn einige „Mittelschulen“ (ehemalige Hauptschulen) 
in Bayern als Schularten mit mehreren Bildungsgängen gewertet werden könnten.

Tab. 11: Schulen mit mehreren Bildungsgängen als einzige Schulform neben 
dem Gymnasium und Gesamtschule in den deutschen Bundesländern 
1991/92 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Keine Zweigliedrigkeit
Zweigliedrigkeit

98 Eine Übersicht aller allgemeinbildenden Schulformen in den deutschen Bundesländern be  ndet 
sich in Tabelle A 3 im Anhang. In Tabelle A 4 im Anhang sind zudem die Schulabschlüsse ange-
geben, die an diesen Schulen erworben werden können.
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Trotz einer Tendenz zur Zweigliedrigkeit bleibt festzuhalten, dass Schulforminte-
grationen vor allem in den bevölkerungsarmen Bundesländern durchgeführt wur-
den. Der Anteil der Schüler in Deutschland, die in einem Bundesland mit zwei-
gliedrigem Schulsystem 2011 beschult wurden, lag gerade einmal bei 24,7 Prozent 
(StBa 2012b, eigene Berechnungen). Der Großteil der Schüler absolviert seine 
Schulzeit nach wie vor in einem mindestens dreigliedrigen Schulsystem. Doch auch 
die Bundesländer, die kein zweigliedriges System haben, dürften Prognosen zufolge 
ein dreigliedriges Schulsystem aufgrund demogra  scher Entwicklungen nicht mehr 
 ächendeckend aufrecht erhalten können (Bargel und Bargel 2010).

4.1.8 Abitur an allen Schulformen möglich

Mit diesem Indikator bilden wir ab, ob das Abitur (allgemeine oder fachgebunde-
ne Hochschulreife) an allen Schulen des Sekundarschulsystems erworben werden 
kann (außer Förderschulen). Aus bildungssoziologischer Perspektive gehen wir 
davon aus, dass die Möglichkeit, das Abitur neben dem Gymnasium auch an 
anderen Schulformen erwerben zu können, die Bildungschancen für bildungs-
ferne Schichten positiv beein  ussen sollte. Da bis zum Ende unseres Untersu-
chungszeitraums 2009/10 allein Berlin und Hamburg im Schuljahr 2009/10 es 
ermöglichten, das Abitur an allen Schulformen abzulegen, haben wir auf eine 
Darstellung in Tabellenform verzichtet. Da jedoch seit dem Ende unserer Unter-
suchungsperiode einzelne Bundesländer ein Schulsystem etabliert haben, in dem 
das Abitur nun an allen Schulformen erworben werden kann, wollen wir im Fol-
genden die jüngsten Entwicklungen darstellen.
Mit dem Abitur erwerben Schüler formal die Zugangsberechtigung zu allen exis-
tierenden Studienfächern an Hoch- und Fachhochschulen. Zwar wurden in den 
letzten Jahren die universitären Zugänge für beru  ich Quali  zierte erleichtert (Ni-
kolai und Ebner 2012; Ulbricht 2012), jedoch nimmt das Abitur nach wie vor eine 
Schlüsselstellung für den Hochschulzugang ein. Die starke Stellung des Gymnasi-
ums in der deutschen Schulgeschichte ist vor allem darauf zurückzuführen, dass das 
Gymnasium lange Zeit den Königsweg zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife 
darstellte (Trautwein und Neumann 2008). Durch die Einführung von beru  ichen 
Gymnasien99 und gymnasialen Oberstufen an Gesamtschulen etablierten sich jedoch 
alternative Wege zur Hochschule und ermöglichten auch Jugendlichen, die nicht auf 
das Gymnasium übergegangen sind, den Erwerb der Hochschulreife. Durch diese 
Öffnung wurde die Übergangsentscheidung von der Grundschule zu den Sekun-
darschulformen zwar formal entlastet (Köller et al. 2004a: 680), doch nach wie vor 
erhalten nur rund 22 Prozent aller Abiturienten ihre universitäre Zugangsberechti-
gung nicht an einem Gymnasium (StBa 2012b; a, eigene Berechnungen).

99 Besonders in Baden-Württemberg wurden beru  iche Gymnasien ausgebaut, die dazu führen, 
dass dort rund ein Drittel aller fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreifen an beru  ichen 
Gymnasien erworben werden (Köller et al. 2004a: 681).
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Die Wege zur Hochschulreife sind in den 2000er Jahren jedoch noch variabler ge-
worden. Einige der Bundesländer haben ihre dreigliedrigen zu zweigliedrigen Schul-
systemen umgewandelt und ermöglichen nun, dass das Abitur an allen allgemein-
bildenden Schularten erworben werden kann (mit Ausnahme der Förderschulen). 
Seit dem Schuljahr 2009/10 können Schüler in Hamburg und Berlin das Abitur 
nicht nur am Gymnasium, sondern auch in der zweiten Säule des Schulsystems 
(Berlin: Integrierte Sekundarschule; Hamburg: Stadtteilschule) ablegen, die aus der 
Zusammenführung von Haupt-, Real- und Gesamtschulen entstand. Bremen folgt 
mit der Oberschule beginnend mit dem Schuljahr 2010/11.100 Dabei ist jedoch 
anzumerken, dass zumindest in Bremen und Berlin nicht in allen Schulen eine 
eigene gymnasiale Oberstufe angeboten wird, diese jedoch eng mit gymnasialen 
Oberstufen anderer Schulen kooperieren. Dass dies teilweise zu nicht intendierten 
Effekten führen kann, zeigt eine Studie für Berlin (Drope und Jurczok 2013): Die 
soziale Strukturierung und die Strukturierung der Schüler nach Leistung läuft nun 
nicht mehr entlang Hauptschule, Realschule und Gymnasium. Mehrheitlich ent-
standen in Berlin aus den Gesamtschulen jene integrierten Sekundarschulen, die 
eine eigenständige gymnasiale Oberstufe haben. Dagegen wurden aus ehemaligen 
Hauptschulen häu  ger integrierte Sekundarschulen ohne eine eigenständige gym-
nasiale Oberstufe. Prinzipiell besteht damit teilweise das alte Schulsystem fort, bei 
dem ehemalige Gesamtschulen für bildungsnahe Eltern attraktiver erscheinen. Dies 
deutet nun eher in die Richtung, dass die Unterschiede entlang der neuen Trenn-
linie Gymnasium, Sekundarschule mit gymnasialer Oberstufe und Sekundarschule 
ohne gymnasiale Oberstufe verläuft.
Für Bremen ist zudem auf eine weitere Besonderheit hinzuweisen. Im Zuge der 
Bremer Schulreform 2010/11 wurde nicht nur ein zweigliedriges Schulsystem aus 
Gymnasien und Oberschulen mit gymnasialer Oberstufe eingeführt. Anders als in 
Hamburg und Berlin wurden die Gymnasialplätze dabei verknappt (Rösner 2014). 
Befanden sich 2008/09 noch fast 49 Prozent aller Bremer Fünftklässler auf Gymna-
sien, so ging deren Anteil bis zum Schuljahr 2011/12 auf 26,2 Prozent zurück (StBa 
2014b: eigene Berechnungen). Dies hat weniger mit einem plötzlichen Ansehens-
verlust der Bremer Gymnasien zu tun, sondern vielmehr mit der Oberschulreform 
in Bremen. In Bremen existierten bis zu dieser Reform Gymnasien in zwei verschie-
denen Formen. Zum einen die „normalen“ Gymnasien und zum anderen Gym-
nasien an den Schulzentren der Sekundarstufe I. Die zweitgenannten Gymnasien 
waren Gymnasialklassen an den Schulzentren und damit Teil kooperativer Gesamt-
schulen, die aber in der Bildungsstatistik den einzelnen Schulformen zugeordnet 
wurden. Im Zuge der Oberschulreform wurden diese Gymnasien in Oberschulen 
umgewandelt und nur die „normalen“ Gymnasien blieben bestehen. Dadurch ist 
auch der Einbruch der Gymnasialquoten in der 5. Klasse zu erklären. Gleichzeitig 

100 Vollständig umgesetzt wurde diese Schulstrukturreform zum Schuljahr 2011/12.
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100 Vollständig umgesetzt wurde diese Schulstrukturreform zum Schuljahr 2011/12.
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veränderten sich aber auch die Regelungen beim Zugang zum Gymnasium. Ent-
scheidend wurden für den Übergang „Regelstandards“ in den Fächern Deutsch 
und Mathematik (jeweils vier Kompetenzdimensionen). Nur wenn die Leistungen 
der Schüler in allen acht Kompetenzdimensionen über dem Regelstandard lagen, 
erfüllte der Schüler den Regelstandard. Mit der Veränderung der Zugangsvoraus-
setzungen kommt diesen Regelstandards seit dem Schuljahr 2010/11 eine zentrale 
Zuteilungsfunktion zu. Denn die Gymnasien sollen bis zu 100 Prozent (Ausnahme 
Härtefälle und Geschwisterkinder bis max. 10 Prozent) ihrer Plätze an die Schüler 
vergeben, die die Regelstandards erfüllen. Anders als es die Begriffe Regelstandard 
oder Kompetenzdimension nahe legen, handelt es sich hier um eine Einschätzung 
der Lehrkräfte, die in einer ja/nein Antwort für die jeweilige Dimension mündet. 
Auch wenn mit den Regelstandards nicht direkt eine Kapazitätseinschränkung der 
Gymnasialplätze einhergeht, ist damit faktisch der Elternwille in Bremen abge-
schafft worden (siehe Abschnitt 4.2.1). Ob damit allein der massive Rückgang der 
Fünftklässler auf Gymnasien zu erklären ist, oder ob es weitere Kapazitätsbegren-
zungen bei den Gymnasien gegeben hat, können wir an dieser Stelle nicht beant-
worten. Aus den Erfahrungen Berlins ergibt sich noch eine weitere Folgerung für 
Bremen. Auch in Bremen wird nicht jede Oberschule eine gymnasiale Oberstufe 
haben. Auch hier könnte an dieser Stelle eine neue Trennlinie entstehen, an der sich 
das Schulwahlverhalten der Eltern strukturiert.
Die zum Schuljahr 2012/13 eingeführte Gemeinschaftsschule ersetzt im Saar-
land nach und nach die Erweiterte Realschule und Gesamtschule. Zum Schuljahr 
2016/17 wird die saarländische Gemeinschaftsschule ebenso wie das Gymnasium 
den Erwerb des Abiturs ermöglichen. In Schleswig-Holstein wird das Abitur zu-
künftig ebenfalls an allen Schulformen möglich sein. Die Gemeinschaftsschulen, 
die seit 2010/11 die Gesamtschulen ersetzt haben, bieten zwar noch nicht an allen 
Schulstandorten eine gymnasiale Oberstufe an. Die Gemeinschaftsschulen sind 
jedoch quantitativ bedeutsamer als die Regionalschulen (bis 2013/14), die kei-
ne gymnasiale Oberstufe führten. So besuchten in Schleswig-Holstein 2011/12 
80 Prozent der Fünftklässler die Gemeinschaftsschule und 20 Prozent eine Re-
gionalschule (ohne Gymnasien, Freie Waldorfschulen und Förderschulen) (StBa 
2012b). Ab dem Schuljahr 2014/15 werden die nicht-abiturführenden Regional-
schulen zu Gemeinschaftsschulen umgewandelt oder aufgelöst. Auch hier wer-
den nicht alle Gemeinschaftsschulen eine Oberstufe anbieten, diese kooperieren 
jedoch eng mit den gymnasialen Oberstufen anderer Schulen.
Ob den Reformen der Stadtstaaten, des Saarlandes und Schleswig-Holsteins auch 
andere Bundesländer folgen werden ist offen.101 Ebenso bleibt es empirisch zu 

101 Das politiktaktische Manöver der Thüringer CDU, in der Großen Koalition (2009–2014) eine 
gymnasiale Oberstufe für die Regelschule 2010 anzubieten, um im Gegenzug die Einführung 
von Gemeinschaftsschulen zu verhindern, wurde durch den Regierungspartner SPD abgelehnt 
(Bildungsklick 2010).
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überprüfen, ob die geschaffene Möglichkeit, das Abitur an allen Schulformen zu 
erwerben, den sozial ungleichen Zugang zum Abitur reduziert.

4.1.9 Anteil von Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur führen

Die (schulrechtliche) Einrichtung von Gesamtschulen in den 1970er Jahren oder die 
Einführung von zweigliedrigen Schulsystemen in den 1990er und 2000er Jahren ge-
ben keine Auskunft darüber, welcher Stellenwert dem Gymnasium als abiturführen-
der Schulform in den Schulsystemen der Bundesländer zukommt. Wir haben daher 
als Indikator in unsere Datenbank aufgenommen, wie hoch der Anteil der Gymna-
sien an allen Schulformen ist, die zum Abitur führen (Tabelle 12) (StBa verschie-
dene Jahrgänge-a: eigene Berechnungen). Dies kann man natürlich auch reziprok 
als Anteil von Gesamtschulen, Gemeinschaftsschulen und Freien Waldorfschulen 
interpretieren. Daten des Statistischen Bundesamtes zu diesem Indikator, den wir im 
Folgenden als Gymnasialquote bezeichnen, sind seit dem Schuljahr 1971/72 vorhan-
den.102 In Tabelle 12 teilen wir die Bundesländer entlang folgender Kategorien ein: 
Bundesländer mit einer Gymnasialquote a) von 95 Prozent und mehr, b) von 80 bis 
unter 95 Prozent, c) von 60 bis unter 80 Prozent und d) unter 60 Prozent. Dieser 
Indikator hat im Hinblick auf Bremen und Brandenburg begrenzte Aussagekraft. In 
Brandenburg wurden die Gesamtschulen auch dann als Gesamtschulen erfasst, wenn 
sie keine gymnasiale Oberstufe hatten. Dadurch werden die Werte für Brandenburg 
für die Jahre bis einschließlich 2004/05 überschätzt. Dennoch gehört Brandenburg 
auch ohne die Gesamtschulen, die keine gymnasiale Oberstufe haben, eher zu den 
Ländern mit einem hohen Gesamtschulanteil. Noch schwieriger stellt sich die Situa-
tion in Bremen dar. Hier ist einerseits die Zahl der Gesamtschulen mit äußerster Vor-
sicht zu interpretieren, da diese keine gymnasiale Oberstufe führten. Auf der anderen 
Seite wird der Anteil der Gymnasien deutlich überschätzt, da auch die gymnasialen 
Oberstufen der Sekundarschulzentren II zu den Gymnasien gerechnet werden.
In den 1950er bis Anfang der 1960er Jahre hatten alle westdeutschen Bundeslän-
der Gymnasialquoten von mehr als 95 Prozent. Der Besuch des Gymnasiums stellte 
bis dahin nahezu die einzige Möglichkeit dar, das Abitur zu erwerben. Ab Mitte 
bzw. Ende der 1960er Jahre verzeichneten Hessen und die Stadtstaaten weniger als 
95 Prozent. Durch die Einführung der Gesamtschulen kam es in den 1970er Jah-
ren auch in anderen Bundesländern zu Veränderungen der Gymnasialquote. Bis 
Anfang der 1980er Jahre sank die Gymnasialquote am deutlichsten in Berlin und 
Hamburg und erreichte dort kurz nach der Wiedervereinigung einen Wert von unter 
60 Prozent. Auch in Hessen kam es in dieser Zeit zu einem moderaten Rückgang 

102 Die schematische Darstellung in Tabelle 12 basiert auf den Werten von Tabelle A 1 im Anhang. 
Da die statistischen Angaben zum Anteil von Gymnasien an allen Schulformen, die zum Abi-
tur führen, erst ab dem Schuljahr 1971/72 vorliegen, haben wir die Werte für die Schuljahre 
1949/50 bis 1970/71 geschätzt.
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der Gymnasialquote auf unter 80 Prozent. Weitere Länder, die sukzessive Rückgän-
ge der Gymnasialquote seit den 1970er Jahren verzeichneten, sind Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und das Saarland. Vor allem in Nordrhein-Westfalen und im 
Saarland kam es Ende der 1980er Jahre zu einem deutlichen Absinken der Gym-
nasialquote auf unter 80 Prozent. Durch die späte Einführung von Gesamtschulen 
in Rheinland-Pfalz (1984/85) und Schleswig-Holstein (1990/91) sank die Gymna-
sialquote in diesen Ländern erst Ende der 1980er Jahre bzw. Anfang der 1990er 
Jahre, wobei der Rückgang in Schleswig-Holstein im Vergleich zu Rheinland-Pfalz 
stärker war. In Bremen ist die Gymnasialquote erst mit der Umwandlung zu einem 
zweigliedrigen Schulsystem (mit gymnasialer Oberstufe an der Oberschule) seit den 
2000er Jahren rückläu  g (siehe Abschnitt 4.1.7).
In Baden-Württemberg und Bayern, wo Gesamtschulen nicht als Regelschulfor-
men eingeführt wurden, ist die Gymnasialquote bis heute sehr hoch. In Bayern 
liegt sie seit 1971 relativ konstant bei 95 Prozent. In Baden-Württemberg  el die 
Gymnasialquote zwar 1974/75 auf unter 95 Prozent, verharrt seither jedoch auf 
konstantem Niveau bei knapp 90 Prozent. Die beru  ichen Gymnasien in Baden-
Württemberg gehen in diese Betrachtung nicht ein, da diese nicht zum allgemein-
bildenden Schulsystem gerechnet werden.
Die Schulstrukturentscheidungen der ostdeutschen Bundesländer nach der Wie-
dervereinigung hatten unterschiedliche Auswirkungen auf die Gymnasialquote. 
Brandenburg führte neben dem Gymnasium die Gesamt- und die Realschule als 
weiterführende Schulformen ein. Von Anfang an wurde dabei der Ausbau der Ge-
samtschulen vorangetrieben. In der Folge hatte Brandenburg im Vergleich aller 
Bundesländer zu Beginn der 2000er Jahre mit unter 30 Prozent die niedrigste Gym-
nasialquote. Erst mit der Einführung der Oberschule 2005/06 (ohne gymnasiale 
Oberstufe) stieg die Gymnasialquote auf über 65 Prozent an (siehe Abschnitt 4.1.7).
Im Vergleich zu Brandenburg war die Gymnasialquote in Mecklenburg-Vorpom-
mern zunächst deutlich höher. Als einziges ostdeutsches Bundesland entschied 
sich Mecklenburg-Vorpommern nach der Wende zunächst für ein Schulsystem 
westdeutscher Prägung, bestehend aus Haupt-, Realschule und Gymnasium. Die 
Gesamtschule wurde jedoch ebenfalls als Regelschule103 eingeführt, so dass sich 
bis Mitte der 1990er Jahre die Gymnasialquote auf einem vergleichbaren Niveau 
wie in Niedersachsen oder Rheinland-Pfalz reduzierte. Wie in fast allen anderen 
Bundesländern ist die Gymnasialquote auch in Mecklenburg-Vorpommern seit 
den 1990er und 2000er Jahren rückläu  g. Die drei ostdeutschen Bundesländer 
Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt hatten in den 1990er Jahren sehr hohe 
Gymnasialquoten von über 95 Prozent, obwohl Thüringen Gesamtschulen ab dem 
Schuljahr 1993/94 und Sachsen-Anhalt ab dem Schuljahr 1997/98 als Regelschul-

103 Mit der Einschränkung, dass Gesamtschulen nicht den Bestand von Haupt- und Realschulen 
sowie Gymnasien gefährden durften.
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form vorsahen. Ein nennenswerter Rückgang der Gymnasialquote ist in Thüringen 
und Sachsen-Anhalt erst seit 2000/01 bzw. 2004/05 zu beobachten. Bis heute hat 
Sachsen mit 98 Prozent (2009/10) die höchste Gymnasialquote aller Bundesländer.

Tab. 12: Anteil Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur führen, in den 
deutschen Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
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und Sachsen-Anhalt erst seit 2000/01 bzw. 2004/05 zu beobachten. Bis heute hat 
Sachsen mit 98 Prozent (2009/10) die höchste Gymnasialquote aller Bundesländer.

Tab. 12: Anteil Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur führen, in den 
deutschen Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

95 Prozent und darüber
80 bis unter 95 Prozent
60 bis unter 80 Prozent
Unter 60 Prozent

/// keine Daten verfügbar.
E Einheitsschule

Seit dem Schuljahr 2010/11 gibt es starke Veränderungen bei den Gymnasialquo-
ten (in Tabelle 12 nicht mehr aufgeführt). In den Stadtstaaten wurden mit der Inte-
grierten Sekundarschule (Berlin), der Oberschule (Bremen) und der Stadtteilschule 
(Hamburg) horizontale zweigliedrige Modelle eingeführt, die neben dem Gymnasi-
um in der „zweiten Säule“ alle Bildungsgänge vereinen und damit auch eine gymna-
siale Oberstufe haben. In den Stadtstaaten war der Anteil von Gesamtschulen und 
Freien Waldorfschulen Ende der 2000er Jahre bereits so hoch, dass die Umgestal-
tung des Schulsystems zu einem horizontalen zweigliedrigen Modell, in dem beide 
Bildungsgänge den Erwerb des Abiturs anbieten, als logische Folge der bisherigen 
Schulentwicklung bezeichnet werden kann (zu Hamburg siehe Edelstein und Ni-
kolai 2013). In Schleswig-Holstein ersetzt die Gemeinschaftsschule seit dem Schul-
jahr 2009/10 die Gesamtschule und hat im Vergleich zur Regionalschule, die keine 
gymnasiale Oberstufe anbietet, einen enormen Zulauf. Analysen von Wiechmann 
(2011b) zeigen, dass Gemeinschaftsschulen häu  ger in CDU-geführten Kommu-
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nen eingeführt wurden, um die Bildungsansprüche ihrer Wahlklientel nach einer 
gymnasialen Oberstufe in dünn besiedelten Gebieten zu bedienen.
Die beschriebenen Reformen in den Stadtstaaten und in Schleswig-Holstein ha-
ben die Gymnasialquoten für das Schuljahr 2013/14 auf 33 Prozent (Schleswig-
Holstein), 39 Prozent (Berlin) bzw. 47 Prozent (Hamburg) verringert.104 Auch in 
Bremen ist eine deutliche Reduktion zu verzeichnen. Wenn nur die Zahl der eigen-
ständigen Gymnasien herangezogen wird, dann ergibt sich eine Gymnasialquote 
von knapp 20 Prozent. Wie bereits angesprochen, kann der Rückgang der Gymna-
sialquote in Bremen dabei schulstatistisch mit der Oberschulreform 2010/11 erklärt 
werden. Die seit Mitte der 1970er Jahre in Bremen bestehenden Sekundarschul-I-
Zentren waren als kooperative Gesamtschulen anzusehen, deren einzelne Abteilun-
gen Hauptschule, Realschule und Gymnasialklassen schulstatistisch den jeweiligen 
Schulformen zugerechnet wurden (Freitag et al. 1997; Kemnade 1989). Während 
die Klassen an den traditionellen Gymnasien bestehen blieben, gingen die Gymna-
sialklassen an Sekundarschul-I-Zentren 2010/11 in den Oberschulen auf. Da die 
Oberschulen schulstatistisch nun zu den integrierten Gesamtschulen gezählt wer-
den, ist die Gesamtzahl der Gymnasialklassen damit kleiner geworden.
Eine vergleichbare Entwicklung ist für das Saarland zu erwarten, das zum Schul-
jahr 2012/13 mit der Gemeinschaftsschule schrittweise die Gesamtschule und die 
Erweiterte Realschule ersetzt.105

4.1.10 Alternative Wege zur allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife

Wie bereits in Abschnitt 4.1.8 angesprochen bieten die Bundesländer neben dem 
Gymnasium und der Gesamtschule weitere Wege zur allgemeinen bzw. fachge-
bundenen Hochschulreife an. So kann das Abitur auch auf beru  ichen Schulen 

104 Zumindest in Berlin und Schleswig-Holstein stellt dieser Wert eine Überschätzung dar, da nicht 
an allen integrierten Sekundarschulen bzw. Gemeinschaftsschulen eine gymnasiale Oberstufe 
vorhanden ist.

105 Auch wenn es in einem Flächenland wohl schwerer möglich wäre, eine vergleichbare Reform 
umzusetzen, so gibt es neben dem Saarland weitere Beispiele innerhalb von Flächenländern, 
die zeigen, dass Schulstrukturreformen auch von der kommunalen Ebene ausgehen können. In 
der kreisfreien Stadt Jena existieren seit 2013 nur noch Gemeinschaftsschulen, Gesamtschulen 
und Gymnasien als Schulformen des Sekundarbereichs (Stadt Jena 2013). Die Regelschule, als 
Thüringer Form der verbundenen Haupt- und Realschule, wird in Jena nicht mehr angebo-
ten. Die Gemeinschaftsschule soll dabei ähnlich wie die neuen Schulformen in den Stadtstaaten 
eine eigene gymnasiale Oberstufe anbieten oder eine in Kooperation mit Gesamtschulen oder 
Gymnasien. Inwieweit die Prognose des ehemaligen thüringischen Kultusministers Christoph 
Matschie (2009–2014), wonach sich die Gemeinschaftsschulen von der kommunale Ebene aus 
 ächendeckend verbreiten wird, zutreffen wird, bleibt offen (Thüringer Allgemeine 2010). Auch 

wenn sich diese Prognose für die kreisfreie Stadt Jena bewahrheitet hat, stehen Entwicklungen in 
anderen vergleichbaren Städten Thüringens (Erfurt oder Gera) noch am Anfang.

108  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

nen eingeführt wurden, um die Bildungsansprüche ihrer Wahlklientel nach einer 
gymnasialen Oberstufe in dünn besiedelten Gebieten zu bedienen.
Die beschriebenen Reformen in den Stadtstaaten und in Schleswig-Holstein ha-
ben die Gymnasialquoten für das Schuljahr 2013/14 auf 33 Prozent (Schleswig-
Holstein), 39 Prozent (Berlin) bzw. 47 Prozent (Hamburg) verringert.104 Auch in 
Bremen ist eine deutliche Reduktion zu verzeichnen. Wenn nur die Zahl der eigen-
ständigen Gymnasien herangezogen wird, dann ergibt sich eine Gymnasialquote 
von knapp 20 Prozent. Wie bereits angesprochen, kann der Rückgang der Gymna-
sialquote in Bremen dabei schulstatistisch mit der Oberschulreform 2010/11 erklärt 
werden. Die seit Mitte der 1970er Jahre in Bremen bestehenden Sekundarschul-I-
Zentren waren als kooperative Gesamtschulen anzusehen, deren einzelne Abteilun-
gen Hauptschule, Realschule und Gymnasialklassen schulstatistisch den jeweiligen 
Schulformen zugerechnet wurden (Freitag et al. 1997; Kemnade 1989). Während 
die Klassen an den traditionellen Gymnasien bestehen blieben, gingen die Gymna-
sialklassen an Sekundarschul-I-Zentren 2010/11 in den Oberschulen auf. Da die 
Oberschulen schulstatistisch nun zu den integrierten Gesamtschulen gezählt wer-
den, ist die Gesamtzahl der Gymnasialklassen damit kleiner geworden.
Eine vergleichbare Entwicklung ist für das Saarland zu erwarten, das zum Schul-
jahr 2012/13 mit der Gemeinschaftsschule schrittweise die Gesamtschule und die 
Erweiterte Realschule ersetzt.105

4.1.10 Alternative Wege zur allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife

Wie bereits in Abschnitt 4.1.8 angesprochen bieten die Bundesländer neben dem 
Gymnasium und der Gesamtschule weitere Wege zur allgemeinen bzw. fachge-
bundenen Hochschulreife an. So kann das Abitur auch auf beru  ichen Schulen 

104 Zumindest in Berlin und Schleswig-Holstein stellt dieser Wert eine Überschätzung dar, da nicht 
an allen integrierten Sekundarschulen bzw. Gemeinschaftsschulen eine gymnasiale Oberstufe 
vorhanden ist.

105 Auch wenn es in einem Flächenland wohl schwerer möglich wäre, eine vergleichbare Reform 
umzusetzen, so gibt es neben dem Saarland weitere Beispiele innerhalb von Flächenländern, 
die zeigen, dass Schulstrukturreformen auch von der kommunalen Ebene ausgehen können. In 
der kreisfreien Stadt Jena existieren seit 2013 nur noch Gemeinschaftsschulen, Gesamtschulen 
und Gymnasien als Schulformen des Sekundarbereichs (Stadt Jena 2013). Die Regelschule, als 
Thüringer Form der verbundenen Haupt- und Realschule, wird in Jena nicht mehr angebo-
ten. Die Gemeinschaftsschule soll dabei ähnlich wie die neuen Schulformen in den Stadtstaaten 
eine eigene gymnasiale Oberstufe anbieten oder eine in Kooperation mit Gesamtschulen oder 
Gymnasien. Inwieweit die Prognose des ehemaligen thüringischen Kultusministers Christoph 
Matschie (2009–2014), wonach sich die Gemeinschaftsschulen von der kommunale Ebene aus 
 ächendeckend verbreiten wird, zutreffen wird, bleibt offen (Thüringer Allgemeine 2010). Auch 

wenn sich diese Prognose für die kreisfreie Stadt Jena bewahrheitet hat, stehen Entwicklungen in 
anderen vergleichbaren Städten Thüringens (Erfurt oder Gera) noch am Anfang.

110  |



|  111Struktur

erworben werden. Gibt es alternative Wege zum Abitur, können vor allem jene 
Schüler pro  tieren, die während ihrer Schulzeit nicht den Zugang zum Gymnasi-
um geschafft haben – dies könnte in stärkerem Maße auf bildungsfernere Schich-
ten zutreffen. Die Entwicklung alternativer Wege zur Hochschulreife spiegelt 
einen generellen Trend in der Transformation des Sekundarschulsystems wieder: 
die zunehmende Entkopplung von Schulabschlüssen und Schulformen (Köller 
et al. 2004b). So kann der Haupt- bzw. Realschulabschluss nicht nur an Haupt- 
bzw. Realschulen alleine erworben werden. Auch in der Sekundarstufe II sind 
die Wege zur allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife differenzierter 
geworden. So erwarben 2012 34 Prozent aller Absolventen die allgemeine oder 
fachgebundene Hochschulreife nicht an einem Gymnasium (StBa 2013; 2014e, 
eigene Berechnungen)106. Neben dem Gymnasium gehören dabei die beru  ichen 
Gymnasien und die integrierten Gesamtschulen zu den wichtigsten Bildungsgän-
gen, die alternative Wege zum Abitur anbieten. Im Folgenden konzentrieren wir 
uns auf Schulformen, die neben Gymnasium und Gesamtschule den Erwerb der 
fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreife direkt nach dem Realschulab-
schluss anbieten. Wir verwenden im Folgenden den Begriff des beru  ichen Gym-
nasiums als Sammelbegriff für alle beru  ichen Schulen, an denen die allgemeine 
oder fachgebundene Hochschulreife erworben werden kann.
Diese „alternativen“ Wege zum Abitur werden statistisch zu den beru  ichen Schu-
len gerechnet (StBa 2014c). Diese Schulen tragen dabei sehr unterschiedliche Na-
men, die sich auch innerhalb der einzelnen Bundesländer im Zeitverlauf geändert 
haben. Gemeinsam ist jedoch allen, dass sie in einem dreijährigen Bildungsgang 
zum Abitur führen. Für die Schulen, die wir unter dem Indikator „alternative Wege 
zur allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife“ gefasst haben, haben wir 
drei Kriterien festgelegt. Erstens beziehen wir uns hierbei ausschließlich auf Schu-
len, auf denen die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife erworben werden 
kann. Zweitens setzen diese Schulen zeitnah nach dem Erwerb des Realschulab-
schlusses an (in der Regel direkt im Schuljahr nach dessen Erlangung). Drittens 
haben wir nur die Regelungen aufgenommen, wenn die Aufnahme an diese Schulen 
an Altershöchstgrenzen gebunden ist und sie sich damit in zeitlicher Nähe zum 
Alter von Realschulabsolventen be  nden. Abendgymnasien oder Kollegs fassen wir 
deshalb nicht unter diese Schulen. Auf eine vertiefende Erfassung von Schulen, die 
die Fachhochschulreife anbieten, haben wir verzichtet. Diese Schulen sind erstens 
zwischen den Bundesländern nicht systematisch vergleichend darstellbar und zum 
Zweiten gewährleisten sie nicht den Zugang zu den deutschen Universitäten.
Die ersten Bundesländer, die zu Beginn unserer Untersuchungsperiode einen alter-
nativen Weg zur allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife (im folgenden 

106 Bei der Berechnung wurden die doppelten Abiturjahrgänge der Gymnasien des Jahres 2012 her-
ausgerechnet (StBa 2014e).
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Abitur genannt) anboten, waren Baden-Württemberg107 (Brauckmann und Neu-
mann 2004), Schleswig-Holstein108 und das Saarland109 (siehe Tabelle 13). In allen 
anderen Bundesländern war der Erwerb des Abiturs nur auf allgemeinbildenden 
Schulen möglich. Ebenfalls noch in den 1950er Jahren führten Bremen und Hessen 
eine alternative Schulform auf dem Weg zum Abitur ein.110 Später folgten in den 
1960er Jahren Hamburg111, Niedersachsen112 und Rheinland-Pfalz113 sowie in den 
1970er Jahren Berlin114 und in den 1980er Jahren Nordrhein-Westfalen.115 Bremen 
ist das einzige Bundesland, welches zwischenzeitlich den alternativen Weg zur allge-
meinen Hochschulreife über die beru  ichen Schulen abschaffte und erst 2001/02 
wieder einführte.116

107 In Baden-Württemberg hießen die beru  ichen Schulen, die den Erwerb des Abiturs ermöglich-
ten, bis 1966/67 Wirtschaftsoberschulen, von 1967/68 bis 1973/74 Wirtschaftsgymnasien und 
seit 1974/75 Beru  iche Gymnasien.

108 Wie in Baden-Württemberg hießen die beru  ichen Schulen mit Abiturerwerb in Schleswig-
Holstein zunächst bis 1966/67 Wirtschaftsoberschule, trugen zwei Jahre lang den Namen 
Wirtschaftsgymnasium (1967/68–1968/69) und wurden von 1969/70 bis 1971/72 in das Wirt-
schafts-, Sozialwissenschaftliche und Technische Gymnasium ausdifferenziert. Ab 1972/73 wur-
den diese Typen dann unter dem Oberbegriff Fachgymnasium gefasst, welche aber seit 2007/08 
beru  iches Gymnasium heißen.

109 Auch im Saarland hieß die beru  iche Schule mit Abitur zunächst Wirtschaftsoberschule, wurde 
jedoch bereits 1961 in Wirtschaftsgymnasium umbenannt und hat als Bezeichnung bis heute Be-
stand. Das bis 1988 einzige für das Saarland existierende Wirtschaftsgymnasium in Saarbrücken 
wurde 1989 noch durch das technische Gymnasium ergänzt.

110 Auch in Hessen und Bremen hieß diese Schulform zunächst Wirtschaftsoberschule, wurde in den 
1960er Jahren jedoch in Wirtschaftsgymnasium umbenannt. In Hessen erfolgte 1968 die Ergän-
zung um das technische Gymnasium und ab 1977/78 die Umbenennung in das beru  iche Gym-
nasium. Diese Bezeichnung wird in Bremen auch seit 2001/02 für diese Schulform verwendet.

111 In Hamburg trug die beru  iche Schule mit Abitur den Namen Wirtschaftsgymnasium, das 1986 
durch das technische Gymnasium ergänzt wurde und seit 2006 beru  iches Gymnasium heißt.

112 In Niedersachsen wurde diese Schulform zunächst bis 1973/74 als Gymnasium in Aufbauform 
(wirtschaftswissenschaftlicher Typ), dann als Fachgymnasium und seit 2010/11 als beru  iches 
Gymnasium bezeichnet.

113 Die Bezeichnung in Rheinland-Pfalz entwickelte sich ähnlich wie in Hessen: bis 1967 trug die 
beru  iche Schule mit Abitur den Namen Wirtschaftsoberschule, dann bis 1973 Wirtschaftsgym-
nasium und danach beru  iches Gymnasium.

114 In Berlin hieß diese Schulform zunächst gymnasiale Oberstufe (in Aufbau & Normalform) am 
Oberstufenzentrum und seit 2003/04 trägt es die Bezeichnung beru  iches Gymnasium (an be-
rufsfeldbezogenen Oberstufenzentren).

115 In Nordrhein-Westfalen wurde diese Schulform zunächst als höhere Berufsfachschule und seit 
1998/99 als Berufskolleg bzw. Berufsfachschule auf dem Berufskolleg bezeichnet. Vor dem 
Schuljahr 1985/86 liegt uns keine gesetzliche Grundlage vor, in der alternative Wege zum Abitur 
geregelt wurden. Deshalb gehen wir davon aus, dass diese bis dahin in Nordrhein-Westfalen 
nicht möglich waren.

116 Die Codierung der Aussetzung der Wirtschaftsgymnasien in Bremen gestaltete sich als äußerst 
schwierig. Ab 1975/76 wird diese Schulform in den Rechtstexten nicht mehr erwähnt und nicht 
durch eine andere gleichartige Schulform ersetzt. Diesbezüglich konnten wir keine gesetzlichen 
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Die ostdeutschen Bundesländer117 ermöglichten alle nach der Wiedervereinigung, 
das Abitur auf beru  ichen Schulen zu erlangen.118 Erst seit Ende der 2000er Jahre 
und damit als letztes Bundesland eröffnete auch Bayern die Möglichkeit, an Fach-
oberschulen das Abitur außerhalb des Gymnasiums abzulegen.

Tab. 13: Alternative Wege zum Abitur in den deutschen Bundesländern 1949/50 
bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///

Grundlagen aus  ndig machen. Allerdings zeigt auch die amtliche Statistik zu den beru  ichen 
Schulen (Daten ab 1992), dass es in Bremen als einzigem Bundesland neben Bayern in den 
1990er Jahren keine Absolventen mit allgemeiner Hochschulreife von den beru  ichen Schulen 
gab (StBa 2014c). Zudem befanden sich auch erst ab den 2000er Jahren Schüler auf den Fach-
gymnasien. Die Schulstatistik scheint unserer Interpretation daher Recht zu geben. Bremen ist 
damit das einzige Bundesland, das diese Möglichkeit zeitweise abschaffte.

117 In Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt heißt diese Schulform Fachgymnasium, in 
Sachsen, Thüringen und Brandenburg hingegen beru  iches Gymnasium.

118 In den ostdeutschen Bundesländern wurde damit die Tradition weitergeführt, das Abitur in der 
Berufsausbildung zu erlangen. In der DDR bestand mit dem Bildungsgang „Berufsausbildung 
mit Abitur“ seit 1959 die Möglichkeit, das Abitur im Rahmen einer Berufsausbildung zu erlan-
gen (Anweiler 2006).
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Erlangung der allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife auf beru  ichen Schulen 
möglich

Erlangung der allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife nur auf allgemeinbildenden 
Schulen möglich

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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In Ergänzung zu diesem Indikator wollten wir ursprünglich auch ermitteln, inwie-
fern die Möglichkeit, an beru  ichen Gymnasien das Abitur zu erlangen, an eine 
Notenbindung, Aufnahmeprüfung oder Schulempfehlung als Zugangskriterien ge-
bunden war. Da die Regelungen hierzu sehr lückenhaft im Zeitverlauf und auch 
nicht in allen Bundesländern in Schulgesetzen, Verordnungen oder Erlassen ge-
regelt waren (bzw. nicht auf  ndbar waren), haben wir uns entschlossen, auf die 
Darstellung dieser Ausführungen zu verzichten. Festzuhalten bleibt jedoch an dieser 
Stelle, dass zum Ende unserer Untersuchungsperiode in 2009/10 in der Mehrheit 
der Bundesländer (außer in Mecklenburg-Vorpommern) eine feste Notenbindung 
die Zugangsvoraussetzung darstellt.119 Lediglich in Thüringen haben Schüler dabei 
die Möglichkeit, eine Aufnahmeprüfung zu absolvieren, wenn sie nicht den erfor-
derlichen Notenschnitt erfüllen. Zudem kann einzig in Hessen eine Schulempfeh-
lung die Notenbindung ersetzen. Die Zugangsvoraussetzungen für diesen Übergang 
unterscheiden sich somit kaum zwischen den Bundesländern.120 Allerdings wird 
diese Möglichkeit im Bundesländervergleich in sehr unterschiedlichem Ausmaß 
von Schülern genutzt, wie die nachfolgenden Ausführungen zeigen.

4.1.10.1 Anteil von Schülern, welche die allgemeine oder fachgebundene 
Hochschulreife auf alternativen Wegen erlangen

Wie viele Schüler das Abitur auf alternativen Wegen erlangen, ist nur annähe-
rungsweise und erst ab 1980 darstellbar. Alternative Wege sind für uns dabei 
ausschließlich die beru  ichen Schulen, das Fachgymnasium (in allen Bundeslän-
dern außer Bayern) und die Fachoberschule (Bayern). Wir betrachten hier explizit 
nicht das Abendgymnasium, Kollegs oder externe Prü  inge. Personen, die ihr 
Abitur auf diesen Wegen nachholen, beschreiten diesen Weg nicht direkt nach 
der allgemeinbildenden Schule. Fachgymnasien und Fachoberschulen vergeben 
hingegen die fachgebundene oder allgemeine Hochschulreife direkt im Anschluss 
an den Erwerb der Mittleren Reife. Diese beiden Abschlüsse können allerdings 
statistisch nicht voneinander unterschieden werden. Da aber auch die fachgebun-
dene Hochschulreife den Weg zur Universität ermöglicht, sehen wir diese beiden 
Abschlüsse als gleichwertig an und betrachten sie gemeinsam. Um den Ausbau 
der beru  ichen Gymnasien (Fachgymnasien und Fachoberschule) darstellen zu 
können, haben wir von den Studienberechtigten mit fachgebundener und allge-
meiner Hochschulreife (StBa 2012a und deren Vorgängerpublikationen) die Per-
sonen mit allgemeiner Hochschulreife an allgemeinbildenden Schulen abgezogen 
(StBa verschiedene Jahrgänge-a). Das gewonnene Ergebnis wurde anschließend 
jeweils mit allen Personen mit fachgebundener und allgemeiner Hochschulreife 

119 Nicht näher ausgeführt werden die Regelungen hierzu in Bremen.
120 Zudem gab es kaum rechtliche Veränderungen in den Bundesländern, für die wir eine gute Da-

tenlage haben.
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in Bezug gesetzt. Der Indikator, der schematisch in Abbildung 7 dargestellt ist, 
misst so den Anteil von Personen, die die fachgebundene oder allgemeine Hoch-
schulreife an beru  ichen Gymnasien erworben haben. Wir betrachten dabei drei 
Zeitpunkte: 1980, 2000 und 2010.
1980 hatte Baden-Württemberg im Bundesländervergleich mit 27 Prozent den 
höchsten Anteil von Schülern, die die allgemeine oder fachgebundene Hoch-
schulreife auf alternativen Wegen erlangten. Bis 2000 erhöhte sich der Anteil auf 
33 Prozent und nahm bis 2010 nur geringfügig ab. Den Sektor der beru  ichen 
Schulen, die den Erwerb der fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreife 
anbieten, bauten Schleswig-Holstein und Hamburg in den 1990er Jahren aus. 
Baden-Württemberg, Hamburg und Schleswig-Holstein gehörten 2010 im Bun-
desländervergleich zu den Ländern, die einen Anteil von mehr als 20 Prozent 
aufwiesen. Auch Bremen, Niedersachsen und Sachsen haben in den 1990er und 
2000er Jahren den Bereich der beru  ichen Gymnasien erweitert und erreichten 
Anteile zwischen 15 und 20 Prozent. Gering war der Anteil dagegen – außer in 
Sachsen – in allen ostdeutschen Bundesländern und im Saarland.121

Quelle: StBa (2014e, verschiedene Jahrgänge-a).

Abb. 7: Anteil von Schülern, welche die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife auf alterna-
tiven Wegen erlangten 1980, 2000, 2010

121 Auffällig ist (nicht gezeigt), dass die ostdeutschen Bundesländer kurz nach der Wende besonders 
hohe Werte aufwiesen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass im DDR-Schulsystem der Zugang 
zur Erweiterten Oberschule (EOS) als abiturführenden Schule begrenzt war (Geißler 2011b; 
Huschner 2001) und Schüler nach der 10. Klasse der Polytechnischen Schule das Abitur außer-
halb der EOS nur noch über die „Berufsausbildung mit Abitur“ oder auf dem 2. Bildungsweg 
erlangen konnten. Es ist zu vermuten, dass viele Schüler in den ersten Jahren nach der Wieder-
vereinigung die Möglichkeit der alternativen Wege stärker nutzten.

TH BB ST MV SL NW BY BE RP HE SN NI HB SH HH BW

35

30

25

20

15

10

5

0

Bundesländer

1980
2000
2010

114  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

in Bezug gesetzt. Der Indikator, der schematisch in Abbildung 7 dargestellt ist, 
misst so den Anteil von Personen, die die fachgebundene oder allgemeine Hoch-
schulreife an beru  ichen Gymnasien erworben haben. Wir betrachten dabei drei 
Zeitpunkte: 1980, 2000 und 2010.
1980 hatte Baden-Württemberg im Bundesländervergleich mit 27 Prozent den 
höchsten Anteil von Schülern, die die allgemeine oder fachgebundene Hoch-
schulreife auf alternativen Wegen erlangten. Bis 2000 erhöhte sich der Anteil auf 
33 Prozent und nahm bis 2010 nur geringfügig ab. Den Sektor der beru  ichen 
Schulen, die den Erwerb der fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreife 
anbieten, bauten Schleswig-Holstein und Hamburg in den 1990er Jahren aus. 
Baden-Württemberg, Hamburg und Schleswig-Holstein gehörten 2010 im Bun-
desländervergleich zu den Ländern, die einen Anteil von mehr als 20 Prozent 
aufwiesen. Auch Bremen, Niedersachsen und Sachsen haben in den 1990er und 
2000er Jahren den Bereich der beru  ichen Gymnasien erweitert und erreichten 
Anteile zwischen 15 und 20 Prozent. Gering war der Anteil dagegen – außer in 
Sachsen – in allen ostdeutschen Bundesländern und im Saarland.121

Quelle: StBa (2014e, verschiedene Jahrgänge-a).

Abb. 7: Anteil von Schülern, welche die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife auf alterna-
tiven Wegen erlangten 1980, 2000, 2010

121 Auffällig ist (nicht gezeigt), dass die ostdeutschen Bundesländer kurz nach der Wende besonders 
hohe Werte aufwiesen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass im DDR-Schulsystem der Zugang 
zur Erweiterten Oberschule (EOS) als abiturführenden Schule begrenzt war (Geißler 2011b; 
Huschner 2001) und Schüler nach der 10. Klasse der Polytechnischen Schule das Abitur außer-
halb der EOS nur noch über die „Berufsausbildung mit Abitur“ oder auf dem 2. Bildungsweg 
erlangen konnten. Es ist zu vermuten, dass viele Schüler in den ersten Jahren nach der Wieder-
vereinigung die Möglichkeit der alternativen Wege stärker nutzten.

TH BB ST MV SL NW BY BE RP HE SN NI HB SH HH BW

35

30

25

20

15

10

5

0

Bundesländer

1980
2000
2010

116  |



|  117Struktur

4.1.11 Finanzielle Regularien

Entsprechend dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes haben Staat und Schult-
räger nach Avenarius und Füssel „dafür zu sorgen, dass der Erwerb von Bildung 
nicht allein an fehlenden  nanziellen Hilfsmitteln scheitert“ (2008: 153). Aus 
dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes lässt sich jedoch nicht der Anspruch auf 
bestimmte  nanzielle Leistungen ableiten. Mit welchen  nanziellen Mitteln der 
Zugang zum Schulsystem ermöglicht wird, bleibt den Bundesländern überlassen. 
Zu den wichtigsten  nanziellen Fördermaßnahmen zählen die Schulgeld- und 
Lernmittelfreiheit. Auch die Fahrtkostenerstattung gehört hierzu. Da diese jedoch 
nicht auf Landes- sondern auf kommunaler Ebene (unterschiedlich) geregelt ist, 
haben wir sie nicht in unsere Indikatorik aufgenommen. Aus bildungssoziolo-
gischer Perspektive kann eine Schulgeld- und Lernmittelfreiheit an Gymnasien 
sich mindernd auf soziale Bildungsungleichheiten auswirken, da sozial schwäche-
re Eltern keine Mehrkosten fürchten müssen und vermutlich seltener auf eine 
gymnasiale Schulbildung ihrer Kinder verzichten.

4.1.11.1 Schulgeldfreiheit an Gymnasien122

In Berlin, Bremen und Hessen war die Schulgeldfreiheit bereits Ende der 1940er 
Jahre für alle Schulformen verwirklicht worden (Herrlitz et al. 2009: 165) (Ta-
belle 14). Bayern schaffte das Schulgeld an Gymnasien nach langen Querelen 
mit der amerikanischen Militärregierung erst 1950/51 ab (Huelsz 1970: 130ff.; 
Müller 1995: 172ff.). In der Folge musste in Bayern das entrichtete Schulgeld 
für die Schuljahre 1949/50 und 1950/51 an die Eltern zurückgezahlt werden, da 
die Erhebung des Schulgeldes gegen die Landesverfassung verstieß.123 In Hessen, 
Bremen und Bayern ist die Einführung der Schulgeldfreiheit an allen Schulfor-
men auf das Wirken der amerikanischen Besatzungspolitik zurückzuführen, die 
1947 in den bereits existierenden Kultusministerien auf die Umsetzung der von 
allen vier Alliierten erlassenen Kontrollratsdirektive Nr. 54 drängte, der zufolge 
an allen öffentlichen Schulen kein Schulgeld mehr erhoben werden durfte.124 Vor 

122 Die Erhebung von Schulgeld an Gymnasien ist nach der Vollzeitschulp  icht der zweite Indika-
tor, der im Bundesländervergleich bisher in der Forschung im Zeitverlauf erhoben wurde. Die 
unveröffentlichte Arbeit von Benntzky (2001), die auch in Riphahn (2012) zitiert wurde und uns 
von Regina Riphahn zur Verfügung gestellt wurde, kommt dabei zu den gleichen Codierungen 
wie wir. Einzige Ausnahme ist Baden-Württemberg, worauf wir noch eingehen werden.

123 Bayrisches Gesetz- und Verordnungsblatt vom 29.12.1952.
124 Auch im Regierungsbezirk Württemberg-Baden, das ebenfalls zur amerikanischen Besatzungszo-

ne gehörte, wurde seit 1951 kein Schulgeld mehr erhoben (Joos 2012: 649, 668). Beim Zusam-
menschluss von Württemberg-Baden mit Baden und Württemberg-Hohenzollern zum Bundes-
land Baden-Württemberg wurde die Schulgeldfreiheit zwar für die Volks- und Berufsschulen auf 
alle Regierungsbezirke ausgedehnt, jedoch nicht die Schulgeldfreiheit für das Gymnasium (Braun 
2004: 36; Joos 2012).
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4.1.11 Finanzielle Regularien
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Zugang zum Schulsystem ermöglicht wird, bleibt den Bundesländern überlassen. 
Zu den wichtigsten  nanziellen Fördermaßnahmen zählen die Schulgeld- und 
Lernmittelfreiheit. Auch die Fahrtkostenerstattung gehört hierzu. Da diese jedoch 
nicht auf Landes- sondern auf kommunaler Ebene (unterschiedlich) geregelt ist, 
haben wir sie nicht in unsere Indikatorik aufgenommen. Aus bildungssoziolo-
gischer Perspektive kann eine Schulgeld- und Lernmittelfreiheit an Gymnasien 
sich mindernd auf soziale Bildungsungleichheiten auswirken, da sozial schwäche-
re Eltern keine Mehrkosten fürchten müssen und vermutlich seltener auf eine 
gymnasiale Schulbildung ihrer Kinder verzichten.

4.1.11.1 Schulgeldfreiheit an Gymnasien122

In Berlin, Bremen und Hessen war die Schulgeldfreiheit bereits Ende der 1940er 
Jahre für alle Schulformen verwirklicht worden (Herrlitz et al. 2009: 165) (Ta-
belle 14). Bayern schaffte das Schulgeld an Gymnasien nach langen Querelen 
mit der amerikanischen Militärregierung erst 1950/51 ab (Huelsz 1970: 130ff.; 
Müller 1995: 172ff.). In der Folge musste in Bayern das entrichtete Schulgeld 
für die Schuljahre 1949/50 und 1950/51 an die Eltern zurückgezahlt werden, da 
die Erhebung des Schulgeldes gegen die Landesverfassung verstieß.123 In Hessen, 
Bremen und Bayern ist die Einführung der Schulgeldfreiheit an allen Schulfor-
men auf das Wirken der amerikanischen Besatzungspolitik zurückzuführen, die 
1947 in den bereits existierenden Kultusministerien auf die Umsetzung der von 
allen vier Alliierten erlassenen Kontrollratsdirektive Nr. 54 drängte, der zufolge 
an allen öffentlichen Schulen kein Schulgeld mehr erhoben werden durfte.124 Vor 

122 Die Erhebung von Schulgeld an Gymnasien ist nach der Vollzeitschulp  icht der zweite Indika-
tor, der im Bundesländervergleich bisher in der Forschung im Zeitverlauf erhoben wurde. Die 
unveröffentlichte Arbeit von Benntzky (2001), die auch in Riphahn (2012) zitiert wurde und uns 
von Regina Riphahn zur Verfügung gestellt wurde, kommt dabei zu den gleichen Codierungen 
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dem Hintergrund der Viermächte-Regierung in Berlin bestand dort zwischen den 
Parteilagern, trotz grundlegender Differenzen in der Einheitsschulfrage, Einigkeit 
in der Schulgeldfreiheit (Klewitz 1971: 170f.).

Tab. 14: Erhebung von Schulgeld an Gymnasien in den westdeutschen Bundes-
ländern 1949/50 bis 1965/66

BW BY BE HB HH HE NI NW RP SL SH

1949/1950 /// ///

1950/1951 /// ///

1951/1952 /// ///

1952/1953 ///

1953/1954 ///

1954/1955 ///

1955/1956 ///

1956/1957

1957/1958

1958/1959

1959/1960

1960/1961

1961/1962

1962/1963

1963/1964

1964/1965

1965/1966

Schulgeld an Gymnasien erhoben

Kein Schulgeld an Gymnasien erhoben

Sonderregelung

/// Nicht geregelt

Von den anderen westdeutschen Bundesländern verzichteten erstmals auf die 
Erhebung von Schulgeld an allen Schulformen Schleswig-Holstein im Schuljahr 
1952/53, Hamburg125 und Baden-Württemberg 1957/58126, sowie Nordrhein-

125 In Hamburg wurde die Schulgeldfreiheit zwar schon 1949 im Schulgesetz festgeschrieben, je-
doch konnten an den auslaufenden höheren Schulen und an den Berufsfachschulen ein Schul-
geld erhoben werden, das sich bis zum 1. April 1957 pro Schuljahr um 1/7 verringern sollte 
(Lemke 2005: 27).

126 Zwar wurde in Baden-Württemberg das Schulgeld formal zum Schuljahr 1954/55 abgeschafft, 
jedoch wurde den Schulträgern in den Landesteilen Württemberg-Hohenzollern und Südbaden 
eine Übergangszeit zugesprochen. In Württemberg-Hohenzollern konnten Schulträger zum Schul-
jahr 1954/55 noch 30 Prozent Schulgeld verlangen, 1955/56 noch 20 Prozent und 1956/57 noch 
10 Prozent. In Südbaden wurde die Reduktion von 200 DM auf 120 DM erlaubt (Joos 2012: 
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Westfalen127 und das Saarland 1959/60.128 Zuletzt wurde die Schulgeldfreiheit 
an Gymnasien in Niedersachsen 1960/61 und in Rheinland-Pfalz zum Schuljahr 
1961/62129 eingeführt. Da in keinem westdeutschen Bundesland das Schulgeld 
für Gymnasien über die 1960er Jahre hinaus gezahlt werden musste und auch in 
den ostdeutschen Bundesländern von vornherein die Schulgeldfreiheit des DDR-
Bildungssystems fortgeführt wurde, haben wir diesen Indikator in Tabelle 14 nur 
für die westdeutschen Bundesländer von 1949/50 bis 1965/66 dargestellt.

4.1.11.2 Lernmittelfreiheit

Im Gegensatz zur Schulgeldfreiheit, die bis Anfang der 1960er Jahre in allen west-
deutschen Bundesländern an Gymnasien umgesetzt wurde, gibt es bis heute in der 
Gewährung von Lernmittelfreiheit Unterschiede zwischen den Bundesländern.
Drei unterschiedliche Regelungen lassen sich dabei feststellen: Erstens gibt es 
Bundesländer, die Bücher kostenlos leihweise den Schülern zur Verfügung stel-
len („Lernmittelfreiheit“). In einer zweiten Gruppe von Bundesländern müssen 
die Eltern Bücher selbst kaufen („keine Lernmittelfreiheit“). Zu dieser Gruppe 
gehören auch die Bundesländer, in denen Eltern bis zu einer festgelegten Höchst-
grenze die Bücher selbst kaufen müssen oder gegen eine Gebühr ausleihen kön-
nen. Dabei sind die Regelungen in den Bundesländer nicht immer eindeutig. So 
gibt es Bundesländer, in denen zwar eine Lernmittelfreiheit formal gilt, jedoch 
Eigenbeteiligungen für Bücher und Arbeitsmaterialien (z.B. Bayern, Kasten 4) 
vorgesehen sind. Andere Bundesländer (z.B. Mecklenburg-Vorpommern) erlau-
ben der kommunalen Ebene Lernmittelbeiträge zu erheben und setzen lediglich 
einen Höchstsatz der Beiträge fest. Auch solche Regelungen haben wir in unserer 
Indikatorik als „keine Lernmittelfreiheit“ de  niert. Eine dritte Gruppe von Bun-
desländern stellt zwar auch wie die zweite Gruppe Lernmittel nicht kostenlos zur 
Verfügung, staffelt jedoch die Beiträge der Eltern für Bücher und Arbeitshefte 
nach dem Einkommen („Keine Lernmittelfreiheit, aber Staffelung der Beiträge 
nach Einkommen“).

668). Wir setzten daher die vollständige Umsetzung der Schulgeldfreiheit für alle Regierungsbezir-
ke in Baden-Württemberg in unserer Indikatorik erst zum Schuljahr 1957/58 an.

127 Zu den Auseinandersetzungen um die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit an Gymnasien in Nord-
rhein-Westfalen siehe Heumann (1989).

128 Im Saargebiet wurde das auch nach 1945 unter französischer Besatzungsmacht fortgeführte 
Schulgeld an Gymnasien beibehalten (Küppers 1984: 174).

129 Allerdings gab es noch in Baden-Württemberg bis zum Schuljahr 1967/68 und im Saarland sogar 
noch bis zum Schuljahr 1975/76 eine Reifeprüfungsgebühr, die sich in beiden Bundesländern 
auf 20 DM belief. Ob auch noch in anderen Bundesländern eine Reifeprüfungsgebühr gezahlt 
werden musste, können wir nicht abschließend beantworten, da wir dies nicht standardisiert 
erhoben haben.
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K asten 4: „Lernmittelfreiheit“ in Bayern
Bayern:
Bayrisches Schul  nanzierungsgesetz vom 26.7.2005, Art. 21 „Lernmittelfreiheit“:
(1) „An öffentlichen Schulen wird Lernmittelfreiheit nach Maßgabe dieses Geset-

zes gewährt.“
(3) „Zur Finanzierung der Kosten der Lernmittelfreiheit wird von den Schülern als 

Eigenbeteiligung für die Beschaffung von Schulbüchern
1. an den Grundschulen […] ein Betrag von 20 Euro
2. an Hauptschulen und sonstigen Schulen im Sinn des Art. 6 Abs. 2 Nm. 1 

bis 3 BayEUG [unter anderem Gymnasien] ein Betrag von 40 Euro
zu dem von den amtlichen Schuldaten eines jeden Schuljahrs maßgeblichen 
Stichtag erhoben.“

Wie sich die Gewährung von Lernmittelfreiheit in den Bundesländern im Zeit-
verlauf entwickelt hat, gibt Tabelle 15 wieder. In allen Bundesländern, für die 
nach unseren Recherchen Regelungen vorliegen, wurde nach 1949 zunächst eine 
Lernmittelfreiheit gewährt. Ausnahme ist hierbei Baden-Württemberg, das zwar 
1954 die Lernmittelfreiheit einführte, jedoch eine Übergangszeit von 10 Jahren 
bis zum Schuljahr 1964/65 festlegte.130

In den 1960er Jahre setzten einzelne Bundesländer die Lernmittelfreiheit für kur-
ze Zeit aus, so in Nordrhein-Westfalen (1967/68 bis 1969/70) und in Bayern 
(1968/69). Für einen längeren Zeitraum war die Lernmittelfreiheit in Nieder-
sachsen ausgesetzt (1974/75-1989/90). Wie sehr die Gewährung von Lernmittel-
freiheit ein Politikum in schulpolitischen Debatten darstellt, verdeutlichen Dis-
kussionen wie etwa in Bayern. So ist die Wiedereinführung der Lernmittelfreiheit 
nach nur einem Jahr 1969/70 auf öffentlichen Druck zurückzuführen.131 Nach-
dem die bayrische Regierung 1976/77 die Lernmittelfreiheit erneut einschränken 
wollte, formierte sich von Seiten des Bayrischen Eltern- und Familienverbandes, 
des Bayrischen Jugendrings und der SPD-Landtagsopposition Widerstand. Die 
CSU-Regierung hob daraufhin die Einschränkung der Lernmittelfreiheit wieder 
auf (Gelberg 2003: 936; Wiegand 2006: 404).132 Wieder eingeschränkt wurde die 
Lernmittelfreiheit in Bayern zum Schuljahr 2005/06. Pro Kind und Jahr mussten 
Eltern ein Büchergeld an Grundschulen (20 Euro) und weiterführenden Schulen 
(40 Euro) zahlen. Kinderreiche und einkommensschwache Familien waren ab 

130 Baden-Württemberg erließ zwar bereits zum Schuljahr 1953/54 die Lernmittelfreiheit. Diese galt 
allerdings nur für die Volksschulen, nicht für die Gymnasien.

131 SPD-Pressedienst F, XXIII 1.74 (13.12.1968): „Rückschritt in Bayern. Rechtsanspruch auf 
Lernmittelfreiheit aufgehoben.“

132 Das von der oppositionellen SPD unterstützte Bürgerkomitee versuchte 1977 mit einem Volks-
begehren die Lernmittelfreiheit in die Bayrische Verfassung aufzunehmen, scheiterte jedoch am 
Einzeichnungsquorum (Wiegand 2006: 404).
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dem dritten Kind vom Büchergeld befreit. Nach Protesten von Eltern und der 
Landtagsopposition wurde das Büchergeld zum Schuljahr 2008/09 wieder abge-
schafft und die Lernmittelfreiheit wieder hergestellt.

Tab. 15: Lernmittelfreiheit in den deutschen Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
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1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///

|  121



122  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010
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Keine Lernmittelfreiheit, aber Staffelung der Beiträge nach Einkommen

Sonderfall
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Das erste Bundesland, welches die Lernmittelfreiheit dauerhaft bis zum Ende unse-
rer Untersuchungsperiode abschaffte, war das Saarland (1973/74). Rheinland-Pfalz 
folgte zum Schuljahr 1976/77 und Nordrhein-Westfalen 1981/82. Schulbücher 
und andere Materialien mussten seitdem von den Eltern in diesen drei Bundeslän-
dern selbst gekauft werden, oder die Eltern mussten einen festgesetzten Eigenanteil 
an den Büchern leisten. Einkommensschwache Familien erhielten jedoch Lernmit-
telgutscheine, einen verminderten Beitragssatz oder waren von den Kosten befreit.
Von den ostdeutschen Bundesländern gewährte nur Sachsen bis zum Ende un-
serer Untersuchungsperiode eine Lernmittelfreiheit. Mecklenburg-Vorpommern 
hatte formal zwar auch eine Lernmittelfreiheit, ermöglichte aber der kommunalen 
Ebene, Beiträge zu erheben. Auch Thüringen erhob nach zwei beitragsp  ichtigen 
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Schuljahren ab 1993/94 zunächst kein Geld mehr für Lernmittel. In Branden-
burg mussten die Eltern von Anfang an einen Eigenanteil an den Lernmittelkos-
ten übernehmen.133

Seit Anfang der 2000er Jahre haben einige Bundesländer die Lernmittelfreiheit 
abgeschafft bzw. eingeschränkt, was wohl auch auf die zunehmende Schuldenlast 
der Bundesländer zurückzuführen ist. So wurde die Lernmittelfreiheit in folgen-
den Bundesländern abgeschafft: Berlin und Sachsen-Anhalt 2002/03, 2003/04 
in Hamburg, 2005/06 in Niedersachsen, 2005/06 in Thüringen und wie schon 
angesprochen auch für ein paar Jahre (2005/06–2007/08) in Bayern.
Unserem Indikator nach galt Lernmittelfreiheit für das Jahr 2009/10 nur noch in 
Baden-Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, Sachsen und Schleswig-Holstein. 
Nicht zuletzt durch die Einführung der Schuldenbremse für die Bundesländer (Brüg-
gelmann und Schäfer 2012) werden Schulpolitiker in diesen Bundesländern viel-
leicht auch darüber nachdenken, in Zukunft die Lernmittelfreiheit zu beschränken. 
Lediglich in Bremen ist die Lernmittelfreiheit in der Landesverfassung verankert.

4.1.11.3 Exkurs: Förderung benachteiligter Gruppen

Ursprünglich wollten wir in unserer Indikatorik die Förderung von Kindern aus 
sozial benachteiligten Haushalten und Kindern mit Migrationshintergrund im 
Zeitverlauf und im Bundesländervergleich systematisch untersuchen. Dabei woll-
ten wir in Bezug auf sozial benachteiligte Kinder darauf eingehen, ob sie entweder 
 nanziell oder immateriell gefördert werden. Da es hierzu nur in Brandenburg 

und Hamburg verbindliche schulrechtliche Regelungen gab, haben wir uns ent-
schieden, auf eine Darstellung im Bundeländervergleich zu verzichten, wollen je-
doch die Entwicklungen in einzelnen Bundesländern als einen Exkurs vorstellen.

Förderung sozial benachteiligter Schüler
Im Hinblick auf die  nanzielle Förderung von sozial benachteiligten Schülern 
gibt es in fast allen Bundesländern Maßnahmen, die schulrechtlich geregelt sind. 
Jedoch bezieht sich die  nanzielle Förderung im Allgemeinen auf ermäßigte Bei-
tragssätze für den Erwerb von Lernmitteln oder für die Schülerbeförderung. Da 
in Bundesländern, in denen keine Lernmittelkosten erhoben werden (z.B. in 
Bremen), damit auch keine  nanzielle Förderung sozial benachteiligter Familien 
festzustellen wäre, halten wir diesen Indikator im Bundesländervergleich für we-
nig aussagekräftig. Zudem sind wir in Abschnitt 4.1.11.2 zur Lernmittelfreiheit 
auch auf die Staffelung der Beiträge nach Einkommen eingegangen. Ein ähnliches 
Problem stellt die Beitragsermäßigung für die Schülerbeförderung dar. Da die 
Schülerbeförderung größtenteils auf kommunaler Ebene geregelt wird, haben wir 

133 Im „Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungssystem“ vom 25. Februar 1965 war in Pa-
ragraf 9 Schulgeldfreiheit festgelegt, die Lernmittelfreiheit war dagegen ein Kann-Bestimmung.
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die unterschiedlichen Regeln hierfür nicht im Bundesvergleich darstellen können. 
Wenn in einzelnen Bundesländern oder Kommunen kein Geld für die Schülerbe-
förderung erhoben wird, dann kann es auch keine Beitragsermäßigung für sozial 
benachteiligte Familien geben.
Eine Ausnahme im Hinblick auf die  nanzielle Förderung sozial benachteiligter 
Schüler gilt seit dem Schuljahr 2010/11 in Brandenburg. Im Allgemeinen steht 
Schüler-Bafög Schülern in allen Bundesländern zu, die nicht mehr im Haushalt 
der Eltern wohnen und/oder Abendgymnasien besuchen. Laut Brandenbur-
gischem Ausbildungsförderungsgesetz werden Ausbildungsbeihilfen auch den 
Schülern zugesprochen, die den Bildungsgang der gymnasialen Oberstufe oder 
einen zweijährigen Bildungsgang zum Erwerb der Fachhochschulreife in Voll-
zeitform besuchen, unabhängig davon, ob sie noch bei ihren Eltern wohnen. In 
Brandenburg können Schüler, die zu bestimmten Personenkreisen gehören (z.B. 
Empfänger von Wohngeld oder Sozialhilfeempfänger) bis zu 100 Euro monat-
lich erhalten. Jedoch erhielten im Schuljahr 2012/13 nur 3,3 Prozent der Schüler 
auf den beru  ichen Schulen, auf Gesamtschulen 9,6 Prozent und auf Gymnasien 
5,9 Prozent (jeweils gemessen an Schülern der jeweiligen Schulform in den Klas-
sen 11 bis 13)134 diese Ausbildungsunterstützung (Landtag Brandenburg 2013, 
eigene Berechnungen). Der Gesetzgeber ging ursprünglich von einem deutlich 
höheren Kreis von Berechtigten aus. Auch wenn dieser Brandenburger Weg ein 
Problembewusstsein zeigt, stellt sich die Frage, ob mit einer Ausbildungsförde-
rung von 100 Euro ab der 11. Klasse soziale Ungleichheiten wirkungsvoll be-
grenzt werden können. Denn bildungssoziologische Studien zeigen, dass sich die 
Ungleichheiten beim Zugang zum Abitur vor allem beim Gymnasialübergang 
zeigen und im Schulverlauf nicht ausgeglichen werden können (Helbig 2012b). 
Die Kosten bzw. eingeschätzten Kosten für den gymnasialen Bildungsweg stellen 
nur einen von mehreren Gründen dar, die sozial benachteiligte Schichten vom 
Gymnasialbesuch abhalten. Dennoch kann ein positiver Ein  uss der  nanziellen 
Förderung speziell für Gesamtschüler und Schüler beru  icher Gymnasien nicht 
ausgeschlossen werden. Für den Besuch der 11. Klassen dieser Bildungswege wird 
die Bildungsentscheidung erst ab der 10. Klasse getroffen. Im Sinne der Werter-
wartungstheorie sollte es gerade in diesen Schulformen mit einer solchen  nan-
ziellen Unterstützung wie in Brandenburg zu einer steigenden Partizipation von 
Schülern aus sozial benachteiligten Familien kommen. Ernüchternd ist jedoch, 
dass an beru  ichen Gymnasien nur 3,3 Prozent der Schüler eine Ausbildungsbei-
hilfe erhielten.

134 So wurde für die beru  ichen Gymnasien sowie Gesamtschulen eine Förderquote von 39 Prozent 
erwartet und für die Gymnasien 23 Prozent. Für Gesamtschulen und Gymnasien gemeinsam 
ergab sich eine tatsächliche Förderquote von 6,8 Prozent.
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Brandenburg nahm hierbei eine Regelung auf, die einst für alle Bundesländer 
im Rahmen des Schüler-Bafögs vorgesehen war. Zwischen 1971 und 1983 wur-
den Schüler ab Klasse 10 an allgemeinbildenden Schulen und Berufsschulen mit 
160 DM bzw. 200 DM (ab 1976) monatlich gefördert, auch wenn sie noch im 
Haushalt der Eltern wohnten. Seit 1983 wird das Schüler-Bafög jedoch nur den 
Schülern gewährt, die nicht mehr im Haushalt der Eltern wohnen. Gemessen an 
den Schülern der 10. bis 13. Klassen auf dem Gymnasium erhielt in den 1970er 
Jahren mit einem Drittel ein beachtlicher Anteil von Gymnasiasten Schüler-Bafög 
(Abbildung 8).135 Mit der Verkleinerung des Berechtigtenkreises sanken die An-
teile jedoch auf unter zwei Prozent.

Quelle: Franzmann ((2006 [2006])) und StBa (verschiedene Jahrgänge-a), eigene Berechnungen. Anmerkung: Ost-
deutsche Bundesländer ab 1991.

 Abb. 8: Anteil von Schülern, die Schüler-Bafög auf dem Gymnasium erhalten haben, an allen Schü-
lern der 10. bis 13. Klasse 1977 bis 2000

Neben der  nanziellen gibt es auch die Möglichkeit einer immateriellen Förde-
rung von Schülern aus sozial benachteiligten Schichten. Hierbei konzentrieren 
wir uns vor allem auf jene Maßnahmen, die sozial benachteiligten Schülern im 
Hinblick auf ihre Kompetenzde  zite zugutekommen sollten. Allerdings zeig-
te sich, dass für diese Gruppe nur in Hamburg seit 2007/08 eine verbindliche 
Förderung vorgesehen ist. So soll es an Grundschulen mit einer sozialstrukturell 
benachteiligten Schülerschaft geringere Schülerzahlen geben (höchstens 19 statt 
23 Schüler pro Klasse). In Grundschulen, in denen sich die meisten Schüler aus 

135 Zu den Quoten in Abbildung 8 ist anzumerken, dass wir diese Quoten leicht überschätzen, da 
im Zähler hier auch jene Schüler eingehen, die bereits ab Klasse 5 Schüler-Bafög erhielten, aber 
nicht im Haushalt der Eltern wohnten. Allerdings dürfte deren Anteil sehr gering sein und den 
Verhältniszahlen ab Mitte der 1980er Jahre entsprechen.
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sozial benachteiligten Familien be  nden, könnte diese Maßnahme die Entwick-
lungschancen der Kinder verbessern. Zudem könnten dadurch sogenannte Nach-
barschaftseffekte (Helbig 2010) abgeschwächt werden, die in Nachbarschaften 
mit schwieriger sozialer Lage (v.a. in Großstädten) am ehesten festzustellen sein 
sollten. Sozial benachteiligte Schüler in mittleren oder sozial privilegierten Nach-
barschaften sind von einer solchen Regelung nicht betroffen.
Weiterhin ist Brandenburg das einzige Bundesland, das im Schulgesetz von 2002 
explizit ein Förderungsgebot für sozial benachteiligte Schüler aufstellt (§ 3 Abs. 3 
Schulgesetz).136

Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund
Trotz des Zuzugs von Gastarbeiterfamilien seit Mitte der 1950er Jahre wurden 
erst Mitte der 1960er Jahre Empfehlungen zur schulischen Betreuung von Kin-
dern ausländischer Arbeitnehmer auf Ebene der KMK festgehalten. So empfahl 
die KMK im Mai 1964, dass ausländischen Kindern zusätzlicher Unterricht in 
Deutsch zu geben sei und dass sie solange in besonderen Klassen (mit Unterricht 
in ihrer Muttersprache) zusammengefasst werden sollten, bis sie am normalen 
Unterricht teilnehmen können (SBJW 1971). Vor dieser Empfehlung der KMK 
 nden sich in keinem Bundesland Regelungen zur Förderung von Kindern von 

ausländischen Arbeitnehmern.
Die Empfehlung der KMK kann im Hinblick auf die gestiegene Zahl ausländi-
scher Kinder in Deutschland als notwendige Systemanpassung gesehen werden. 
Bereits 1970 betrug der Anteil der Ausländer unter den schulp  ichtigen Kindern 
(7–15-Jährige) 2,9 Prozent und stieg bis 1980 auf 10,2 Prozent an (StBa 2014b, 
eigene Berechnungen). Heute wird im schulischen Kontext nicht mehr von aus-
ländischen Kindern, sondern von Kindern mit Migrationshintergrund gespro-
chen (hierunter fallen auch ausländische Kinder). 2011 lag deren Anteil bei den 
5- bis 15-Jährigen bei 31 Prozent (StBa 2012c, eigene Berechnungen).
Der Empfehlung der KMK von 1964 folgten alle westdeutschen Bundesländer. 
Die Ausgestaltung der Förderung ausländischer Kinder wurde dabei anfangs in se-
paraten Erlassen geregelt. Eine systematische bundesländervergleichende Betrach-
tung dieser Regelungen wird dadurch stark erschwert. Ebenso erschwert wird eine 
bundesländervergleichende Betrachtung dadurch, dass vor 1964 kein Bundesland 

136 Das Brandenburger Schulgesetz äußerte sich 2002 zur Förderung sozial benachteiligter Schüler 
folgendermaßen: „Sozial Benachteiligte sollen besonders durch eine Zusammenarbeit mit Trä-
gern der Jugendhilfe und Trägern der sozialen Sicherung gemäß § 9 Abs. 1, die Schaffung von 
Ganztagsschulangeboten gemäß § 18, besondere Unterrichtsangebote und Fördermaßnahmen 
§ 23 Nr. 2, die Berücksichtigung des Unterrichtsbedarfs gemäß § 109 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 
durch individuelle Hilfen im Rahmen der Lernmittelfreiheit gemäß § 111 und der Schülerfahr-
kosten gemäß § 112 gefördert werden.“ Allerdings wird damit in Brandenburg nur ein Potpourri 
von Maßnahmen aufgezählt, die nicht nur allein sozial benachteiligten Schülern zugutekommen.
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 nden sich in keinem Bundesland Regelungen zur Förderung von Kindern von 

ausländischen Arbeitnehmern.
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Die Ausgestaltung der Förderung ausländischer Kinder wurde dabei anfangs in se-
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tung dieser Regelungen wird dadurch stark erschwert. Ebenso erschwert wird eine 
bundesländervergleichende Betrachtung dadurch, dass vor 1964 kein Bundesland 

136 Das Brandenburger Schulgesetz äußerte sich 2002 zur Förderung sozial benachteiligter Schüler 
folgendermaßen: „Sozial Benachteiligte sollen besonders durch eine Zusammenarbeit mit Trä-
gern der Jugendhilfe und Trägern der sozialen Sicherung gemäß § 9 Abs. 1, die Schaffung von 
Ganztagsschulangeboten gemäß § 18, besondere Unterrichtsangebote und Fördermaßnahmen 
§ 23 Nr. 2, die Berücksichtigung des Unterrichtsbedarfs gemäß § 109 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und 
durch individuelle Hilfen im Rahmen der Lernmittelfreiheit gemäß § 111 und der Schülerfahr-
kosten gemäß § 112 gefördert werden.“ Allerdings wird damit in Brandenburg nur ein Potpourri 
von Maßnahmen aufgezählt, die nicht nur allein sozial benachteiligten Schülern zugutekommen.
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Aussagen zur Migrantenförderung machte und nach 1964 alle Bundesländer 
(Umsetzung bis spätestens 1977). Eine Codierung nach allein „Migrantenkinder 
werden gefördert“ oder „Migrantenkinder werden nicht gefördert“ ist dement-
sprechend nicht sinnvoll.
Eine andere Möglichkeit, die Förderung von ausländischen Kindern bzw. Kin-
dern mit Migrationshintergrund miteinander zu vergleichen, wäre über die Art der 
Förderung. Hierbei gibt es durchaus Varianz zwischen den Bundesländern und 
im Zeitverlauf der einzelnen Bundesländer. Für einen standardisierten Vergleich 
bleibt jedoch die Frage offen, welche Art der Förderung „besser“ ist als die ande-
re bzw. in welcher Rangfolge sie zueinander stehen. Wie sind „Förderklassen“137 
und „Vorbereitungsklassen“138 zu bewerten, in denen ausländische Kinder 
Deutsch lernen im Vergleich zu „Sonder- bzw. Zusatzunterricht in deutscher 
Sprache“139, „Förderstunden bzw. Förderunterricht“140, „Intensivkursen“141, 
„Alphabetisierungskursen“142 oder kleinen „Lerngruppen“143, „Kleinklassen“144, 
„Sprachlernklassen“145, „Feriensprachkursen“146 oder der Möglichkeit, Klassen mit 
Muttersprache und deutscher Unterrichtssprache einzurichten147 (bilingualer Un-
terricht)? Wie sind, im Vergleich dazu, Anteilsbeschränkungen von ausländischen 
Schülern in einer Klasse zu sehen?148 Sind Anteilsbeschränkungen von ausländi-
schen Schülern pro Klasse überhaupt vergleichbar mit höheren Mittelzuweisungen 
für Schulen pro ausländischem Schüler?149 Zudem gibt es hierbei auch keine Qua-
litätskontrolle über die Verwendung dieser Mittel (Gogolin et al. 2003: 65).
Als weitere Fragen bleiben offen: Wie ist die heute in einigen Bundesländern gän-
gige Praxis einzuschätzen, Kinder mit Migrationshintergrund nach ihren Sprach-

137 In Baden-Württemberg, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen.
138 In Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
139 In Hessen und Rheinland-Pfalz.
140 In Bayern, Berlin, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 

Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
141 In Bayern, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-

sen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
142 In Hessen.
143 In Berlin und Mecklenburg-Vorpommern. 
144 In Berlin.
145 In Niedersachsen.
146 In Sachsen.
147 In Nordrhein-Westfalen, Hessen, Hamburg, Rheinland-Pfalz und Bayern. Solche speziellen 

Klassen konnten in Bayern unter Umständen über die gesamte Schulzeit eingerichtet werden 
(Gogolin et al. 2003).

148 In Berlin wurde der Anteil ausländischer Schüler in einer Klasse zunächst auf 20 Prozent fest-
gesetzt (ab 1970), dann auf 25 Prozent (1977) und schließlich auf 30 (1984) erhöht. Allerdings 
kamen immer mehr Ausnahmetatbestände hinzu, die diese Quoten aufweichten. Seit 1994 gibt 
es diese Regelungen nicht mehr.

149 In Brandenburg.
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138 In Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-

Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein.
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148 In Berlin wurde der Anteil ausländischer Schüler in einer Klasse zunächst auf 20 Prozent fest-
gesetzt (ab 1970), dann auf 25 Prozent (1977) und schließlich auf 30 (1984) erhöht. Allerdings 
kamen immer mehr Ausnahmetatbestände hinzu, die diese Quoten aufweichten. Seit 1994 gibt 
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149 In Brandenburg.
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kompetenzen im Vorschulalter zu testen und bereits auf einen Kita-Besuch oder 
für Sprachkurse vor Beginn der Schule zu verp  ichten, als diese Förderung erst in 
der Schule zu beginnen?150 Die wissenschaftliche Qualität dieser Sprachtests diffe-
riert stark zwischen den Bundesländern (Neugebauer und Becker-Mrotzek 2013). 
Zudem gibt es kaum Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Eltern, die ihre Kinder 
dennoch nicht für eine Kita anmelden. Wie in diesem Kontext die Ausweitung 
der Fördergruppen von „ausländischen Kindern“ auf „Kinder nichtdeutscher Her-
kunftssprache“, „Kinder mit nicht deutscher Erstsprache“ oder „Schülern nicht 
deutscher Muttersprache“ zu bewerten ist, bleibt ebenso eine offene Frage. Eine sol-
che Neude  nition nahm unseren Recherchen zufolge erstmals Schleswig-Holstein 
1990 im Schulrecht vor. Strittig ist, ob die Regularien in den ostdeutschen Bundes-
ländern überhaupt mit denen in den westdeutschen Bundesländern vergleichbar 
sind, da hier der Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund deutlich gerin-
ger ist und somit einige Maßnahmen aufgrund geringer Schülerzahlen gar nicht 
umsetzbar oder erforderlich sind. Ebenso ist unklar, wie stark Kinder mit Migra-
tionshintergrund in ihrem Schulerfolg gefördert werden, wenn sie entweder auch 
in der ersten Fremdsprache zusätzlichen Förderunterricht erhalten151 oder gar ihre 
Muttersprache als erste oder zweite Fremdsprache anrechnen können.152 Oder wie 
ist es diesbezüglich zu bewerten, dass ein Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
niedrigere Kriterien erfüllen muss, um eine Gymnasialempfehlung zu erhalten?153

Diese kurze Zusammenstellung offener Fragen illustriert, dass es bezüglich der För-
derung von Kindern mit Migrationshintergrund bzw. ausländischer Kinder nicht 
möglich ist, einen systematischen, standardisierten Vergleich der Bundesländer im 
Zeitverlauf durchzuführen. Zumal die aufgestellten Fragen und damit verbundenen 
Regelungen nicht einmal vollständig sind bzw. weiter ausdifferenziert werden kön-
nen (für einen ausführlichen Überblick siehe Gogolin et al. 2003).

4.1.12 Exkurs: Ganztagsschulen

Neben einer Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf soll mit dem 
Ausbau von Ganztagsschulen der Zusammenhang von sozialer Herkunft und Bil-
dungserfolg vermindert werden (Ludwig 2005; Züchner und Fischer 2014). Die 
Entwicklung der Ganztagsbeschulung hätten wir auch gerne für den gesamten 
Zeitraum dargestellt, allerdings hat sich die KMK erst 2002 auf eine einheitliche 
De  nition von Ganztagsbeschulung verständigt. Damit ist es nicht möglich die 

150 In Berlin, Hamburg und Nordrhein-Westfalen.
151 In Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sachsen-Anhalt.
152 In Schleswig-Holstein.
153 In Bayern müssen Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache aktuell einen Schnitt von 3,33 er-

reichen um für das Gymnasium empfohlen zu werden (statt 2,33). Dies gilt allerdings nur für 
Schüler, die nicht bereits seit der 1. Klasse die Grundschule besuchen, also erst während der 
Grundschulzeit zugewandert sind.
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150 In Berlin, Hamburg und Nordrhein-Westfalen.
151 In Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sachsen-Anhalt.
152 In Schleswig-Holstein.
153 In Bayern müssen Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache aktuell einen Schnitt von 3,33 er-

reichen um für das Gymnasium empfohlen zu werden (statt 2,33). Dies gilt allerdings nur für 
Schüler, die nicht bereits seit der 1. Klasse die Grundschule besuchen, also erst während der 
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Entwicklung der Ganztagsschulen standardisiert im Zeitverlauf und bundeslän-
dervergleichend zu codieren. Die Expansion von Ganztagsschulen in den 2000er 
Jahren veränderte den Schulalltag von Schülern jedoch derart, dass wir wenigstens 
die Entwicklung in den 2000er Jahren in einem Exkurs darstellen wollen.
Zu Ganztagsschulen zählen alle Schulen, in denen „an mindestens drei Tagen in 
der Woche ein ganztägiges Angebot für die Schülerinnen und Schüler bereitge-
stellt wird, das täglich mindestens sieben Zeitstunden umfasst, und an allen Ta-
gen des Ganztagsschulbetriebs den teilnehmenden Schülerinnen und Schülern ein 
Mittagessen angeboten wird“ (Aktionsrat Bildung 2013: 23). Bei den Ganztags-
schulen wird in „voll gebundene“, „teilweise gebundene“ und „offene“ Ganztags-
schulen unterschieden. Nur bei der voll gebundenen Form müssen alle Schüler 
an den Ganztagsangeboten teilnehmen. Des Weiteren können Ganztagsschulen 
nach der Art ihrer internen Organisation de  niert werden. Hier ist vor allem die 
Unterscheidung zwischen rhythmisierten Ganztagsschulen und Ganztagsschulen 
mit additiven Modellen der Zeitgestaltung zu nennen. Bei rhythmisierten Ganz-
tagsschulen wechseln Lern- und Freizeitphasen über den gesamten Schultag, bei 
additiven Modellen liegt der Fachunterricht am Vormittag und andere Angebote 
schließen am Nachmittag an (Aktionsrat Bildung 2013). Über die unterschiedli-
che Häu  gkeit dieser Organisationsformen existieren jedoch keine vergleichbaren 
Zahlen zwischen den Bundesländern. Auch im Hinblick auf verschiedene An-
gebote, die eine Ganztagschule macht, können nur wenige Aussagen getroffen 
werden. In die Kategorie der Ganztagsschule zählen Arbeitsgruppen bis hin zu 
ausgefeilten rhythmisierten Ganztagsschulprogrammen. Weiterhin ist der Aus-
bau von Ganztagsschulen nur teilweise gesetzlich geregelt. Nur in Hamburg und 
Berlin ist festgehalten, dass die dortigen Gesamtschulen in Ganztagsform struk-
turiert werden sollen. Allerdings deutet die Statistik für 2011 erstens darauf hin, 
dass diese Reform noch nicht vollständig umgesetzt wurde, zweitens gehört nur 
ein Teil der Schulen zu den „voll gebundenen“ Ganztagsschulen (KMK 2013a).
Auch wenn die Datenlage zu Ganztagsschulen nicht zufriedenstellend ist, wollen 
wir anhand der verfügbaren Daten darstellen, wie sich die Ganztagsschulen in den 
letzten Jahren im Bundesländervergleich entwickelt haben. Abbildung 9 zeigt, 
dass der Anteil der Schüler, die ein Ganztagsangebot wahrnehmen, in allen Bun-
desländern zwischen 2004 und 2011 deutlich angestiegen ist. Des Weiteren wird 
deutlich, dass Schüler am stärksten in den ostdeutschen Bundesländern (außer in 
Sachsen-Anhalt154) sowie in Hamburg und Berlin Ganztagsschulangebote wahr-

154 Die Zahlen für Sachsen-Anhalt werden allerdings durch Besonderheiten der statistischen Er-
fassung stark unterschätzt. Das Ganztagsangebot für Grundschulen wird in zwei verschiedenen 
Statistiken geführt. Zum einen als Grundschulkinder in Ganztagsschulen und zum anderen als 
Grundschulkinder in Hortbetreuung. Diese beiden statistischen Größen lassen sich nicht additiv 
verknüpfen, da es hierbei zu Doppelzählungen kommt. Für Sachsen (wo ebenfalls beide Sta-
tistiken ausgewiesen werden) würde sich so eine Ganztagsbeschulungsquote von 147,3 Prozent 
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nehmen. Auf der anderen Seite nehmen in Bayern weniger als zehn Prozent aller 
Schüler an Ganztagsangeboten teil. Auch in Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein  nden wir niedrige Ganztagsbesuchsquoten.155

Quelle: KMK (2006a,2013a). Anmerkungen: Die Beschränkung auf Schulen in öffentlicher Trägerschaft ist sinnvoll, 
weil die Ganztagsschulen in privater Trägerschaft in Hessen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt nicht erhoben werden.

Abb. 9: Prozentualer Anteil von Schülern, die Ganztagschulangebote wahrnehmen, 2004 und 2011 
(Schulen in öffentlicher Trägerschaft)

Abbildung 10 verdeutlicht, dass Ganztagsschulangebot und Ganztagsschulnut-
zung nicht unbedingt miteinander zusammenhängen müssen. In dieser Abbil-
dung haben wir den Anteil von Schulen, die ein Ganztagsangebot anbieten, mit 
den Ganztagsbesuchsquoten in Relation gesetzt. Diese beiden Statistiken sind 
natürlich nicht unbedingt vergleichbar, weil bei der Angebotsquote keine Aussage 
über die Größe der jeweiligen Schulen getroffen werden kann. In diesem Zusam-
menhang übersteigt speziell für Hamburg die Nutzung das Angebot. Dennoch ist 
ein solches Vorgehen die einzige Möglichkeit, Angebot und Nutzung von Ganz-
tagsbeschulung miteinander ins Verhältnis zu setzen.

ergeben. Wir betrachten daher nur die Schüler in Ganztagsschulen an Grundschulen, für die 
Sachsen-Anhalt eine Quote von 3,4 Prozent aufweist. Unter Berücksichtigung des Anteils von 
Grundschülern, die einen Hort besuchen, ergibt sich in Sachsen-Anhalt ein Anteil von 63 Pro-
zent (der dritthöchste aller Bundesländer) (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012).

155 Neben generellen Unterschieden gibt es auch erhebliche Unterschiede innerhalb der Bundeslän-
der zwischen den einzelnen Schulformen, auf die wir jedoch nicht eingehen.
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Aus Abbildung 10 ist ersichtlich, dass in den ostdeutschen Bundesländern, Ham-
burg und Bremen der Unterschied zwischen Angebot und Nutzung relativ klein 
ist. In diesen Bundesländern liegt die „Nutzungsquote“ bei 76 Prozent und darü-
ber (außer Thüringen mit 65 Prozent). Auf der anderen Seite liegt die „Nutzungs-
quote“ in Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz bei 36 bzw. 33 Prozent und 
im Saarland und Bayern sogar nur bei 25 bzw. 22 Prozent.

Quelle: KMK (2013a), eigene Berechnungen.

Abb. 10: Anteil der Schulen, die ein Ganztagsangebot anbieten und Anteil der Schüler, die ein Ganz-
tagsangebot nutzen, jeweils in Prozent 2011 (Schulen in öffentlicher Trägerschaft)

Warum es diese Unterschiede in der Nutzung der Ganztagsschulangebote gibt, 
haben wir versucht in Abbildung 11 darzustellen. Während in Nordrhein-West-
falen, Hamburg und Berlin über 16 Prozent aller Ganztagschulen voll gebunden 
sind, sind dies beispielsweise in Bayern nur 0,1 Prozent. Für die westdeutschen 
Bundesländer und Berlin ergibt sich eine Korrelation von r=0,65 zwischen dem 
Anteil voll gebundener Ganztagsschulen und der Nutzung von Ganztagsange-
boten in Relation zum Angebot. Einen solchen Unterschied sehen wir in den 
ostdeutschen Bundesländern nicht. Hier ist es für die Nutzung von Ganztagsan-
geboten unerheblich, ob die Ganztagsangebote voll gebunden sind oder nicht.
Mit anderen Worten: Trotz des Angebots nutzen Eltern in den westdeutschen 
Bundesländern seltener die Möglichkeit ihre Kinder ganztägig beschulen zu las-
sen, während Eltern in Ostdeutschland scheinbar bereitwillig Ganztagsschulange-
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bote für ihren Nachwuchs annehmen. Hier zeigt sich neben bildungspolitischen 
Traditionen auch die höhere Müttererwerbsquote in Vollzeit und dementspre-
chend eine höhere Nachfrage nach Ganztagsbeschulung, während Mütter in 
Westdeutschland stärker in Teilzeit arbeiten (Kreyenfeld und Geisler 2006). In 
Bezug auf Westdeutschland bleibt offen, ob ein höherer Anteil voll gebundener 
Ganztagsschulen zu höheren Nutzungsquoten von Ganztagsangeboten führen 
könnte oder ob sich voll gebundene Ganztagsschulen vor allem dort entwickeln, 
wo auch nicht voll gebundene Angebote bereitwillig angenommen wurden.

Quelle: KMK (2013a), eigene Berechnungen.

Abb. 11: Gebundene Ganztagsschulen an allen Ganztagsschulen und Nutzung von Ganztagsschulan-
geboten (Schüler) in Prozent des Ganztagsschulangebots (Schulen) 2011 (Schulen in öffent-
licher Trägerschaft)

Wie sich die Ganztagsbeschulung auf den Schulalltag und Schulerfolg der Schüler 
auswirkt wird seit einiger Zeit in der „Studie zur Entwicklung von Ganztagsschu-
len (StEG)“ untersucht. Die ersten Ergebnisse dieser Studie sind im Hinblick auf 
die Wirksamkeit von Ganztagsbeschulung zwar teilweise positiv (Fischer et al. 
2011; Züchner und Fischer 2014), aus unserer Sicht aber eher ernüchternd in Be-
zug auf soziale Ungleichheiten. Problematisch bei den präsentierten Ergebnissen 
der Studie ist aus unserer Sicht, dass in den Analysen nicht auf die Bundesländer 
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kontrolliert werden konnte. Einzig eine Dummy-Variable für Ost-West  ndet 
sich in den Analysen. Die enorm unterschiedlichen Ganztagsschulquoten, die un-
terschiedliche Umsetzung der Ganztagsschulprogramme, die unterschiedlich star-
ke Verteilung auf die Schulformen und die unterschiedlichen Schulpolitiken der 
Bundesländer können die gewonnenen Ergebnisse in der StEG-Studie durchaus 
in die eine oder andere Richtung beein  ussen.

4.1.13 Exkurs: Privatschulen

Für Analysen zur Schulstrukturentwicklung ist es nicht nur wichtig die Entwick-
lung öffentlicher Schulen zu berücksichtigen, sondern auch das Ausmaß des pri-
vaten Sektors (Koinzer und Leschinsky 2008). Neben der vertikalen Trennung 
des gegliederten Schulsystems ergibt sich durch den wachsenden Anteil privater 
Schulen unter Umständen eine zunehmende horizontale Gliederung des Schul-
systems in einigen Bundesländern. Leider liegen im historischen Vergleich (be-
sonders vor 1990) nur Daten zu ausgewählten Zeitpunkten vor, so dass ein Ver-
gleich im Zeitverlauf nicht durchgängig möglich ist. Gleichwohl möchten wir in 
einem Exkurs auf das Verhältnis von öffentlichen zu privaten Schulen eingehen.
Allein zwischen 1992 und 2011 hat sich der Anteil von Schülern auf privaten 
Schulen in Deutschland von 4,8 Prozent auf 8,4 Prozent fast verdoppelt. Ob mit 
dem Besuch von Privatschulen auch bessere Bildungsergebnisse der Schüler ein-
hergehen, ist in Deutschland umstritten. Während einige Autoren davon ausge-
hen, dass private Schulen vor allem zu höheren Kompetenzen der Schüler führen 
(West und Wößmann 2010), zeigt sich dies empirisch oftmals nicht (Nikolai und 
Helbig 2013; Weiß 2011). Die Bedeutung von Privatschulen ist vielfältig. Zum 
einen können sie Lücken im staatlichen Angebot kompensieren (v.a. in dünn 
besiedelten Regionen) (siehe auchKühne und Kann 2012), zum anderen ist ihr 
Zuwachs auf „subjektiv empfundene Strukturmängel“ (StBa 2014d: 13) des öf-
fentlichen Schulsystems zurückzuführen. Negative Systemwirkungen werden in 
einer Verstärkung sozialer und ethnischer Segregation durch den Zuwachs an Pri-
vatschulen gesehen (Weiß 2011).
Auch bei den Privatschulen existieren Bundesländerunterschiede, sowohl in der 
generellen Besuchsquote als auch im Vergleich einzelner Schulformen. Zudem 
sind dabei unterschiedliche Entwicklungen in den letzten Jahren zu beobachten, 
die wir im Folgenden vorstellen wollen.
Abbildung 12 zeigt, dass der Anteil von Schülern (an allgemeinbildenden Schu-
len), die eine Privatschule besuchten, in allen Bundesländern zwischen 1975 und 
2011 angestiegen ist. Noch 1975 lag der Anteil in allen Bundesländern bei unter 
fünf Prozent, mit erheblichen Bundesländerunterschieden: Weniger als zwei Pro-
zent verzeichneten Schleswig-Holstein und Niedersachsen, mehr als vier Prozent 
Bayern, Hamburg und Berlin. In fast allen westdeutschen Bundesländern ist zwi-
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schen 1975 und 1992 ihr Anteil gestiegen (mit Ausnahme Berlins156) – ein Trend, 
der sich auch in den 1990er und 2000er Jahren fortsetzte.
Nach 1992 ist der größte Anstieg in Ostdeutschland zu beobachten (siehe auch 
Kühne und Kann 2012). Allein in Mecklenburg-Vorpommern stieg der Anteil 
von unter einem Prozent (1992) auf gut zehn Prozent (2011), das Bundesland 
hat damit den vierthöchsten Anteil von Schülern auf Privatschulen. Auch in den 
westdeutschen Bundesländern, die bereits 1992 ein stark ausgebautes Privatschul-
wesen hatten (v.a. in Hamburg, Bremen und Bayern) stiegen die Anteile noch 
weiter an. Die niedrigsten Privatschulquoten gibt es nach wie vor in Schleswig-
Holstein und Niedersachsen, während Bayern, Hamburg und Bremen im Bun-
desländervergleich die höchsten Privatschulquoten aufweisen. In Berlin befanden 
sich die Privatschulen 1992 vor allem im Westteil. Im Ostteil Berlins, wie auch 
in den anderen ostdeutschen Bundesländern, gab es kaum Privatschulen, da es in 
der DDR keine Möglichkeit zur Privatschulgründung157 gab.

Quelle: Köhler (1979) und StBa (2014f), eigene Berechnungen.

Abb. 12: Anteil von Privatschülern an allen Schülern an allgemeinbildenden Schulen in den Bundes-
ländern 1975, 1992 und 2011

Deutliche Unterschiede ergeben sich auch bei den Privatschulquoten zwischen 
den Schulformen. Deutschlandweit sind die größten Anteile von Privatschülern an 

156 Der Rückgang der Privatschüler an Grundschulen in Berlin ist nach 1992 mit der Zusammenfüh-
rung der beiden Stadthälften zu erklären, da es im DDR-Schulsystem kaum Privatschulen gab.

157 Nur in wenigen Ausnahmenfällen gab es in der DDR Bildungseinrichtungen in kirchlicher Trä-
gerschaft (Kühne und Kann 2012).
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Gymnasien zu verzeichnen, während der Anteil privat unterrichteter Grundschüler 
deutschlandweit wesentlich geringer ist. In Ostdeutschland ist die Situation dage-
gen umgekehrt. Hier spielen die privaten Grundschulen eine starke Rolle (Koinzer 
und Leschinsky 2008; Kühne und Kann 2012). Wir haben daher in Abbildung 13 
den Anteil von Schülern auf privaten Grundschulen ausgewiesen. 1992 existierten 
in den ostdeutschen Bundesländern kaum private Grundschulen, während Ham-
burg und Bremen die höchsten Anteile im Bundesländervergleich hatten. Zwischen 
1992 und 2011 ist es zu einem deutlichen Anstieg der Privatschulanteile an Grund-
schulen in den ostdeutschen Bundesländern gekommen. In ländlichen Regionen 
sind private Grundschulen in den ostdeutschen Bundesländern im Zuge des de-
mogra  schen Wandels zum Teil an die Stelle öffentlicher Grundschulen getreten 
und nehmen eine Ersatzfunktion ein. Da für den Betrieb öffentlicher Schulen meist 
Mindestschüleranzahlen de  niert sind, könnte der massive Schülerrückgang in den 
ostdeutschen Bundesländern die Gründung von privaten Grundschulen an Stand-
orten befördert haben, an denen öffentliche Grundschulen schließen mussten. Im 
städtischen Raum zeigen sich dagegen in Ostdeutschland Verdrängungsmecha-
nismen (Kühne und Kann 2012). In Städten binden private Schulen zunehmend 
Schüler aus höheren sozialen Schichten an sich. Im Gegensatz zu Ostdeutschland 
gibt es in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz nur wenige 
Grundschüler, die eine private Schule besuchen.

Quelle: StBa (2014f). Eigene Berechnungen.
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tistischen Bundesamtes sowie von Köhler (1979) können wir die Entwicklungen von 
Privatschülern an Gymnasien bis Mitte der 1950er Jahre zurückverfolgen. 1956 hat-
ten Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg 
und Niedersachsen einen Anteil von Privatschülern an Gymnasien von mehr als zehn 
Prozent. Während es in den nächsten Dekaden bis Anfang der 1990er Jahre in Bay-
ern, Hessen und Baden-Württemberg zu einem deutlichen Rückgang gekommen ist, 
stieg der Anteil in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Niedersachsen weiter 
an. Ein starker Zuwachs ist bis 1992 auch im Saarland zu verzeichnen. Moderate Zu-
wächse  nden sich im selben Zeitraum in Bremen und Hamburg. Einzig in Schles-
wig-Holstein und Berlin ging der Anteil von Privatschülern an Gymnasien zurück.
In den Jahren zwischen 1992 und 2011 ist die Entwicklung weniger eindeutig. 
Denn hier gibt es auf der einen Seite sieben Bundesländer, in denen der An-
teil von Privatschülern sogar zurückgegangen ist. Hierzu gehören Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saarland, Hessen, Bayern, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein. Allerdings sind die drei erstgenannten jene Bundesländer, die 
sowohl 1992 als auch 2011 den höchsten Anteil von Privatschülern an Gymna-
sien hatten. Auf der anderen Seite ist es in den ostdeutschen Bundesländern und 
Stadtstaaten zu einem (z.T. deutlichen) Anstieg der Privatschüler an Gymnasien 
gekommen. Insgesamt liegt der Anteil von Privatschülern an allen Gymnasiasten 
zwischen knapp acht Prozent in Thüringen und gut 16 Prozent in Nordrhein-
Westfalen. Schleswig-Holstein unterscheidet sich hier mit einer Quote von unter 
zwei Prozent äußerst deutlich von allen anderen Bundesländern.

Quelle: Köhler (1979) und StBa (2014f), eigene Berechnungen.

Abb. 14: Anteil von Privatschülern an Gymnasien an allen Gymnasiasten in den Bundesländern, 
1956, 1975, 1992 und 2011
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Privatschulen sind nicht gleich Privatschulen, denn zwischen den Bundesländern 
variiert die Trägerschaft der Privatschulen deutlich voneinander. In Abbildung 15 
ist daher die Verteilung der Trägerschaft von Privatschulen in den Bundesländern 
abgetragen. Grob kann die Trägerschaft der Schulen nach katholischen Schulen, 
evangelischen Schulen, Freien Waldorfschulen und Privatschulen sonstiger Trä-
ger unterschieden werden. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass es in Schleswig-
Holstein keine katholische Schule gibt und im Saarland keine evangelische Schu-
le. Wir haben die Bundesländer in der Abbildung nach dem Anteil von Schulen 
in kirchlicher Trägerschaft geordnet.
Dabei liegt der Anteil von Privatschulen in kirchlicher Trägerschaft in Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpommern unter zehn Prozent. Im Gegensatz 
dazu liegt der Anteil von Schulen mit kirchlicher Trägerschaft im Saarland, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz bei 50 Prozent und höher. In Rheinland-
Pfalz liegt deren Anteil sogar bei 75 Prozent. Obwohl der Anteil von kirchlich 
gebundenen Personen in den ostdeutschen Bundesländern vergleichsweise gering 
ist (Helbig und Schneider 2014), liegt der Anteil kirchlicher Privatschulen in 
Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt zwischen 36 und 46 Prozent und damit 
auf einem Niveau mit Bayern.

Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2012).

Abb. 15: Privatschulen nach Trägerschaft Schuljahr 2010/11 nach Bundesländern
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Auffällig ist bei dieser Verteilung, dass der Anteil kirchlicher Privatschulen in den 
westdeutschen Bundesländern am höchsten ist (Saarland, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Bayern), die in den 1940er Jahren zunächst die Bekennt-
nisschulen als Regelschulform wieder einführten (Müller 1995). Obwohl die Be-
kenntnisschulen bis Ende der 1960er Jahre in Simultanschulen158 umgewandelt 
wurden (siehe Abschnitt 4.3.1), zeigt sich hier bis heute eine gewisse Pfadabhän-
gigkeit – nur haben sich die Bekenntnisschulen in den privaten Sektor verlagert.

4.1.14 Statistische Gesamtschau der Reformtätigkeit

Wie in den Abschnitten 4.1.1 bis 4.1.11 deutlich geworden sein dürfte, ist es schwie-
rig, einen Gesamtüberblick über die strukturellen Regelungen und Reformtätigkei-
ten in den einzelnen Bundesländern sowohl im Zeitverlauf als auch im Querschnitt 
zu erhalten. Auf die Zusammenhänge der einzelnen Strukturregelungen gehen wir 
in Kapitel 5 ein. Zum Abschluss dieses Abschnitts wollen wir auf die Reformtätig-
keit der Bundesländer bezüglich der Strukturen des Schulsystems eingehen.
Eine Reform bedeutet eine von Akteuren geplante Änderung von Strukturen, Ver-
fahren oder Inhalten (Schmidt 2004: 597). Im Gegensatz zu evolutionären Ver-
änderungen von Institutionen initiieren Akteure Reformmaßnahmen, um auf ein 
von den Akteuren wahrgenommenes Problem zu reagieren. Politische Problembe-
arbeitungsprozesse können in Gang gesetzt werden, weil institutionelle Regelun-
gen ihre Aufgaben aufgrund von externen Schocks (z.B. das schlechte Abschnei-
den Deutschlands in PISA-Studien in den 2000er Jahren) oder gesellschaftlichen 
Veränderungen nicht mehr erfüllen können, sich die Machtbalance im Politikfeld 
verändert, institutionelle Regelungen die an sie gestellten gesellschaftlichen Erwar-
tungen nicht mehr erfüllen können und/oder sich die Erwartungen der Akteure an 
das, was institutionelle Regelungen leisten sollen, verändern (Ebbinghaus 2009). 
Als Reform bezeichnen wir die Veränderungen von Regelungen in den Bereichen 
Struktur (Abschnitt 4.1.), Kontrolle von Inhalten (Abschnitt 4.2.) und Inhalte 
(Abschnitt 4.3.) durch schulrechtliche Maßnahmen, unabhängig davon, ob die 
erhofften oder versprochenen Verbesserungen tatsächlich eintreten.
Reformen struktureller Regelungen sind in der Regel selten, da im bundesdeut-
schen Föderalismus diese häu  g nur über „komplizierte und mühsame Konsens-
bildungsprozesse“ (Hepp 2011: 171) erfolgen. Um die Reformtätigkeiten der 
Bundesländer im Bereich struktureller Regelungen im Zeitverlauf zu erfassen, 
haben wir für jedes Jahr und jedes Bundesland codiert, ob es bei den Indikato-
ren „Vorschule“, „Vollzeitschulp  icht“, „Dauer bis zum Abitur“, „Grundschul-
dauer“, „Orientierungsstufe“, „Förderstufe“, „Grundschule an weiterführenden 
Schulen angeschlossen“, „Gesamtschulen vorhanden“, „Schularten mit mehre-
ren Bildungsgängen als einzige Schulform neben dem Gymnasium vorhanden“, 

158 Simultanschulen sind konfessionell nicht gebundene Schulen.
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158 Simultanschulen sind konfessionell nicht gebundene Schulen.
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„Abitur an allen Schulformen möglich“, „Alternative Wege zur Hochschulreife 
möglich“, „Schulgeld auf Gymnasium“ und „Lernmittelfreiheit“ zu einer Reform 
gekommen ist (mit 1 codiert) oder die Regelung des Vorjahres beibehalten wurde 
(mit 0 codiert).159 Im Anschluss haben wir dann die Veränderungen in den ein-
zelnen Strukturdimensionen aufaddiert und erfassen damit, wie viele Strukturre-
formen in jedem Jahr in jedem Bundesland durchgeführt wurden. Ein Wert von 
13 würde aussagen, dass es bei allen 13 Strukturindikatoren in einem Bundesland 
in einem Jahr zu einer Reform gekommen ist. Bei einem Wert von 0 wäre es in 
einem Bundesland in einem Jahr zu keiner Reform gekommen.
Da eine jährliche Betrachtung wenig aussagekräftig ist, haben wir die Ergebnisse für 
jedes Bundesland nach Jahrzehnten in Tabelle 16 zusammengefasst. Ein Wert von 
1 bedeutet dabei, dass es in dem betreffenden Bundesland in einem Jahrzehnt eine 
Strukturreform gegeben hat. Die ungeraden Werte in den Jahren 1949 bis 1959 
resultieren daraus, dass in diesem Fall elf anstelle von zehn Schuljahren betrachtet 
wurden. Zudem erfassten wir in diesem Zeitraum die schulrechtlichen Regelungen 
in Berlin und Baden-Württemberg160 nur für acht Jahre und im Saarland nur für 
vier Schuljahre.161 Die ungeraden Zahlen für die ostdeutschen Bundesländer in den 
1990er Jahren sind darauf zurückzuführen, dass die Schulgesetze in diesen Bun-
desländern erst für das Schuljahr 1991/92 beschlossen wurden und dementspre-
chend nur neun Jahre in die Analyse der 1990er Jahre eingingen. Da nur die Jahre 
einbezogen wurden, für die gesetzliche Regelungen vorliegen, sind die Ergebnisse 
zwischen den Bundesländern und zwischen den einzelnen Jahrzehnten miteinander 
vergleichbar. Dies gilt auch für die 1990er und 2000er Jahre, da mit der Wieder-
vereinigung 1990 nicht mehr nur elf sondern 16 Bundesländer betrachtet wurden.
Der Vergleich der Reformtätigkeit über die vergangenen sechs Jahrzehnte über 
alle Bundesländer hinweg zeigt, dass es in den 1950er Jahren 2,0 Reformen in der 
Strukturdimension pro Bundesland in diesem Jahrzehnt gegeben hat (letzte Zeile 
in Tabelle 16). Zu einem Anstieg der Reformtätigkeit kam es in den 1960er Jahren 
(3,1 Reformen). Der Wert für die 1970er bewegt sich wiederum etwa auf dem Ni-
veau der 1950er Jahre (1,8 Reformen). Nach den Reformen der 1970er Jahre ließ 
die Reformtätigkeit der Bundesländer in den 1980er Jahren deutlich nach und  el 
mit 1,1 Reformen sogar deutlich unter das Niveau der 1950er Jahre. Dies könnte 
einerseits darauf zurückzuführen sein, dass jedes Bundesland nach den beiden re-
formstarken Jahrzehnten das für sich beste Schulsystem gefunden hatte. Anderseits 
ist jedoch auch möglich, dass die politischen „Schulkämpfe“ der 1960er und 1970er 

159 Auf den Indikator „Anteil von Gymnasien an allen Schulen die zum Abitur führen“ haben wir in 
dieser Gesamtschau verzichtet. Dieser gibt zwar Aufschluss über die Struktur des Schulsystems, 
ist aber nicht schulrechtlich geregelt worden.

160 Berlin hatte bis 1951 noch ein Einheitsschulsystem, und Baden-Württemberg wurde als Bundes-
land erst 1952 gegründet.

161 Das Saarland trat als Bundesland erst 1957 der Bundesrepublik bei.
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in Tabelle 16). Zu einem Anstieg der Reformtätigkeit kam es in den 1960er Jahren 
(3,1 Reformen). Der Wert für die 1970er bewegt sich wiederum etwa auf dem Ni-
veau der 1950er Jahre (1,8 Reformen). Nach den Reformen der 1970er Jahre ließ 
die Reformtätigkeit der Bundesländer in den 1980er Jahren deutlich nach und  el 
mit 1,1 Reformen sogar deutlich unter das Niveau der 1950er Jahre. Dies könnte 
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159 Auf den Indikator „Anteil von Gymnasien an allen Schulen die zum Abitur führen“ haben wir in 
dieser Gesamtschau verzichtet. Dieser gibt zwar Aufschluss über die Struktur des Schulsystems, 
ist aber nicht schulrechtlich geregelt worden.

160 Berlin hatte bis 1951 noch ein Einheitsschulsystem, und Baden-Württemberg wurde als Bundes-
land erst 1952 gegründet.

161 Das Saarland trat als Bundesland erst 1957 der Bundesrepublik bei.
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Jahre (Friedeburg 1992; Geißler 2011a; Herrlitz et al. 2009; Wiborg 2010) zu einer 
gewissen Ermüdung der Schulpolitiker geführt haben bzw. zu einer gewissen Des-
illusionierung der Machbarkeitsräume. In den 1990er Jahren kamen Reformen auf 
der Schulstrukturebene fast völlig zum Erliegen (0,8 Reformen). Einzig Sachsen-
Anhalt, Brandenburg und Thüringen reformierten das gerade erst neu eingeführ-
te Schulsystem noch substantiell in den 1990er Jahren. Angesichts dieser geringen 
Anzahl von Reformen nach der Wiedervereinigung scheint die Schulpolitik in den 
Bundesländern mit Blick auf unsere Strukturdimension in einen „Dornröschen-
schlaf“ gefallen zu sein, aus dem sie erst der PISA-Schock 2001 gerissen hat. In 
Reaktion darauf kam es erst in den 2000er Jahren zu einer verstärkten Reform der 
Schulstrukturen in den Bundesländern (siehe auch Niemann 2010). Im Vergleich 
mit den anderen Jahrzehnten weisen die 2000er Jahre zusammen mit den 1960er 
Jahren den höchsten Wert von 3,1 Reformen pro Jahrzehnt und Bundesland auf. 
Die historisch hohe Reformtätigkeit auf der Strukturebene ist auch mit der Einfüh-
rung des achtjährigen Gymnasiums und der damit verkürzten Dauer bis zum Abi-
tur in 13 Bundesländern zu erklären. Ohne Berücksichtigung des Indikators „Dauer 
des Abiturs“, liegt die Reformtätigkeit der Bundesländer deutlich unter dem Wert 
der 1960er Jahre und etwa auf dem Niveau der 1950er und 1970er Jahre.

Tab. 16: Reformtätigkeit in der Dimension Struktur in den Bundesländern nach 
Jahrzehnten

1949–59 1960–69 1970–79 1980–89 1990–99 2000–09 2000–09 
ohne G8 
Reform

Gesamt

BW 1,3 3,0 1,0 0,0 0,0 1,0 0,0 1,0
BY 1,8 3,0 0,0 0,0 0,0 4,0 3,0 1,5
BE 2,5 1,0 4,0 0,0 0,0 4,0 3,0 1,9
BB 2,2 3,0 2,0 2,6
HB 5,5 1,0 1,0 2,0 0,0 4,0 3,0 2,3
HH 1,8 3,0 2,0 0,0 0,0 4,0 3,0 1,8
HE 0,9 4,0 0,0 3,0 1,0 2,0 1,0 1,8
MV 0,0 6,0 4,0 3,2
NI 2,0 4,3 4,3 1,0 1,0 4,0 3,0 2,7
NW 1,0 4,0 3,0 2,0 1,0 2,0 1,0 2,1
RP 1,0 6,5 2,0 1,0 0,0 2,0 2,0 2,1
SL 2,7 3,3 1,0 2,0 1,0 1,0 0,0 1,7
SN 0,0 1,0 1,0 0,5
ST 4,4 7,0 5,0 5,8
SH 1,8 1,0 1,0 1,0 0,0 3,0 2,0 1,3
TH 2,2 1,0 1,0 1,6
Gesamt 2,0 3,1 1,8 1,1 0,8 3,1 2,1 2,0

Quelle: SVBDL, eigene Berechnungen.
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Mit Blick auf die einzelnen Bundesländer stellt sich die Entwicklung allerdings et-
was differenzierter dar als in der Gesamtbetrachtung für alle Bundesländer. In den 
1950er Jahren verzeichneten Berlin, das Saarland und vor allem Bremen die höchs-
ten Werte an Reformtätigkeiten. In drei Bundesländern kam es hingegen während 
der 1950er Jahre zu höchstens einer Reform (Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz). In den 1960er und 1970er Jahren verteilte sich die Reformtätigkeit 
dagegen gleichmäßiger auf die Bundesländer. Zu umfassenden Strukturreformen 
in den 1960er Jahren kam es vor allem in Rheinland-Pfalz, Hessen, Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen und in den 1970er Jahren in Niedersachsen und Berlin. 
In den 1980er Jahren geht die Reformtätigkeit der einzelnen Bundesländer außer 
in Bremen, dem Saarland, Nordrhein-Westfalen und Hessen deutlich zurück, und 
in vier Bundesländern gab es gar keine Reform auf Strukturebene. In den 1990er 
Jahren gab es nur in sieben von 16 Ländern überhaupt Schulstrukturreformen, da-
runter vor allem in den ostdeutschen Bundeländern.
Erst in den 2000er Jahren kam es in den meisten Bundesländern v.a. durch die 
Einführung des achtjährigen Gymnasialbildungsganges zu vermehrten Struktur-
reformen (außer in Sachsen, Thüringen und Rheinland-Pfalz). Die stärkste Re-
formtätigkeit ist in dieser Dekade in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen-
Anhalt zu verzeichnen. Beide Bundesländer sind zusammen für 25 Prozent aller 
Reformen in der Strukturdimension in den 2000er Jahren verantwortlich (ohne 
G8-Reform). Als besonders reformfreudig auf der Strukturebene erweist sich da-
bei Sachsen-Anhalt mit 4,4 Reformen in den 1990er Jahren und sieben Reformen 
in den 2000er Jahren. Es ist zu vermuten, dass sich die Reformtätigkeiten in Sach-
sen-Anhalt vor allem auf den Regierungswechsel von SPD zu einer schwarz-gelben 
Koalition im dortigen Landtag zurückführen lassen (Holtmann 2009). Ähnlich 
viele Reformen wie in Sachsen-Anhalt wurden nur in Mecklenburg-Vorpommern 
durchgeführt. Die sechs strukturellen Reformen in Mecklenburg-Vorpommern in 
den 2000er Jahren könnten darauf zurückzuführen sein, das Mecklenburg-Vor-
pommern das einzige ostdeutsche Bundesland war, welches sich in seinem ersten 
Schulgesetz von 1991 stark an dem Schulsystem westdeutscher Prägung orientier-
te und ein dreigliedriges Schulsystem einführte (von Below 2002). Gleichzeitig ist 
Mecklenburg-Vorpommern jenes Bundesland, das am stärksten mit einem dras-
tischen Schülerschwund zu kämpfen hatte (Weishaupt 2006). Die Kombination 
aus dreigliedriger Schulstruktur und demogra  schen Problemen könnte wohl am 
ehesten erklären, dass die schulpolitischen Akteure in Mecklenburg-Vorpommern 
einem starken Reformdruck ausgesetzt waren und schließlich umfassende Refor-
men durchführten.162

162 Für Mecklenburg-Vorpommern ist an dieser Stelle anzumerken, dass die Einführung eines zwei-
gliedrigen Schulsystems zum Schuljahr 2006/07 gleichzeitig zu Veränderungen bei vier unserer 
Strukturindikatoren geführt hat. Dies verdeutlicht jedoch, wie umfassend diese Schulstrukturre-
form das Schulsystem in Mecklenburg-Vorpommern verändert hat.
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Im Gegensatz zu den beiden genannten Ostbundesländern gab es in den letz-
ten 20 Jahren in Sachsen nur eine einzige Strukturreform, was wohl auch darauf 
zurückzuführend ist, dass es in Sachsen in unserem Untersuchungszeitraum zu 
keinem Regierungswechsel gekommen ist (Neugebauer 2009).
Im Bundesländervergleich ist Sachsen damit auch das Bundesland, das insgesamt 
die wenigsten Reformen pro Jahr durchführte. Von den westdeutschen Bundes-
ländern war Niedersachsen auf Ebene der Strukturen in den vergangenen 60 Jah-
ren das reformfreudigste Bundesland. Auch Bremen und Rheinland-Pfalz sind 
unter den westdeutschen Bundesländern über die gesamte Untersuchungsperiode 
gesehen relativ reformfreudig. Die geringste Reformtätigkeit in den westdeut-
schen Bundesländern ist hingegen in Bayern, Baden-Württemberg und Schles-
wig-Holstein festzustellen. Ohne die beiden Reformen der Lernmittelfreiheit in 
Bayern, die in den 1960er und 2000er Jahren erst abgeschafft und kurzzeitig da-
nach wieder eingeführt wurde, wäre hier die geringste Reformtätigkeit zu beob-
achten gewesen (0,8).
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich in den einzelnen Bundesländern Phasen 
der Reformtätigkeit und Stagnation abwechselten und kein Bundesland über die 
Jahrzehnte hinweg ständig sein Schulsystem strukturell veränderte. Im Allgemei-
nen folgten auf Jahrzehnte größerer Reformtätigkeit (mindestens zwei Reformen) 
fast immer Jahrzehnte mit sehr wenigen Reformen auf Ebene der Strukturen. 
Dies lässt sich besonders für Berlin, Bremen und Hessen illustrieren. Von ständi-
gen Reformen auf Ebene der Strukturen kann also in diesen Bundesländern über 
einen längeren Zeitraum hinweg nicht die Rede sein.

4.2 Kontrolle von Inhalten

Die Indikatoren zur Kontrolle von Inhalten haben wir den jeweiligen (kriti-
schen) Phasen bzw. Schwellen im Schulverlauf zugeordnet. Die Schwellen die 
wir betrachten sind der Übergang auf das Gymnasium nach der Grundschule 
(4.2.1), Aufstiege auf das Gymnasium nach Klasse 6 (4.2.2.1), Aufstiege auf das 
Gymnasium nach Klasse 7 bis nach 9 (4.2.2.2), Aufstiege auf das Gymnasium 
mit Realschulabschluss (4.2.3), Abstiege vom Gymnasium (4.2.4) und der Über-
gang von Sekundarstufe I zu II (4.2.5). Des Weiteren haben wir aufgenommen, 
ob Schüler bei Vollendung der Sekundarstufe I auf dem Gymnasium einen allge-
meinbildenden Schulabschluss erlangen (4.2.6). Berücksichtigt wurden ebenso 
Regelungen zur Abiturprüfung (4.2.7). Schließlich haben wir erhoben, ob es 
landeseinheitliche Leistungsstandfeststellungen gibt (4.2.8), wie das Arbeits- 
und Sozialverhalten bewertet wird (4.2.9) und ab welcher Klassenstufe Noten 
vergeben werden (4.2.10).
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4.2.1 Kriterien für den Übergang von der Grundschule bzw. 
Orientierungsstufe auf die Sekundarstufe des Gymnasiums

Dem Grundgesetz zufolge beinhaltet das Erziehungsrecht der Eltern die Wahl 
des Bildungsweges und der Schulform (GG Art. 6, Abs. 2). Liegt jedoch eine 
mangelnde Eignung des Kindes für die gewählte Schulform vor, kann der Staat 
in die elterliche Schulwahlfreiheit aufgrund seines Rechtes der Schulaufsicht 
(GG Art. 7, Abs. 1) in Form einer „negativen Auslese“ eingreifen (Füssel et al. 
2010). Die Bundesländer haben in 60 Jahren Schulgeschichte unterschiedlichen 
Gebrauch von dem Eingriffsrecht der „negativen Auslese“ gemacht und variie-
ren sowohl im Querschnitt als auch im Längsschnitt bezüglich der Frage, ob sie 
Eltern oder Lehrern die Entscheidungshoheit beim Grundschulübergang geben. 
Nach Einsiedler et al. (2008: 344) steigt mit einer Stärkung des Elternrechts bei 
Übergangsentscheidungen die Gefahr verstärkter Bildungsungleichheiten im ge-
gliederten Schulsystem.
Bei den Kriterien für den Übergang von der Grundschule bzw. der schulartenun-
abhängigen Orientierungsstufe haben wir uns auf sechs Indikatoren konzentriert, 
die die Übergangsentscheidung von Schülern bzw. Eltern beein  ussen können. 
Wir haben erhoben163,

– ob die Empfehlung sich auf einen festen Durchschnitt der Grundschulnoten 
stützt;164

– ob die Grundschulempfehlung bindend oder nicht bindend ist, also ob sich die 
Eltern auch entgegen einer nicht gegebenen Gymnasialempfehlung dennoch 
für ein Gymnasium entscheiden können; 

– ob im Falle einer bindenden Grundschulempfehlung die Möglichkeit einer Zu-
lassungsprüfung besteht;

163 Zusätzlich hatten wir erhoben, ob ein individuelles Beratungsgespräch über den weiteren Bil-
dungsgang mit den Eltern vorgesehen ist oder nicht. Wir haben diesen Indikator jedoch nicht 
in unsere Darstellung aufgenommen, da sich die Umsetzungspraxis dieser Regelung zu stark 
zwischen den Bundesländern, einzelnen Schulen oder einzelnen Lehrern unterscheiden kann und 
daher auch wenig standardisiert ist.

164 Wir haben in Bezug auf die Bindung an einen festen Notendurchschnitt allerdings nicht erho-
ben, welcher Schnitt für eine Empfehlung notwendig ist. Für einen Vergleich zwischen den Bun-
desländern ist das aus unserer Sicht nicht sinnvoll, weil ein Schnitt von 2,3 in Thüringen nicht 
die gleichen Anforderungen haben muss, wie ein Schnitt von 2,3 in Bayern (jeweils in Bezug 
auf die Hauptfächer). In Bezug auf die zeitliche Varianz in einem Bundesland wäre dies jedoch 
sinnvoll gewesen. So hat Sachsen beispielsweise 2004/05 den Schnitt, der notwendig ist, um eine 
Gymnasialempfehlung zu erlangen, herabgesetzt. In der Folge ist zum Schuljahr 2005/06 ein 
sehr starker Anstieg der Übergänge auf das Gymnasium zu beobachten (Dietze 2011: 84).
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|  143



144  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

– ob eine Aufnahmeprüfung für alle Schüler vorgesehen ist, die das Gymnasium 
besuchen wollen;165 

– ob es nach dem Übergang auf das Gymnasium eine Probezeit gibt.166 

Diese Kriterien sind aus bildungssoziologischer Perspektive für das Ausmaß an 
(sozialen) Bildungsungleichheiten aus folgenden Gründen relevant: Da bildungs-
ferne Schichten eher schlechtere Noten gemessen an ihren Kompetenzen bekom-
men (Gresch 2012; Maaz et al. 2010a), erhalten sie dadurch weniger oft eine 
Gymnasialempfehlung als in Schulsystemen, die die Schullaufbahnempfehlung 
auf bestimmte Notendurchschnitte stützen. Ist die Empfehlung für das Gymna-
sium nicht bindend, können sich Eltern aus bildungsnahen Schichten eher gegen 
eine nicht gegebene Gymnasialempfehlung durchsetzen und ihr Kind auch dann 
auf das Gymnasium schicken, wenn es keine Gymnasialempfehlung bekommen 
hat. In den Schulsystemen, in denen die Gymnasialempfehlung nicht bindend 
ist, kann es zu einer Verstärkung sozialer Selektivität beim Gymnasialübergang 
kommen (Dollmann 2011; Gresch et al. 2009; Neugebauer 2010). Gibt es die 
Möglichkeit einer Zulassungsprüfung, wenn eine bindende Empfehlung das Kri-
terium für den Gymnasialübergang ist, dann könnten Eltern aus bildungsnahen 
Schichten diese Möglichkeit eher nutzen als Eltern aus bildungsfernen Schichten. 
Wenn eine Aufnahmeprüfung einziges Kriterium für den Übergang auf das Gym-
nasium ist, sind entgegengesetzte Wirkungen in Bezug auf soziale Selektivitäten 
vorstellbar. Auf der einen Seite könnten Kinder aus bildungsfernen Schichten 
hier erfolgreicher sein, da Arbeitsverhalten und Habitus, die für die Notenvergabe 
eine Rolle spielen, hier eine untergeordnete Rolle spielen. Auf der anderen Seite 
könnten bildungsnahe Schichten ihre Kinder in stärkerem Maße auf diese Auf-

165 Der Aufnahmeprüfung kam in den 1950er Jahren noch eine offen kommunizierte Sortierfunkti-
on zu, wie folgende Ausführung zeigt: So schrieb der sozialdemokratische hessische Minister für 
Erziehung und Volksbildung Ludwig Metzger (1951–1953) in Bezug auf die Aufnahmeprüfung 
an die Sexta [Eingangsklasse des Gymnasiums, die Autoren] in einem offenen Brief an die Gesell-
schaft für Bürgerrechte Folgendes: „Darüber daß die Entstehung eines „akademischen Proletari-
ats“ in Deutschland verhindert werden muß, besteht allenthalben Einigkeit. […] Die Einsichti-
gen wußten allerdings auch, daß man den Zustrom zu den Universitäten und Hochschulen nicht 
dadurch regulieren kann, daß man unter den Abiturienten eine Auslese trifft. Die Maßnahmen 
müssen bereits zu einem sehr viel früheren Zeitpunkt einsetzen. […] Die Prüfenden haben aber 
die P  icht, sich nach besten Kräften zu bemühen, nach einem wenn auch strengen, so doch vor 
allem gerechten Maßstab zu urteilen (wobei die Voraussetzung der verschiedenen Art – soziale 
Lage, Milieu, Wohnverhältnisse usw. – die bei den Schülern gegeben sind, selbstverständlich 
berücksichtigt werden müssen).“ (Metzger 1952: 30ff.)

166 Können Schüler auf dem Gymnasium zeitnah und relativ voraussetzungsarm an die niedrigeren 
Schulformen abgegeben werden, haben wir dies als Probezeit aufgenommen. Auch schulartenab-
hängige Förderstufen haben wir als Probezeit auf dem Gymnasium codiert, da die Schüler nach 
zwei Jahren eine weitere Schulempfehlung erhalten und leichter vom Gymnasium abgeschult 
werden können.
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nahmeprüfung vorbereiten. Dies kann durch ihre persönliche Unterstützung in 
Vorbereitung auf die Aufnahmeprüfung geschehen oder durch die Finanzierung 
von Nachhilfeunterricht. Was bei der Aufnahmeprüfung für alle Schüler ebenfalls 
für eine höhere soziale Selektivität spricht ist die Tatsache, dass in den Jahren, 
als es diese gab, die Aufnahmeprüfung nur auf Antrag der Eltern durchgeführt 
wurde. Dementsprechend sollten ohnehin eher Kinder aus höheren Schichten an 
dieser Aufnahmeprüfung teilgenommen haben.
Unabhängig von der Frage, ob die Empfehlung für das Gymnasium bindend ist 
oder nicht, schließt sich eine Folgefrage an: Werden Schüler, die ohne Empfeh-
lung auf das Gymnasium gekommen sind, im weiteren Schulverlauf auch eher 
wieder abgeschult als Schüler, die eine Empfehlung bekommen haben? Anders 
gefragt, wie hoch ist die Prognosekraft der Gymnasialempfehlung? Diesbezüg-
lich liefert eine Studie von Block (2006) interessante Erkenntnisse. Danach ist 
das Risiko vom Gymnasium auf die Realschule zu wechseln für Schüler, die eine 
Gymnasialempfehlung hatten, 24 mal höher als für Schüler, die keine Gymnasi-
alempfehlung aufwiesen. Im Gegensatz zu Block (2006) spricht dieses Ergebnis 
aus unserer Sicht nicht unbedingt dafür, dass diese Ergebnisse auf Fehlurteile der 
Lehrer zurückzuführen sind. Es ist umgekehrt eher davon auszugehen, dass die 
nicht empfohlenen Schüler im besonderen Maße durch ihre Eltern gefördert und 
unterstützt werden.

4.2.1.1 Aufnahmeprüfung, Notenbindung und Elternwille als Teil des 
Übergangsverfahrens

Die 1950er und 1960er Jahre
Nach 1945 hielten die westdeutschen Bundesländer zunächst an der traditionel-
len Aufnahmeprüfung für alle Gymnasialbewerber fest (Tabelle 17). Dabei las-
sen sich in den Anfangsjahren der Bundesrepublik zwei Modelle unterscheiden, 
die den Gymnasialübergang regelten. In einer ersten Gruppe von Bundesländern 
blieb es zunächst bei der Aufnahmeprüfung als einzigem Zugangskriterium für das 
Gymnasium. Hierzu gehörten Baden-Württemberg bis 1966/67167 und Bayern bis 
1960/61.168 Eine zweite Gruppe von Bundesländern band die Aufnahme in das

167 Baden-Württemberg sah für die Schuljahre 1954/55 bis 1966/67 neben der Aufnahmeprüfung 
am Gymnasium auch eine Probearbeit in den vierten Klassen an Grundschulen vor. Die Ergeb-
nisse der Probearbeit wurde den Eltern mitgeteilt. Dadurch könnten bildungsferne Eltern in 
Baden-Württemberg einen Hinweis erhalten haben, dass ihr Kind für das Gymnasium geeignet 
ist und dementsprechend häu  ger ihr Kind für eine Aufnahmeprüfung am Gymnasium ange-
meldet haben.

168 Für Nordrhein-Westfalen und das Saarland fehlen die Regelungen für die frühen Jahre. In Nord-
rhein-Westfalen übertrug das Kultusministerium in einem Rundschreiben die Regelungen zur 
Aufnahmeprüfung an die nachgeordneten Behörden. In den 1950er Jahren wurden zur Über-
gangsregelung zwei Erlasse verabschiedet, die jedoch nicht veröffentlicht und dementsprechend 
nicht archiviert wurden. Im Saarland gab es nach Hof (1958) für das Gymnasium in den 1950er 
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Gymnasium neben einer Aufnahmeprüfung auch noch an andere Kriterien, etwa 
ein Grundschulgutachten oder die Noten in der Grundschule. Zu dieser Gruppe 
gehörten Bremen bis 1956/57, Hamburg bis 1967/68, Hessen von 1950/51169 
bis 1959/60, Niedersachsen bis 1963/64 und Schleswig-Holstein bis 1970/71. 
In Bremen änderten sich die Übergangsregularien ab dem Schuljahr 1957/58. 
Wie in Abschnitt 4.1.4 angesprochen, gab es in Bremen zwar noch eine sechsjäh-
rige Grundschule. Allerdings konnte ein beträchtlicher Anteil der Schüler bereits 
nach der vierten Klasse an das Gymnasium wechseln. Für diese Schüler galt eine 
Aufnahmeprüfung als einziges Übergangskriterium. In den Schuljahren 1957/58 
und 1958/59 durften in Bremen zudem nur die Schüler an der Aufnahmeprü-
fung teilnehmen, die in der vierten Grundschulklasse einen bestimmten Noten-
schnitt erreichten. Auf den Übergang der nach Klasse sechs wechselnden Schüler 
gehen wir in Abschnitt 4.2.2.1 ein. Rheinland-Pfalz war durch einen Sonderweg 
gekennzeichnet. Hier wurden bis 1959/60 nur Schüler zur Aufnahmeprüfung 
zugelassen, die von der Grund- bzw. Volksschule als geeignet für das Gymnasium 
eingestuft wurden. Die Aufnahmeprüfung entschied dann über den Gymnasial-
zugang.
Einen dritten Weg bei den Übergangsregelungen verfolgte Berlin. Hier mussten 
die Schüler für den Zugang zum Gymnasium bereits in den 1950er und 1960er 
Jahren keine Aufnahmeprüfung ablegen. Nach der Abschaffung des Einheits-
schulsystems zum Schuljahr 1952/53 wurde die nicht notenbasierte Grundschul-
empfehlung eingeführt, die seit 1955/56 bis heute nicht bindend ist.170 Erst Ende 
der 1950er Jahre wurden die Auslesebestimmungen in den meisten Bundeslän-
dern gelockert (Herrlitz et al. 2009: 164), da in Politik und Gesellschaft Zwei-
fel an der Aufnahmeprüfung als Ausleseverfahren aufkamen (Gass-Bolm 2005: 
231).171 Trotz bestandener Aufnahmeprüfung scheiterten zu viele Schüler am 
Gymnasium. In der Folge änderten einige Bundesländer zu Beginn der 1960er 
Jahre die Aufnahmeregelungen an Gymnasien. Auch auf KMK-Ebene rückte die 

Jahren eine strenge Aufnahmeprüfung, jedoch wird nicht weiter ausgeführt, ob die Aufnahme-
prüfungen an einem Grundschulgutachten oder an Noten in der Grundschule gekoppelt waren.

169 Im Schuljahr 1949/50 sah Hessen eine Aufnahmeprüfung an Gymnasium vor. Neben der Auf-
nahmeprüfung wurde auch das Ergebnis des sogenannten HE4-Tests an Grundschulen berück-
sichtigt, der eine Art Intelligenztest war.

170 Für die Schuljahre 1951/52 bis 1954/55 sind die Regelungen in Berlin jedoch nicht eindeutig. 
So konnten in diesem Zeitraum zwar Eltern abweichend von der Grundschulempfehlung die 
Schulform für ihre Kinder frei wählen. Kam es jedoch zu Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Eltern und Lehrern bzw. Schulleitern, musste in einer eigens eingesetzten Kommission darüber 
entschieden werden, ob der jeweilige Schüler nun das Gymnasium besuchen kann oder nicht. 
Wir haben uns daher entschieden für den Zeitraum 1951/52 bis 1954/55 die Grundschulemp-
fehlung als bindend anzusehen.

171 1949 zeigte bereits eine Untersuchung, dass ein beträchtlicher Anteil von in Tests am besten ab-
schneidenden Fünftklässlern nicht auf dem Gymnasium, sondern in Volksschulen war. Die Untersu-
chung hatte jedoch keine schulpolitischen Auswirkungen (Hylla 1949 zit in: Gass-Bolm 2005: 231).
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Übergangsregelung in den Fokus. Erste länderübergreifende Absprachen zu den 
Regelungen der Übergangsverfahren von der Grundschule zu weiterführenden 
Schulen gab es im Dezember 1960. Der Absprache zufolge sollte der Übergang 
auf weiterführende Schulen nicht mehr allein von Aufnahmeprüfungen abhängig 
sein, sondern sollte sich als mehrstu  ges Verfahren über einen längeren Zeitraum 
erstrecken, so dass Lehrer eine Gelegenheit zur Beobachtung der Kinder hatten 
(Füssel et al. 2010: 93). In der Folge verzichteten auch Hessen und Rheinland-
Pfalz auf eine Aufnahmeprüfung (1960/61). Es folgten Niedersachsen (1963/64), 
Hamburg (1967/68), Schleswig-Holstein (1970/71) sowie Bremen und Bay-
ern (1971/72). Als letztes westdeutsches Bundesland hob Baden-Württemberg 
1979/80 die Aufnahmeprüfung für alle Schüler für den Gymnasialübergang auf.
Nach Gass-Bolm (2005: 232) hing die Abschaffung der Aufnahmeprüfungen 
auch damit zusammen, dass zu Beginn der 1960er Jahre nicht mehr die biologis-
tischen Begabungstheorien von Wilhelm Hartnacke und Karl Valentin Müller die 
schulpolitischen Debatten bestimmten, wonach Begabung eine erblich bedingte 
Größe war (Drewek 1989). Eine stärkere Verbreitung fand dagegen die These 
von der „Begabungsreserve“ (Picht 1964) und damit einhergehend auch ein neues 
Verständnis des Begabungsbegriffes, demzufolge Begabung weniger stark durch 
Erbanlagen als vielmehr von den Bedingungen im Elternhaus beein  usst wird 
(Gass-Bolm 2005: 232).172 In den Bundesländern, in denen ehemals eine Auf-
nahmeprüfung das einzige oder ein Kriterium neben anderen Kriterien für die 
Aufnahme auf das Gymnasium war, trat anstelle der Aufnahmeprüfung zunächst 
ein bindendes Grund- bzw. Volksschulgutachten.

1970er und 1980er Jahre
Bei der Ausstellung der Grundschulgutachten können unterschiedliche Kriterien – 
wie etwa der Notendurchschnitt (z.T. in ausgewählten Fächern), die Leistungsent-
wicklung oder auch das Lern- und Arbeitsverhalten der Schüler – berücksichtigt 
werden (Füssel et al. 2010: 99). Bundesländer wie Berlin, Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und das Saarland berücksichtigten in ihren Grundschulemp-
fehlungen stärker die Leistungsentwicklung sowie das Lern- und Arbeitsverhalten 
der Schüler und sahen in den 1970er und 1980er Jahren keine Notenbindung der 
Grundschulgutachten vor. Einige Bundesländer banden die Übergangsempfehlung 

172 Die Unterschiede in den Abiturientenquoten zwischen den Bundesländern wurden als Beleg der 
ungenutzten Begabungsreserven herangezogen. Während in Baden-Württemberg 1965 7,2 Pro-
zent und in Bayern nur 6,5 Prozent aller Schüler das Abitur erlangten, traf dies in Berlin auf 
9,3 Prozent und in Hessen sogar auf 10,4 Prozent eines Jahrgangs zu (StBa 2014b; verschiede-
ne Jahrgänge-a: eigene Berechnungen). Untermauert wurde die These der Begabungsreserven 
zudem durch zwei weitere Studien in Nordbaden (Aurin 1966) und Bayern (Ruprecht 1964), 
wonach deutlich mehr Schüler für das Gymnasium geeignet seien als diese Schulform tatsächlich 
besuchten. Die Tatsache, dass beide Studien im Bundestag besprochen wurden, zeigt welches 
Gewicht dem Thema der Begabungsreserven beigemessen wurde (Gass-Bolm 2005: 233).
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der Grundschulgutachten dagegen an einen festen Notenschnitt. Rheinland-Pfalz 
war dabei 1966/67 das erste Bundesland, in dem die Empfehlung der Klassenleh-
rer oder Klassenkonferenz auf Basis eines vorgeschriebenen Notendurchschnitts 
getroffen wurde. Bayern folgte 1971/72 und zeichnete sich durch eine zusätzliche 
Sonderregelung aus: Die Empfehlung beruhte nicht nur auf einem Notendurch-
schnitt, sondern musste zusätzlich durch eine Eignungserklärung der abgebenden 
Schule bestätigt werden. Selbst wenn ein Schüler den Notenschnitt erreicht hatte, 
konnte ihm der Gymnasialzugang verwehrt werden.173

Ähnlich wie Rheinland-Pfalz und Bayern führten rund ein Jahrzehnt später 
auch Baden-Württemberg und Hamburg 1978/79 eine feste Notenbindung des 
Grundschulgutachtens ein. Schließlich folgte 1980/81 Schleswig-Holstein (aller-
dings nur bis 1989/90). Bremen setzte zunächst auf eine feste Notenbindung, 
entschied sich aber ab 1977/78 dagegen.
Neben der Verknüpfung mit einem Notendurchschnitt unterschieden sich die 
Regelungen der Bundesländer in den 1970er und 1980er Jahren auch darin, wel-
chen Verbindlichkeitsgrad die Übergangsempfehlung hatte. In Berlin, Hamburg 
und Schleswig-Holstein konnten Eltern in den 1970er und 1980er Jahren durch-
gängig ihre Kinder abweichend vom Grundschulgutachten an einer weiterfüh-
renden Schulform ihrer Wahl anmelden. Die nichtbindende Grundschulemp-
fehlung führten in diesem Zeitraum auch Bremen (ab 1977/78), Niedersachsen 
(ab 1978/79) und Rheinland-Pfalz (ab 1984/85) ein. In allen sechs genannten 
Bundesländern galt bis zum Ende der Untersuchungsperiode 2009/10 die Wahl-
freiheit der Eltern bei der Schulform.
Verbindlich war die Übergangsempfehlung dagegen in den 1970er und 1980er 
Jahren in Bayern (bis 2009/10), Baden-Württemberg (bis 2009/10), Hessen (bis 
1992/93) und Nordrhein-Westfalen (bis 1997/98). Verschiedene Regelungen 
in der Bindungskraft des Grundschulgutachtens traf das Saarland. So hatte das 
Grundschulgutachten zunächst bis 1987/88 Bindungskraft, danach wurde diese 
zunächst wieder aufgehoben.

1990er und 2000er Jahre
In den 1990er und 2000er Jahren kristallisieren sich zwei Gruppen heraus. In der 
ersten Ländergruppe ist die Grundschulempfehlung notenbasiert und bindend. 
Hierzu gehören Baden-Württemberg, Bayern174, Brandenburg (seit 2007/08), Sach-
sen, Sachsen-Anhalt (seit 2005/06) und Thüringen. In einer zweiten Ländergruppe 

173 Umgekehrt kann die Notenbindung nicht durch ein positives Gutachten außer Kraft gesetzt 
werden.

174 In Bayern erhalten erst seit dem Schuljahr 2008/09 alle Schüler ein Übertrittszeugnis, auf dem 
die Eignung für die weiterführenden Schulen festgestellt wird. Bis dahin wurde das Übertritts-
zeugnis nur auf Antrag der Eltern erstellt. Ohne ein Übertrittszeugnis mussten Schüler auf die 
Hauptschule übergehen. Der Antrag für ein Übertrittszeugnis könnte damit eine zusätzliche 
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ist die Empfehlung nicht an Noten gebunden und auch nicht verbindlich.175 Zu 
dieser Ländergruppe zählen Bremen, Hessen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Berlin und Hamburg nehmen 
eine Zwischenstellung ein. Die Empfehlungen der Berliner Grundschulen wurden 
zwar 2001/2002 an die Noten gebunden, jedoch sind sie nicht bindend.176 In Ham-
burg ist der Elternwille ebenfalls frei, hier galt bis 2002/03 jedoch eine Notenbin-
dung. Eine eindeutige Zuordnung in den 1990er und 2000er Jahren erschweren die 
Regelungen in Nordrhein-Westfalen. Zwar sind keine notenbasierten Empfehlun-
gen vorgesehen, jedoch waren bis 1996/97 die Empfehlungen der Grundschulen 
bindend. Von 1997/98 bis 2005/06 waren Eltern nicht an die Grundschulemp-
fehlung gebunden, jedoch wieder unter der CDU-FDP-Koalition von 2006/07. 
Mit dem erneuten Regierungswechsel zur Minderheitenregierung von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen wurde zum Schuljahr 2010/11 (nicht in der Indikatorik 
enthalten) die Bindung der Grundschulempfehlung wieder aufgehoben. Ähnliche 
Zuordnungsprobleme wie Nordrhein-Westfalen bereitete das Saarland. Hier wurde 
zum Schuljahr 2000/01 die nicht notenbasierte, nicht verbindliche Regelung an die 
Noten gebunden und zudem verbindlich. Seit 2009/10 haben Eltern im Saarland 
wieder die Entscheidungshoheit, die Grundschulempfehlung ist zudem nicht mehr 
notenbasiert. Auch in Baden-Württemberg und Bremen ist es beim Elternwillen 
mittlerweile zu Änderungen gekommen (nicht mehr im Untersuchungszeitraum). 
In Baden-Württemberg ist die Empfehlung der Lehrkräfte nicht bindend. Dage-
gen wurde in Bremen der Elternwille 2010/11 faktisch abgeschafft.177 Wie bereits 
angesprochen (Abschnitt 4.1.8) müssen Schüler in der Hansestadt Regelstandards 
in der Grundschule erfüllen, um an Gymnasien aufgenommen werden zu können. 
Damit verbunden ist hier auch ein völlig neuer Weg der Leistungskontrolle. Die 
Regelstandards sind nicht an Noten gebunden, ihre Erfüllung wird von der Zeug-

Hürde gewesen sein, da geeigneten Schülern aus niedrigeren Sozialschichten nicht automatisch 
die Eignung für eine Schulform bescheinigt wurde.

175 In Schleswig-Holstein ist der Gymnasialübertritt allerdings seit 2002/03 nicht mehr möglich, 
wenn der Schüler eine Hauptschulempfehlung hat. Schleswig-Holstein hat seitdem also eine teil-
weise gebundene Empfehlung für die weiterführenden Schulen. Die gleiche Regelung galt in der 
gleichen Form auch schon 1984/85 bis 1990/91 in Rheinland-Pfalz. Offen bleibt, ob in Bundes-
ländern mit ungebundener Empfehlung, Eltern, deren Kinder nur eine Hauptschulempfehlung 
haben, sich in substantieller Anzahl für einen Gymnasialbesuch entscheiden. Nach Daten aus der 
IGLU-Studie wird nur für 1,4 Prozent der Schüler, die eine Hauptschulempfehlung haben, das 
Gymnasium gewählt (Bos et al. 2003).

176 Die Veränderung der Notenbindung ist in Berlin auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts vom 
23.08.2000 zurückzuführen (Dietze 2011). Das Gericht stellte fest, dass nur Schulnoten eine 
objektive Grundlage für die Erstellung und Erteilung von Schulempfehlungen sind. Interessant 
hierbei ist, dass mit der Notenbindung in Berlin der Anteil der Gymnasialempfehlungen von 
einem auf das andere Jahr von 30,2 auf 40,1 Prozent angestiegen ist (Dietze 2011).

177 Zudem wurde festgelegt, dass mit der Einführung der Oberschule nur noch 25 Prozent der Ab-
gänger aus den Grundschulen auf das Gymnasium überwechseln können (Rösner 2014: 45).

|  147Kontrolle von Inhalten

ist die Empfehlung nicht an Noten gebunden und auch nicht verbindlich.175 Zu 
dieser Ländergruppe zählen Bremen, Hessen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Berlin und Hamburg nehmen 
eine Zwischenstellung ein. Die Empfehlungen der Berliner Grundschulen wurden 
zwar 2001/2002 an die Noten gebunden, jedoch sind sie nicht bindend.176 In Ham-
burg ist der Elternwille ebenfalls frei, hier galt bis 2002/03 jedoch eine Notenbin-
dung. Eine eindeutige Zuordnung in den 1990er und 2000er Jahren erschweren die 
Regelungen in Nordrhein-Westfalen. Zwar sind keine notenbasierten Empfehlun-
gen vorgesehen, jedoch waren bis 1996/97 die Empfehlungen der Grundschulen 
bindend. Von 1997/98 bis 2005/06 waren Eltern nicht an die Grundschulemp-
fehlung gebunden, jedoch wieder unter der CDU-FDP-Koalition von 2006/07. 
Mit dem erneuten Regierungswechsel zur Minderheitenregierung von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen wurde zum Schuljahr 2010/11 (nicht in der Indikatorik 
enthalten) die Bindung der Grundschulempfehlung wieder aufgehoben. Ähnliche 
Zuordnungsprobleme wie Nordrhein-Westfalen bereitete das Saarland. Hier wurde 
zum Schuljahr 2000/01 die nicht notenbasierte, nicht verbindliche Regelung an die 
Noten gebunden und zudem verbindlich. Seit 2009/10 haben Eltern im Saarland 
wieder die Entscheidungshoheit, die Grundschulempfehlung ist zudem nicht mehr 
notenbasiert. Auch in Baden-Württemberg und Bremen ist es beim Elternwillen 
mittlerweile zu Änderungen gekommen (nicht mehr im Untersuchungszeitraum). 
In Baden-Württemberg ist die Empfehlung der Lehrkräfte nicht bindend. Dage-
gen wurde in Bremen der Elternwille 2010/11 faktisch abgeschafft.177 Wie bereits 
angesprochen (Abschnitt 4.1.8) müssen Schüler in der Hansestadt Regelstandards 
in der Grundschule erfüllen, um an Gymnasien aufgenommen werden zu können. 
Damit verbunden ist hier auch ein völlig neuer Weg der Leistungskontrolle. Die 
Regelstandards sind nicht an Noten gebunden, ihre Erfüllung wird von der Zeug-

Hürde gewesen sein, da geeigneten Schülern aus niedrigeren Sozialschichten nicht automatisch 
die Eignung für eine Schulform bescheinigt wurde.

175 In Schleswig-Holstein ist der Gymnasialübertritt allerdings seit 2002/03 nicht mehr möglich, 
wenn der Schüler eine Hauptschulempfehlung hat. Schleswig-Holstein hat seitdem also eine teil-
weise gebundene Empfehlung für die weiterführenden Schulen. Die gleiche Regelung galt in der 
gleichen Form auch schon 1984/85 bis 1990/91 in Rheinland-Pfalz. Offen bleibt, ob in Bundes-
ländern mit ungebundener Empfehlung, Eltern, deren Kinder nur eine Hauptschulempfehlung 
haben, sich in substantieller Anzahl für einen Gymnasialbesuch entscheiden. Nach Daten aus der 
IGLU-Studie wird nur für 1,4 Prozent der Schüler, die eine Hauptschulempfehlung haben, das 
Gymnasium gewählt (Bos et al. 2003).

176 Die Veränderung der Notenbindung ist in Berlin auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts vom 
23.08.2000 zurückzuführen (Dietze 2011). Das Gericht stellte fest, dass nur Schulnoten eine 
objektive Grundlage für die Erstellung und Erteilung von Schulempfehlungen sind. Interessant 
hierbei ist, dass mit der Notenbindung in Berlin der Anteil der Gymnasialempfehlungen von 
einem auf das andere Jahr von 30,2 auf 40,1 Prozent angestiegen ist (Dietze 2011).

177 Zudem wurde festgelegt, dass mit der Einführung der Oberschule nur noch 25 Prozent der Ab-
gänger aus den Grundschulen auf das Gymnasium überwechseln können (Rösner 2014: 45).

|  149



150  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

niskonferenz beschlossen. Ob diese Art der Leistungsmessung transparenter, valider 
und nachvollziehbarer für Eltern und Kinder ist, bleibt eine offene Frage.

Tab. 17: Notenbindung, bindende Empfehlung und Aufnahmeprüfung als Kri-
terien für den Übergang von der Grundschule/schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe auf das Gymnasium in den deutschen Bundeslän-
dern 1949/50 bis 2009/10178

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW
178

RP SL SN ST SH TH

N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// // // / /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// // // // /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// // /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

178 Die Ausgestaltung der Übergangsregelungen in Nordrhein-Westfalen wurde zwischen 1949/50 
und 1962/63 den untergeordneten Schulämtern übertragen. Damit ist eine einheitliche Codie-
rung für Nordrhein-Westfalen in diesem Zeitraum nicht möglich.
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und nachvollziehbarer für Eltern und Kinder ist, bleibt eine offene Frage.

Tab. 17: Notenbindung, bindende Empfehlung und Aufnahmeprüfung als Kri-
terien für den Übergang von der Grundschule/schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe auf das Gymnasium in den deutschen Bundeslän-
dern 1949/50 bis 2009/10178

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW
178

RP SL SN ST SH TH

N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// // // / /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// // // // /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// // /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

178 Die Ausgestaltung der Übergangsregelungen in Nordrhein-Westfalen wurde zwischen 1949/50 
und 1962/63 den untergeordneten Schulämtern übertragen. Damit ist eine einheitliche Codie-
rung für Nordrhein-Westfalen in diesem Zeitraum nicht möglich.
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW
178

RP SL SN ST SH TH

N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A

1983/1984 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 ///

1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

N = Notenbindung B = Bindend A = Aufnahmeprüfung

Feste Notenbindung der 
Gymnasialempfehlung 
und Noten als einziges 
Übergangskriterium

Empfehlung für 
Gymnasium bindend

Keine Aufnahmeprüfung

Keine feste Notenbindung 
der Gymnasialempfehlung

Empfehlung für Gymnasi-
um nicht bindend

Aufnahmeprüfung als ein 
Kriterium für Gymnasial-
übergang

Feste Notenbindung und 
Gymnasialempfehlung 
erforderlich

Teilnahme an der Auf-
nahmeprüfung auf Antrag 
der Eltern und bindende 
Empfehlung

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium für 
Gymnasialübergang

E Einheitsschule

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW
178

RP SL SN ST SH TH

N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A N B A
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2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010
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Keine feste Notenbindung 
der Gymnasialempfehlung
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um nicht bindend

Aufnahmeprüfung als ein 
Kriterium für Gymnasial-
übergang

Feste Notenbindung und 
Gymnasialempfehlung 
erforderlich

Teilnahme an der Auf-
nahmeprüfung auf Antrag 
der Eltern und bindende 
Empfehlung

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium für 
Gymnasialübergang

E Einheitsschule

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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Zusammenfassung
In 60 Jahren Schulgeschichte haben die Bundesländer bei den Übergangsregelun-
gen auf das Gymnasium zahlreiche Veränderungen vorgenommen. Die meisten 
Bundesländer hielten nach dem 2. Weltkrieg zunächst an der tradierten Aufnah-
meprüfung an Gymnasien fest. Erst in den 1960er und 1970er Jahren wurde 
die Aufnahmeprüfung als Kriterium für den Gymnasialübergang sukzessive ab-
geschafft. Eine Aufnahmeprüfung bzw. Zulassungsprüfung ist nur noch in den 
Bundesländern vorgesehen, wenn keine Gymnasialempfehlung vorliegt und die 
Grundschulempfehlung zudem bindend ist. Auf diese Regelung gehen wir in Ab-
schnitt 4.2.1.2. näher ein. Nach der Abschaffung der Aufnahmeprüfung knüpfte 
ein Teil der Bundesländer die Grundschulempfehlung an eine Notenbindung, 
um weiterhin eine standardisierte Form der Empfehlung zu gewährleisten. In ei-
ner zweiten Gruppe von Bundesländern berücksichtigten Klassenlehrer oder Klas-
senkonferenz in ihrer Empfehlung neben dem Leistungsstand auch die Leistungs-
entwicklung sowie das Lern- und Arbeitsverhalten der Schüler. Bei dem Indikator 
der Notenbindung gab es im Zeitverlauf in den meisten Bundesländern seit Ende 
der 1970er Jahren kaum Veränderungen. Ausnahme sind hierbei die angespro-
chenen Veränderungen in Berlin, Brandenburg, Hamburg und dem Saarland. Im 
Gegensatz zur Notenbindung ist der Verbindlichkeitsgrad der Grundschulemp-
fehlung im Bundesländervergleich weniger stabil. Mindestens eine Veränderung 
im Verbindlichkeitsgrad haben Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, das Saarland und Sachsen-Anhalt. Hier wechselten Phasen der 
Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung und des freien Elternwillens bei der 
Wahl weiterführender Schulformen. Auch wenn das Saarland (2008/09), Nord-
rhein-Westfalen (2010/11) und Baden-Württemberg (2012/13) die Verbind-
lichkeit der Gymnasialempfehlung abgeschafft haben und dies in Niedersachsen 
geplant ist, ist jedoch kein eindeutiger Trend im Verbindlichkeitsgrad der Grund-
schulempfehlung zu erkennen. Denn in Brandenburg (2007/08) und Sachsen-
Anhalt (2004/05) wurde die Gymnasialempfehlung bindend und der Elternwille 
dementsprechend wieder eingeschränkt.

4.2.1.2 Aufnahmeprüfung als Möglichkeit, die nicht gegebene 
Gymnasialempfehlung noch zu erhalten

Bundesländer, die eine bindende Schulformempfehlung für die weiterführen-
den Schulen vorsehen, bieten Eltern in der Regel die Möglichkeit, gegen diese 
Empfehlung Einspruch zu erheben (Tabelle 18). Hierzu gehören seit Mitte bzw. 
Ende der 1960er Jahre Baden-Württemberg (seit 1967/68)179 und Bayern (seit 

179 Baden-Württemberg ist zwischen 1967/68 und 1978/79 das einzige Bundesland, in dem zum ei-
nen eine Aufnahmeprüfung für alle Schüler in der vierten Klasse durchgeführt wurde, die neben 
anderen Kriterien über die Gymnasialempfehlung bestimmte. Zum zweiten hatten Schüler, die 
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1971/72) und seit der Wiedervereinigung auch Sachsen und Thüringen. Zudem 
sahen Brandenburg (seit 2007/08) und Sachsen-Anhalt (seit 2005/06) eine Auf-
nahmeprüfung vor, wenn keine Gymnasialempfehlung ausgesprochen wurde und 
der Besuch dieser Schulform gewünscht wird. In Nordrhein-Westfalen und dem 
Saarland war in den Zeiten der bindenden Gymnasialempfehlung die Möglich-
keit einer Aufnahmeprüfung gegeben. Nur in Berlin von 1951/52 bis 1954/55 
und Niedersachsen 1964/65 bis 1971/72 gab es in Zeiten bindender Gymnasial-
empfehlungen nicht die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung.
Die Möglichkeit, über eine Aufnahmeprüfung ohne Gymnasialempfehlung den 
Gymnasialzugang zu erhalten, sagt allerdings noch wenig darüber aus, wie groß 
die Durchlässigkeit hierbei ist. Drei Beispiele – Baden-Württemberg, Bayern und 
Sachsen-Anhalt – zeigen, wie unterschiedlich die Chancen für Schüler sind. In 
Baden-Württemberg, für das seit 1982 Daten vorliegen, nahmen in den 1980er 
Jahren noch 4,6 Prozent aller Schüler eines Jahrgangs an einer Aufnahmeprü-
fung teil. Ende der 2000er Jahre sank die Teilnahme auf rund zwei Prozent eines 
Jahrgangs (Dietze 2011). Während Anfang der 1980er Jahre noch 60 Prozent 
aller Schüler, die an einer Aufnahmeprüfung teilnahmen, diese auch bestanden, 
liegt dieser Wert Ende der 2000er Jahre nur noch bei rund 15 Prozent (Diet-
ze 2011). Im Zeitverlauf erhielten somit weniger Schüler nachträglich den Zu-
gang zum Gymnasium. In diese Zahlen  ießen jedoch auch jene Schüler ein, die 
eine Aufnahmeprüfung für die Realschule durchgeführt haben. Werden nur jene 
Schüler berücksichtigt, die die Anforderungen für den Zugang zum Gymnasium 
erfüllen, dann erlangten in Baden-Württemberg in den 2000er Jahren nur knapp 
vier Prozent aller Schüler, die an einer Aufnahmeprüfung teilnahmen, noch die 
Gymnasialempfehlung (LfS-BW 2011). In Bayern wird die Aufnahmeprüfung 
als „Probeunterricht“ bezeichnet. Daran nahmen 1982 rund drei Prozent eines 
Jahrgangs teil, bis 2010/11 ging die Quote unwesentlich auf rund 2,5 Prozent 
zurück (Dietze 2011; StBa 2014b: eigene Berechnungen). In Bayern liegen die 
„Bestehensquoten“ des Probeunterrichts für das Gymnasium für die 1980er und 
1990er Jahre bei durchschnittlich 11,6 Prozent (zwischen 9,6 und 15,5 Prozent). 
Ähnlich wie in Baden-Württemberg ist diese Quote auch in Bayern in den 2000er 
Jahren deutlich rückläu  g und liegt bei 7,3 Prozent (zwischen 6,0 und 9,2 Pro-
zent). Im Gegensatz zu den geringen „Bestehensquoten“ in den beiden südlichen 
Bundesländern erhielten in Sachsen-Anhalt 2008/09 43,9 Prozent aller Schüler, 
die an „Eignungsfeststellungsverfahren“ für das Gymnasium teilnahmen, das 
Recht ein Gymnasium zu besuchen (KMSA 2010).

die Gymnasialempfehlung nicht erhielten die Möglichkeit, am Gymnasium eine weitere Aufnah-
meprüfung zu absolvieren.
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die Gymnasialempfehlung nicht erhielten die Möglichkeit, am Gymnasium eine weitere Aufnah-
meprüfung zu absolvieren.
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Tab. 18: Aufnahmeprüfung als Möglichkeit, die nicht gegebene Gymnasialemp-
fehlung noch zu erhalten, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1950/1951 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1951/1952 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1952/1953 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1953/1954 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1954/1955 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1955/1956 O O O /// O O /// O /// O /// /// /// O ///
1956/1957 O O O /// O O /// O /// O /// /// /// O ///
1957/1958 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1958/1959 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1959/1960 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1960/1961 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1961/1962 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1962/1963 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1963/1964 O O O /// O O /// O /// /// /// O ///
1964/1965 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1965/1966 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1966/1967 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1967/1968 O O /// O /// /// /// /// O ///
1968/1969 O O /// O /// /// /// /// O ///
1969/1970 O O /// O /// /// /// /// O ///
1970/1971 O O /// O /// /// /// /// O ///
1971/1972 O /// O /// /// /// /// O ///
1972/1973 O /// O /// /// /// /// O ///
1973/1974 O /// O /// /// /// /// O ///
1974/1975 O /// O /// /// /// /// O ///
1975/1976 O /// O /// /// /// /// O ///
1976/1977 O /// O /// /// /// /// O ///
1977/1978 O /// O O /// /// /// /// O ///
1978/1979 O /// O O /// O /// /// O ///
1979/1980 O /// O O /// O /// /// O ///
1980/1981 O /// O O /// O /// /// O ///
1981/1982 O /// O O /// O /// /// O ///
1982/1983 O /// O O /// O /// /// O ///
1983/1984 O /// O O /// O /// /// O ///
1984/1985 O /// O O /// O O /// /// O ///
1985/1986 O /// O O /// O O /// /// O ///
1986/1987 O /// O O /// O O /// /// O ///
1987/1988 O /// O O /// O O /// /// O ///
1988/1989 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1989/1990 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1990/1991 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1991/1992 O O O O O O O O /// O O

152  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

Tab. 18: Aufnahmeprüfung als Möglichkeit, die nicht gegebene Gymnasialemp-
fehlung noch zu erhalten, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1950/1951 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1951/1952 /// O E /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1952/1953 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1953/1954 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1954/1955 O O /// O O /// /// /// O /// /// /// O ///
1955/1956 O O O /// O O /// O /// O /// /// /// O ///
1956/1957 O O O /// O O /// O /// O /// /// /// O ///
1957/1958 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1958/1959 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1959/1960 O O O /// O O O /// O /// O /// /// /// O ///
1960/1961 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1961/1962 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1962/1963 O O O /// O O /// O /// /// /// /// O ///
1963/1964 O O O /// O O /// O /// /// /// O ///
1964/1965 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1965/1966 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1966/1967 O O O /// O O /// /// /// /// O ///
1967/1968 O O /// O /// /// /// /// O ///
1968/1969 O O /// O /// /// /// /// O ///
1969/1970 O O /// O /// /// /// /// O ///
1970/1971 O O /// O /// /// /// /// O ///
1971/1972 O /// O /// /// /// /// O ///
1972/1973 O /// O /// /// /// /// O ///
1973/1974 O /// O /// /// /// /// O ///
1974/1975 O /// O /// /// /// /// O ///
1975/1976 O /// O /// /// /// /// O ///
1976/1977 O /// O /// /// /// /// O ///
1977/1978 O /// O O /// /// /// /// O ///
1978/1979 O /// O O /// O /// /// O ///
1979/1980 O /// O O /// O /// /// O ///
1980/1981 O /// O O /// O /// /// O ///
1981/1982 O /// O O /// O /// /// O ///
1982/1983 O /// O O /// O /// /// O ///
1983/1984 O /// O O /// O /// /// O ///
1984/1985 O /// O O /// O O /// /// O ///
1985/1986 O /// O O /// O O /// /// O ///
1986/1987 O /// O O /// O O /// /// O ///
1987/1988 O /// O O /// O O /// /// O ///
1988/1989 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1989/1990 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1990/1991 O /// O O /// O O O /// /// O ///
1991/1992 O O O O O O O O /// O O

154  |



|  155Kontrolle von Inhalten

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1992/1993 O O O O O O O O O O

1993/1994 O O O O O O O O O O O

1994/1995 O O O O O O O O O O O

1995/1996 O O O O O O O O O O O

1996/1997 O O O O O O O O O O O

1997/1998 O O O O O O O O O O O O

1998/1999 O O O O O O O O O O O O

1999/2000 O O O O O O O O O O O O

2000/2001 O O O O O O O O O O O

2001/2002 O O O O O O O O O O O

2002/2003 O O O O O O O O O O O

2003/2004 O O O O O O O O O O O

2004/2005 O O O O O O O O O O O

2005/2006 O O O O O O O O O O

2006/2007 O O O O O O O O O

2007/2008 O O O O O O O O

2008/2009 O O O O O O O O

2009/2010 O O O O O O O O O

Aufnahmeprüfung möglich
Keine Aufnahmeprüfung möglich

O trifft nicht zu (keine bindende Empfehlung oder Aufnahmeprüfung als Bestandteil der 
Gymnasialempfehlung)

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

4.2.1.3 Probezeit auf Gymnasium nach dem Übergang auf die weiterführenden 
Schulen

Der Übergangsprozess zwischen Grundschule und weiterführenden Schulen en-
det nicht in allen Bundesländern mit dem Übertritt nach der Grundschule. In 
vielen Bundesländern entscheidet über den endgültigen Verbleib am Gymnasium 
eine Probezeit. Gerade in den Bundesländern, die keine bindende Grundschul-
empfehlung vorsehen, kann der Staat über die Probezeit in das Elternrecht der 
freien Schulformwahl eingreifen (Füssel et al. 2010).
Der Indikator Probezeit erfasst die Regelungen, wonach Schüler erst dann end-
gültig in das Gymnasium aufgenommen werden, wenn sie eine Probezeit (je nach 
Bundesland von wenigen Monaten bis zu einem Schuljahr) erfolgreich durch-
laufen haben. Ebenfalls unter den Indikator fällt eine schulartenabhängige För-
derstufe, an deren Ende eine Bildungsgangempfehlung abgegeben wird. Nach 
unserer De  nition wäre eine solche Regelung eine Probezeit von zwei Jahren, 
denn damit haben Gymnasien die Möglichkeit, Schüler nach zwei Jahren mit 
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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Ende der schulartenabhängigen Förderstufe abzuschulen. Dementsprechend sind 
die Regelungen zur Probezeit (Tabelle 19) nicht unabhängig von den Regelungen 
zur Förderstufe zu verstehen (Tabelle 7). Zusätzlich haben wir hierbei auch jene 
Bundesländer, die wir zeitweise nicht mit einer Förderstufe gekennzeichnet ha-
ben (Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein), mit einer Probezeit codiert, 
wenn es gesetzliche Regelungen gab, die eine Überprüfung der Gymnasiasten 
vorsahen. Für Schleswig-Holstein haben wir es deshalb zeitweise mit einer einjäh-
rigen Probezeit, in Nordrhein-Westfalen sogar mit einer zweijährigen Probezeit 
während der „Erprobungsstufe“ zu tun.
Egal wie ausgefeilt die Zuteilungsverfahren für das Gymnasium in den Bundeslän-
dern sind, mit der Probezeit hat sich die Mehrheit der Bundesländer ein „Hintertür-
chen“ offen gehalten, um Fehlentscheidungen bei der Gymnasialzuweisung noch zu 
korrigieren. Nur wenige Bundesländer sehen keine Probezeit an Gymnasien vor. Von 
den westdeutschen Bundesländern war Niedersachsen mit dem Schuljahr 1971/72 
bis zur Wiedervereinigung das einzige Bundesland, das auf eine Probezeit nach der 
Grundschule verzichtete. An dieser Regelung wird in Niedersachsen bis heute festge-
halten. Auch Brandenburg verzichtete nach der Wende zunächst auf eine Probezeit, 
führte diese jedoch zum Schuljahr 2001/02 ein. Seit einigen Jahren gibt es auch in 
Bremen (seit 2005/06) und Mecklenburg-Vorpommern (seit 2006/07) keine Probe-
zeit mehr.180 Alle vier genannten Bundesländer zeichnen sich dabei durch Erfahrun-
gen mit einem längeren gemeinsamen Lernen entweder in der Grundschule oder in 
einer schulartenunabhängigen Orientierungsstufe aus. So hatte Niedersachsen in den 
Jahren 1971/72 bis 2003/04 eine schulartenunabhängige Orientierungsstufe und 
damit eine verlängerte gemeinsame Lernzeit seiner Schüler. Auch in Bremen gab es 
lange Zeit eine schulartenunabhängige Orientierungsstufe bis zur 6. Klasse (1977/78 
bis 2003/04). Der Wegfall der Probezeit geschah allerdings erst ein paar Jahre nach 
der Abschaffung der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe. Brandenburg lässt 
seine Schüler in der Grundschule seit 1991/92 sechs Jahre zusammen lernen, gleiches 
gilt für Mecklenburg-Vorpommern seit 2006/07 mit der Einführung der schular-
tenunabhängigen Orientierungsstufe. Auch wenn Berlin eine sechsjährige gemeinsa-
me Grundschulzeit hat, setzt es auf eine Probezeit in Klasse 7.
Im Vergleich der Bundesländer lässt sich Folgendes feststellen: Diejenigen Bundes-
länder, die auf eine spätere Trennung ihrer Schüler setzen bzw. eine solche Tradi-
tion haben, verzichteten in der Vergangenheit auf die Probezeit. Bundesländer mit 
einer frühen Trennung scheinen dabei weniger auf die Prognosekraft der Gymna-
sialempfehlung für zehnjährige Kinder zu vertrauen und nutzen die Probezeit, um 
nachträglich die Möglichkeit zu haben, Übergangsentscheidungen zu korrigieren. 
Allerdings gibt es auch in Bayern seit dem Schuljahr 2007/08 keine Probezeit mehr.

180 Allerdings besteht in Mecklenburg-Vorpommern eine Probezeit für jene Schüler, die keine Gym-
nasialempfehlung erhalten haben.
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Tab. 19: Probezeit auf dem Gymnasium direkt nach der Grundschule/schular-
tenunabhängigen Orientierungsstufe, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 /// ///
1992/1993 ///
1993/1994
1994/1995
1995/1996
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Probezeit
Keine Probezeit

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

4.2.2 Übergang in das Gymnasium in der Sekundarstufe I

Ursprünglich wollten wir die Möglichkeit eines späteren Aufstiegs auf das Gymnasi-
um für alle Klassenstufen der Sekundarstufe I unter einem Indikator zusammenfassen. 
Bei der Durchsicht der schulrechtlichen Regelungen wurde uns jedoch schnell klar, 
dass der Übergang nach Klasse 6 von der Volksschule, Realschule oder einer Schulart 
mit mehreren Bildungsgängen auf das Gymnasium in einigen Bundesländern eine 
exponierte Stellung einnimmt und das nicht nur in den Bundesländern mit einer 
schulartenabhängigen Förderstufe. Zudem unterscheiden sich die Übergangsregelun-
gen nach Klasse 6 zum Teil grundlegend von denen nach Klasse 7 bis nach Klasse 9.
Wir haben uns daher entschieden, die späteren Aufstiege auf das Gymnasium 
getrennt „nach Klasse 6“ und „nach Klasse 7 bis nach Klasse 9“ zu codieren. Die 
Vergleichbarkeit der Regelungen ist dabei schwierig, da in den Bundesländern 
mit einer sechsjährigen Grundschule oder einer schulartenunabhängigen Orien-
tierungsstufe der Übergang nach Klasse 6 nicht die „zweite Schwelle“ sondern die 
„erste Schwelle“ beim Übergang in die weiterführenden Schulen darstellt. Für 
diese Bundesländer weisen wir die Regelungen nach Klasse 6 nicht separat aus, da 
diese bereits im vorhergehenden Abschnitt behandelt wurden.

4.2.2.1 Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 6

In Tabelle 20 stellen wir dar, in welchen Bundesländern ohne eine verp  ichten-
de sechsjährige Grundschule oder schulartenunabhängige Orientierungsstufe ein 
späterer Übergang nach Klasse 6 in das Gymnasium möglich ist.
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Bundesländer mit einer sechsjährigen Grundschule oder schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe erhalten von uns bei diesem Indikator ein „nicht zutreffend“. 
Zum einen erhalten diese Kategorie in den 1950er Jahren Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein, die ihre sechsjährigen Grundschulen in den 1950er Jahren 
abschafften oder den Übergang von Klasse 4 auf das Gymnasium ermöglichten. 
Ebenso trifft diese Regelung auf Bremen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt in den Zeiten der schulartenunabhängigen Orientie-
rungsstufe zu. In Berlin und Brandenburg stellt der Übergang nach der 6. Klasse 
aufgrund der bis heute existierenden sechsjährigen Grundschule die erste Schwel-
le beim Übergang in die weiterführenden Schulen dar.
In allen Bundesländern, die keine sechsjährige Grundschule oder schulartenun-
abhängige Orientierungsstufe haben, ist der Übergang auf das Gymnasium von 
nicht-gymnasialen Schulen nach der 6. Klasse prinzipiell möglich.181 Gibt es Auf-
stiegsmöglichkeiten, so vermuten wir, dass auch „Spätentwickler“ später aufsteigen 
können. Offen bleibt jedoch, ob diese Möglichkeit eher durch Aufstiege von bil-
dungsnahen oder -fernen Schülern wahrgenommen wird. Die bisherige Forschung 
zu späteren Übergängen lässt vermuten, dass diese Möglichkeiten eher durch bil-
dungsnahe Schichten genutzt werden (Helbig 2012b; Hillmert und Jacob 2005).
Speziell bei schulartenabhängigen Förderstufen182 ist der Übergang nach Klas-
se 6 ein integraler Bestandteil. Eine solche Regelung gab es in Bremen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, im Saarland, 
in Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen.183 Bremen 

181 Einzig im Saarland vor dem Schuljahr 1967/68 könnte der Übergang nach der 6. Klasse zum 
Gymnasium nicht möglich gewesen sein. Es  nden sich vor 1967/68 keine Regelungen, die sich 
auf diesen Übergang beziehen. Die Regelungen zur Aufbauschule bzw. später den Aufbaugym-
nasien, die bereits seit 1958 geregelt wurden, weisen implizit darauf hin, dass der einzige Weg, 
zu einem späteren Zeitpunkt auf das Gymnasium aufzusteigen, nur über diese Schulen möglich 
war. Der Übergang auf die Aufbauschulen bzw. Aufbaugymnasien war im Saarland bis 1973/74 
nach der 7. Klasse zur 8. Klasse möglich.

182 Schulartenabhängige Förderstufen als Strukturelement sind für uns die 5. und 6. Klassen, in de-
ren Anschluss auf allen Schulformen eine Empfehlung für die weitere Schullaufbahn gegebenen 
wird. An dieser Stelle geht es uns um einen späteren Aufstieg auf das Gymnasium. Wir haben 
auch jene Systeme mit einer schulartenabhängigen Förderstufe gekennzeichnet, die keine erneute 
Laufbahnempfehlung nach Klasse 6 für Gymnasiasten vorsahen, wie etwa Sachsen-Anhalt. Aus-
geschlossen haben wir jedoch jene Systeme, in denen in der 6. Klasse keine Laufbahnempfehlung 
an den niedrigeren Schulformen gegeben wurde. So gab es zeitweise keine Förderstufe an Haupt-
schulen in Nordrhein-Westfalen. Da in Schleswig-Holstein beim Übergang nach der 6. Klasse 
eine erneute Bildungsempfehlung gegeben wird, haben wir diese Regelung hier unter schularten-
abhängige Förderstufe gefasst. In Abschnitt 4.1.4 haben wir dies jedoch nicht als schulartenab-
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183 Besonders schwierig stellte sich die Codierung für Nordrhein-Westfalen zwischen 1978 und 1999 
dar. Der Begriff der Erprobungsstufe wird in diesem Bundesland seit dem Schuljahr 1964/65 für 

|  157Kontrolle von Inhalten

Bundesländer mit einer sechsjährigen Grundschule oder schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe erhalten von uns bei diesem Indikator ein „nicht zutreffend“. 
Zum einen erhalten diese Kategorie in den 1950er Jahren Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein, die ihre sechsjährigen Grundschulen in den 1950er Jahren 
abschafften oder den Übergang von Klasse 4 auf das Gymnasium ermöglichten. 
Ebenso trifft diese Regelung auf Bremen, Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt in den Zeiten der schulartenunabhängigen Orientie-
rungsstufe zu. In Berlin und Brandenburg stellt der Übergang nach der 6. Klasse 
aufgrund der bis heute existierenden sechsjährigen Grundschule die erste Schwel-
le beim Übergang in die weiterführenden Schulen dar.
In allen Bundesländern, die keine sechsjährige Grundschule oder schulartenun-
abhängige Orientierungsstufe haben, ist der Übergang auf das Gymnasium von 
nicht-gymnasialen Schulen nach der 6. Klasse prinzipiell möglich.181 Gibt es Auf-
stiegsmöglichkeiten, so vermuten wir, dass auch „Spätentwickler“ später aufsteigen 
können. Offen bleibt jedoch, ob diese Möglichkeit eher durch Aufstiege von bil-
dungsnahen oder -fernen Schülern wahrgenommen wird. Die bisherige Forschung 
zu späteren Übergängen lässt vermuten, dass diese Möglichkeiten eher durch bil-
dungsnahe Schichten genutzt werden (Helbig 2012b; Hillmert und Jacob 2005).
Speziell bei schulartenabhängigen Förderstufen182 ist der Übergang nach Klas-
se 6 ein integraler Bestandteil. Eine solche Regelung gab es in Bremen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, im Saarland, 
in Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen.183 Bremen 

181 Einzig im Saarland vor dem Schuljahr 1967/68 könnte der Übergang nach der 6. Klasse zum 
Gymnasium nicht möglich gewesen sein. Es  nden sich vor 1967/68 keine Regelungen, die sich 
auf diesen Übergang beziehen. Die Regelungen zur Aufbauschule bzw. später den Aufbaugym-
nasien, die bereits seit 1958 geregelt wurden, weisen implizit darauf hin, dass der einzige Weg, 
zu einem späteren Zeitpunkt auf das Gymnasium aufzusteigen, nur über diese Schulen möglich 
war. Der Übergang auf die Aufbauschulen bzw. Aufbaugymnasien war im Saarland bis 1973/74 
nach der 7. Klasse zur 8. Klasse möglich.

182 Schulartenabhängige Förderstufen als Strukturelement sind für uns die 5. und 6. Klassen, in de-
ren Anschluss auf allen Schulformen eine Empfehlung für die weitere Schullaufbahn gegebenen 
wird. An dieser Stelle geht es uns um einen späteren Aufstieg auf das Gymnasium. Wir haben 
auch jene Systeme mit einer schulartenabhängigen Förderstufe gekennzeichnet, die keine erneute 
Laufbahnempfehlung nach Klasse 6 für Gymnasiasten vorsahen, wie etwa Sachsen-Anhalt. Aus-
geschlossen haben wir jedoch jene Systeme, in denen in der 6. Klasse keine Laufbahnempfehlung 
an den niedrigeren Schulformen gegeben wurde. So gab es zeitweise keine Förderstufe an Haupt-
schulen in Nordrhein-Westfalen. Da in Schleswig-Holstein beim Übergang nach der 6. Klasse 
eine erneute Bildungsempfehlung gegeben wird, haben wir diese Regelung hier unter schularten-
abhängige Förderstufe gefasst. In Abschnitt 4.1.4 haben wir dies jedoch nicht als schulartenab-
hängige Förderstufe charakterisiert, weil auch Ab- und Aufstiege nach Klasse 5 möglich waren, 
was unserer De  nition einer Förderstufe widerspricht.

183 Besonders schwierig stellte sich die Codierung für Nordrhein-Westfalen zwischen 1978 und 1999 
dar. Der Begriff der Erprobungsstufe wird in diesem Bundesland seit dem Schuljahr 1964/65 für 

|  159



160  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

(1956/57–1976/77) und Hamburg (1954/55-1956/57) mit ihrer sechsjährigen 
Grundschule haben wir ebenfalls unter die Förderstufen subsumiert, denn wie 
in Abschnitt 4.1.4 beschrieben ging ein Großteil der Schüler bereits nach der 
4. Klasse auf das Gymnasium, obwohl die Grundschule formell sechs Schuljahre 
andauerte. In Baden-Württemberg, Bayern und Hessen184 ist es durchgängig bis 
heute für Schüler möglich, nach der 6. Klasse auf das Gymnasium zu wechseln. 
Auch Sachsen und Thüringen eröffnen diese Möglichkeit für Schüler von Mittel- 
(Sachsen) und Regelschulen (Thüringen).
Der Übergang nach der 6. Klasse auf ein Gymnasium ist in den Bundesländern 
ohne eine sechsjährige Grundschule oder schulartenunabhängigen Orientierungs-
stufe zwar prinzipiell möglich, jedoch unterscheiden sich im Bundesländerver-
gleich die Anforderungen, die Schüler für einen Aufstieg erfüllen müssen.

Realschulen und Gymnasien, seit dem Schuljahr 1978/79 auch für Hauptschulen verwendet. Die 
Erprobungsstufe verweist eigentlich darauf, dass es in Nordrhein-Westfalen seit 1978/79 eine schul-
artenabhängige Förderstufe gegeben haben sollte. Allerdings existieren bis 1999 keinerlei rechtliche 
Grundlagen für den Übergang nach Klasse 6, die dies untermauern würden. Es ist sogar so, dass 
zwischen 1978/79 jegliche gesetzliche Grundlage in Nordrhein-Westfalen fehlt, die diesen Übergang 
regeln würde. Der Kommentar zur allgemeinen Schulordnung (ASchO) verweist zwischen 1978 
und 1993 auf die Allgemeine Prüfungsordnung, die dies regeln soll, die jedoch hierzu keine Angaben 
macht. Dies gesteht auch der Kommentar zur ASchO von 1999 (17. Au  age) ein: „Mit dem Inkraft-
treten der Verordnung über die Ausbildung in der Sekundarstufe I (1.8.1999) sind die bisher ledig-
lich auf einer langjährigen Verwaltungspraxis beruhenden Regelungen für einen Schulformwechsel 
auf die vom Gesetzgeber […] geforderte Rechtsgrundlage gestellt worden […]. Die in den Vorauf-
lagen dieses Kommentars enthaltenen Hinweise sind im Wesentlichen bestätigt worden.“ Allerdings 
wiedersprechen die Regelungen des Kommentars von 1999 jenen ab 1993. Dennoch ist der Hinweis, 
dass bisher in Nordrhein-Westfalen auf langjährige Verwaltungspraxis zurückgegriffen wurde, eine 
wichtige Untermauerung unserer Annahme, dass der Übergang nach Klasse 6 auf das Gymnasium 
lange Zeit nicht geregelt wurde. Dies trifft im Übrigen auch auf die Regelung des Übergangs nach 
Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium (nächster Abschnitt) zu. Bei der Codierung der Regelungen beim 
Übergang nach Klasse 6 auf das Gymnasium haben wir uns in Nordrhein-Westfalen auf die getroffe-
nen Regelungen im ASchO-Kommentar von 1993 (14. Au  age) bezogen. Neben dem Kommentar 
von 1999 haben wir auch die Schuljahre 1978/79 bis 1992/93 herangezogen. Insgesamt stellt dieser 
Vorgang jedoch ein negatives Beispiel dar, dass wichtige gesetzliche Regelungen zum Schulsystem 
über einen langen Zeitraum nicht getroffen wurden. Wie angesprochen, trifft dies für die Aufstiege 
auf das Gymnasium in der gesamten Sekundarstufe I in Nordrhein-Westfalen für 20 Jahre zu.

184 Eine besondere Regelung gab es in Hessen in den Schuljahren 1949/50 bis 1958/59. In diesem 
Zeitraum konnten Schüler der 6. Klassen von der Volksschule nur in sogenannte Aufbauschulen 
wechseln und nicht auf reguläre Gymnasien. Die Bezeichnung Aufbauschulen für den alterna-
tiven Weg zum Abitur wich in den 1960er Jahren aber zusehends der Bezeichnung Aufbau-
gymnasien. Aufbauschulen wurden auch in anderen Bundesländern eingeführt, jedoch begannen 
in keinem anderen Bundesland außer Hessen in den 1950er Jahren die Aufbauschulen bereits 
mit der 7. Klasse. Nach Drewek fungierte die Aufbauschule in Nordrhein-Westfalen weniger 
als Förderung spätbegabter Volksschüler, sondern vielmehr als „Legitimation der dreigliedrigen 
Schulstruktur und damit zur Reduzierung der Gymnasialübergänge“ (Drewek 1985: 186).
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Tab. 20: Übergang nach Klasse 6 auf das Gymnasium möglich, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// O O /// /// /// /// /// /// /// O ///
1950/1951 /// E /// O O /// /// /// /// /// /// O ///
1951/1952 /// E /// O O /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// O /// O O /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// O /// O O /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// O /// O /// /// /// /// /// ///
1955/1956 O /// O /// /// /// /// /// ///
1956/1957 O /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 O /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 O /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 O /// /// /// /// /// ///
1960/1961 O /// /// /// /// /// ///
1961/1962 O /// /// /// /// /// ///
1962/1963 O /// /// /// /// /// ///
1963/1964 O /// /// /// /// /// ///
1964/1965 O /// /// /// /// /// ///
1965/1966 O /// /// /// /// /// ///
1966/1967 O /// /// /// /// /// ///
1967/1968 O /// /// /// /// ///
1968/1969 O /// /// /// /// ///
1969/1970 O /// /// /// /// ///
1970/1971 O /// /// /// /// ///
1971/1972 O /// /// O /// /// ///
1972/1973 O /// /// O /// /// ///
1973/1974 O /// /// O /// /// ///
1974/1975 O /// /// O /// /// ///
1975/1976 O /// /// O /// /// ///
1976/1977 O /// /// O /// /// ///
1977/1978 O /// O /// O /// /// ///
1978/1979 O /// O /// O /// /// ///
1979/1980 O /// O /// O /// /// ///
1980/1981 O /// O /// O /// /// ///
1981/1982 O /// O /// O /// /// ///
1982/1983 O /// O /// O /// /// ///
1983/1984 O /// O /// O /// /// ///
1984/1985 O /// O /// O /// /// ///
1985/1986 O /// O /// O /// /// ///
1986/1987 O /// O /// O /// /// ///
1987/1988 O /// O /// O /// /// ///
1988/1989 O /// O /// O /// /// ///
1989/1990 O /// O /// O /// /// ///
1990/1991 O /// O /// O /// /// ///
1991/1992 O O O O

1992/1993 O O O O

1993/1994 O O O O

1994/1995 O O O O
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1995/1996 O O O O

1996/1997 O O O O

1997/1998 O O O O O

1998/1999 O O O O O

1999/2000 O O O O O

2000/2001 O O O O O

2001/2002 O O O O O

2002/2003 O O O O O

2003/2004 O O O O

2004/2005 O O

2005/2006 O O O

2006/2007 O O O

2007/2008 O O O

2008/2009 O O O

2009/2010 O O O

Übergang möglich
Übergang möglich im Anschluss an die schulartenabhängige Förderstufe oder im Anschluss an 
eine sechsjährige Grundschule, die nicht für alle Schüler gilt

O trifft nicht zu: 6 Jahre Grundschule oder schulartenunabhängige Orientierungsstufe
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Inwieweit überhaupt Regelungen zu einem Übergang nach Klasse 6 relevant 
für die Mobilität der Schüler sein könnten, haben wir anhand der kumulierten 
Auf- und Abstiege vom und ins Gymnasium von Klasse 6 zu 7 für das Schuljahr 
2011/12 überprüft (Abbildung 16). Gerade in Bundesländern mit einer schular-
tenabhängigen Förderstufe hätten wir die größten Schülerströme erwartet, da in 
diesen Bundesländern Schüler am Ende der 6. Klasse eine erneute Schullaufbahn-
empfehlung erhalten und ggf. in eine höhere Schulform aufsteigen, wie auch auf 
eine niedrigere Schulform absteigen müssen. In den übrigen Bundesländern, in 
denen nach der 6. Klasse keine erneute Schullaufbahnempfehlung ausgesprochen 
wird, sollte es dementsprechend eine niedrigere Mobilität geben.
Erwartungskonform  nden wir eine hohe Mobilität (Auf- und Abstiege von und 
in das Gymnasium) in Hamburg, dem Saarland und Rheinland-Pfalz, die eine 
schulartenabhängige Förderstufe haben. Eine schulartenabhängige Förderstufe 
haben auch Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen, jedoch ist deren Schü-
lermobilität im Bundesländervergleich lediglich durchschnittlich. Demgegenüber 
weisen Bremen und Bayern, zwei Länder ohne schulartenabhängige Förderstufe, 
eine hohe Schülermobilität auf und wiedersprechen damit unserer Erwartung. 
Allerdings ist an dieser Stelle auch festzuhalten, dass unter den fünf Bundeslän-
dern mit der geringsten gymnasialen Schülermobilität nach Klasse 6 auch keines 
eine schulartenabhängige Förderstufe hat. Mit Blick auf Abbildung 16 scheint 
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es, dass schulartenabhängige Förderstufen mit einer etwas größeren gymnasialen 
Schülermobilität nach Klasse 6 einhergehen.

Quelle: StBa (2011,2012b), eigene Berechnungen.
Anmerkungen: Referenzgröße sind Schüler auf dem Gymnasium im Schuljahr 2010/11. Die Daten enthalten nicht 
die Schüler der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe in Rheinland-Pfalz sowie die von Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg aufgrund ihrer sechsjährigen Grundschule bzw. zweijährigen schulartenunabhän-
gigen Orientierungsstufe.

 Abb. 16:  Kumulierte Auf- und Abstiege nach Klasse 6 vom und ins Gymnasium 2011/12 gemessen 
an der Gymnasialpopulation der 6. Klasse 2010/11

Die kumulierte Schülermobilität ist jedoch nur eine Seite der Medaille. Getrennt 
nach Auf- und Abstiegen (Abbildung 17) zeigt sich ein etwas anderes Bild. In den 
meisten Bundesländern dominiert die Abwärtsmobilität. Nur in Sachsen-Anhalt, 
Bremen und Thüringen halten sich die Auf- und Abstiege nach Klasse 6 in etwa die 
Waage. In Rheinland-Pfalz, Hessen und Sachsen gibt es rund zweimal mehr Ab- als 
Aufstiege. In Baden-Württemberg und Hamburg liegt das Missverhältnis bereits bei 
3,5:1, im Saarland und Nordrhein-Westfalen bei über 5,5:1, in Niedersachsen bei 
rund 6,5:1 und in Schleswig-Holstein bei rund 7,5:1. In Bayern gibt es sogar ein 
Verhältnis von rund 34 Abstiegen auf einen Aufstieg. Im Bundesländervergleich ist 
eine Aufstiegsmobilität auf das Gymnasium faktisch kaum vorhanden.185

Ohne Berücksichtigung der Ergebnisse für Rheinland-Pfalz und Bayern zeigt 
sich, dass die größten Ungleichgewichte zwischen Auf- und Abstiegen in jenen 
Bundesländern zu  nden sind, die eine schulartenabhängige Förderstufe haben: 

185 Zudem ist die Einschätzung von Bellenberg (2012), nach der Bayern das einzige Bundesland ist, 
in dem es in der Sekundarstufe I mehr Auf- als Abstiege gibt, in Bezug auf das Gymnasium völlig 
unzutreffend. Aufwärtsmobilität existiert in Bayern nur zwischen Haupt- und Realschulen. Vom 
Gymnasium gibt es fast ausschließlich Abwärtsmobilität.
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es, dass schulartenabhängige Förderstufen mit einer etwas größeren gymnasialen 
Schülermobilität nach Klasse 6 einhergehen.

Quelle: StBa (2011,2012b), eigene Berechnungen.
Anmerkungen: Referenzgröße sind Schüler auf dem Gymnasium im Schuljahr 2010/11. Die Daten enthalten nicht 
die Schüler der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe in Rheinland-Pfalz sowie die von Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern und Brandenburg aufgrund ihrer sechsjährigen Grundschule bzw. zweijährigen schulartenunabhän-
gigen Orientierungsstufe.

 Abb. 16:  Kumulierte Auf- und Abstiege nach Klasse 6 vom und ins Gymnasium 2011/12 gemessen 
an der Gymnasialpopulation der 6. Klasse 2010/11
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in Hamburg, dem Saarland, in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein. Eine schulartenabhängige Förderstufe scheint nicht dazu zu die-
nen, Schüler der Haupt- und Realschulen zu fördern und ihnen den Aufstieg zu 
ermöglichen, sondern vor allem eine weitere Selektionsschwelle für Schüler des 
Gymnasiums nach Klasse 6 aufzubauen. Dies stützt auch unsere Einschätzung 
aus Abschnitt 4.1.4, dass die schulartenabhängige Förderstufe als (zweijährige) 
Probezeit auf dem Gymnasium zu interpretieren ist.

Quelle: StBa (2011,2012b), eigene Berechnungen.
Anmerkungen: Ohne Schüler der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe in Rheinland-Pfalz; ohne Berlin, 
Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern.

Abb. 17: Auf- und Abstiege vom und ins Gymnasium nach der 6. Klasse 2011/12, gemessen an der 
Gymnasialpopulation der 6. Klasse 2010/11

Kriterien für den Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 6
Für den Übergang auf das Gymnasium haben wir sechs Kriterien erhoben, die 
Schüler für einen Aufstieg erfüllen müssen. Zu den Ländern, in denen aufgrund 
einer sechsjährigen Grundschule oder einer schulartenunabhängigen Orientie-
rungsstufe die erste Übergangsschwelle erst nach der 6. Klasse auftritt, gibt es in 
diesen Kriterien keine Codierungen.186 Diese wurden bereits im Abschnitt 4.2.1 
zum Übergang auf das Gymnasium dargestellt.
Für alle anderen Bundesländer haben wir erstens erhoben, ob das Übergangs-
verfahren für einen Aufstieg nach Klasse 6 auf das Gymnasium durch die Eltern 
beantragt werden muss, oder ob das Übergangsverfahren auf Empfehlung durch 
die Schule eingeleitet wird. Diesen Indikator halten wir zentral bei der Generie-

186 Hierzu gehörten im Gesamtzeitraum Berlin und Brandenburg sowie für einzelne Zeiträume 
Bremen 1977/78–2003/04, Niedersachsen 1971/72–2003/04, Mecklenburg-Vorpommern seit 
2005/06 und Sachsen-Anhalt 1997/98–2002/03.
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rung sozialer Ungleichheiten beim späteren Übergang auf das Gymnasium. So-
zial privilegierte Eltern stellen vermutlich deutlich häu  ger einen Antrag für den 
Übergang ihres Kindes nach Klasse 6 auf das Gymnasium als sozial benachteiligte 
Eltern.187 Wird ein Übergangsverfahren jedoch auf Grundlage der Noten oder der 
Einschätzung der Lehrer automatisch eingeleitet, könnten auch Kinder aus sozial 
benachteiligten Familien von einer solchen Regelung pro  tieren. Unberührt von 
dieser Regelung ist allerdings, dass die Eltern in allen Bundesländern schlussend-
lich das Kind an einem Gymnasium anmelden müssen, egal ob sie das Übergangs-
verfahren angestoßen haben oder es durch die Schule eingeleitet wurde.
Zweitens haben wir ermittelt, ob der Übergang nach Klasse 6 auf das Gymnasi-
um an bestimmte Noten gebunden ist.188 Drittens haben wir erhoben, ob es eine 
Aufnahmeprüfung für alle Schüler für das Gymnasium gibt, ob diese nur für nicht 
empfohlene Schüler durchgeführt werden kann oder ob es keinerlei Aufnahmeprü-
fungen gibt. Viertens haben wir festgehalten, ob für den Aufstieg auf das Gym-
nasium eine Schulempfehlung für das Gymnasium vorliegen muss, die sich nicht 
ausschließlich an bestimmten Noten orientiert. Fünftens haben wir ermittelt, ob es 
nach einem Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 6 eine Probezeit auf dem 
Gymnasium gibt. Schließlich haben wir sechstens erhoben, ob der Übergang nach 
Klasse 6 gleichzeitig eine Abstiegsregelung für Gymnasiasten beinhaltet. Denn in 
schulartenabhängigen Förderstufen können nach der in Abschnitt 4.1.4 vorge-
nommenen De  nition auch Schullaufbahnempfehlungen für Gymnasiasten aus-
gesprochen werden und dementsprechend auch Gymnasiasten nach der 6. Klasse 
abgeschult werden. Dabei spielen „normale“ Abstiegsregularien, die sich an Klas-
senwiederholungen orientieren (vgl. Abschnitt 4.2.4) keine Rolle. Wenn die Über-
gangsregularien nach Klasse 6 gleichzeitig auch eine Abstiegsregelung von Gymna-
sien beinhalten, haben wir jedoch darauf verzichtet den Verp  ichtungsgrad einer 
„Abstiegsempfehlung“ zu codieren, da diese nicht in allen Bundesländern aus den 
schulrechtlichen Regelungen explizit hervorging. Im Folgenden stellen wir die Re-
gularien und ihre Entwicklungen getrennt nach dem jeweiligen Indikator vor.

Einleitung des Übergangsverfahrens auf Antrag der Eltern oder durch die Schu-
le189: Zu Beginn der Bundesrepublik war die Einleitung des Übergangsverfahrens 
auf das Gymnasium in Klasse 6 in nahezu allen Bundesländern nur auf Antrag der 

187 Wenn in einem Bundesland bereits der Großteil bildungsnaher Eltern ihre Kinder nach der 
4. Klasse auf das Gymnasium gebracht hat, dann wird die Einleitung des Übergangsverfahrens 
durch die Eltern nicht zwingend zu einem Anstieg sozialer Ungleichheiten an dieser Schwelle 
führen. In diesem Falle sollte es eher zu niedrigen „Aufstiegsquoten“ kommen, da nur wenige 
Anträge für den Übergang auf das Gymnasium gestellt werden.

188 Wenn eine Notenbindung nur für Hauptschüler besteht, jedoch nicht für Realschüler, codierten 
wir dies als keine Notenbindung, da der Übergang aus Realschulen auf das Gymnasium den 
„Normalfall“ darstellt (StBa verschiedene Jahrgänge-a).

189 Die jeweiligen Regelungen zur Einleitung eines Übergangsverfahrens hängen dabei in den Bun-
desländern mit dem Vorhandensein einer schulartenabhängigen Förderstufe zusammen, bei der
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Eltern möglich (Tabelle 22). Einzig in Niedersachsen konnten Lehrer der Mit-
telschulen bereits seit 1953/54190 begabte Schüler der 6. Klassen für den Über-
gang auf das Gymnasium empfehlen. Eine automatische „Begabungserkennung“ 
für Sechstklässler wurde als nächstes in Rheinland-Pfalz 1960/61 eingeführt. Es 
folgten Hamburg und das Saarland 1968/69, Bremen 1970/71 und Schleswig-
Holstein 1971/72. Diese Regelung wurde in allen genannten Bundesländern bis 
heute beibehalten, auch nachdem Bremen und Niedersachsen ihre zwischenzeit-
lich eingeführte Orientierungsstufe wieder abschafften. In Bayern und Hessen 
kann das Übergangsverfahren von jeher nur auf Antrag der Eltern eingeleitet wer-
den. Eine solche Regelung galt auch in Nordrhein-Westfalen. Seit dem Schul-
jahr 1999/2000 kann das Übergangsverfahren dort auf Empfehlung der Schule 
eingeleitet werden. Unklar ist die Regelung in Baden-Württemberg. Seit dem 
Schuljahr 1964/65 gibt es im Schulrecht keine Angaben dazu, ob das Übergangs-
verfahren durch die Eltern oder die Schule eingeleitet wird.191 Gleiches gilt für 
Nordrhein-Westfalen zwischen 1978/79 und 1997/98.
Von den neuen Bundesländern setzten Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt von Beginn an auf die automatische Einleitung des Übergangsverfahrens. 
In Sachsen galt dies nur für das Schuljahr 1991/92, danach wurde die Einlei-
tung des Übergangsverfahrens in die Hände der Eltern gelegt. In Thüringen lag 
die Verantwortung für die Einleitung des Übergangsverfahrens seit 1991/92 bei 
den Eltern. In Sachsen-Anhalt wurde die Einleitung des Übergangsverfahrens 
2004/2005 an die Eltern übergeben.

Aufnahmeprüfung: Zusätzlich zum Indikator, ob nun die Schule oder die Eltern das 
Übergangsverfahren einleiten, ist es für den Übergang entscheidend, ob Schüler für 
den Übergang nach Klasse 6 am Gymnasium eine Aufnahmeprüfung absolvieren 
müssen oder ob der Übergang an vorher erbrachte Notenleistungen gekoppelt ist. 
Zu Beginn unserer Untersuchungsperiode mussten in den meisten Bundesländern 
(Ausnahme Bremen192, Niedersachsen) Schüler eine Aufnahmeprüfung absolvieren, 

 das Übergangsverfahren ausschließlich durch die Schulen eingeleitet wird. Von dieser Regel gibt 
es allerdings im Zeitverlauf auch Ausnahmen. Bereits vor der Einführung einer schulartenabhän-
gigen Förderstufe leiteten in Niedersachsen und Rheinland-Pfalz die Schulen das Übergangsver-
fahren ein. Diese Regelung behielt Niedersachsen auch nach Abschaffung der Förderstufe bei.

190 Für die Zeitpunkte davor sind keine Regelungen auf  ndbar.
191 Auch in den Schuljahren davor liegen keine Angaben hierzu vor. Jedoch gab es bis 1963/64 eine 

Aufnahmeprüfung für diejenigen Schüler, die nach der 6. Klasse auf das Gymnasium übergehen 
wollten. Wir gehen davon aus, dass bis dahin das Verfahren in der Hand der Eltern lag, da 
diese ihre Kinder für die Aufnahmeprüfung anmelden mussten. Mit der Umstellung auf eine 
Notenbindung 1964/65 können wir diesen Rückschluss jedoch nicht mehr ziehen. Denn in den 
anderen Bundesländern, in denen eine Notenbindung ebenfalls existiert, kann das Verfahren 
entweder durch die Schulen oder auf Antrag der Eltern eingeleitet werden.

192 Wie in Abschnitt 4.1.4 dargestellt bestand in Bremen die Möglichkeit das Gymnasium bereits 
nach Klasse 4 zu besuchen. Diese Möglichkeit nahm der größte Teil der Schüler auch wahr. 
Schüler, die nicht nach Klasse 4 auf das Gymnasium wechselten, gingen bis zu 6. Klasse auf die 
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um in die 7. Klasse des Gymnasiums wechseln zu können (Tabelle 21). Während 
Hessen (1958/59), Rheinland-Pfalz (1959/60), Baden-Württemberg (1963/64) 
und Hamburg (1968/69) relativ frühzeitig auf eine Aufnahmeprüfung verzichteten, 
schaffte Nordrhein-Westfalen diese erst zum Schuljahr 1978/79 ab. Bayern setzte 
sogar bis zum Schuljahr 1999/2000 auf eine Aufnahmeprüfung beim Übergang 
in die siebte Gymnasialklasse. Einen besonderen Weg verfolgte Schleswig-Holstein 
zwischen 1955/56 und 1970/71. Während hier 1954/55 noch eine Aufnahmeprü-
fung für diesen Übergang durchgeführt wurde, wurde ab 1955/56 geregelt, dass 
mit Rücksicht auf die geringe Anzahl der Prü  inge aus der 6. Volksschulklasse in 
die 7. Klasse am Gymnasium die Regelung der Prüfung der aufnehmenden Schule 
überlassen wurde. Schleswig-Holstein verzichtete also auf ein standardisiertes Ver-
fahren für die Aufnahme von Siebtklässlern in das Gymnasium; unberührt davon 
blieb, dass das Aufnahmeverfahren durch die Eltern eingeleitet wurde. Diese man-
gelnde Regelungsdichte wird im nächsten Abschnitt in Bezug auf Schleswig-Hol-
stein für einen anderen Zeitraum nochmals thematisiert werden.

Notenbindung und/oder Schulempfehlung sowie Aufnahmeprüfung bei Nicht-
Erfüllung von Übergangskriterien: Nach der Abschaffung einer Aufnahme-
prüfung für alle Schüler etablierten sich in den Bundesländern drei Kriterien 
für den Übergang nach Klasse 6 (Tabelle 21). Entweder ist die Aufnahme an 
ein Gymnasium zur 7. Klasse an einen festen Notendurchschnitt gebunden, an 
eine Schulempfehlung ohne Notenbindung oder an eine Schulempfehlung mit 
Notenbindung. Darüber hinaus besteht in einigen Bundesländern weiterhin die 
Möglichkeit, über eine Aufnahmeprüfung an das Gymnasium zu gelangen, auch 
wenn die Schüler nicht die erforderlichen Noten vorweisen können und/oder ih-
nen keine Gymnasialempfehlung ausgesprochen wurde.
Das erste Bundesland, das den Übergang nach Klasse 6 an einen festen Noten-
schnitt knüpfte, war Baden-Württemberg 1964/65. Zum Schuljahr 1980/81 
wurde in Baden-Württemberg die Notenbindung um eine Schulempfehlung er-
gänzt. Wenn Schüler nicht die Notenkriterien erfüllen, können sie seit 1969/70 
eine Aufnahmeprüfung absolvieren. Eine Notenbindung ohne das Erfordernis ei-
ner Schulempfehlung sieht auch Hamburg seit dem Schuljahr 1978/79 bis heute 
vor.193 In beiden Bundesländern können Schüler zudem mit erfolgreichem Be-
stehen einer Aufnahmeprüfung seit dem Schuljahr 1968/69 auf das Gymnasium 
wechseln, auch wenn sie vorher nicht die erforderlichen Eingangsvoraussetzungen 
erfüllten. Seit Mitte der 2000er Jahre gilt eine feste Notenbindung ohne Schul-
empfehlung in Bremen. Gleichzeitig mit Einführung dieser Regelung wurde den 

Grundschule. Die hier erfassten Regelungen bis zum Schuljahr 1976/77 beziehen sich auf den 
Übergang der Sechstklässler der Grundschulen auf das Gymnasium.

193 Bis zum Schuljahr 1978/79 sah Hamburg keine Notenbindung für den Übergang vor, jedoch 
von 1962/63 bis 1977/78 eine Schulempfehlung.
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Schüler jedoch auch gestattet, eine Aufnahmeprüfung zu absolvieren, wenn sie 
den geforderten Notenschnitt nicht erfüllen.
Die zweite Möglichkeit, mit einer Schulempfehlung ohne Notenbindung in das 
Gymnasium nach Klasse 6 einzumünden, existierte nach Abschaffung der Auf-
nahmeprüfungen für einen längeren Zeitraum in Hessen194 (bis 1998/99) und 
in Rheinland-Pfalz (bis 1983/84). Schüler, denen keine Schulempfehlung aus-
gesprochen wurde, konnten in Hessen (ab 1959/60) und Rheinland-Pfalz (ab 
1978/79) jedoch über eine Aufnahmeprüfung an das Gymnasien gelangen. Die 
ersten Bundesländer, die früh auf eine Schulempfehlung ohne eine feste Noten-
bindung setzten, waren Niedersachsen (bis 1970/71) und Bremen (bis 1976/77). 
Auch im Saarland, für das in den 1950er und 1960er keine schulrechtlichen Re-
gelungen vorlagen, gilt seit dem Schuljahr 1968/69 bis heute eine Schulempfeh-
lung ohne Notenbindung. Schleswig-Holstein sieht eine vergleichbare Regelung 
seit 1971/72 und Nordrhein-Westfalen seit 1978/79 vor.
Die dritte Möglichkeit, die eine Schulempfehlung und eine Notenbindung vor-
sieht, führte Rheinland-Pfalz zum Schuljahr 1984/85 ein, Hessen sieht diese 
Regelung seit 1999/2000 vor. In den neuen Bundesländern Sachsen, Sachsen-
Anhalt (außer 1997/98–2002/03) und Thüringen gilt diese Regelung bis zum 
Ende unserer Untersuchungsperiode. In allen drei Bundesländern können Schü-
ler jedoch über eine Aufnahmeprüfung an das Gymnasium gelangen, wenn sie 
nicht die erforderlichen Kriterien erfüllen (können).
Nach der Abschaffung der Aufnahmeprüfung für alle Schüler führte auch Bay-
ern zum Schuljahr 2000/01 für einige Jahre die Schulempfehlung und eine No-
tenbindung ein. Seit dem Schuljahr 2007/08 wird zwar keine Schulempfehlung 
mehr ausgesprochen, jedoch ist der Übergang nach wie vor an einen festen No-
tenschnitt gebunden. Schüler, die nicht den Notendurchschnitt erreichen konn-
ten, können jedoch eine Aufnahmeprüfung absolvieren.
Einzig in Mecklenburg-Vorpommern  ndet keine der drei beschriebenen Mög-
lichkeiten Anwendung. Bis zur Einführung der Orientierungsstufe 2006/07 
konnten Schüler ohne eine Schulempfehlung, Notenbindung und ohne Aufnah-
meprüfung nach Klasse 6 auf das Gymnasium wechseln.
Bei den Regelungen zur Aufnahmeprüfung lässt sich ein Zusammenhang mit an-
deren Regelungen feststellen. So wurde die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung 
vor allem da nicht angeboten, wo das Übergangsverfahren durch die Schulen ein-
geleitet wurde und/oder eine schulartenabhängige Förderstufe bestand (Schles-
wig-Holstein, Saarland, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen).

194 In Hessen war die Aufnahmeprüfung bereits zum Schuljahr 1950/51 nur noch ein Teil des 
Übergangsverfahrens, und bis 1958/59 gingen auch Vornoten und die Empfehlung der Schule 
in die Aufnahmeentscheidung der Gymnasien ein. Abgeschafft wurde die prinzipielle Aufnahme-
prüfung zum Schuljahr 1958/59.
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Tab. 21: Kriterien für den Übergang nach Klasse 6: Schulempfehlung, feste No-
tenbindung und Aufnahmeprüfung, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1956/1957 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1957/1958 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1958/1959 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1959/1960 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1960/1961 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1961/1962 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1962/1963 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1963/1964 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1964/1965 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1965/1966 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1966/1967 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1967/1968 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1968/1969 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1969/1970 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1970/1971 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1971/1972 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1971/1972 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1985/1986 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1987/1988 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A

1989/1990 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 O O O O O O O O O O O O /// /// ///

1992/1993 O O O O O O O O O O O O

1993/1994 O O O O O O O O O O O O

1994/1995 O O O O O O O O O O O O

1995/1996 O O O O O O O O O O O O

1996/1997 O O O O O O O O O O O O

1997/1998 O O O O O O O O O O O O O O O

1998/1999 O O O O O O O O O O O O O O O

1999/2000 O O O O O O O O O O O O O O O

2000/2001 O O O O O O O O O O O O O O O

2001/2002 O O O O O O O O O O O O O O O

2002/2003 O O O O O O O O O O O O O O O

2003/2004 O O O O O O O O O O O O

2004/2005 O O O O O O

2005/2006 O O O O O O O O O

2006/2007 O O O O O O O O O

2007/2008 O O O O O O O O O

2008/2009 O O O O O O O O O

2009/2010 O O O O O O O O O

S = Schulempfehlung N = Notenbindung A = Aufnahmeprüfung
Schulempfehlung notwendig Fester Notenschnitt erforderlich Keine Aufnahmeprüfung
Keine Schulempfehlung 
notwendig

Kein fester Notenschnitt 
erforderlich

Aufnahmeprüfung bei Nicht-
Erfüllung von Kriterien
Aufnahmeprüfung für alle 
Schüler

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Probezeit: Auch wenn Schüler mit einer Schulempfehlung, einem bestimmten 
Notendurchschnitt oder einer bestandenen Aufnahmeprüfung auf das Gymna-
sium wechseln konnten, mussten sie früher in einigen Bundesländern noch eine 
Probezeit bestehen, bis sie endgültig am Gymnasium angenommen wurden (Ta-
belle 22). Hierzu gehörten Hamburg bis 1967/68, Niedersachsen bis 1964/65, 
Bremen bis 1976/77, Baden-Württemberg bis 1979/80 und Hessen bis 1992/93 
sowie Bayern bis 1999/2000. Heute gilt einzig in Thüringen eine Probezeit. 
Die ersten Bundesländer, die die Probezeit abschafften, waren Rheinland-Pfalz 
1950/51 (Ausnahme 1967/68 bis 1977/78) und Schleswig-Holstein 1954/55. 
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1989/1990 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 O O O O O O O O O O O O /// /// ///

1992/1993 O O O O O O O O O O O O

1993/1994 O O O O O O O O O O O O

1994/1995 O O O O O O O O O O O O

1995/1996 O O O O O O O O O O O O

1996/1997 O O O O O O O O O O O O

1997/1998 O O O O O O O O O O O O O O O

1998/1999 O O O O O O O O O O O O O O O

1999/2000 O O O O O O O O O O O O O O O

2000/2001 O O O O O O O O O O O O O O O

2001/2002 O O O O O O O O O O O O O O O

2002/2003 O O O O O O O O O O O O O O O

2003/2004 O O O O O O O O O O O O

2004/2005 O O O O O O

2005/2006 O O O O O O O O O

2006/2007 O O O O O O O O O

2007/2008 O O O O O O O O O

2008/2009 O O O O O O O O O

2009/2010 O O O O O O O O O

S = Schulempfehlung N = Notenbindung A = Aufnahmeprüfung
Schulempfehlung notwendig Fester Notenschnitt erforderlich Keine Aufnahmeprüfung
Keine Schulempfehlung 
notwendig

Kein fester Notenschnitt 
erforderlich

Aufnahmeprüfung bei Nicht-
Erfüllung von Kriterien
Aufnahmeprüfung für alle 
Schüler

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Probezeit: Auch wenn Schüler mit einer Schulempfehlung, einem bestimmten 
Notendurchschnitt oder einer bestandenen Aufnahmeprüfung auf das Gymna-
sium wechseln konnten, mussten sie früher in einigen Bundesländern noch eine 
Probezeit bestehen, bis sie endgültig am Gymnasium angenommen wurden (Ta-
belle 22). Hierzu gehörten Hamburg bis 1967/68, Niedersachsen bis 1964/65, 
Bremen bis 1976/77, Baden-Württemberg bis 1979/80 und Hessen bis 1992/93 
sowie Bayern bis 1999/2000. Heute gilt einzig in Thüringen eine Probezeit. 
Die ersten Bundesländer, die die Probezeit abschafften, waren Rheinland-Pfalz 
1950/51 (Ausnahme 1967/68 bis 1977/78) und Schleswig-Holstein 1954/55. 
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Übergangskriterien gelten gleichzeitig als Abstiegsregeln: Als einen sechsten 
Indikator haben wir erhoben, ob die Übergangsmöglichkeit nach Klasse 6 auch 
mit einer Abstiegsregelung für Gymnasiasten einhergeht (Tabelle 22). Gerade in 
Bundesländern mit einer schulartenabhängigen Förderstufe kann auch eine er-
neute Schullaufbahnempfehlung für die bisherigen Gymnasiasten ausgesprochen 
werden und Gymnasiasten können abgeschult werden. Eine solche Regelung exis-
tiert in Rheinland-Pfalz seit 1967/68, in Hessen und im Saarland seit 1968/69, in 
Schleswig-Holstein seit 1972/73, in Nordrhein-Westfalen seit 1999/2000 und in 
Mecklenburg-Vorpommern seit 1991/92. Für einen begrenzten Zeitraum gab es 
diese Regelung auch in Niedersachsen 1964/65 bis 1970/71.

Tab. 22: Kriterien für den Übergang nach Klasse 6: Einleitung des Verfahrens 
auf Antrag der Eltern, Probezeit und Übergangsregelung gilt gleichzei-
tig als Abstiegsregelung, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1956/1957 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1957/1958 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1958/1959 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1959/1960 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1960/1961 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1961/1962 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1962/1963 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1963/1964 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1964/1965 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1965/1966 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1966/1967 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1967/1968 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1968/1969 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1969/1970 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1970/1971 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1971/1972 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G E P G

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// O O O /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1956/1957 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1957/1958 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1958/1959 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1959/1960 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1960/1961 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1961/1962 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1962/1963 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1963/1964 O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1964/1965 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1965/1966 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1966/1967 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1967/1968 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1968/1969 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1969/1970 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1970/1971 /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// X X /// /// ///

1971/1972 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// O O O /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1977/1978 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 /// O O O O O O O O O O O O /// ///

1992/1993 /// O O O O O O O O O O O O ///

1993/1994 /// O O O O O O O O O O O O ///

1994/1995 /// O O O O O O O O O O O O ///

1995/1996 /// O O O O O O O O O O O O ///

1996/1997 /// O O O O O O O O O O O O ///

1997/1998 /// O O O O O O O O O O O O /// O O O

1998/1999 /// O O O O O O O O O O O O /// O O O

1999/2000 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2000/2001 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2001/2002 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2002/2003 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2003/2004 /// O O O O O O O O O O O O

2004/2005 /// O O O O O O

2005/2006 /// O O O O O O O O O

2006/2007 /// O O O O O O O O O

2007/2008 /// O O O O O O O O O

2008/2009 /// O O O O O O O O O

2009/2010 /// O O O O O O O O O

E = Einleitung durch Eltern 
oder Schule

P = Probezeit G = gleichzeitig Abstiegsre-
gelung

Einleitung des Übergangsver-
fahrens auf Antrag der Eltern

Probezeit nach Übergang Gilt gleichzeitig als Abstiegs-
regelung

Einleitung des Übergangs-
verfahrens durch die Schule

Keine Probezeit nach 
Übergang

Gilt nicht als Abstiegsre-
gelung

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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1977/1978 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 /// O O O O O O O O O O O O /// ///

1992/1993 /// O O O O O O O O O O O O ///

1993/1994 /// O O O O O O O O O O O O ///

1994/1995 /// O O O O O O O O O O O O ///

1995/1996 /// O O O O O O O O O O O O ///

1996/1997 /// O O O O O O O O O O O O ///

1997/1998 /// O O O O O O O O O O O O /// O O O

1998/1999 /// O O O O O O O O O O O O /// O O O

1999/2000 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2000/2001 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2001/2002 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2002/2003 /// O O O O O O O O O O O O O O O

2003/2004 /// O O O O O O O O O O O O

2004/2005 /// O O O O O O

2005/2006 /// O O O O O O O O O

2006/2007 /// O O O O O O O O O

2007/2008 /// O O O O O O O O O

2008/2009 /// O O O O O O O O O

2009/2010 /// O O O O O O O O O

E = Einleitung durch Eltern 
oder Schule

P = Probezeit G = gleichzeitig Abstiegsre-
gelung

Einleitung des Übergangsver-
fahrens auf Antrag der Eltern

Probezeit nach Übergang Gilt gleichzeitig als Abstiegs-
regelung

Einleitung des Übergangs-
verfahrens durch die Schule

Keine Probezeit nach 
Übergang

Gilt nicht als Abstiegsre-
gelung

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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4.2.2.2 Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis nach Klasse 9

In Tabelle 23 haben wir festgehalten, in welchen Klassenstufen ein Übergang 
auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9 möglich ist. Dabei haben wir drei Aus-
prägungen unterschieden: (1) ob der Übergang auf das Gymnasium nach den 
Klassenstufen 7 bis 9 überhaupt nicht, (2) nur zu einem Zeitpunkt oder (3) an 
mindestens zwei Zeitpunkten möglich ist.
Vollständig ausgeschlossen war der Übergang nach Klasse 7 bis 9 in Hamburg von 
1958/59 bis 1965/66, in Hessen von 1950/51 bis 1958/59, in Schleswig-Holstein 
von 1954/55 bis 1966/67, in Nordrhein-Westfalen von 1978/79 bis 1998/99195 
sowie in Sachsen und Thüringen seit 1992/93. Die beiden ostdeutschen Bundes-
länder sind damit auch die einzigen, die den Übergang nach Klasse 7 bis 9 zum 
Ende unseres Untersuchungszeitraums nicht gestatten. Mittlerweile ist aber auch 
in Sachsen der Übergang in diesen Klassenstufen möglich.
Im Gegensatz dazu wird der Übergang nach allen Klassenstufen auf das Gym-
nasium in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hessen 
(seit 1959/60), Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz (seit 1957/58) und Schleswig-Holstein (seit 1982/83) er-
möglicht. Dabei ist der Übergang in Berlin (seit 2005/06), Brandenburg (seit 
1992/93), Nordrhein-Westfalen (seit 1999/2000) und Bremen (von 1953/54 bis 
1956/57) nicht nach Klasse 9 gestattet. Zudem wird in Nordrhein-Westfalen bis 
1978/79 der Übergang in die Klassen 7 und 9 als besonders geeignet für den 
Übergang beschrieben. Der Wechsel in alle anderen Klassenstufen der Sekundar-
stufe I des Gymnasiums ist jedoch möglich. Die gleiche Regelung galt auch in 
Rheinland-Pfalz von 1960/61 bis 1966/67. Ferner ermöglichten alle ostdeutschen 
Bundesländer, auch Thüringen und Sachsen, für das Schuljahr 1991/92 den 
Übergang für alle Klassenstufen. Seit 1973/74 bis heute sind die Regelungen zum 
Übergang nach Klasse 7 bis 9 im Saarland sehr unspezi  sch. Dieser Übergang 
ist im Saarland zwar rechtlich zulässig. Die unspezi  schen Regelungen verweisen 
aber darauf, dass er nicht gewollt ist. Die statistischen Daten zeigen zudem, dass 
dieser spätere Aufstieg auf das Gymnasium faktisch nicht genutzt wird.196

195 Wie bereits im vorherigen Abschnitt angesprochen, gab es in Nordrhein-Westfalen faktisch kei-
ne rechtliche Grundlage, die diesen Übergang geregelt hätte. Im Kommentar zur allgemeinen 
Schulordnung (ASchO) wird der Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9 jedoch 
ausgeschlossen. Dieser ist nur noch in besonders begründeten Ausnahmefällen möglich. Wir 
gehen davon aus, dass diese Regelung bereits seit 1978/79 Geltung hatte (siehe Ausführungen 
im vorherigen Abschnitt). Allerdings widerspricht der Kommentar der ASchO von 1999 dem 
Kommentar von 1993 diametral: „Der Wechsel ist nur bis zum Beginn der Klasse 9 möglich; der 
bisher in Ausnahmefällen mögliche Wechsel auch zum Beginn der Klasse 10 ist damit entfallen.“ 
Der Kommentar von 1993 ermöglicht einen Wechsel zum Beginn der Klassen 8 und 9 auch nur 
in besonders begründeten Ausnahmefällen.

196 Im Saarland regelt die Allgemeine Schulordnung (ASchO) in § 5 Folgendes: „(2): Wechselt ein 
Schüler die Schule oder tritt er nach Ausscheiden wieder in eine Schule ein, so ist er grund-
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In einer dritten Gruppe war der Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 
bis 9 nur in einzelnen Schuljahren möglich. So dürfen Schüler in Hamburg seit 
1966/67 in die 9. Klassen der Aufbaugymnasien197 übergehen, jedoch weiterhin 
nicht in die normalen Gymnasien. Gleiches galt auch in Schleswig-Holstein von 
1967/68 bis 1981/82. Hessen gestattete 1949/50 nur den Schülern der 7. Klas-
sen den Übergang in Aufbauschulen.198 Gleiches galt im Saarland bis 1972/73 
in Bezug auf die Aufbauschulen bzw. Aufbaugymnasien. In Rheinland-Pfalz war 
bis 1956/57 der Übergang in die Klassen 8 und 9 nur auf Zustimmung des Mi-
nisteriums möglich. Neben Hamburg ist Sachsen-Anhalt auch heute noch das 
Bundesland, das den Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9 auf eine 
Klassenstufe beschränkt. Hier dürfen die Schüler ausschließlich nach Klasse 8 auf 
das Gymnasium wechseln.

sätzlich in die Schulform und Klassenstufe (Klasse oder Unterrichtsgruppe) aufzunehmen, die 
seinem bisherigen Bildungsgang und dem letzten Jahreszeugnis entsprechen. Die Klassenkon-
ferenz […] kann im Einvernehmen mit dem Schulleiter beschließen, dass der Schüler eine 
Aufnahmeprüfung in den Fächern ablegt, in denen Klassenarbeiten verbindlich sind, wenn 
begründete Zweifel bestehen, dass er erfolgreich in der Klassenstufe mitarbeiten kann, für die 
er angemeldet ist. […] Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn er den Schulbesuch länger 
als sechs Monate unterbrochen hat. […] Die Aufnahmeprüfung ist bestanden, wenn in allen 
Prüfungsfächern mindestens ausreichende Leistungen erbracht worden sind. (3) Absatz 2  ndet 
auf den Wechsel der Schulform mit der Maßgabe Anwendung, dass hierbei immer eine Auf-
nahmeprüfung im Sinne von Satz 2 statt  nden muss, sofern durch Erlass der Schulaufsichts-
behörde nichts anderes bestimmt ist.“ Das Kultusministerium im Saarland bestätigte uns, das 
für Schulformwechsel nach den Klassen 7 bis 9 keine anderen Rechtsgrundlagen existieren. Aus 
unserer Sicht ist es nur schwer nachvollziehbar, dass diese Rechtsgrundlage tatsächlich diesen 
Übergang regelt. Sie deutet aber darauf hin, dass dieser Übergang im Saarland zwar möglich, 
aber aufgrund fehlender Regelung vermutlich nicht wirklich erwünscht war. Auch Daten des 
Statistischen Bundesamts (StBa verschiedene Jahrgänge-a), die seit dem Schuljahr 2008/09 er-
heben, wie häu  g Wechsel zwischen den Schulformen zu beobachten sind, weisen darauf hin. 
In den sechs Schuljahren 2008/09 bis 2013/14 kamen nur 133 Schüler der 8. und 9. Gymna-
sialklasse aus Gesamtschulen, Realschulen und Schulen mit mehreren Bildungsgängen. Dies 
entspricht 0,3 Prozent aller Gymnasialschüler in diesen Klassen. Dabei ballen sich 125 dieser 
133 Aufstiege auf die Schuljahre 2009/10 und 2010/11. In den restlichen vier Schuljahren sind 
nur acht Schüler auf das Gymnasium aufgestiegen. Ob die höheren Zahlen 2009 und 2010 auf 
regionale Besonderheiten, wie etwa die Schließung eines oder mehrerer Schulstandorte (z.B. 
einer Gesamtschule) zurückzuführen ist, kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden. Aber 
auch 2010/11 (einem Jahr mit einer relativ hohen Zahl an Aufstiegen) sind die Aufstiegsquoten 
nach den Klassen 7 bis 9 nur in Thüringen geringer, wo der Übergang in diesen Klassenstufen 
rechtlich ausgeschlossen ist (siehe Abbildung 18).

197 Aufbaugymnasien sind schulische Einrichtungen, die den Erwerb der allgemeinen Hochschulrei-
fe ermöglichen. Schüler der Volksschule, später der Haupt- und Realschulen, konnten meist ab 
Klasse 8 in diese Schulform übergehen. Aufbaugymnasien wurden jedoch nicht in allen Bundes-
ländern eingeführt und zum Teil auch nicht  ächendeckend.

198 Aufbauschulen sind eine Schulform, aus denen Aufbaugymnasien hervorgingen.
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Tab. 23: Übergang nach Klasse 7 bis nach 9, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Übergang zu mehreren Zeitpunkten möglich
Übergang nur zu einem Zeitpunkt möglich
Übergang nicht möglich

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Dementsprechend haben wir heute eine Gruppe von vier Bundesländern, die 
den Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9 gänzlich ausschließen 
(Thüringen und Sachsen) oder nur nach Klassenstufe 8 ermöglichen (Sachsen-
Anhalt und Hamburg). Alle anderen Bundesländer erlauben den Übergang in 
allen Klassenstufen (teilweise mit Ausnahme nach Klasse 9). Eine Ausnahme stellt 
das Saarland dar, wo dieser Übergang zwar rechtlich durchgängig möglich ist, 
faktisch von dieser Möglichkeit aber fast kein Gebrauch gemacht wird. Eine Sys-
tematik bei dieser Unterscheidung ist auf den ersten Blick nicht festzustellen. Die 
Unterschiede hängen weder mit Regelungen zum Gymnasialübergang noch mit 
Regelungen zum Übergang nach Klasse 6 oder mit Regelungen zum längeren 
gemeinsamen Lernen zusammen. Auffällig ist einzig die Gruppe mit Thüringen, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt – jene Länder, die von jeher ein zwölfjähriges Ab-
itur haben (Sachsen-Anhalt bis 2000). Vielleicht könnte dies mit unterschiedli-
chen „Lernstoffmengen“ auf Schularten mit mehreren Bildungsgängen und den 
Gymnasien zusammenhängen und der Einschätzung, dass Nicht-Gymnasiasten 
in diesen Klassenstufen den Anschluss an das Lernniveau der Gymnasiasten nicht 
mehr schaffen können. Im Zuge der G8-Umstellung in Berlin wurde ebenfalls 
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die Möglichkeit eines späteren Übergangs eingeschränkt. Der Übergang nach 
Klasse 9 ist seitdem nicht mehr möglich. Allerdings kam es in den anderen Bun-
desländern im Zuge der Umstellung auf das achtjährige Gymnasium zu keinerlei 
Begrenzung der Aufstiegsmöglichkeiten.

Kriterien für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium199

Als Kriterien für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 berücksichtigten wir folgende 
Regelungen: 1) Übergangsverfahren auf Antrag der Eltern oder Einleitung durch 
die Schule, 2) Notenbindung, 3) verp  ichtende Aufnahmeprüfung200, 4) Empfeh-
lung der abgebenden Schule erforderlich201, 5) erforderliche zweite Fremdsprache202 
und 6) Vorhandensein einer Probezeit. Aus bildungssoziologischer Perspektive gel-
ten die gleichen Annahmen wie bereits unter 4.2.2.1 beschrieben, ergänzt um die 
Annahmen zur zweiten Fremdsprache. Da bildungsnahe Schichten eher die Regu-
larien eines späteren Aufstiegs kennen, könnten bildungsnahe Eltern ihrem Kind 
auf der Realschule eher nahegelegt haben, eine zweite Fremdsprache zu erlernen.
Die Kriterien für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 sind in Tabelle 24 und Ta-
belle 25 festgehalten. Keine Codierung haben wir für jene Bundesländer vorge-
nommen, in denen der Übergang auf das Gymnasium nicht möglich war. In 
einigen Bundesländern war zeitweilig der Übergang zwar möglich, jedoch ohne 
dass schulrechtliche Kriterien für den Übergang formuliert wurden. Dies trifft auf 
Berlin bis 1957/58, auf Sachsen-Anhalt 1991/92 und auf Schleswig-Holstein von 
1982/83 bis 2007/08 zu.203

199 Für die Übergangsmöglichkeit auf das Gymnasium in den 1950er Jahren nicht unerheblich war 
die Sprachenfolge am Gymnasium. Streitpunkt zu Beginn der 1950er Jahre war in vielen Bun-
desländern, ob Englisch als erste Fremdsprache gelernt wird und nicht Latein. Bei der Einfüh-
rung von Englisch als erster Fremdsprache wurde von konservativer Seite befürchtet, dass viel 
mehr Schüler von der Volksschule zu höheren Schulen wechseln und damit das Bildungsniveau 
gesenkt wird (Eich 1987: 140, Fuchs 2004).

200 Hierbei unterscheiden wir, ob es eine Aufnahmeprüfung für alle Schüler oder nur für jene Schü-
ler gibt, die die Zugangskriterien nicht erfüllen, sowie ob generell keine Aufnahmeprüfung vor-
gesehen ist.

201 Anders als bei den Übergangsregeln nach Klasse 4 haben wir bei den Übergängen nach Klasse 7 
bis 9 nicht erhoben, ob die Empfehlung bindend war. Grund war die Nicht-Eindeutigkeit der 
Vorgaben in vielen Bundesländern.

202 Muss diese erst auf dem Gymnasium nachgeholt werden, codierten wir das nicht als Voraussetzung.
203 Die Regelungen in Schleswig-Holstein zeugen von einer gewissen Beliebigkeit bei diesem Über-

gang. Schüler werden „aufgenommen […], wenn die Aufnahme pädagogisch sinnvoll erscheint 
und zu erwarten ist, dass der Schüler im Gymnasium erfolgreich mitarbeiten kann. (2) Über die 
Aufnahme entscheidet der Schulleiter [des Gymnasiums].“ Für Schleswig-Holstein sind für diese 
Zeit keine weiteren Konkretisierungen, Durchführungsbestimmungen oder Ähnliches geregelt 
worden, die darüber Aufschluss geben würden, was „pädagogisch sinnvoll“ bedeutet. Deshalb 
konnten wir hier die Regelungen auch nicht in standardisierter Form abbilden. Diese mangelnde 
Regelungsdichte in Schleswig-Holstein war uns bereits für den Übergang nach Klasse 6 für frü-
here Jahre aufgefallen (siehe vorhergehender Abschnitt).
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Übergangsverfahren auf Antrag der Eltern oder Einleitung durch die Schule: 
Die Bundesländer unterscheiden sich dahingehend, ob das Übergangsverfahren 
durch die Eltern eingeleitet werden muss oder ob die Einleitung des Verfahrens 
in Verantwortung der Schulen liegt. Zu den Bundesländern, in denen das Über-
gangsverfahren durch die Schulen eingeleitet wurde, gehörten Berlin bis 2004/05, 
Bremen bis 1969/70, Niedersachsen bis 1982/83 und ab 2004/05, Hamburg ab 
1979/80, Rheinland-Pfalz ab 1960/61, Schleswig-Holstein zwischen 1966/67 und 
1981/82 und seit 2008/09 sowie Sachsen für das Schuljahr 1991/92. Bundesländer, 
in denen das Übergangsverfahren durch die Schulen eingeleitet wird, unterscheiden 
sich weiterhin in der Frage, ob das Übergangsverfahren erst dann erfolgt, wenn ein 
bestimmter Notenschnitt erreicht wird. Dies trifft für Bremen von 1957/58 und 
1969/70, Hamburg seit 1979/80, Rheinland-Pfalz ab 1960/61, Niedersachsen ab 
2004/05, Nordrhein-Westfalen 2007/08 und Sachsen für das Schuljahr 1991/92 
zu. In den restlichen Ländern bzw. anderen Zeiträumen erfolgte die Einleitung des 
Übergangsverfahrens durch die Schule mit einer Schulempfehlung für das Gymna-
sium, ohne dass ein bestimmter Notendurchschnitt erforderlich war.

Aufnahmeprüfung: Eine Aufnahmeprüfung gab es immer in Kombination mit 
der Einleitung des Aufnahmeverfahrens durch die Eltern. Eine Aufnahmeprüfung 
war zu Anfangs unseres Untersuchungszeitraums noch eine weit verbreitete Vor-
aussetzung für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium. Dies galt in 
Hessen 1949/50, in Baden-Württemberg bis 1968/69, in Nordrhein-Westfalen bis 
1977/78 und in Rheinland-Pfalz bis 1959/60. In Bayern und dem Saarland ist eine 
Aufnahmeprüfung für den gesamten Untersuchungszeitraum die Voraussetzung für 
diesen Übergang. Vielleicht ist dies auch der Grund dafür, dass dieser Übergang im 
Saarland und Bayern am seltensten genutzt wird (siehe Abbildung 18).

Notenbindung: Ein fester Notenschnitt musste in den wenigsten Fällen erreicht 
werden, um nach den Klassen 7 bis 9 noch auf das Gymnasium überzugehen. Wie 
bereits angesprochen war dies häu  ger der Fall, wenn die Schule das Übergangsver-
fahren einleitet. Eine solche Regelung gab es in Bremen von 1957/58 bis 1969/70, 
Hamburg seit 1979/80, Rheinland-Pfalz ab 1960/61, Niedersachsen ab 2004/05, 
Nordrhein-Westfalen 2007/08 und Sachsen für das Schuljahr 1991/92. Des Wei-
teren musste aber auch in einigen Bundesländern, in denen die Schule nicht das 
Übergangsverfahren einleitete, ein bestimmter Notenschnitt erreicht werden. Dies 
war der Fall in Baden-Württemberg ab 1969/70, Hessen ab 1999/2000, Bremen 
zwischen 1977/78 und 1980/81, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und 
Brandenburg ab 2007/08. Wenn ein bestimmter Notenschnitt das Kriterium für 
den Übergang nach Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium war, bestand in einigen 
Bundesländern aber noch die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung, wenn dieser 
Schnitt nicht erreicht wurde. Dies war der Fall in Baden-Württemberg, Bremen 
zwischen 1957/58 und 1969/70 sowie Sachsen 1991/92. In den anderen Bundes-
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ländern, die einen festen Notenschnitt forderten, konnte das Nichterreichen dieses 
Schnitts nicht durch eine Aufnahmeprüfung ausgeglichen werden. Allerdings gab 
es in einigen Bundesländern, in denen eine Schulempfehlung benötigt wurde, auch 
die Möglichkeit, an einer Aufnahmeprüfung teilzunehmen, wenn dieses Kriterium 
nicht erfüllt war. Unter diese Regelung  elen Hessen von 1959/60 bis 1982/83 und 
ab 1993/94 sowie Thüringen 1991/92.

Tab. 24: Übergang nach Klasse 7 bis nach 9: Einleitung des Verfahrens auf Antrag 
der Eltern, feste Notenbindung, Aufnahmeprüfung, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1955/1956 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1956/1957 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1957/1958 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1958/1959 /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1959/1960 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1960/1961 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1961/1962 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1962/1963 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1963/1964 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1964/1965 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1965/1966 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///
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E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1955/1956 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1956/1957 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1957/1958 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1958/1959 /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1959/1960 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1960/1961 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1961/1962 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1962/1963 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1963/1964 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1964/1965 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1965/1966 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A

1984/1985 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1987/1988 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1991/1992 /// O O O X X X X X X

1992/1993 /// O O O O O O X X X O O O

1993/1994 /// O O O O O O X X X O O O

1994/1995 /// O O O O O O X X X O O O

1995/1996 /// O O O O O O X X X O O O

1996/1997 /// O O O O O O X X X O O O

1997/1998 /// O O O O O O X X X O O O

1998/1999 /// O O O O O O X X X O O O

1999/2000 /// O O O X X X O O O

2000/2001 /// O O O X X X O O O

2001/2002 /// O O O X X X O O O

2002/2003 /// O O O X X X O O O

2003/2004 /// O O O X X X O O O

2004/2005 /// O O O X X X O O O

2005/2006 /// O O O X X X O O O

2006/2007 /// O O O X X X O O O

2007/2008 /// O O O X X X O O O

2008/2009 /// O O O O O O

2009/2010 /// O O O O O O

E = Einleitung durch Eltern N = Notenbindung A = Aufnahmeprüfung
Einleitung des Übergangsver-
fahrens auf Antrag der Eltern

Fester Notenschnitt 
erforderlich

keine Aufnahmeprüfung

Einleitung des Übergangs-
verfahrens durch die Schule

Kein fester Notenschnitt 
erforderlich

Aufnahmeprüfung bei Nicht-
erfüllung von Kriterien
Aufnahmeprüfung für alle 
Schüler

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Schulempfehlung: Eine Schulempfehlung war für den Übergang in allen Fällen 
erforderlich, in denen der Übergang nicht an einen festen Notenschnitt gebunden 
war oder durch eine Aufnahmeprüfung erfolgte. Dies galt in Berlin bis 2004/05, 
Bremen bis 1996/97, Hamburg bis 1978/79, Hessen bis 1998/99, Niedersachsen 
bis 2004/05, Nordrhein-Westfalen 1999/2000 bis 2006/07 und in Schleswig-Hol-
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A E N A
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1990/1991 /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///
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erfüllung von Kriterien
Aufnahmeprüfung für alle 
Schüler

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Schulempfehlung: Eine Schulempfehlung war für den Übergang in allen Fällen 
erforderlich, in denen der Übergang nicht an einen festen Notenschnitt gebunden 
war oder durch eine Aufnahmeprüfung erfolgte. Dies galt in Berlin bis 2004/05, 
Bremen bis 1996/97, Hamburg bis 1978/79, Hessen bis 1998/99, Niedersachsen 
bis 2004/05, Nordrhein-Westfalen 1999/2000 bis 2006/07 und in Schleswig-Hol-
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stein seit 1966/67. Allerdings gab es auch einige Länder, in denen beides Voraus-
setzung war, also zum einen ein bestimmter Notenschnitt und darüber hinaus auch 
noch eine Schulempfehlung. Dies gilt seit 2005/06 in Berlin, in Bremen 1957/58 
bis 1969/70 sowie von 1977/78 bis 1980/81, Hessen ab 1999/2000, seit 1991/92 
in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen für das Schuljahr 1991/92.
In Bremen galt zudem zwischen 1970/71 bis 1976/77 eine besondere Regelung. 
Zwar wurde in diesem Zeitraum eine Schulempfehlung für das Gymnasium erteilt, 
sie war jedoch kein zwingendes Kriterium. Die Entscheidung, ob ein Schüler nach 
Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium übergehen konnte, traf die Schulaufsichtsbehörde.
Einen weiteren Sonderfall stellte Brandenburg bis 2005/06 dar. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wurden keinerlei Kriterien für den Übergang formuliert. Dies war si-
cherlich auch nur  möglich, da bereits der Übergang auf das Gymnasium nach der 
sechsjährigen Grundschule ebenfalls nicht bindend war. Ab 2005 musste dann 
eine Schulempfehlung vorliegen, ab 2007 eine Notenbindung.204

Zweite Fremdsprache als Voraussetzung: In einigen Bundesländern war der 
Übergang nach Klasse 7 bis 9 nur möglich, wenn der Schüler bereits in einer 
zweiten Fremdsprache unterrichtet wurde.205 Dies war Voraussetzung in Baden-
Württemberg ab 1969/70, in Bremen von 1957/58 bis 1969/70 und 1979/80 bis 
1980/81, in Mecklenburg-Vorpommern über den gesamten Zeitraum, in Nieder-
sachsen bis 1968/69, in Nordrhein-Westfalen ab 1999/2000, in Sachsen-Anhalt 
über den gesamten Zeitraum und in Sachsen 1991/92.

Probezeit: Auch beim Übergang in den Klassen 7 bis 9 mussten Schüler in eini-
gen Bundesländern eine Probezeit bestehen, um endgültig am Gymnasium blei-
ben zu können. Eine Probezeit gab es in Baden-Württemberg bis 1979/80, in 
Bayern und Berlin über den gesamten Untersuchungszeitraum, in Bremen bis 
1996/97, in Hessen bis 1992/93, in Mecklenburg-Vorpommern bis 2003/04, 
in Niedersachsen bis 1968/69 und in Thüringen 1991/92. Durchgängig keine 

204 Tatsächlich wird weder die Schulempfehlung noch die Notenbindung in Brandenburg klar 
benannt. Es wird nur von der Eignung des Bildungsgangs für den Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife gesprochen. Die Eignung wird nicht weiter ausgeführt. Da die Eignung für das 
Gymnasium in Brandenburg nach der 6. Klasse bis 2006/07 über ein Eignungsgutachten erteilt 
wurde, das nicht bindend war, und ab 2007/08 ein fester Notenschnitt erforderlich war, haben 
wir diese Regelungen entsprechend für diesen Übergangszeitpunkt angenommen.

205 Inwieweit diese Voraussetzung zu erfüllen war, können wir nicht abschließend bewerten, da wir 
nicht für die Realschulen bzw. Schularten mit mehreren Bildungsgängen erhoben haben, ob hier 
eine zweite Fremdsprache verp  ichtend war. Allerdings ist wohl davon auszugehen, dass die zwei-
te Fremdsprache an diesen Schulformen eher im Wahlbereich angeboten wurde. Zudem ist aus 
den getroffenen Regelungen nicht immer klar ersichtlich, ob eine zweite Fremdsprache zwingend 
erforderlich ist. So kann der Begriff der „Fremdsprachenfolge“, die an der aufnehmenden Schule 
vorhanden sein muss ein Hinweis darauf sein, dass keine Schüler aufgenommen werden können, 
die beispielsweise als erste Fremdsprache nicht Englisch belegt hatten. Auf der anderen Seite kann 
dies auch ein verklausulierter Hinweis darauf sein, dass eine zweite Fremdsprache erforderlich war.
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bis 1969/70 sowie von 1977/78 bis 1980/81, Hessen ab 1999/2000, seit 1991/92 
in Mecklenburg-Vorpommern und in Sachsen für das Schuljahr 1991/92.
In Bremen galt zudem zwischen 1970/71 bis 1976/77 eine besondere Regelung. 
Zwar wurde in diesem Zeitraum eine Schulempfehlung für das Gymnasium erteilt, 
sie war jedoch kein zwingendes Kriterium. Die Entscheidung, ob ein Schüler nach 
Klasse 7 bis 9 auf das Gymnasium übergehen konnte, traf die Schulaufsichtsbehörde.
Einen weiteren Sonderfall stellte Brandenburg bis 2005/06 dar. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wurden keinerlei Kriterien für den Übergang formuliert. Dies war si-
cherlich auch nur  möglich, da bereits der Übergang auf das Gymnasium nach der 
sechsjährigen Grundschule ebenfalls nicht bindend war. Ab 2005 musste dann 
eine Schulempfehlung vorliegen, ab 2007 eine Notenbindung.204

Zweite Fremdsprache als Voraussetzung: In einigen Bundesländern war der 
Übergang nach Klasse 7 bis 9 nur möglich, wenn der Schüler bereits in einer 
zweiten Fremdsprache unterrichtet wurde.205 Dies war Voraussetzung in Baden-
Württemberg ab 1969/70, in Bremen von 1957/58 bis 1969/70 und 1979/80 bis 
1980/81, in Mecklenburg-Vorpommern über den gesamten Zeitraum, in Nieder-
sachsen bis 1968/69, in Nordrhein-Westfalen ab 1999/2000, in Sachsen-Anhalt 
über den gesamten Zeitraum und in Sachsen 1991/92.

Probezeit: Auch beim Übergang in den Klassen 7 bis 9 mussten Schüler in eini-
gen Bundesländern eine Probezeit bestehen, um endgültig am Gymnasium blei-
ben zu können. Eine Probezeit gab es in Baden-Württemberg bis 1979/80, in 
Bayern und Berlin über den gesamten Untersuchungszeitraum, in Bremen bis 
1996/97, in Hessen bis 1992/93, in Mecklenburg-Vorpommern bis 2003/04, 
in Niedersachsen bis 1968/69 und in Thüringen 1991/92. Durchgängig keine 

204 Tatsächlich wird weder die Schulempfehlung noch die Notenbindung in Brandenburg klar 
benannt. Es wird nur von der Eignung des Bildungsgangs für den Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife gesprochen. Die Eignung wird nicht weiter ausgeführt. Da die Eignung für das 
Gymnasium in Brandenburg nach der 6. Klasse bis 2006/07 über ein Eignungsgutachten erteilt 
wurde, das nicht bindend war, und ab 2007/08 ein fester Notenschnitt erforderlich war, haben 
wir diese Regelungen entsprechend für diesen Übergangszeitpunkt angenommen.

205 Inwieweit diese Voraussetzung zu erfüllen war, können wir nicht abschließend bewerten, da wir 
nicht für die Realschulen bzw. Schularten mit mehreren Bildungsgängen erhoben haben, ob hier 
eine zweite Fremdsprache verp  ichtend war. Allerdings ist wohl davon auszugehen, dass die zwei-
te Fremdsprache an diesen Schulformen eher im Wahlbereich angeboten wurde. Zudem ist aus 
den getroffenen Regelungen nicht immer klar ersichtlich, ob eine zweite Fremdsprache zwingend 
erforderlich ist. So kann der Begriff der „Fremdsprachenfolge“, die an der aufnehmenden Schule 
vorhanden sein muss ein Hinweis darauf sein, dass keine Schüler aufgenommen werden können, 
die beispielsweise als erste Fremdsprache nicht Englisch belegt hatten. Auf der anderen Seite kann 
dies auch ein verklausulierter Hinweis darauf sein, dass eine zweite Fremdsprache erforderlich war.
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Probezeit gab es für Schüler in Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Sachsen-Anhalt.

Tab. 25: Übergang nach Klasse 7 bis nach 9: Schulempfehlung, zweite Fremd-
sprache als Eingangsvoraussetzung, Probezeit, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1955/1956 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1956/1957 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1957/1958 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1958/1959 /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1959/1960 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1960/1961 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1961/1962 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1962/1963 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1963/1964 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1964/1965 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1965/1966 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///
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Probezeit gab es für Schüler in Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Sachsen-Anhalt.

Tab. 25: Übergang nach Klasse 7 bis nach 9: Schulempfehlung, zweite Fremd-
sprache als Eingangsvoraussetzung, Probezeit, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1955/1956 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1956/1957 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1957/1958 X X X /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1958/1959 /// /// /// O O O O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1959/1960 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1960/1961 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1961/1962 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1962/1963 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1963/1964 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1964/1965 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1965/1966 /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// /// O O O /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P S F P

1987/1988 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1991/1992 O O O X X X X X X

1992/1993 O O O O O O X X X O O O

1993/1994 O O O O O O X X X O O O

1994/1995 O O O O O O X X X O O O

1995/1996 O O O O O O X X X O O O

1996/1997 O O O O O O X X X O O O

1997/1998 O O O O O O X X X O O O

1998/1999 O O O O O O X X X O O O

1999/2000 O O O X X X O O O

2000/2001 O O O X X X O O O

2001/2002 O O O X X X O O O

2002/2003 O O O X X X O O O

2003/2004 O O O X X X O O O

2004/2005 O O O X X X O O O

2005/2006 O O O X X X O O O

2006/2007 O O O X X X O O O

2007/2008 O O O X X X O O O

2008/2009 O O O O O O

2009/2010 O O O O O O

S = Schulempfehlung F = Zweite Fremdsprache P = Probezeit
Schulempfehlung 
erforderlich

Zweite Fremdsprache 
erforderlich

Probezeit nach Übergang

Schulempfehlung nicht 
erforderlich

Zweite Fremdsprache nicht 
erforderlich

Keine Probezeit nach 
Übergang

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Wenn wir alle Regelungen zum Übergang nach Klasse 7 bis 9 zusammen betrachten, 
ergibt sich kein einheitliches Bild. Zudem gibt es keine Konjunkturen bestimmter 
Regelungen, das heißt es gibt nicht wie beispielsweise beim Gymnasialübergang nach 
Klasse 4 bestimmte Regelungen, die in einzelnen Jahrzehnten gehäuft auftreten. Ei-
nige Bundesländer haben sogar keinerlei Reformen durchgeführt, wie Bayern und 
das Saarland. In anderen Bundesländern wie in Bremen kam es zu ständigen Ver-
änderungen. Für fast alle Bundesländer gilt, dass die Regelungen zu Übergangsmög-
lichkeiten nach den Klassen 7 bis 9 im Gegensatz zum Übergang nach der 4. bzw. 
6 Klasse eher stiefmütterlich behandelt werden. Dies mag wohl auch daran liegen, 
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1987/1988 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// O O O /// /// /// /// /// /// X X X /// /// ///

1991/1992 O O O X X X X X X

1992/1993 O O O O O O X X X O O O

1993/1994 O O O O O O X X X O O O

1994/1995 O O O O O O X X X O O O

1995/1996 O O O O O O X X X O O O

1996/1997 O O O O O O X X X O O O

1997/1998 O O O O O O X X X O O O

1998/1999 O O O O O O X X X O O O

1999/2000 O O O X X X O O O

2000/2001 O O O X X X O O O

2001/2002 O O O X X X O O O

2002/2003 O O O X X X O O O

2003/2004 O O O X X X O O O

2004/2005 O O O X X X O O O

2005/2006 O O O X X X O O O

2006/2007 O O O X X X O O O

2007/2008 O O O X X X O O O

2008/2009 O O O O O O

2009/2010 O O O O O O

S = Schulempfehlung F = Zweite Fremdsprache P = Probezeit
Schulempfehlung 
erforderlich

Zweite Fremdsprache 
erforderlich

Probezeit nach Übergang

Schulempfehlung nicht 
erforderlich

Zweite Fremdsprache nicht 
erforderlich

Keine Probezeit nach 
Übergang

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Wenn wir alle Regelungen zum Übergang nach Klasse 7 bis 9 zusammen betrachten, 
ergibt sich kein einheitliches Bild. Zudem gibt es keine Konjunkturen bestimmter 
Regelungen, das heißt es gibt nicht wie beispielsweise beim Gymnasialübergang nach 
Klasse 4 bestimmte Regelungen, die in einzelnen Jahrzehnten gehäuft auftreten. Ei-
nige Bundesländer haben sogar keinerlei Reformen durchgeführt, wie Bayern und 
das Saarland. In anderen Bundesländern wie in Bremen kam es zu ständigen Ver-
änderungen. Für fast alle Bundesländer gilt, dass die Regelungen zu Übergangsmög-
lichkeiten nach den Klassen 7 bis 9 im Gegensatz zum Übergang nach der 4. bzw. 
6 Klasse eher stiefmütterlich behandelt werden. Dies mag wohl auch daran liegen, 
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dass dieser Übergang von nur wenigen Schülern genutzt wird, wie die nachfolgenden 
Ausführungen zeigen, auch wenn die rechtlichen Möglichkeiten dazu bestehen.

Quelle: StBa (2011,2012b), eigene Berechnungen. Anmerkungen: Als Aufstiege gezählt werden alle Schulwechsel 
von einer anderen Schulform auf das Gymnasium. Hierzu gehören auch Wechsel von Gesamtschulen und Freien 
Waldorfschulen, so dass auch für Thüringen Aufstiege messbar sind.

A bb. 18: Aufstiege auf das Gymnasium in die Klassen 8 bis 10 im Schuljahr 2011/12 (gemessen an 
Schülern der Klassen 7 bis 9 im Schuljahr 2010/11, pro 1000 Gymnasiasten)

Gemessen an den gymnasialen Schülerzahlen ein Schuljahr zuvor, steigen in al-
len Bundesländern weniger als ein Prozent der Schüler nach Klasse 7 bis 9 auf 
das Gymnasium auf (Abbildung 18).206 Die niedrigen Werte für Thüringen und 
Sachsen sind erwartungskonform, da der Übergang nach Klasse 7 bis 9 bis zum 
Schuljahr 2009/10 in beiden Bundesländern nicht vorgesehen war (in Sachsen 
mittlerweile gestattet). In den Bundesländern, in denen der Übergang faktisch 
durchgehend möglich ist (teilweise mit Ausnahme nach Klasse 9) gibt es eine be-
trächtliche Streuung der Übergangsquoten, wenn auch auf einem sehr niedrigen 
Niveau. Im Bundesländervergleich überdurchschnittliche Übergangsquoten nach 
Klasse 7 bis 9 haben Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Bremen. Ge-
rade Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sind jene Bundesländer, die 
ihre Schüler erst nach Klasse 6 in verschiedene Schulformen aufteilen.
Dagegen ist im Saarland, in Bayern, Baden-Württemberg, aber auch in Nordrhein-
Westfalen und Hessen ein Aufstieg statistisch nach den Klassen 7 bis 9 extrem sel-
ten, obwohl die rechtliche Möglichkeit dazu besteht. Wie gering die Aufstiegsmobi-
lität in diesen Bundesländern ist, haben wir bereits bei den Übergangsquoten nach 

206 Beim Lesen der Abbildung ist zu beachten, dass wir die Angaben nicht in Prozent gemacht haben, 
sondern pro 1000 Schüler, also in Prozent mal zehn. Dies halten wir für eine günstigere Darstel-
lungsweise, weil sich die Prozentwerte sonst zwischen 0,02 und 0,78 bewegen würden.
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dass dieser Übergang von nur wenigen Schülern genutzt wird, wie die nachfolgenden 
Ausführungen zeigen, auch wenn die rechtlichen Möglichkeiten dazu bestehen.

Quelle: StBa (2011,2012b), eigene Berechnungen. Anmerkungen: Als Aufstiege gezählt werden alle Schulwechsel 
von einer anderen Schulform auf das Gymnasium. Hierzu gehören auch Wechsel von Gesamtschulen und Freien 
Waldorfschulen, so dass auch für Thüringen Aufstiege messbar sind.

A bb. 18: Aufstiege auf das Gymnasium in die Klassen 8 bis 10 im Schuljahr 2011/12 (gemessen an 
Schülern der Klassen 7 bis 9 im Schuljahr 2010/11, pro 1000 Gymnasiasten)

Gemessen an den gymnasialen Schülerzahlen ein Schuljahr zuvor, steigen in al-
len Bundesländern weniger als ein Prozent der Schüler nach Klasse 7 bis 9 auf 
das Gymnasium auf (Abbildung 18).206 Die niedrigen Werte für Thüringen und 
Sachsen sind erwartungskonform, da der Übergang nach Klasse 7 bis 9 bis zum 
Schuljahr 2009/10 in beiden Bundesländern nicht vorgesehen war (in Sachsen 
mittlerweile gestattet). In den Bundesländern, in denen der Übergang faktisch 
durchgehend möglich ist (teilweise mit Ausnahme nach Klasse 9) gibt es eine be-
trächtliche Streuung der Übergangsquoten, wenn auch auf einem sehr niedrigen 
Niveau. Im Bundesländervergleich überdurchschnittliche Übergangsquoten nach 
Klasse 7 bis 9 haben Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Bremen. Ge-
rade Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sind jene Bundesländer, die 
ihre Schüler erst nach Klasse 6 in verschiedene Schulformen aufteilen.
Dagegen ist im Saarland, in Bayern, Baden-Württemberg, aber auch in Nordrhein-
Westfalen und Hessen ein Aufstieg statistisch nach den Klassen 7 bis 9 extrem sel-
ten, obwohl die rechtliche Möglichkeit dazu besteht. Wie gering die Aufstiegsmobi-
lität in diesen Bundesländern ist, haben wir bereits bei den Übergangsquoten nach 

206 Beim Lesen der Abbildung ist zu beachten, dass wir die Angaben nicht in Prozent gemacht haben, 
sondern pro 1000 Schüler, also in Prozent mal zehn. Dies halten wir für eine günstigere Darstel-
lungsweise, weil sich die Prozentwerte sonst zwischen 0,02 und 0,78 bewegen würden.
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Klasse 6 feststellen können (Abbildung 17). Angesichts der niedrigen Aufstiegsmo-
bilität ist eine in der 4. Klasse gegen das Gymnasium getroffene Entscheidung nahe-
zu irreversibel und ein späterer Aufstieg in der Sekundarstufe I kaum mehr möglich.
Einzig für Schleswig-Holstein, das nach Klasse 6 eine relativ geringe Aufstiegsmo-
bilität hatte, ist beim Übergang nach den Klassen 7 bis 9 eine im Bundesländer-
vergleich überdurchschnittliche Aufstiegsmobilität zu verzeichnen.

4.2.3 Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss

Ein weiterer Übergang, für den wir die rechtlichen Rahmenbedingungen berück-
sichtig haben, ist der Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss. Be-
rücksichtigt haben wir, ob 1) diese Möglichkeit überhaupt besteht, 2) der Übergang 
an einen bestimmten Notenschnitt gebunden ist, 3) für den Zugang zum Gymnasi-
um eine zweite Fremdsprache in der Realschule nötig ist, 4) es die Möglichkeit einer 
Aufnahmeprüfung gibt, 5) die abgebende Schule eine Empfehlung für das Gymna-
sium erteilen muss und 6) Schüler ein zusätzliches Schuljahr absolvieren müssen. 
Unsere Annahmen zu den Auswirkungen auf soziale Bildungsungleichheiten sind 
vergleichbar mit unseren Annahmen zu den Regelungen für den Übergang von der 
Grundschule bzw. Orientierungsstufe auf das Gymnasium und den Übergängen 
nach Klasse 6 und nach Klasse 7 bis 9. In Ergänzung zu diesen Regelungen gehen 
wir davon aus, dass durch das Absolvieren eines zusätzlichen Schuljahres die Kosten 
für den gymnasialen Bildungsgang höher eingeschätzt werden und daher Kinder 
aus bildungsfernen Schichten eher vom Aufstieg auf das Gymnasium abgehalten 
werden. Wir beziehen uns bei der Codierung dieses Weges auf das Gymnasium auf 
den „normalen“ Weg von der Realschule bzw. von den Schularten mit mehreren 
Bildungsgängen auf das Gymnasium. In einigen Bundesländern gibt es Parallel-
strukturen, bei denen der Aufstieg von Realschulen auf das Gymnasium auch über 
Sonderklassen möglich ist. Für diese bestehen dann aber teilweise andere Zugangs-
regelungen. Wenn Parallelstrukturen vorlagen, haben wir nur den normalen Weg 
codiert. Konnten Schüler das Gymnasium nur über Sonderklassen oder nur über 
Aufbaugymnasien besuchen, haben wir diese Regelungen nicht codiert.
Die schulrechtlichen Regelungen sind in Tabelle 26 und Tabelle 27 festgehal-
ten. Dabei be  nden sich die Indikatoren Notenbindung, Aufnahmeprüfung und 
Schulempfehlung in Tabelle 26 und die Indikatoren zur Notwendigkeit einer 
zweiten Fremdsprache und eines zusätzliches Schuljahr in Tabelle 27.
Im Bundesländervergleich gehören Bayern, Hessen, Niedersachsen und Rheinland-
Pfalz207 zu den Bundesländern, die bereits in den 1950er Jahren den Übergang auf 
das Gymnasium mit einem Realschulabschluss regelten. Nach bestandener Aufnah-
meprüfung konnten Schüler in diesen Bundesländern auf das Gymnasium wech-
seln. Lediglich in Bremen mussten Schüler bereits Ende der 1950er Jahre keine Auf-

207 Zuvor mussten Schüler eine Schulempfehlung vorweisen (außer in den Schuljahren 1957/58 und 58/59).
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nahmeprüfung mehr für diesen Übergang absolvieren. In Berlin war der Übergang 
ebenfalls erlaubt, wurde jedoch bis 1963/64 nicht weiter schulrechtlich ausgeführt. 
Generell nicht möglich war im gesamten Untersuchungszeitraum der Übergang in 
Baden-Württemberg, da Schüler mit einem an nichtgymnasialen Bildungsgängen 
erworbenen Realschulabschluss die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife 
nur an beru  ichen Gymnasien erwerben können.
Anfang der 1960er Jahre wurde in allen Bundesländern auf die Aufnahmeprü-
fung für den Übergang mit Realschulabschluss verzichtet. Mit dem Verzicht auf 
eine Aufnahmeprüfung ging in Bayern und Schleswig-Holstein (hier erstmals ab 
1976/77 geregelt) eine feste Notenbindung einher. Im Gegensatz dazu wurde in 
Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen eine Schulempfehlung für den 
Übergang erforderlich. Strenger war die Regelung in Berlin, Rheinland-Pfalz und 
Hamburg, wonach Schüler sowohl eine Empfehlung der abgebenden Schule als 
auch einen bestimmten Notenschnitt erreicht haben mussten. Konnten Schüler 
diese Voraussetzungen nicht erfüllen, so konnten sie in Bayern, Bremen, Hes-
sen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz an einer Aufnahmeprüfung teil-
nehmen und darüber eine Zugangsberechtigung für das Gymnasium erlangen. 
Die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung wurde jedoch in Bremen 1971/72, in 
Rheinland-Pfalz 1978/79 und in Nordrhein-Westfalen 1984/85 abgeschafft.
Veränderungen ihrer Kriterien für den Übergang mit Realschulabschluss nahmen 
einige Bundesländer in den 1970er und 1980er Jahren vor. Dabei kam es sowohl zu 
Erleichterungen als auch zu Verschärfungen der Übergangskriterien: Während Bre-
men (1971/72), Niedersachsen (1976/77), Hamburg (1978/79), Berlin (1985/86) 
und das Saarland (1986/87)208 den Übergang nur noch an einen bestimmten No-
tenschnitt banden und eine Schulempfehlung nicht mehr nötig war, führten Bay-
ern und Nordrhein-Westfalen (1984/85) und etwas später auch Hessen (1994/95) 
sowohl eine Notenbindung als auch eine Schulempfehlung als Kriterien für den 
Übergang ein. Diese Regelungen aus den 1970er und 1980er Jahren haben in na-
hezu allen westdeutschen Bundesländern auch heute noch in dieser Form Bestand. 
Nur in Hessen und Nordrhein-Westfalen kam es in den 1990er Jahren noch zu 
kleineren Veränderungen. So kann in Hessen seit 1997/98 keine Aufnahmeprü-
fung mehr abgelegt werden, wenn die Zugangskriterien nicht erfüllt sind, und in 
Nordrein-Westfalen besteht seit 1999/2000 nur noch eine Notenbindung für den 
Übergang. Eine zusätzliche Schulempfehlung ist nicht mehr notwendig.

208 Für das Saarland konnten wir Regelungen zum Übergang mit Realschulabschluss erst seit Mitte 
der 1970er Jahre  nden. Wir vermuten, dass bis in die 1960er Jahre hinein ein Übergang kaum 
möglich war. Denn nach Küppers (1984) wurde erst 1958 das Saarland-Kolleg errichtet, das 
Schüler mit mittlerer Reife besuchen konnten. Zudem gab es bis Anfang der 1950er Jahre auch 
kaum Mittelschulen (nur zwei in Saarbrücken) und nur allmählich setzte sich auch der Abschluss 
der Mittleren Reife durch.
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Von den ostdeutschen Bundesländern banden Brandenburg und Sachsen den 
Übergang mit Realschulabschluss an einen festen Notenschnitt, Mecklenburg-
Vorpommern an eine Schulempfehlung und Sachsen-Anhalt verlangte beides. 
Auch Thüringen sah einen festen Notenschnitt und eine Schulempfehlung (seit 
1992/93) für den Übergang vor. Allerdings kann in Thüringen als einzigem Bun-
desland eine Schulempfehlung der abgebenden Schule die Notenbindung aufhe-
ben. Auch wenn die geforderten Noten nicht erreicht werden, können Schüler 
mit einer Empfehlung der Regelschule dennoch auf das Gymnasium übergehen. 
Zudem ist es das einzige ostdeutsche Bundesland, in dem Schüler über eine Auf-
nahmeprüfung ans Gymnasium kommen können, auch wenn die Zugangsvor-
aussetzungen (Notenbindung und Schulempfehlung) nicht erfüllt sind. Die An-
fang der 1990er Jahre getroffenen Regelungen haben nahezu alle ostdeutschen 
Bundesländer weiterhin. Einzig Mecklenburg-Vorpommern band den Übergang 
ab 1997/98 nicht mehr an eine Schulempfehlung, sondern an feste Noten.

Tab. 26: Kriterien für den Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss, No-
tenbindung, Aufnahmeprüfung, Schulempfehlung, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S

1949/1950 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// E E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 o o o /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1960/1961 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 o o o /// /// /// /// /// /// x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S N A S

1976/1977 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 o o o /// /// /// x x x
1992/1993 o o o
1993/1994 o o o
1994/1995 o o o
1995/1996 o o o
1996/1997 o o o
1997/1998 o o o
1998/1999 o o o
1999/2000 o o o
2000/2001 o o o
2001/2002 o o o
2002/2003 o o o
2003/2004 o o o
2004/2005 o o o
2005/2006 o o o
2006/2007 o o o
2007/2008 o o o
2008/2009 o o o
2009/2010 o o o

N = Notenbindung A = Aufnahmeprüfung S = Schulempfehlung
Feste Notenbindung als 
Zugangsvoraussetzung

Aufnahmeprüfung möglich, 
wenn Zugangsvoraussetzung 
nicht erfüllt

Empfehlung durch abgeben-
de Schule notwendig

Keine feste Notenbindung 
als Zugangsvoraussetzung

Keine Aufnahmeprüfung 
möglich, wenn Zugangsvor-
aussetzung nicht erfüllt

Empfehlung durch abgeben-
de Schule nicht notwendig

Aufnahmeprüfung als einzi-
ges oder ein Kriterium

Schulempfehlung kann No-
tenbindung außer Kraft setzen

O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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1976/1977 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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1978/1979 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 o o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 o o o /// /// /// x x x
1992/1993 o o o
1993/1994 o o o
1994/1995 o o o
1995/1996 o o o
1996/1997 o o o
1997/1998 o o o
1998/1999 o o o
1999/2000 o o o
2000/2001 o o o
2001/2002 o o o
2002/2003 o o o
2003/2004 o o o
2004/2005 o o o
2005/2006 o o o
2006/2007 o o o
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Feste Notenbindung als 
Zugangsvoraussetzung
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Keine feste Notenbindung 
als Zugangsvoraussetzung
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möglich, wenn Zugangsvor-
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O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
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der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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Aus bildungssoziologischer Perspektive entscheidend ist zudem, ob Schüler beim 
Übergang auf das Gymnasium eine zweite Fremdsprache auf der Realschule be-
legt haben müssen und ob Schüler ein zusätzliches Schuljahr absolvieren müs-
sen, wenn sie auf das Gymnasium übergehen. Da eine zweite Fremdsprache auf 
der Realschule häu  g nur als Wahlp  ichtfach angeboten wird, kann eine zweite 
Fremdsprache als Zugangsvoraussetzung den Übergang in eine Oberstufe am 
Gymnasium für viele Schüler faktisch unmöglich machen.209

Schulrechtlich geregelt wurden die Zugangsvoraussetzungen einer zweiten Fremd-
sprache oder eines zusätzlichen Schuljahres seit Mitte der 1950er Jahre. Erforderlich 
war eine zweite Fremdsprache als Zugangsvoraussetzung zum Gymnasium nach 
Klasse 10 anfangs noch in Bremen (bis 1963/64), aber auch in Niedersachsen (bis 
1975/76), Nordrhein-Westfalen (bis 1971/72), in Rheinland-Pfalz (von 1957/58 
bis 1977/78) und im Saarland (bis heute). Alle anderen westdeutschen Bundeslän-
der erlaubten Schülern mit Realschulabschluss die zweite Fremdsprache in der gym-
nasialen Oberstufe grundständig zu belegen. Jedoch wurde die zweite Fremdsprache 
in Bayern (seit 1983/84) und Hessen (seit 1988/89) zur Zugangsvoraussetzung.210

Ein zusätzliches Schuljahr mussten Schüler in den westdeutschen Bundesländern 
nur in Hamburg an den dortigen Aufbaugymnasien absolvieren. Seit 1982/83 
kann ein zusätzliches Schuljahr jedoch bei Vorliegen bestimmter Leistungen 
umgangen werden. Seit 2008/09 gibt es in Hamburg kein zusätzliches Schuljahr 
mehr. Auch in Berlin gab es zeitweise ein zusätzliches Schuljahr (1977/78 bis 
1983/84), das Schüler jedoch ähnlich wie in Hamburg bei Vorliegen bestimmter 
Leistungen umgehen konnten. Eine vergleichbare Regelung galt für Mecklen-
burg-Vorpommern bis 1995/96.
Ein zusätzliches Schuljahr für alle Schüler, die nach der 10. Klasse auf das Gymna-
sium übergehen, ist hingegen P  icht in Thüringen und Sachsen sowie in Sachsen-
Anhalt (seit 1994/95). Ein zusätzliches Schuljahr (z.B. Vorbereitungsklassen an 
Gymnasien) steht dabei in enger Verbindung zur zwölfjährigen Gymnasialschulzeit, 
da es die Realschüler auf die gymnasiale Oberstufe vorbereiten soll. Zudem ergaben 
Interviews mit schulpolitischen Akteuren in Thüringen, dass damit die bundesweite 
Anerkennung des zwölfjährigen Abiturs gewährleistet werden sollte, dessen Beibe-
haltung in der Mehrheit der ostdeutschen Bundesländer nach der Wiedervereini-
gung noch auf Ebene der KMK heftig debattiert wurde. Mecklenburg-Vorpommern 
schaffte das zusätzliche Schuljahr bereits ab, bevor die Gymnasialschulzeit im Jahr 
2001 verlängert wurde. Dagegen hielt Sachsen-Anhalt am zusätzlichen Schuljahr 

209 Inwieweit in den Bundesländern an Realschulen bzw. den Schularten mit mehreren Bildungsgängen 
die zweite Fremdsprache ein Wahlp  icht- oder P  ichtfach war, haben wir allerdings nicht erhoben.

210 Nicht eindeutig war die Regelung in Hessen zumindest bis 1998/99: Schüler, die bisher noch 
keinen Unterricht in einer zweiten Fremdsprache hatten, konnten nur dann in eine von ihnen 
gewählte gymnasiale Oberstufe aufgenommen werden, wenn die Schule in der Lage war, die 
erforderlichen Kenntnisse in einer zweiten Fremdsprache zu vermitteln.
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fest, obwohl auch hier 2001 die Gymnasialschulzeit auf 13 Jahre verlängert wurde. 
Keine Verp  ichtung zu einem zusätzlichen Schuljahr nahmen dagegen die west-
deutschen Bundesländer vor, die in den 2000er Jahren die Gymnasialzeit von neun 
Jahren auf acht Jahre verkürzten. Inwieweit Realschülern Stof  nhalte fehlen, die 
aufgrund der zunehmen Stofffülle in der Sekundarstufe I am Gymnasium bereits 
behandelt wurden und diese Schüler dementsprechend schlechtere Erfolgschancen 
in der gymnasialen Oberstufe haben, bleibt eine offene Forschungsfrage.

Tab. 27: Notwendigkeit einer zweiten Fremdsprache und/oder eines zusätzli-
chen Schuljahres als Kriterien für den Übergang auf das Gymnasium 
mit Realschulabschluss, 1949/50 bis 2009/10 

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z

1949/1950 /// /// x x E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// x x E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// x x E E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// x x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// x x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// x x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// x x x x /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// x x x x /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// x x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// x x x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 o o /// /// /// /// /// x x /// /// /// /// /// /// /// ///
1975/1976 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1976/1977 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1977/1978 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1978/1979 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1979/1980 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1980/1981 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z F Z

1981/1982 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1982/1983 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1983/1984 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1984/1985 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1985/1986 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1986/1987 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1987/1988 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1988/1989 o o /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
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2007/2008 o o
2008/2009 o o
2009/2010 o o

F = zweite Fremdsprache Z = Zusätzliches Schuljahr
Zweite Fremdsprache verp  ichtend Zusätzliches Schuljahr
Zweite Fremdsprache nicht verp  ichtend Kein zusätzliches Schuljahr

Sonderregelung
O Trifft nicht zu
x Möglichkeit gegeben, aber nicht näher ausgeführt
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Statistisches Ausmaß der verschiedenen Wege in die Sekundarstufe II
Die Möglichkeiten, mit einem Realschulabschluss an nichtgymnasialen Schul-
formen noch die allgemeine Hochschulreife zu erlangen, sind in den Bundeslän-
dern sehr divers geregelt und die Schülerströme nach der 10. Klasse lassen sich 
zwischen den Bundesländern kaum noch vergleichbar darstellen. Es gibt heute 
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drei Wege, um die allgemeine Hochschulreife nach dem Besuch einer nichtgym-
nasialen Schulform zu erlangen. Die erste Möglichkeit besteht im Übergang in 
die 11. Klasse bzw. Eingangsstufe des Gymnasiums auf die wir eben ausführlich 
eingegangen sind. Die zweite Möglichkeit ist der Besuch der gymnasialen Ober-
stufe einer Gesamtschule. Die dritte Möglichkeit ist der Besuch eines beru  ichen 
bzw. Fachgymnasiums, auf die wir in Abschnitt 4.1.10 eingegangen sind. Wie 
diese Wege in unterschiedlicher Weise in den Bundesländern beschritten werden, 
haben wir in Abbildung 19 dargestellt.
In Abbildung 19 ist der Anteil von Schülern in der 11. Klasse der Oberstufen (bzw. 
Eingangsstufen) nach Schulformen bzw. schulischer Herkunft dargestellt. Die Zah-
len beziehen sich dabei auf die gesamte Population der 11. Klassen der Oberstufen 
(bzw. Eingangsstufen) der zur allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife 
führenden Schulformen. Hieraus lässt sich ableiten, in welchem Ausmaß verschie-
dene Wege zum Abitur in den Bundesländern eingeschlagen werden.

Quellen: StBa (2013; 2014c, eigene Berechnungen). Anmerkungen: Ohne freie Waldorfschulen, Kollegs, Abend-
gymnasien. Werden die Anteile für Gesamtschulen und Fachgymnasien addiert, ergibt sich als Reziprok der Anteil 
der 11. Klassen der Gymnasien, die auch schon in der 10. Klasse das Gymnasium besucht haben.

 Abb. 19: Anteil von Schülern in der 11. Klasse der Oberstufen (bzw. Eingangsphasen) nach Schulformen 
bzw. schulischer Herkunft an allen Schülern der 11. Klasse der Oberstufen in Prozent (2011/12)

Die Wege können in vier Gruppen unterschieden werden. Erstens gibt es Bundes-
länder, die den Zugang zum Abitur vor allem über das Gymnasium regeln. Dazu 
gehören Sachsen-Anhalt und Bayern. In einer zweiten Gruppe ermöglichen Bun-
desländer den Zugang zum Abitur zwar über das Gymnasium, jedoch wechseln 
nach Klasse 10 in höheren Anteilen Schüler aus nicht-gymnasialen Schulformen auf 
das Gymnasium. Hierzu gehören Bremen und Hessen. Allerdings ist für Bremen 
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anzumerken, dass die Schüler vor allem aus den 10. Klassen der Gesamtschulen 
kommen, die keine gymnasiale Oberstufe haben. Gleiches ist in Hessen zu beob-
achten. Auch hier ist der relativ hohe Anteil von Elftklässlern auf Gymnasien aus 
nicht-gymnasialen Schulformen im beträchtlichen Ausmaß auf Gesamtschüler zu-
rückzuführen, da auch einige der Gesamtschulen in Hessen keine eigene gymnasiale 
Oberstufe haben. Drittens gibt es Bundesländer, die neben den Gymnasien vor 
allem den Weg über die Gesamtschulen anbieten. Hierzu gehören Hamburg, Bran-
denburg, Berlin und Nordrhein-Westfalen. Eine vierte Gruppe ermöglicht neben 
dem Gymnasien vor allem den Weg über die beru  ichen Gymnasien bzw. Fach-
gymnasien. Zu dieser Gruppe gehören Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen, aber auch Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und Sach-
sen, wobei in Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen der Anteil der 
reinen Gymnasialbiogra  en als Reziprok zu den vorgestellten Wegen deutlich über-
wiegt. Damit könnten diese Länder auch zum ersten Typ gehören, da der Anteil 
von Schülern, die sich bereits auf dem Gymnasium be  nden, sehr hoch ist. Nicht 
eindeutig zuzuordnen sind Rheinland-Pfalz und das Saarland.
In Abbildung 20 haben wir noch einmal dargestellt wie hoch der Anteil aller Elft-
klässler des Gymnasiums an allen Elftklässlern der Oberstufe ist. Darin ist ables-
bar, wie hoch die Bedeutung des Gymnasiums für den Erwerb der allgemeinen 
oder fachgebundenen Hochschulreife ist. Abbildung 20 ist damit als Ergänzung 
zu Abbildung 19 zu sehen. Wie sich diese Anteile im Zeitverlauf entwickelt haben 
werden wir in Abschnitt 4.2.4 noch einmal ausführlicher behandeln.

Quelle: StBa (2013; 2014c, eigene Berechnungen). Anmerkung: Die hohen Zahlen für Bremen ergeben sich daraus, 
dass die gymnasialen Oberstufen auf allgemeinbildenden Schulen statistisch den Gymnasien zugeschlagen werden, 
auch wenn sie direkt an die Oberschule anschließen. Dies betrifft vor allem die statistische Erfassung der Schulzent-
ren der Sekundarstufe II, auf denen die Gesamtschüler in Bremen ihr Abitur erwerben und die nach der Oberschul-
reform 2010/11 erst allmählich auslaufen.

A bb. 20: Anteil von Gymnasiasten in der 11. Klasse der Oberstufen (bzw. Eingangsphasen) an allen 
Schülern der 11. Klasse der Oberstufen in Prozent (2011/12)
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Hierbei zeigt sich, dass das Gymnasium in Bremen, Bayern und Sachsen-Anhalt 
mit über 90 Prozent im Schuljahr 2011/12 nach wie vor eine überragende Be-
deutung hat. Nur noch 65 Prozent oder weniger aller Schüler auf dem Weg zur 
allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife be  nden sich in Baden-Würt-
temberg, Schleswig-Holstein und Hamburg auf dem Gymnasium.

4.2.4 Abstieg vom Gymnasium

In den Bundesländern gibt es zwei unterschiedliche Regelungen, die einen Abstieg 
vom Gymnasium auf eine nicht-gymnasiale Schulform zwingend nach sich ziehen. 
In einer ersten Gruppe von Bundesländern werden Schüler vom Gymnasium ab-
geschult, wenn sie in der gleichen oder direkt aufeinanderfolgenden Klassenstufen 
zweimal das Klassenziel nicht erreicht haben. In einer zweiten Gruppe von Bundes-
ländern müssen Schüler das Gymnasium verlassen, wenn sie insgesamt zweimal in 
Sekundarstufe I und II nicht versetzt werden. Demnach dürfen Schüler höchstens 
einmal in der Sekundarstufe I und einmal in der Sekundarstufe II eine Klasse wie-
derholen. Je striktere Abstiegsregeln gelten (hier die zweite Regelung), desto eher 
werden schlechtere Schüler das Gymnasium nach unten verlassen müssen. Dies 
könnte auf Grund nicht  nanzierbarer Nachhilfe bzw. fehlender häuslicher Un-
terstützung besonders oft Schüler bildungsferner Schichten betreffen. Je rigider die 
Abstiegsregelung ist, desto sozial selektiver sollten die Abstiege vom Gymnasium 
also sein und desto häu  ger sollte es insgesamt Abstiege aus dem Gymnasium geben.
Mit Blick auf Tabelle 28 gibt es bei diesem Indikator sowohl im Zeitverlauf als 
auch zwischen den Bundesländern kaum Veränderungen. In Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Hessen211, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und dem Saarland gilt seit jeher die erste, weniger restriktive Regelung. Bay-
ern212 und Sachsen hatten schon immer die zweite, restriktivere Regelung.
Schleswig-Holstein213 startete mit der weniger restriktiven Regelung, verschärfte die-
se jedoch 1978/79. Baden-Württemberg214 nahm zwischen 1952/53 und 1967/68 

211 Wobei Hessen zwischen 1977/78 bis 1992/93 vom Restriktionsgrad der Abschulungsregelungen 
eine Mittelstellung zwischen beiden Gruppen einnahm. So mussten Schüler das Gymnasium 
verlassen, wenn sie zweimal in derselben oder aufeinander folgenden Klassenstufen sitzen blieben 
sowie während der bisherigen Schulzeit zum dritten Male nicht versetzt wurden.

212 Wobei in Bayern von 1949/50 bis 1957/58 bereits Schüler das Gymnasium verlassen mussten, 
wenn sie in den drei untersten Klassen zum zweiten Male nicht versetzt wurden.

213 Eine kurzeitige Verschärfung der Abstiegsreglung nahm Schleswig-Holstein von 1955/56 bis 
1956/57 vor: Schüler der Unter- und Mittelstufe konnten schon nach einem einjährigem Besuch 
vom Gymnasium ausgeschlossen werden, wenn ihre schlechten Leistungen auf einen dauernden 
Mangel an Fähigkeiten oder Einsatzwillen zurückgeführt wurden. Nach dieser Regelung hätten 
Gymnasialschullehrer nach eigenem Gutdünken abschulen können, weshalb die Regelung viel-
leicht auch nur für drei Schuljahre existierte.

214 Eine weitere Besonderheit ist für Baden-Württemberg auch für die Schuljahre 2000/01 bis 
2003/04 festzustellen. Diese galt aber nur für die Schüler, die sich in G8-Zügen des Gymna-
siums befanden. Schüler [im G8-Bildungsgang] konnten eine Klasse nur einmal und nur dann 
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zunächst eine Mittelstellung ein. Hier durften Schüler in den drei untersten Klassen 
(Klassen 5–7) insgesamt nur einmal die Klasse wiederholen. Für die Sekundarstu-
fe I insgesamt galt jedoch die weniger restriktive Regelung, die ab 1968/69 auch 
die drei untersten Klassen umfasste. Ab dem Schuljahr 1984/85 verschärfte Baden-
Württemberg die Regelung, so dass Schüler, wenn sie insgesamt zweimal eine Klasse 
wiederholen, das Gymnasium verlassen müssen. Diese restriktive Regelung galt in 
Baden-Württemberg bis zum Ende unserer Untersuchungsperiode.
Die ostdeutschen Bundesländer Thüringen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommern starteten zunächst mit der weniger restriktiven Regelung. Thü-
ringen und Sachsen-Anhalt verschärften die Abschulungsregelung jedoch bereits 
1993/94 und Mecklenburg-Vorpommern zum Schuljahr 2002/03. Insgesamt 
haben damit heute (Schuljahr 2009/10) sieben Bundesländer die restriktive Rege-
lung und neun die weniger restriktive Regelung. Dabei haben sich vor allem die 
ostdeutschen Bundesländer für die restriktive Regelung entschieden (außer Bran-
denburg). Insgesamt spielte vermutlich die schulrechtliche Regelung der Abschu-
lung vom Gymnasium in der politischen Diskussion keine nennenswerte Rolle, 
da es bei diesem Indikator insgesamt zu wenigen rechtlichen Veränderungen kam.

Tab. 28: Abstiege vom Gymnasium in den deutschen Bundesländern, 1949/50 
bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// E /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// E /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// E /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///

wiederholen, wenn ihre Leistungsmängel auf besonderen Gründen wie einem Schulwechsel, 
einer längeren Krankheit oder familiären Belastungen beruhte und die Klassenkonferenz mit 
Zweidrittelmehrheit zu der Auffassung kam, dass sie nach einem weiteren Besuch der Klasse den 
Anforderungen des achtjährigen Bildungsganges voraussichtlich gewachsen sein würden. Im Üb-
rigen wurden Schüler, welche die Anforderungen einer erfolgreichen Versetzung nicht erfüllten, 
in die nächsthöhere Klasse des neunjährigen Bildungsganges versetzt.
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 /// ///
1992/1993 /// ///
1993/1994 /// ///
1994/1995 /// ///
1995/1996 /// ///
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Abstiege bei direkt aufeinander folgenden Klassenwiederholungen
Abstiege bei zwei Klassenwiederholungen insgesamt
Sonderfall

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

E Einheitsschule
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In Abbildung 21 sind die prozentualen Abstiegsquoten vom Gymnasium nach den 
Klassen 7 bis 9 festgehalten (Bezugsgröße ist die Anzahl der Gymnasialschüler ein 
Schuljahr zuvor). Wir haben bei der Darstellung der Abstiegsquoten erst die Abstiege 
nach Klasse 7 gewählt. Die Abstiege nach Klasse 6 haben wir bereits in Abbildung 17 
dargestellt. Damit lassen sich erstens auch die Unterschiede bei den Abstiegen nach 
der 6. Klasse mit denen nach den Klassenstufen 7 bis 9 vergleichen. Zweitens erlaubt 
dies auch die Vergleichbarkeit mit den Bundesländern, die ihre Schüler erst nach der 
6. Klasse in verschiedene Schulformen aufteilen. Es zeigte sich hierbei, dass die Ab-
stiege vom Gymnasium nach den Klassenstufen 7 bis 9 in allen Bundesländern deut-
lich häu  ger vorkommen als Aufstiege auf das Gymnasium (siehe Abbildung 17).
Bei einem Vergleich der Abstiege vom Gymnasium mit den Regelungen, die ei-
nen Abstieg vom Gymnasium verbindlich vorschreiben (Tabelle 28), zeigt sich kein 
Zusammenhang. Von den Bundesländern mit restriktiven Abstiegsregelungen (Ba-
den-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen) be  ndet sich keines unter den Ländern mit 
den höchsten Abstiegsquoten. Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpom-
mern sind sogar unter den Ländern mit den niedrigsten Abschulungsquoten.
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oder mit Hauptschulabschluss verließen. Dies betrifft aber in allen Ländern sehr wenige Schüler.

 Abb. 21: Abstiege vom Gymnasium nach Klasse 7 bis 9, im Schuljahr 2011/12 in Prozent der Gym-
nasiasten in den Klassen 7 bis 9 im Schuljahr 2010/11

Bei einem Vergleich von Abstiegen aus und Aufstiegen in das Gymnasium zeigen 
sich ausgeprägte Bundesländerunterschiede. In allen Bundesländern überwiegen 
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steigen 2,5- bzw. 3,0-mal so viele Schüler vom Gymnasium ab wie auf. Dies stellt 
im Bundesländervergleich noch die günstigste Relation dar.
In Schleswig-Holstein kommen 5,1 Abstiege auf einen Aufstieg, in Bremen liegt 
diese Relation bei 7,9. Alle anderen Bundesländer weisen hier ein Missverhältnis 
von mindestens 12:1 auf (Berlin und Sachsen-Anhalt). Von den Ländern, die 
einen Aufstieg nach Klasse 7 bis 9 formell zulassen, gibt es in Bayern das stärkste 
Missverhältnis von Ab- zu Aufstiegen. Hier kommen 69 Abstiege auf einen Auf-
stieg. Aber auch in Baden-Württemberg, Sachsen und Hessen gibt es ein sehr 
starkes Ungleichgewicht von Ab- zu Aufstiegen mit einer Relation von rund 30 
zu 1 (Abbildung 22).

Quelle: StBa (2012b), eigene Berechnungen. Anmerkungen: Zahlen ohne Thüringen, weil dort keine Aufstiege nach 
Klasse 7 bis 9 vorgesehen sind. Sachsen ist mit aufgeführt, weil Aufstiege seit den 2010er Jahren möglich sind. Zahlen 
ohne Saarland, da es hier trotz der rechtlichen Möglichkeit faktisch so gut wie keine Aufstiege in diesen Klassenstufen 
gibt. Die Relation aus Ab- zu Aufstiegen würde im Saarland sonst bei 147:1 liegen.

Abb. 22: Verhältnis von Abstiegen vom Gymnasium zu Aufstiegen ins Gymnasium nach den Klassen 
7 bis 9 im Schuljahr 2011/12

Mit der Betrachtung von Auf- und Abstiegen in der Sekundarstufe I des Gymna-
siums konnten einige interessante Aspekte aufgezeigt werden. So scheint die schul-
artenabhängige Förderstufe, wie von uns erwartet, weniger förderliche Aspekte als 
vielmehr eine Selektionsfunktion zu erfüllen, indem sie eine verlängerte Probezeit 
auf dem Gymnasium darstellt (Abschnitt 4.2.2.1). Ferner geben einige Bundeslän-
der nicht die Möglichkeit nach Klasse 7 bis 9 aufzusteigen. Auch bei den Bun-
desländern, die dies formell gestatten, sind nur wenige Aufstiege zu verzeichnen 
(Abschnitt 4.2.2.2). Zugleich zeigen sich bei den Abstiegen vom Gymnasium Bun-
desländerunterschiede, die auf den ersten Blick nicht mit den schulrechtlichen Un-
terschieden zwischen den Bundesländern in Zusammenhang stehen.
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Dieses sehr diverse Bild haben wir in einer Gesamtschau in Abbildung 23 fest-
gehalten. Dabei haben wir abgetragen, wie viel Prozent der Fünftklässler in den 
Jahren 1992 bis 2006215 durchschnittlich bis in die 9. Klassen der Jahre 1996 
bis 2010 pro Schuljahr verloren gingen.216 Auf diese Weise verfolgen wir für die 
einzelnen Bundesländer einen Jahrgang auf dem Gymnasium (zur methodischen 
Umsetzung siehe Helbig 2012b: 62ff.). Auf die Betrachtung der 10. Klassen ha-
ben wir verzichtet, da Schüler, die nach der 10. Klasse auf das Gymnasium gehen, 
in Sachsen und Thüringen ein Schuljahr wiederholen müssen und diese Schüler 
auch den 10. Klassen auf dem Gymnasium zugerechnet werden. Insoweit wären 
bei einer Betrachtung bis Klasse 10 vor allem die Ergebnisse zu Thüringen und 
Sachsen kaum mit denen der anderen Bundesländer vergleichbar.
In Bayern schwindet die Gymnasialpopulation pro Schuljahr am stärksten. Aus-
gehend von den Werten für die 5. Klassen in Bayern verkleinert sie sich durch-
schnittlich pro Schuljahr bis in die 9. Klassen um knapp 4,5 Prozent. Ebenfalls 
hohe „Schwundquoten“ lassen sich im Saarland, Schleswig-Holstein, Rheinland-
Pfalz, Hamburg und Nordrhein-Westfalen beobachten. Dies sind auch gleich-
zeitig überwiegend jene Länder, die in den betreffenden Schuljahren eine schul-
artenabhängige Förderstufe hatten. Auf der anderen Seite der Verteilung  nden 
sich die ostdeutschen Bundesländer und Baden-Württemberg. Hier bewegt sich 
die Schwundquote pro Schuljahr im Bereich von 0,3 Prozent in Sachsen und 
2,1 Prozent in Sachsen-Anhalt. Die besonders niedrigen Schwundquoten in Sach-
sen und Thüringen kommen vor allem durch ein deutliches Anwachsen der Gym-
nasialpopulation von Klasse 5 zu 6 zustande. In Sachsen vergrößert sich der Anteil 
der Gymnasiasten zur 6. Klasse in den betreffenden Jahrgängen um 5,8 Prozent, 
in Thüringen um 3,6 Prozent. Ein Wachstum der Gymnasialbesuchsquote von 
Klasse 5 zu 6 ist ansonsten in keinem anderen Bundesland zu beobachten.
Zu Abbildung 23 sei abschließend noch angemerkt, dass es zwischen den Jahr-
gängen in den 1990er Jahren (also 5. Klassen 1992 bis 1999) und den 2000er 
Jahren (also 5. Klassen 2000 bis 2006) im Allgemeinen zu einem Rückgang der 
gymnasialen Schwundquoten gekommen ist (nicht gezeigt). Durchschnittlich 
sind die Schwundquoten in den 1990er Jahren um 0,8 Prozentpunkte höher als 

215 Für Berlin und Brandenburg sind die 7. Klassen die Bezugsgröße. Gleiches gilt für die Jahre 1992 
bis 2003 für Niedersachen und Bremen, sowie für die Jahre 1996 bis 2002 für Sachsen-Anhalt 
und für 2006 für Mecklenburg-Vorpommern. Auch für Hessen haben wir uns für die Bezugs-
größe der 7. Klasse entschieden. Bis zu den Fünftklässlern des Jahrgangs 2004 hat ein beträcht-
licher Teil der Schüler erst nach der 7. Klasse auf das Gymnasium gewechselt. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass es in Hessen parallel zum gegliederten Schulsystem an einigen Schulen 
Orientierungsstufen gab. Der Anstieg der Schülerzahlen auf dem Gymnasium ist in Hessen fast 
ausschließlich auf die Schüler der Orientierungsstufen zurückzuführen. Die aktuellen Jahrgänge 
sind davon nicht mehr betroffen, da es in Hessen keine Orientierungsstufen mehr gibt.

216 Wir haben uns für eine kumulierte Betrachtung mehrerer Jahrgänge entschieden, da dadurch 
statistische Ausreißer in einem Jahr nicht ins Gewicht fallen.
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in den 2000er Jahren. Einzig Niedersachen und Sachsen-Anhalt verzeichneten 
einen leichten Anstieg um rund 0,25 Prozentpunkte. Besonders stark ging dabei 
die Quote in Bayern zurück (-1,9 Prozentpunkte), allerdings jedoch von einem 
Niveau von 5,4 Prozent in den 1990er Jahren.

Quelle: StBa (2014b; verschiedene Jahrgänge-a, eigene Berechnungen).

Abb. 23: Kumulierte Schwundquote der Gymnasialpopulation pro Schuljahr für die 5. Klassen der 
Schuljahre 1992 bis 2006 bis zur 9. Klasse 1996 bis 2010

Insgesamt geht die oftmals beschriebene Abwärtsmobilität an deutschen Gym-
nasien etwas zurück. Es bleiben jedoch erstens große Bundesländerunterschiede 
bestehen, und es erreicht zweitens kein Bundesland ein ausgewogenes Verhältnis 
von Aufwärts- und Abwärtsmobilität. Die ausgeprägte Differenz dieser Unter-
schiede nach Ost und West (außer Baden-Württemberg) ist auffällig. Die Gründe 
hierfür zu untersuchen, sollte weiterer Forschung obliegen.

4.2.4.1 Exkurs: Klassenwiederholungen

Entscheidend für das Verständnis von Bildungsverläufen in den Bundesländern ist 
die Frage, wie häu  g von dem „pädagogischen Mittel“ der Klassenwiederholung 
Gebrauch gemacht wird und wie hoch dementsprechend der Anteil von Schülern 
ist, die bei mehrfachen Klassenwiederholungen das Gymnasium verlassen müssen. 
Zudem hat das Ausmaß von Klassenwiederholungen einen Ein  uss auf das Alter 
der Schüler in den jeweiligen Jahrgängen bzw. auf das Alter der Absolventen. In Ab-
bildung 24 haben wir den Anteil der Klassenwiederholer an allen Schülern der Se-
kundarstufe I der Gymnasien in den Schuljahren 2003/04 und 2012/13 dargestellt. 
Deutlich wird, dass die Wiederholerquote in allen Bundesländern in diesem Zeit-
raum zurückgegangen ist. Für 2012/13 ist festzustellen, dass die Wiederholerquote 
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in der Sekundarstufe I des Gymnasiums in Bayern mit gut drei Prozent aller Schü-
ler rund sechsmal so hoch ist wie in Brandenburg und Schleswig-Holstein. Hohe 
Wiederholerquoten sind zudem in Hessen, dem Saarland und Berlin festzustellen. 
Am stärksten sank die Wiederholerquote in Bremen, Bayern, Nordrhein-Westfalen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg. Zum Teil ist das wohl darauf zurückzuführen, 
dass einige Bundesländer Klassenwiederholungen für einige Schulformen abge-
schafft haben, was wir jedoch nicht systematisch im Bundesländervergleich erhoben 
haben. Zum anderen könnte in den letzten Jahren auch die bundesweit geführ-
te Debatte über den Sinn und die Kosten von Klassenwiederholungen zu diesem 
Rückgang geführt haben (Klemm 2009; Krohne et al. 2004), auch wenn die Klas-
senwiederholung am Gymnasium weiterhin möglich ist.

Quelle: StBa (2013), eigene Berechnungen.

Abb. 24: Anteil der Klassenwiederholungen an allen Schülern der Sekundarstufe I des Gymnasiums 
2003/04 und 2012/13 in Prozent

Weiter auffällig ist, dass es im Vergleich zu 2012/13 im Schuljahr 2003/04 eine 
deutliche Ost-West-Differenz bei den Wiederholerquoten gab. Ob dies noch mit 
bildungspolitischen Traditionen in Zusammenhang steht, ist eine offene Frage. 
Immerhin war das Sitzenbleiben in der DDR zwar möglich, aber es wurde fak-
tisch nur selten davon Gebrauch gemacht (Waterkamp 1987: 121).217 Insgesamt 
ist ohnehin anzumerken, dass sich die Wiederholerquoten zwischen den Bun-
desländern gar nicht in dieser Weise unterscheiden dürften, da die gesetzlichen 

217 Nach Waterkamp (1987) wurde dem Wiederholen einer Schulklasse kein pädagogischer Wert 
zugesprochen. Sitzen blieben Schüler nur in der zehnjährigen Polytechnischen Oberschule, wenn 
ihnen ein erfolgreicher Schulabschluss nicht zugetraut wurde.
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Regelungen diesbezüglich nahezu einheitlich zwischen den Bundesländern sind. 
Eine Studie von Eurodyce zu den Klassenwiederholungen in Europa weist darauf 
hin, dass Klassenwiederholungen weniger von der Leistung der Schüler abhängen 
als vielmehr von der Schulkultur und den Urteilen von Lehrern (Eurodyce 2011).

4.2.5 Übergang von Sekundarstufe I zu Sekundarstufe II

Für den Übergang von der Sekundarstufe I zu II auf dem Gymnasium haben wir 
festgehalten, ob die Gymnasiasten bei einfacher erfolgreicher Versetzung in die 
Sekundarstufe II wechseln oder ob eine Prüfung ein entscheidender Bestandteil 
der Versetzung ist. Nach von Below (2002) geben solche Modalitäten wieder, ob 
mit einer Prüfung ein als Standard gesetztes Wissen die Voraussetzung für den 
Zugang zur gymnasialen Oberstufe bildet, oder die Bewährung des Schülers in 
der bisherigen Schullaufbahn. Ob diese Regelungen zu unterschiedlicher sozialer 
Selektivität beim Übergang von Sekundarstufe I zu II führen, bleibt jedoch aus 
bildungssoziologischer Perspektive offen.
Bis Anfang der 1980er Jahre galt in allen Bundesländern folgende Regelung zum 
Oberstufenzugang an Gymnasien: Schüler der Sekundarstufe I am Gymnasium 
konnten im Allgemeinen in die Sekundarstufe II des Gymnasiums übergehen, wenn 
sie die „normalen“ Kriterien für eine erfolgreiche Versetzung am Ende der Sekun-
darstufe I erreicht hatten.218 Da diese Regelung über alle Bundesländer bis zum 
Schuljahr 1985/86 Bestand hatte, haben wir die Regelungen in Tabelle 29 auch 
erst ab 1980/81 aufgeführt. Erst zum Schuljahr 1985/86 sollte sich die bisherige 
Reglung in Baden-Württemberg ändern. Seitdem mussten Schüler in der 10. Klasse 
an Gymnasien eine zentrale landeseinheitliche Klassenarbeit schreiben, die mit dop-
pelter Wertung in die Schuljahresnote einging und damit versetzungsrelevant wurde 
(Tabelle 29). Die restlichen westdeutschen Bundesländer hielten an der alten Rege-
lung weiterhin fest. Erst in den 2000er Jahren kam es zu weiteren Veränderungen 
beim Oberstufenzugang. Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern (2002/03), 
Thüringen (2003/04) sowie Berlin219, Hamburg und Sachsen (2005/06) setzten in 
diesem Zeitraum die baden-württembergische Regelung um.220 Auch in diesen Bun-
desländern mussten Schüler nun eine zentrale landeseinheitlich gestellte Prüfung in 

218 Lediglich in Niedersachsen mussten Schüler in den drei Jahren von 1976/77 bis 1979/80 leicht 
bessere Noten in der Klasse 10 erreichen als bei einer normalen Versetzung.

219 In Berlin ist eine zentrale Prüfung in den Fächern Deutsch, Mathematik und der ersten Fremd-
sprache in Klasse 10 auch Teil des seit 2006 vergebenen Mittleren Schulabschlusses. Seit dem 
Schuljahr 2010/11 haben Berlin und Brandenburg die Prüfungsaufgaben für den mittleren 
Schulabschluss in Berlin und für die Fachoberschulreife in Brandenburg gemeinsam erstellt.

220 Auch Niedersachsen entschied sich 2003 für die Einführung einer zentralen Prüfung als Teil der 
Übergangsentscheidung in die Sekundarstufe II. Dies sollte jedoch erst für die Gymnasiasten An-
wendung  nden, die im Schuljahr 2007/08 die 10. Klasse des Gymnasiums besuchen. Die Rege-
lung wurde jedoch 2006 wieder abgeschafft, so dass sie in Niedersachsen nie Anwendung fand.

200  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

Regelungen diesbezüglich nahezu einheitlich zwischen den Bundesländern sind. 
Eine Studie von Eurodyce zu den Klassenwiederholungen in Europa weist darauf 
hin, dass Klassenwiederholungen weniger von der Leistung der Schüler abhängen 
als vielmehr von der Schulkultur und den Urteilen von Lehrern (Eurodyce 2011).

4.2.5 Übergang von Sekundarstufe I zu Sekundarstufe II

Für den Übergang von der Sekundarstufe I zu II auf dem Gymnasium haben wir 
festgehalten, ob die Gymnasiasten bei einfacher erfolgreicher Versetzung in die 
Sekundarstufe II wechseln oder ob eine Prüfung ein entscheidender Bestandteil 
der Versetzung ist. Nach von Below (2002) geben solche Modalitäten wieder, ob 
mit einer Prüfung ein als Standard gesetztes Wissen die Voraussetzung für den 
Zugang zur gymnasialen Oberstufe bildet, oder die Bewährung des Schülers in 
der bisherigen Schullaufbahn. Ob diese Regelungen zu unterschiedlicher sozialer 
Selektivität beim Übergang von Sekundarstufe I zu II führen, bleibt jedoch aus 
bildungssoziologischer Perspektive offen.
Bis Anfang der 1980er Jahre galt in allen Bundesländern folgende Regelung zum 
Oberstufenzugang an Gymnasien: Schüler der Sekundarstufe I am Gymnasium 
konnten im Allgemeinen in die Sekundarstufe II des Gymnasiums übergehen, wenn 
sie die „normalen“ Kriterien für eine erfolgreiche Versetzung am Ende der Sekun-
darstufe I erreicht hatten.218 Da diese Regelung über alle Bundesländer bis zum 
Schuljahr 1985/86 Bestand hatte, haben wir die Regelungen in Tabelle 29 auch 
erst ab 1980/81 aufgeführt. Erst zum Schuljahr 1985/86 sollte sich die bisherige 
Reglung in Baden-Württemberg ändern. Seitdem mussten Schüler in der 10. Klasse 
an Gymnasien eine zentrale landeseinheitliche Klassenarbeit schreiben, die mit dop-
pelter Wertung in die Schuljahresnote einging und damit versetzungsrelevant wurde 
(Tabelle 29). Die restlichen westdeutschen Bundesländer hielten an der alten Rege-
lung weiterhin fest. Erst in den 2000er Jahren kam es zu weiteren Veränderungen 
beim Oberstufenzugang. Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern (2002/03), 
Thüringen (2003/04) sowie Berlin219, Hamburg und Sachsen (2005/06) setzten in 
diesem Zeitraum die baden-württembergische Regelung um.220 Auch in diesen Bun-
desländern mussten Schüler nun eine zentrale landeseinheitlich gestellte Prüfung in 

218 Lediglich in Niedersachsen mussten Schüler in den drei Jahren von 1976/77 bis 1979/80 leicht 
bessere Noten in der Klasse 10 erreichen als bei einer normalen Versetzung.

219 In Berlin ist eine zentrale Prüfung in den Fächern Deutsch, Mathematik und der ersten Fremd-
sprache in Klasse 10 auch Teil des seit 2006 vergebenen Mittleren Schulabschlusses. Seit dem 
Schuljahr 2010/11 haben Berlin und Brandenburg die Prüfungsaufgaben für den mittleren 
Schulabschluss in Berlin und für die Fachoberschulreife in Brandenburg gemeinsam erstellt.

220 Auch Niedersachsen entschied sich 2003 für die Einführung einer zentralen Prüfung als Teil der 
Übergangsentscheidung in die Sekundarstufe II. Dies sollte jedoch erst für die Gymnasiasten An-
wendung  nden, die im Schuljahr 2007/08 die 10. Klasse des Gymnasiums besuchen. Die Rege-
lung wurde jedoch 2006 wieder abgeschafft, so dass sie in Niedersachsen nie Anwendung fand.

202  |



|  203Kontrolle von Inhalten

der 10. Klasse absolvieren, deren Ergebnis in die Zeugnisnote eingeht und damit 
auch Kriterium für den erfolgreichen Übergang in die Sekundarstufe II ist.
In Thüringen ist die Einführung einer zentralen Prüfung in Klasse 10, mit der 
auch gleichzeitig der Realschulabschluss erworben werden kann, vermutlich eine 
direkte Folge des Amoklaufs am Erfurter Gutenberg-Gymnasium am 26.04.2002. 
Hierauf gehen wir in Abschnitt 4.2.6 noch einmal ein.

Tab. 29: Regelungen zum Übergang von Sekundarstufe I zu II in den Jahren 
1980/81 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 /// /// /// /// ///
1992/1993 /// /// /// /// ///
1993/1994 /// /// /// /// ///
1994/1995 /// /// /// /// ///
1995/1996 /// /// /// /// ///
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Prüfung als Bestandteil der Versetzung
Übergang bei erfolgreicher Versetzung

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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In Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Sachsen ist die Einführung von zen-
tralen Prüfungen in der 10. Klasse auf den KMK-Beschluss vom 4.12.2003 zur 
„Vereinbarung über Bildungsstandards für den Mittleren Schulabschluss“ zurück-
zuführen. Mit dieser Vereinbarung erklärten sich die Bundesländer bereit, ver-
gleichbare Standards zum Erwerb des Mittleren Schulabschlusses zu erarbeiten. 
Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Sachsen entschieden sich zusätzlich, die-
se Standards auch an ihren Gymnasien zu überprüfen. In allen anderen Bundes-
ländern wird der Mittlere Schulabschluss bzw. die Versetzung in die Sekundarstu-
fe II den Gymnasiasten auch ohne diese Standards zugesprochen. Eine Ausnahme 
ist hier Nordrhein-Westfalen, wo der Erwerb des Realschulabschlusses zwar seit 
2005 an eine zentrale Prüfung gebunden ist, die Ergebnisse dieser Prüfung jedoch 
nicht in die Zeugnisnoten der 10. Klasse auf dem Gymnasium eingehen.
Seit 2009/10 haben Mecklenburg-Vorpommern wie auch Baden-Württemberg die 
zentralen Prüfungen als Teil der Versetzung in die Sekundarstufe II wieder abge-
schafft. Zum Schuljahr 2009/10 ist eine zentrale Prüfung in der 10. Klasse somit 
nur noch in vier Bundesländern Teil der Versetzung von der Sekundarstufe I in 
die Sekundarstufe II des Gymnasiums. Wir gehen davon aus, dass angesichts der 
Abschaffung der zentralen Prüfung als Bestandteil der Versetzung in die gymnasiale 
Oberstufe die „Wirkung“ des KMK-Beschlusses mittlerweile „verpufft“ sein dürfte 
und eine Prüfung in den anderen Bundesländern in nächster Zeit nicht als Kriteri-
um für den Übergang in die Sekundarstufe II herangezogen werden dürfte.

4.2.6 Möglichkeit, auf dem Gymnasium bei einem Schulabbruch in der 
Sekundarstufe II einen allgemeinbildenden Schulabschluss zu erlangen

In den Regelschulsystemen der Bundesländer können Schüler in der Regel drei all-
gemeinbildende Schulabschlüsse erwerben: den (quali  zierenden) Hauptschulab-
schluss, den mittleren Abschluss221 und die allgemeine Hochschulreife (Abitur).222

Jeder dieser Abschlüsse geht mit unterschiedlichen Berechtigungen einher. Tra-
ditionell berechtigte der Hauptschulabschluss für eine Ausbildung im dualen 
Berufsbildungssystem. Breitere Wahlmöglichkeiten in der dualen und vollzeit-

221 Bis in die 2000er Jahre hinein wurde dieser Abschluss in allen Bundesländer als mittlere Rei-
fe oder Realschulabschluss bezeichnet. Je nach Bundesland heißt dieser Abschluss nun Fach-
oberschulreife (Nordrhein-Westfalen, Brandenburg), mittlere Reife (Baden-Württemberg, 
Mecklenburg-Vorpommern), mittlerer Schulabschluss (MSA) (Bayern, Berlin, Bremen, Ham-
burg, Hessen, Saarland), Quali  zierter Sekundarabschluss I (Rheinland-Pfalz) und Sekundarab-
schluss I – Realschulabschluss (Niedersachsen, Sachsen-Anhalt). In Sachsen, Schleswig-Holstein 
und Thüringen heißt der Abschluss weiterhin Realschulabschluss.

222 Allgemeinbildende Abschlüsse werden jedoch zunehmend auch im beru  ichen Schulsystem er-
worben. Zudem werden vor allem im beru  ichen Schulsystem auch die Fachhochschulreife und 
die fachgebundene Hochschulreife vergeben. Einige Bundesländer kennen zudem den schulisch-
theoretischen Teil der Fachhochschulreife oder die landesgebundene Fachhochschulreife (Helbig 
et al. 2011).
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schulischen Berufsausbildung haben Absolventen mit einem mittleren Abschluss. 
Zudem kann mit diesem Abschluss der Bildungsweg zur Erlangung der Fach-
hochschulreife sowie der fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreife fort-
gesetzt werden. Das Abitur berechtigt zum Studium aller Fächer an allen deut-
schen Universitäten und Fachhochschulen.
Jugendlichen ohne allgemeinbildenden Schulabschluss gelingt es kaum mehr in 
eine beru  iche Ausbildung direkt einzumünden (Leschinsky 2008; Solga 2009). 
Zwar ist die Gruppe der Jugendlichen, die die Hauptschule ohne einen Abschluss 
verlassen haben, seit den 1970er Jahren deutlich zurückgegangen und stagniert bei 
rund acht Prozent (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012: 97; Leschinsky 
2008: 397).223 Schulabbrecher sind jedoch nicht nur an Haupt- und Förderschu-
len zu  nden. Auch Gymnasien kennen das Problem von Schulabbrüchen in der 
gymnasialen Oberstufe (Peisert und Dahrendorf 1967; Stamm 2010). Inwieweit 
Gymnasiasten einen allgemeinbildenden Schulabschluss (Haupt- oder Realschul-
abschluss) erwerben können, auch wenn sie die gymnasiale Oberstufe vorzeitig 
verlassen oder die Abiturprüfung nicht bestehen, wurde in den Bundesländern im 
Zeitverlauf unterschiedlich geregelt. Bei unserem Indikator differenzieren wir nicht, 
welchen allgemeinbildenden Abschluss unterhalb des Abiturs Gymnasiasten erhal-
ten, wenn sie das Gymnasium in der Oberstufe vorzeitig oder ohne Bestehen der 
Abiturprüfung verlassen müssen. Eine differenzierte Erfassung ist nicht möglich, 
da die Bundesländer ihren Gymnasialabgängern unterschiedliche Schulabschlüs-
se zugestehen. Zudem haben die Bundesländer im Zeitverlauf drei verschiedene 
Hauptschulabschlüsse etabliert. So gibt es zum einen den „normalen“ Hauptschul-
abschluss, der aber in Berlin, Brandenburg und Bremen als Berufsbildungsreife und 
in Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz als Berufsreife benannt wird. 
Zweitens gibt es in einigen Ländern einen Hauptschulabschluss, mit dem besondere 
Leistungen aufgrund zusätzlicher Leistungsfeststellungen einhergehen. Dieser qua-
li  zierende Hauptschulabschluss wird in Bayern, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen vergeben. Und drittens gibt es in 
den Ländern Berlin, Brandenburg, Bremen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfa-
len einen erweiterten Hauptschulabschluss bzw. die erweiterte Berufsbildungsreife, 
die als Abschlüsse nach der 10. Jahrgangsstufe erworben werden können.
Aus bildungssoziologischer Perspektive kann die Zuerkennung eines allgemein-
bildenden Abschlusses, egal ob Haupt- oder Realschulabschluss, das Risiko ohne 
Abschluss vom Gymnasium abzugehen minimieren und dürfte sich positiv auf 
die Bildungspartizipation von bildungsfernen Schichten auswirken. Zusätzlich 
eingeforderte Prüfungen könnten sich dementsprechend sozial selektiv auf den 
Gymnasialzugang auswirken.

223 Ohne einen Hauptschulabschluss verlassen rund 75 Prozent der Jugendlichen dagegen Förder-
schulen.
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Ob Gymnasiasten in den 1950er und 1960er Jahren einen allgemeinbildenden 
Schulabschluss erhielten, wenn sie die Abiturprüfung nicht bestanden oder das 
Gymnasium in der Sekundarstufe II verließen, war nach unseren Recherchen nicht 
geregelt oder die Regelung in Schulgesetzen, Verordnungen und Amtsblättern nicht 
auf  ndbar. Eine erste Regelung  ndet sich für Niedersachsen für das Schuljahr 
1957/58, wonach Abiturprü  inge, die die Reifeprüfung nicht bestanden, ein Ab-
gangszeugnis erhielten. Nicht ausgeführt ist jedoch, ob das Abgangszeugnis einem 
anderen allgemeinbildenden Abschluss (Haupt- oder Realschulabschluss) gleichge-
stellt wurde. Eine ähnliche Bestimmung  ndet sich für Rheinland-Pfalz ab 1965/66 
und Bremen ab 1971/72. In Berlin wurde erst ab dem Schuljahr 1977/78 Schülern, 
die von der gymnasialen Oberstufe vorzeitig abgingen, ein Realschulabschluss aner-
kannt. Diese Regelung wurde sogar rückwirkend für alle Berliner Schulabgänger der 
gymnasialen Oberstufe ab dem Abgangsdatum 08.05.1945 geltend gemacht. Schul-
abgänger der Jahre 1945 bis 1977 konnten sich in ihrem Abgangszeugnis vom Gym-
nasium nun auch die Gleichwertigkeit mit dem Realschulabschluss bestätigen lassen.
Im Vergleich zur gymnasialen Oberstufe wurde der gymnasialen Mittelstufe im 
Zeitverlauf eine geringere Bedeutung zugesprochen (Fuchs 2004: 276) und dem-
entsprechend auch erst zu einem späteren Zeitpunkt Regelungen zum allgemein-
bildenden Abschluss nach Klasse 10 an Gymnasien getroffen. Am 20.12.1965 
beschloss die KMK die „Gleichwertigkeit von Abgangszeugnissen der Realschulen 
und Gymnasien mit Abschlusszeugnissen der Hauptschulen“ (MKUVSL 1966). 
Im Zuge dessen wurde in Baden-Württemberg (1965/66), Hamburg (1966/67) 
und Hessen (1967/68) den Schülern an Gymnasien, die die 9. bzw. 10. Klasse 
erfolgreich absolvierten, auch der Haupt- bzw. Realschulabschluss zugesprochen. 
In vielen Bundesländern wurde der KMK-Beschluss von 1966 jedoch erst in den 
1970er und 1980er Jahren umgesetzt (Schleswig-Holstein 1970/71, Rheinland-
Pfalz 1972/73, Niedersachsen 1976/77, Berlin 1977/78, Nordrhein-Westfalen 
1978/79, Bayern 1982/83, Saarland 1976/77).
Nicht nur wegen der besonderen Regelung in Berlin, sondern auch durch den 
KMK-Beschluss von 1966 gehen wir davon aus, dass bis zum Jahr 1965 in keinem 
Bundesland Schülern, die entweder durch die Abiturprüfung  elen oder die gym-
nasiale Oberstufe vorzeitig verließen, ein allgemeinbildendender Abschluss ohne 
eine zusätzliche Prüfung zugesprochen wurde. Dementsprechend charakterisieren 
wir die Regelungen der 1950er und 1960er Jahre in Tabelle 30 derart, dass die 
Schüler ein Abgangszeugnis beim Verlassen der Sekundarstufe II des Gymnasi-
ums und damit keinen allgemeinbildenden Schulabschluss erhielten.224

224 Zudem gibt es Hinweise aus der Sekundärliteratur, dass zumindest in Baden-Württemberg die 
10. Klasse als eine Art „mittlere Reife“ angesehen wurde. Unter gewissen Zusatzbedingungen waren 
Schüler nach der 10. Klasse am Gymnasium zum Studium an Höheren Fachhochschulen berech-
tigt. Im Staatsdienst wurde der erfolgreiche Besuch der 10. Klasse sogar als Abschluss angesehen. 
Den Abschluss der mittleren Reife konnten Schüler formal auf höheren Handelsschulen oder in 
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In der Gruppe der westdeutschen Bundesländer ist Bremen ein Nachzügler. Erst 
zum Schuljahr 1996/97 erhielten Gymnasiasten einen allgemeinbildenden Schul-
abschluss mit der Versetzung in die 11. Klasse der gymnasialen Oberstufe. Davor 
erhielten die Gymnasiasten zwischen 1971/72 und 1995/96 lediglich ein Abgangs-
zeugnis, wenn sie nach der 10. Klasse abgingen, die Oberstufe vorzeitig verließen 
oder die Abiturprüfung nicht bestanden. Im Zuge der Wiedervereinigung schloss 
sich nur Brandenburg der westdeutschen Regelung an. In Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und Thüringen wurde den Gymnasiasten mit der erfolgrei-
chen Absolvierung der 10. Klasse zunächst kein allgemeinbildender Schulabschluss 
zugesprochen. Einen solchen Abschluss konnten Gymnasiasten nur erhalten, wenn 
sie an einer Realschule an einer externen Prüfung teilnahmen. Parallel zu ihren sons-
tigen Aufgaben am Gymnasium mussten die Schüler die Strapazen einer zusätzli-
chen Realschulabschlussprüfung auf sich nehmen.225 Auch für Sachsen vermuten 
wir diese Regelung, da in keinem Rechtstext bis 1998 Aussagen darüber getroffen 
werden, wie mit Abgängern aus der Sekundarstufe II umzugehen sei.
In Mecklenburg-Vorpommern galt die Regelung einer zusätzlichen Realschulprü-
fung jedoch nur bis zum Schuljahr 1993/94. Danach wurde den Gymnasiasten 
automatisch ein Realschulabschluss mit der Versetzung in die 11. Klasse zuge-
sprochen. Sachsen und Sachsen-Anhalt folgten zum Schuljahr 1999/2000 bzw. 
2000/01. Thüringen schaffte die externe Realschulprüfung erst zum Schuljahr 
2003/04 nach dem Amoklauf eines Schülers am Erfurter Gutenberg-Gymnasium 
im April 2002 ab. Bis dahin war Thüringen das einzige Bundesland, welches Schü-
lern, die in der gymnasialen Oberstufe scheiterten, keinen allgemeinbildenden 
Schulabschluss zuerkannte.226 Seit dem Schuljahr 2003/04 erhalten Gymnasiasten 
mit dem Übergang in die 10. Klasse des Gymnasiums den Hauptschulabschluss. 

der Mittelstufe einer technischen Oberschule nachholen (Dahrendorf 1967). Dieses Beispiel der 
gelebten Praxis wie der Abgang vom Gymnasium in den 1960er Jahren bewertet wurde zeigt, dass 
sich die Bedeutung schulrechtlicher Regelungen über die letzten Jahrzehnte deutlich verändert ha-
ben kann und immer auch im Kontext der historischen Umstände zu sehen ist. Schulabgänger vom 
Gymnasium (nach der 10. Klasse) bekamen zwar keinen allgemeinbildenden Abschluss zugespro-
chen, dies stellte für die Betroffenen jedoch anscheinend kein größeres Problem dar, da der Abgang 
vom Gymnasium informell als Abschluss der mittleren Reife gewertet wurde. Es ist auch nur über 
die informelle Vergabe einer mittleren Reife zu erklären, dass in den 1960er und 1970er Jahre viele 
Mädchen das Gymnasium nach der 10. Klasse verließen (Helbig 2012b; Peisert 1967).

225 Die Schüler mussten sich auf den externen Realschulabschluss parallel zu ihren sonstigen Aufga-
ben am Gymnasium vorbereiten. In den Ländern, die eine achtjährige Gymnasialzeit hatten, be-
gannen die Sekundarstufe II und die dort gelehrten Inhalte, faktisch bereits im zweiten Halbjahr 
der 10. Klasse. Es ist dementsprechend davon auszugehen, dass externe Prü  inge wichtigen Stoff 
für die gymnasiale Oberstufe verpassten.

226 Der Amokläufer von Erfurt musste vom Gymnasium abgehen und hatte damit keinen Schulab-
schluss. Dies ist nicht der Hauptaspekt, der den Amoklauf determinierte, jedoch wurde dieser 
Aspekt in den Medien diskutiert und dementsprechende Veränderungen in den schulrechtlichen 
Gegebenheiten gefordert.
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Einen Realschulabschluss erhalten sie jedoch erst, wenn sie in der 10. Klasse an ei-
ner internen Realschulabschlussprüfung teilnehmen. Diese Leistungsfeststellung 
geht seitdem auch in das Jahresabschlusszeugnis der 10. Klasse ein.
Im Zuge der zunehmenden Standardisierung von Prüfungen (Abschnitt 4.2.8) 
und auch nach dem KMK-Beschluss vom 4.12.2003 zur „Vereinbarung über Bil-
dungsstandards für den Mittleren Schulabschluss“ sind einige Bundesländer seit 
Mitte der 2000er Jahren dazu übergegangen, den Erwerb des mittleren Schul-
abschlusses ebenfalls an zentrale Prüfungen zu binden. In Berlin, Brandenburg, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Sachsen227, Schles-
wig-Holstein228 und Thüringen müssen Gymnasiasten nach der 10. Schulklasse 
eine zentrale Prüfung zum Erwerb des mittleren Schulabschlusses absolvieren. In 
vielen anderen Bundesländern sind hiervon jedoch Gymnasiasten ausgenommen, 
und es reicht das Versetzungszeugnis in die Jahrgangsstufe 11 als Nachweis für 
die mittlere Reife. Allerdings wird in den meisten Bundesländern zumindest der 
Hauptschulabschluss mit dem Übergang in die 10. Klasse vergeben. In Sachsen 
und Schleswig-Holstein erhalten Gymnasiasten den Hauptschulabschluss jedoch 
seit dem Schuljahr 2005/06 bzw. 2007/08 erst nach einer internen Prüfung.
Insgesamt können wir feststellen, dass sich heute alle Bundesländer mit der Prob-
lematik befassen, Gymnasiasten, die aus der Sekundarstufe II abgehen (müssen), 
nicht ohne allgemeinbildenden Abschluss abgehen zu lassen. In den westdeut-
schen Bundesländern wurde dies zumeist bis in die 1980er Jahre umgesetzt. Die 
ostdeutschen Bundesländer folgten zunächst nicht den westdeutschen Bundeslän-
dern, hier kam es zu Veränderungen erst am Ende der 1990er bzw. Anfang der 
2000er Jahre. Mit dem KMK-Beschluss von 2003 zum Mittleren Schulabschluss 
(MSA) kam es zu deutlichen Veränderungen in den Bundesländern, die sich aber 
wie angesprochen nicht in unserem Indikator widerspiegeln. Bemerkenswert ist, 
wie unterschiedlich die einzelnen Bundesländer auf den KMK-Beschluss in Bezug 
auf ihre Gymnasiasten reagierten. In einigen Bundesländern wird nach wie vor 

227 In Sachsen gehen die Prüfungsergebnisse zusammen mit den bisherigen Leistungen der 10. Jahr-
gangsstufe in die Versetzungsentscheidung ein. Mit der Versetzung in die 11. Klasse erwerben die 
sächsischen Gymnasiasten den Realschulabschluss. Schüler, die die 11. Klasse nicht erreichen, erhal-
ten demnach keinen allgemeinbildenden Abschluss, zumal in Sachsen keine gesetzliche Grundlage 
dafür existiert, dass Gymnasiasten automatisch einen Hauptschulabschluss nach Klasse 9 erhalten.

228 In Schleswig-Holstein müssen Schüler der 10. Jahrgangsstufe an einer Prüfung zum Erwerb des 
Realschulabschlusses teilnehmen, wenn ihre Leistungen den weiteren Besuch des Gymnasiums und 
den Erwerb des Abiturs unwahrscheinlich erscheinen lassen. Des Weiteren nehmen alle Schulent-
lassenen des Gymnasiums, die keinen Realschulabschluss erworben haben, an einer Realschulprü-
fung teil. Wenn diese Prüfung nicht bestanden wird, kann die Klassenkonferenz auf Grundlage 
der Prüfung für den Realschulabschluss einen Hauptschulabschluss vergeben. Dabei werden zur 
Festlegung der Prüfungsergebnisse, die im Rahmen des gymnasialen Bildungsganges erworbenen 
Vornoten um eine Note angehoben. Dies ähnelt einer Regelung, die auch im Saarland die Ver-
gleichbarkeit von Abschlussnoten zwischen den Bundesländern erschwert (siehe Kasten 5).
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keine zentrale Prüfung zur Erlangung des MSA am Gymnasium durchgeführt. 
In anderen Bundesländern ist die Prüfung Bestandteil der Leistungsüberprüfung 
in der 10. Klasse und geht in die Schuljahresendnoten ein. Des Weiteren gibt es 
Bundesländer, die zwar eine Prüfung für den MSA durchführen, deren Nichtbe-
stehen jedoch keine Folgen hat, also nicht in die Noten der 10. Klasse eingeht. 
Ein allgemeinbildender Schulabschluss wird heute nur noch bzw. wieder in Sach-
sen und Schleswig-Holstein nicht automatisch vergeben. In beiden Ländern ist 
eine Prüfung Bestandteil oder ausschließliches Kriterium für den Erwerb eines 
allgemeinbildenden Schulabschlusses.

Tab. 30: Möglichkeit auf dem Gymnasium nach Schulabbruch in der Sekun-
darstufe II einen allgemeinbildenden Schulabschluss zu erlangen in den 
Jahren 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 /// ///
1992/1993 /// ///
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Bei erfolgreichem Übergang in die Sekundarstufe II
Mit zusätzlicher interner Prüfung
Mit zusätzlicher externer Prüfung
Abgang mit Abgangszeugnis
Aufgrund der im Text beschriebenen schulrechtlichen Entwicklung vermutlich Ab-
gang mit Abgangszeugnis.
Aufgrund der im Text beschriebenen schulrechtlichen Entwicklung vermutlich 
externe Prüfung

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Allerdings unterscheiden sich die erreichten Durchschnittsnoten auf den Zeug-
nissen zwischen den Bundesländern. So werden im Saarland (siehe Kasten 5) die 
Noten des letzten Zeugnisses von Gymnasiasten um eine Notenstufe verbessert. 
Somit erhalten hier Abgänger vom Gymnasium mit Realschulabschluss bessere 
Abschlusszeugnisse als in allen anderen Bundesländern. Dass sich dies wiederum 
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auf deren Chancen beim Zugang zu einem Ausbildungsplatz auswirkt, ist wahr-
scheinlich (Helbig 2012a).

K asten 5: Der mittlere Schulabschluss im Saarland I
Saarland: Verordnung zur Änderung der Zeugnis- und Versetzungsordnung für 
die Klassenstufe 5 bis 10 des Gymnasiums und zur Aufhebung der ZVO-Gym. I 
(Art. 1) vom 25.6.2007 § 16 „Abgangszeugnisse nach dem Besuch der Klassenstu-
fe 10; Nachweis des mittleren Bildungsabschlusses“:
(1) Schüler/Schülerinnen, die das Gymnasium nach dem Besuch der Klassen-

stufe 10 verlassen, erhalten ein auf die am Gymnasium erzielten Leistungen 
bezogenes Abgangszeugnis […] in dem die Noten des Abgangszeugnisses […] 
in allen Fächern außer dem Fach Sport nach folgendem Schlüssel geändert 
werden: Aus der Note „ungenügend“ wird die Note „mangelhaft“, aus der 
Note „mangelhaft“ wird die Note „ausreichend“, aus der Note „ausreichend“ 
wird die Note „befriedigend“, aus der Note „befriedigend“ wird die Note „gut“ 
und aus der Note „gut“ wird die Note „sehr gut“.

Im Saarland wurde in Bezug auf den Realschulabschluss bereits in der Vergangen-
heit etwas eigenwillig verfahren. So wurde 1958 an den dortigen Realschulen mit 
Verweis auf die hohe Belastung die Prüfung zum Realschulabschluss abgeschafft 
und automatisch mit Beendigung der 10. Klasse zuerkannt (Kasten 6).

K asten 6: Der mittlere Schulabschluss im Saarland II
Saarland
Erlass: Abschluss der Mittelschulen 1958:
Nach den Erfahrungsberichten der Schulen hat die bisher übliche Abschlussprü-
fung das letzte Schuljahr in starkem Maße belastet und den ruhigen Verlauf der 
Schularbeit gestört. Es wird deshalb angeordnet:
1. Eine förmliche Abschlussprüfung  ndet nicht mehr statt.
2. Die „vorläu  ge Ordnung der Abschlussprüfung der Mittelschulen“ […] wird 

aufgehoben.
3. Nach erfolgreichem Besuch der Prima (10. Schuljahr) erhalten die Schüler ein 

Abschlusszeugnis.

4.2.7 Abiturprüfung

Das Abitur ist in Deutschland der höchste Schulabschluss, mit dem die uneinge-
schränkte Studienbefähigung nachgewiesen wird. In Deutschland kommt dem Ab-
itur daher nach wie vor eine zentrale Rolle beim Studienzugang zu (Nikolai und Eb-
ner 2012; Trautwein und Neumann 2008: 486). Neben der Struktur der Oberstufe 
waren die Ausgestaltung der Prüfungen und die Anforderungen der gymnasialen 
Oberstufe auch immer wieder ein zentrales schulpolitisches Thema (Fuchs 2004; 
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Furck 1983; Gass-Bolm 2005; Schindler 1980; Trautwein und Neumann 2008). 
Die gegenwärtigen Debatten zur Vergleichbarkeit des Abiturs und zur Vereinheitli-
chung der Curricula in der gymnasialen Oberstufe vollziehen sich im Windschatten 
der Qualitätsdebatte, die die Schulsysteme der Bundesländer seit der ersten PISA-
Veröffentlichung in den Blick nimmt. Vor dem Hintergrund des Wandels von 
der Input- zur Output- und Wettbewerbssteuerung im deutschen Bildungssystem 
(Altrichter und Maag Merki 2010) wird in zentralen Abschlussprüfungen ein In-
strument zur Verbesserung von Schülerleistungen und Schuleffektivitätssteigerun-
gen gesehen (Klein et al. 2009). Inwieweit zentral gestellte Abiturprüfungen durch 
Vergleichbarkeit und Transparenz Bildungsungleichheiten beein  ussen können, ist 
derzeit noch eine offene Forschungsfrage. Unklar bleibt bislang auch, inwieweit eine 
Einschränkung oder Erweiterung der Anzahl verp  ichtender Fächer in der gymna-
sialen Oberstufe zu einer Öffnung der Wege zur Hochschulreife beitragen kann.

4.2.7.1 Zentralabitur

Beim Zentralabitur, also bei der Frage, ob die Abituraufgaben zentral durch das 
Kultusministerium oder aber durch die einzelne Schule gestellt werden, gab es nur 
Ende der 1940er bzw. Anfang der 1950er Jahre und erst wieder in den 2000er 
Jahren Veränderungen. Während Baden-Württemberg229, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz und das Saarland nach 1945 mit einem Zentralabitur starteten, 
wurden die Prüfungsaufgaben in den anderen Bundesländern dezentral gestellt 
(Ackeren 2007). Interessanterweise sind dies genau jene Länder, die zur ame-
rikanischen und französischen Besatzungszone gehörten.230 Mit Gründung der 
BRD wurde die zentrale Abiturprüfung in Hessen (1950/51) und Rheinland-
Pfalz (1951/52) auf ein dezentrales Abitur umgestellt. Bis in die 2000er Jahre 
hielten die westdeutschen Bundesländer an den Ende der 1940er bzw. 1950er 
Jahre getroffenen Regelungen fest.231 An die Tradition zentraler Abiturprüfungen 
im DDR-Bildungssystem knüpften im Zuge der Wiedervereinigung die ostdeut-
schen Bundesländer bis auf Brandenburg an (Ackeren 2007; Klein et al. 2009).

229 In Baden-Württemberg ist die Quellenlage bis 1958/59 unklar. Wir konnten keine gesetzliche 
Grundlage dafür  nden, ob die Abiturprüfung in Baden-Württemberg bis zu diesem Schuljahr 
zentral gestellt wurde. Allerdings weist der Bildungsserver (2013) darauf hin, dass in Baden-
Württemberg bereits 1952/53 ein Zentralabitur durchgeführt wurde. Da auch die restlichen 
Angaben zum Zentralabitur in den Bundesländern auf dieser Website mit unseren Informatio-
nen übereinstimmen gehen wir davon aus, dass in Baden-Württemberg in den 1950er Jahren das 
Zentralabitur durchgeführt wurde.

230 Obwohl England seit 1862 zentrale Abschlussprüfungen vorsieht, wurde in der britischen Be-
satzungszone in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Schleswig-Holstein kein 
Zentralabitur eingeführt (Ackeren 2007).

231 Auch die KMK-»Vereinbarung zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe« 1972 brachte 
hierzu keine Veränderungen in den westdeutschen Bundesländern.

210  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

ner 2012; Trautwein und Neumann 2008: 486). Neben der Struktur der Oberstufe 
waren die Ausgestaltung der Prüfungen und die Anforderungen der gymnasialen 
Oberstufe auch immer wieder ein zentrales schulpolitisches Thema (Fuchs 2004; 
Furck 1983; Gass-Bolm 2005; Schindler 1980; Trautwein und Neumann 2008). 
Die gegenwärtigen Debatten zur Vergleichbarkeit des Abiturs und zur Vereinheitli-
chung der Curricula in der gymnasialen Oberstufe vollziehen sich im Windschatten 
der Qualitätsdebatte, die die Schulsysteme der Bundesländer seit der ersten PISA-
Veröffentlichung in den Blick nimmt. Vor dem Hintergrund des Wandels von 
der Input- zur Output- und Wettbewerbssteuerung im deutschen Bildungssystem 
(Altrichter und Maag Merki 2010) wird in zentralen Abschlussprüfungen ein In-
strument zur Verbesserung von Schülerleistungen und Schuleffektivitätssteigerun-
gen gesehen (Klein et al. 2009). Inwieweit zentral gestellte Abiturprüfungen durch 
Vergleichbarkeit und Transparenz Bildungsungleichheiten beein  ussen können, ist 
derzeit noch eine offene Forschungsfrage. Unklar bleibt bislang auch, inwieweit eine 
Einschränkung oder Erweiterung der Anzahl verp  ichtender Fächer in der gymna-
sialen Oberstufe zu einer Öffnung der Wege zur Hochschulreife beitragen kann.

4.2.7.1 Zentralabitur

Beim Zentralabitur, also bei der Frage, ob die Abituraufgaben zentral durch das 
Kultusministerium oder aber durch die einzelne Schule gestellt werden, gab es nur 
Ende der 1940er bzw. Anfang der 1950er Jahre und erst wieder in den 2000er 
Jahren Veränderungen. Während Baden-Württemberg229, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz und das Saarland nach 1945 mit einem Zentralabitur starteten, 
wurden die Prüfungsaufgaben in den anderen Bundesländern dezentral gestellt 
(Ackeren 2007). Interessanterweise sind dies genau jene Länder, die zur ame-
rikanischen und französischen Besatzungszone gehörten.230 Mit Gründung der 
BRD wurde die zentrale Abiturprüfung in Hessen (1950/51) und Rheinland-
Pfalz (1951/52) auf ein dezentrales Abitur umgestellt. Bis in die 2000er Jahre 
hielten die westdeutschen Bundesländer an den Ende der 1940er bzw. 1950er 
Jahre getroffenen Regelungen fest.231 An die Tradition zentraler Abiturprüfungen 

229 In Baden-Württemberg ist die Quellenlage bis 1958/59 unklar. Wir konnten keine gesetzliche 
Grundlage dafür  nden, ob die Abiturprüfung in Baden-Württemberg bis zu diesem Schuljahr 
zentral gestellt wurde. Allerdings weist der Bildungsserver (2013) darauf hin, dass in Baden-
Württemberg bereits 1952/53 ein Zentralabitur durchgeführt wurde. Da auch die restlichen 
Angaben zum Zentralabitur in den Bundesländern auf dieser Website mit unseren Informatio-
nen übereinstimmen gehen wir davon aus, dass in Baden-Württemberg in den 1950er Jahren das 
Zentralabitur durchgeführt wurde.

230 Obwohl England seit 1862 zentrale Abschlussprüfungen vorsieht, wurde in der britischen Be-
satzungszone in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Schleswig-Holstein kein 
Zentralabitur eingeführt (Ackeren 2007).

231 Auch die KMK-»Vereinbarung zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe« 1972 brachte 
hierzu keine Veränderungen in den westdeutschen Bundesländern.

212  |



|  213Kontrolle von Inhalten

Ab Mitte der 2000er Jahre wurde dann in allen Bundesländern, in denen keine 
zentrale Abiturprüfung durchgeführt wurde, ein Zentralabitur eingeführt. Die 
einzige Ausnahme blieb Rheinland-Pfalz. Die Veränderungen in Tabelle 31 be-
ziehen sich dabei auf das Schuljahr, in dem erstmals eine zentrale Abiturprüfung 
durchgeführt werden sollte. Die gesetzliche Grundlage wurde meist zwei bis drei 
Jahre zuvor beschlossen. Zentrale Abiturprüfungen wurden als erstes in Hamburg 
und Brandenburg umgesetzt (2004/05). Es folgten Niedersachsen ein Jahr später 
und wieder ein Jahr später Berlin, Bremen, Hessen und Nordrhein-Westfalen. Als 
letztes Bundesland führte Schleswig-Holstein das Zentralabitur ein (2008/09).

Tab. 31: Zentralabitur in den deutschen Bundesländern 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
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1965/1966 /// /// /// /// ///
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1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
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1978/1979 /// /// /// /// ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Kein Zentralabitur
Zentralabitur
Sonderfall

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Auch wenn die Bundesländer am Ende unserer Untersuchungsperiode bis auf 
Rheinland-Pfalz zentral prüfen, sind die zentralen Prüfungsverfahren jedoch 
zwischen den Bundesländern unterschiedlich geregelt in Bezug auf die Anzahl 
der schriftlichen Prüfungen, die Prüfungsfächer sowie die Korrektur (Klein 
et al. 2009; Kühn 2010). Jedoch gibt es zwischen den Bundesländern Versu-
che, die Prüfungsverfahren stärker zu vereinheitlichen. So haben Berlin und 
Brandenburg seit dem Schuljahr 2010/11 gemeinsame Abituraufgaben in ei-
nigen Fächern. Nachdem sich die KMK bereits 2007 auf bundesweit gültige 
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Bildungsstandards für die allgemeine Hochschulreife einigte, sollen die Länder 
sich ab 2017 aus einem mit den Ländern abgestimmten Pool an Abituraufgaben 
bedienen können (KMK 2013b). Im Schuljahr 2013/14 setzten Bayern, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen und Schleswig-Hol-
stein gemeinsame Abiturprüfungen in den Fächern Mathematik, Deutsch und 
Englisch ein (SpiegelOnline 2012,2014c). Zum Schuljahr 2014/15 hat sich 
auch noch Brandenburg angeschlossen. Auch wenn es noch keine Bestrebungen 
gibt, ein bundesweites Zentralabitur einzuführen, werden die Bundesländer in 
Zukunft ihre Abiturprüfungen stärker zentralisieren und vereinheitlichen. Wie 
lange das „gallische Dorf“ Rheinland-Pfalz hier noch einen Sonderweg beschrei-
tet, ist nicht abzusehen.

4.2.7.2 Verp  ichtende Fächer bis zum Abitur

Die Anzahl der verp  ichtenden Fächer in der gymnasialen Oberstufe und in der 
Reifeprüfung sind ein Indikator dafür, welcher Stellenwert einer vertieften All-
gemeinbildung oder selbstgesteuertem Lernen in der gymnasialen Oberstufe zu-
kommt (Trautwein und Neumann 2008: 488; von Below 2002). Im Vergleich 
zur Unter- und Mittelstufe ist die Ausgestaltung der gymnasialen Oberstufe 
immer wieder ein zentrales schulpolitisches Thema (Fuchs 2004; Furck 1983; 
Gass-Bolm 2005; Rürup 2013). Nach Trautwein und Neumann lässt sich an 
der Entwicklung der gymnasialen Oberstufe der „Kon  ikt zwischen Öffnung des 
Gymnasiums für einen breiteren Adressatenkreis mit neuen curricularen Inhalten 
und einer an Eliteförderung und Standardisierung orientierten Gegenbewegung“ 
(2008: 490) ablesen. In den Debatten um die gymnasiale Oberstufe ging es dabei 
immer um das Verhältnis zwischen verp  ichtender Grundbildung und individu-
eller Wahlfreiheit (Neumann 2010: 37).
In unserer Indikatorik haben wir im Zeitverlauf erhoben, ob in der gymnasialen 
Oberstufe Schüler mindestens eine Fremdsprache und mindestens ein naturwis-
senschaftliches Fach bis zur 12. bzw. 13. Klasse belegen mussten. Für die Reife-
prüfung haben wir ermittelt, ob Schüler eine schriftliche Prüfung in Mathematik 
oder Deutsch absolvieren mussten.232

Aus bildungssoziologischer Perspektive sind gegenteilige Wirkungen beim Ver-
p  ichtungsgrad von Fächern vorstellbar. So kann auf der einen Seite die Ver-
p  ichtung von Fremdsprachen oder eines naturwissenschaftlichen Faches bis 
zum Abitur und eine verp  ichtende Prüfung in den Fächern Mathematik oder 
Deutsch klassischen Bildungsidealen entsprechen und damit eher bildungsnahen 
Schichten zugutekommen. Auf der anderen Seite könnte eine Fokussierung auf 

232 Zur Codierung der Inhalte verwendeten wir neben den „üblichen“ Rechtstexten auch Stunden-
tafeln.
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klassische Bildungsinhalte bildungsfernen Schichten eine bessere Orientierung als 
eine größere Wahlfreiheit der Fächer geben.
Nach 1945 übernahmen die Bundesländer zunächst mit geringfügigen Verände-
rungen die Vorgaben der Vorkriegszeit (Bölling 2008,2010; Laurien 1998) für 
die bestehenden Typen der altsprachlichen, neusprachlichen und mathematisch-
naturwissenschaftlichen Gymnasien (Tabelle 32). In Bayern galt zunächst die 
Reifeprüfungsordnung von 1928233 fort. Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein oder Hessen orientierten sich an der Preußi-
schen Reifeprüfungsordnung von 1926 (Bölling 2010: 101), der zufolge Prü  inge 
an den altsprachlichen Gymnasien vier schriftliche Prüfungen ablegen mussten 
(ZBl 1926: 286): einen deutschen Aufsatz, eine mathematische Aufgabe sowie 
eine Übersetzung aus dem Lateinischen und Alt-Griechischen ins Deutsche. 
Ebenso mussten die Prü  inge eine Prüfung in „Leibesübungen“ absolvieren (Böl-
ling 2010; Neumann 2010: 40; ZBl 1926). An den neusprachlichen (Realgymna-
sien) und mathematisch-naturwissenschaftlichen Gymnasien (Oberrealschulen) 
hatten Schüler neben einem deutschen Aufsatz und einer mathematischen Auf-
gabe andere Fächer zu bearbeiten: am neusprachlichen Gymnasium eine Aufga-
be in Englisch und Französisch und am mathematisch-naturwissenschaftlichem 
Gymnasium Aufgaben in Englisch oder Französisch und eine Aufgabe in einem 
naturwissenschaftlichen Fach (Physik, Chemie oder Biologie) (Bölling 2010: 
47).234 Inwieweit bei der Einführung des französischen Zentralabiturs in der fran-
zösischen Besatzungszone (Baden, Württemberg-Hohenzollern, Rheinland-Pfalz, 
Saarland), die französischen Fächerkombinationen übertragen wurden, war auf 
Basis der recherchierten schulrechtlichen Regelungen wie auch der Sekundärlite-
ratur nicht nachzuvollziehen.235 Auch wenn die meisten Bundesländer Anfang der 

233 Demzufolge war für alle Schüler eine schriftliche Prüfung in den Fächern Religion, Deutsch, Ma-
thematik, Englisch, Physik, Geschichte, Erdkunde und Turnen verp  ichtend. An Realgymnasi-
en, Reformrealgymnasien und Oberrealschulen gab es noch Prüfungen in Französisch, Chemie 
und Zeichnen, an Gymnasien eine Prüfung in Latein, an Oberrealschulen in Naturkunde und 
am humanistischen Gymnasium in Griechisch.

234 Nach Tenorth (1975: 121) gab Berlin 1952 die Regelung auf, wonach Mathe, Physik, Chemie, 
Biologie, Kunst und Musik verp  ichtend waren (außer altsprachlicher Zweig). Nach Warnungen 
von Fachleuten wurde die Regelung aber wieder zurückgenommen. Mathematisch-naturwissen-
schaftliche Fächer wurden auch in den sprachlichen Zügen und Fremdsprachen auch in den 
mathematisch-naturwissenschaftlichen Zügen wieder verbindlich.

235 Nach Bölling erhielten die höheren Schulen bereits im September 1945 französische Lehrplä-
ne, und Französisch wurde zur ersten Fremdsprache erklärt. 1947 wurde ein am französischen 
Baccalauréat orientiertes Zentralabitur eingeführt, in dem fünf schriftliche Prüfungsarbeiten 
absolviert werden mussten (Bölling 2010: 95). Hierzu siehe auch Winkeler (1972: 28). Nach 
Joos (2012) mussten Abiturienten im französischen Teil des späteren Baden-Württemberg eine 
Prüfung in Deutsch, Mathematik und in einer Fremdsprache ablegen. Nach einer Ausführung 
des Pressebeauftragten der Education Publique mussten die Prü  inge vier schriftliche Prüfungen 
ablegen. Obligatorische Fächer für alle waren Deutsch und Französisch. Je nach Fächergruppen-
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1950er Jahre die Reifeprüfung änderten, blieben die schriftlichen Prüfungen in 
Deutsch und Mathematik erhalten.236

In den frühen Jahren der Bundesrepublik wurde schnell Kritik laut an der großen 
Zahl von Unterrichtsfächern (vgl. Tübinger Beschlüsse vom 30.9./1.10.1951), 
die zum Teil mit einer geringen Stundenzahl in der gymnasialen Oberstufe un-
terrichtet wurden und deren Fülle weniger einer vertiefenden Behandlung des 
Lernstoffs als vielmehr einem „enzyklopädischen“ Bildungsverständnis entsprach 
(Fuchs 2008). Eine Kritik, die auch im Tutzinger Maturitätskatalog von 1958 
der KMK und der Westdeutschen Rektorenkonferenz formuliert wurde. Die Ent-
wicklung der gymnasialen Oberstufe in den Bundesländern verlief derart unter-
schiedlich, dass nach Furck „die gegenseitige Anerkennung der Abschlüsse und 
Berechtigungen, vor allem der Reifezeugnisse, nicht mehr so ohne weiteres erfolg-
te“ (Furck 1998a: 308).
Auf Ebene der KMK einigten sich die Schulpolitiker jedoch erst mit der Saarbrü-
cker „Rahmenvereinbarung zur Ordnung des Unterrichts auf der Oberstufe der 
Gymnasien“ von 1960 auf eine stärkere Reduzierung der Stofffülle in einzelnen 
Schulfächern und eine stärkere Wahlfreiheit in der gymnasialen Oberstufe. Die 
KMK einigte sich darauf, die Fächerzahl auf maximal neun anstelle der traditi-
onellen zwölf bis 14 Fächer und für die schriftliche Abiturprüfung auf maximal 
sechs Fächer zu reduzieren (Fuchs 2008: 40; Neumann 2010: 41). An allen Gym-
nasialtypen mussten Deutsch und Mathematik als Kernfächer von den Prü  in-
gen absolviert werden. Am altsprachlichen Typ waren als zwei weitere Kernfächer 
noch Latein und Alt-Griechisch (oder Französisch), am neusprachlichen Typ zwei 
Fremdsprachen und am mathematisch-naturwissenschaftlichen eine Fremdspra-
che und Physik verp  ichtend.237 Die Saarbrücker Rahmenvereinbarung erlaub-
te den Bundesländern, Kernp  ichtfächer auch mit einer Prüfung am Ende der 

zugehörigkeit mussten die Prü  inge noch zwei schriftliche Prüfungen in entweder a) Latein und 
Griechisch oder Englisch, b) Latein und Mathematik oder c) Latein und Naturwissenschaften 
(Physik, Chemie, Biologie) ablegen (Pressebeauftragter der Erziehungsabteilung der Militärabtei-
lung in Baden-Baden 1947).

236 In Bayern wurde 1951 neben der schriftlichen Prüfung in Deutsch und Mathematik auch die 
schriftliche Prüfung in Religion beibehalten. Am humanistischen Gymnasium wurden die Abi-
turienten in zwei weiteren alten Sprachen (Latein und Alt-Griechisch), am sprachlichem Gym-
nasium in zwei Fremdsprachen und am mathematisch-naturwissenschaftlichen Gymnasium in 
einer Fremdsprache sowie in Physik oder Chemie schriftlich geprüft (SMUKBY 1952). Zudem 
mussten die Prü  inge neben der mündlichen Prüfung auch eine praktische Prüfung in Sport und 
im Zeichnen absolvieren (Fuchs 2004: 99). In Hamburg und Schleswig-Holstein konnten nach 
Tenorth (1975: 121) Mathematik und Englisch in einem Vorabitur in der 12. Klasse abgeschlos-
sen werden. Die Regelung von 1949 wurde jedoch 1952 aus Furcht zurückgenommen, dass das 
Abitur aus Hamburg bundesweit nicht anerkannt würde.

237 In allen genannten vier Fächern mussten die Abiturienten auch eine mündliche Prüfung ablegen. 
Darüber hinaus waren als Unterrichtsfächer in den Klassen 12 und 13 noch die Fächer Gemein-
schaftskunde, Sport, Religion (je nach der in den Bundesländern geltenden Regelung) und ein 
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11. und 12. Klasse abzuschließen (Neumann 2010: 44f.).238 Zwar wurde mit der 
Saarbrücker Rahmenvereinbarung die Möglichkeit einer individuellen Schwer-
punktbildung eröffnet, aber nach wie vor waren die Fächer Deutsch, Mathematik 
und eine Fremdsprache an allen Gymnasialtypen verp  ichtende Abiturfächer. 
Die Rahmenvereinbarung sah ein Wahlp  ichtfach vor (eine Fremdsprache oder 
eine Naturwissenschaft). So brauchten Abiturienten am alt- und neusprachlichem 
Typ kein naturwissenschaftliches Fach und am mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Typ nur eine Fremdsprache zu belegen (Gass-Bolm 2005: 188).
Einen Bruch mit der bisherigen Reifeprüfungstradition stellte die Bonner Verein-
barung der KMK vom 7.7.1972 dar (Herrlitz 2001), mit der die Gymnasialtypen 
abgeschafft, die Jahrgangsklassen zugunsten von Grund- und Leistungskursen 
aufgelöst, die Unterrichtsfächer in der Oberstufe in P  icht- und Wahlbereiche 
gegliedert wurden und damit insgesamt eine Reform der organisatorischen Struk-
turen vorgenommen werden sollte (Fuchs 2004; Lohe 1980; Schindler 1980). 
Die Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe in Grund- und Leistungskur-
se sollte sowohl eine vertiefte Allgemeinbildung als auch die Vorbereitung auf 
das wissenschaftliche Arbeiten erlauben (Trautwein und Neumann 2008: 488). 
Da die Bundesländer die Vereinbarung in der Folge unterschiedlich auslegten 
(Lohe et al. 1980: 1179), kam es erneut mit der Lübecker Vereinbarung vom 
2.6.1977 zum Beschluss einer „Einheitlichen Durchführung der Vereinbarung 
zur Neugestaltung der gymnasialen Oberstufe“. Mit der Vereinbarung sollte die 
gymnasiale Oberstufe eine gemeinsame Gestalt in allen Bundesländern erhalten. 
Die Zeit zwischen der Saarbrücker und der Lübecker Vereinbarung bot vielen 
westdeutschen Bundesländern vermutlich den Anlass, ihre Regelungen zu den 
verp  ichtenden Fächern zum Abitur und in der Abiturprüfung zu verändern. 
So behielt Bayern die Verp  ichtung einer Fremdsprache und eines naturwissen-
schaftlichen Faches bis zum Abitur bei, sah jedoch ab dem Schuljahr 1977/78 vor, 
dass Deutsch oder Mathematik nicht mehr verp  ichtende Fächer im Abitur wa-
ren. Eine vergleichbare Regelung  ndet sich in Hessen ab 1975/76239, Schleswig-
Holstein ab 1976/77 und Rheinland-Pfalz ab 1977/78. Nicht mehr verp  ich-
tende schriftliche Abiturfächer waren Deutsch oder Mathematik ab 1982/83 in 
Hamburg und Jahre später im Saarland (ab 1989/90). Auch Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen schafften die Verp  ichtung von Deutsch oder Mathematik 

musisches Fach verp  ichtend. Als Wahlp  ichtfächer konnten die Gymnasiasten der Oberstufe 
eine Fremdsprache oder eine Naturwissenschaft belegen (Neumann 2010: 45).

238 Nach Bölling (2010: 105) wurde diese Ausnahmeregelung nur in einigen Modellschulen in 
Baden-Württemberg angewendet.

239 Eine stärkere Wahlfreiheit nahm Hessen nach Gass-Bolm (2005) bereits ab den 1950er Jahren 
vor. So konnten Gymnasien seit 1950 Fächer vorzeitig beenden oder sie konnten ein Kurssystem 
mit 24 P  icht- und acht Wahlp  ichtstunden einrichten. Mit dem Erlass zur Au  ockerung der 
Oberstufe vom 1.4.1952 wurde die Kann-Vorschrift weiter ausgebaut (Gass-Bolm 2005: 93).
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11. und 12. Klasse abzuschließen (Neumann 2010: 44f.).238 Zwar wurde mit der 
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dass Deutsch oder Mathematik nicht mehr verp  ichtende Fächer im Abitur wa-
ren. Eine vergleichbare Regelung  ndet sich in Hessen ab 1975/76239, Schleswig-
Holstein ab 1976/77 und Rheinland-Pfalz ab 1977/78. Nicht mehr verp  ich-
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Nordrhein-Westfalen schafften die Verp  ichtung von Deutsch oder Mathematik 

musisches Fach verp  ichtend. Als Wahlp  ichtfächer konnten die Gymnasiasten der Oberstufe 
eine Fremdsprache oder eine Naturwissenschaft belegen (Neumann 2010: 45).
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als schriftliche Prüfungsfächer 1979/80 bzw. 1982/83 ab, gaben aber auch die 
Verp  ichtung einer Fremdsprache auf (Ausnahme in Niedersachsen 1989/90 und 
1990/91). Den niedrigsten Verp  ichtungsgrad der Unterrichtsfächer im Bundes-
ländervergleich hatten Berlin und Bremen. In beiden Ländern waren neben der 
Aufhebung der Verp  ichtung von Deutsch oder Mathematik als schriftliche Ab-
iturfächer (Berlin ab 1977/78 und Bremen ab 1974/75) auch eine Fremdsprache 
und eine Naturwissenschaft keine verp  ichtenden Fächer mehr bis zum Abitur 
(ab 1977/78 in Berlin, ab 1974/75 in Bremen für die Fremdsprache und ab 
1980/81 für eine Naturwissenschaft). Die größere Wahlfreiheit währte in Berlin 
jedoch nicht lange. Bereits zum Schuljahr 1984/85 war eine Naturwissenschaft 
wieder ein verp  ichtendes Unterrichtsfach bis zum Abitur und ab 1994/95 auch 
wieder eine Fremdsprache. Von allen westdeutschen Bundesländern hielt ledig-
lich Baden-Württemberg an seinen Regelungen zu den verp  ichtenden Fächern 
in der gymnasialen Oberstufe und im Abitur fest.
Von den ostdeutschen Bundesländern führte allein Brandenburg zum Schuljahr 
1992/93 eine große Wahlfreiheit ein. In Sachsen und Thüringen waren von An-
fang an Deutsch oder Mathematik schriftliche Prüfungsfächer sowie eine Fremd-
sprache und eine Naturwissenschaft verp  ichtende Unterrichtsfächer in der gym-
nasialen Oberstufe. In Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt waren 
eine Fremdsprache und eine Naturwissenschaft zwar verp  ichtende Fächer, je-
doch waren Deutsch oder Mathematik keine verp  ichtenden Prüfungsfächer im 
Abitur.
Im Zuge der durch PISA ausgelösten Qualitätsdebatte nahmen die meisten west-
deutschen Bundesländer die in den 1970er und 1980er Jahren gewährten Wahl-
freiheiten wieder zurück. Mit der Umstellung auf das achtjährige Gymnasium 
(siehe Abschnitt 4.1.3) und der Abschaffung des 13. Schuljahres, der Einführung 
von bundesweit gültigen Bildungsstandards für die allgemeine Hochschulrei-
fe durch die KMK 2007 und der Einführung von zentralen Abiturprüfungen 
(vgl. 4.2.7.1) führten viele Bundesländer wieder Belegp  ichten ein. Deutsch und 
Mathematik gewannen wieder ihre Rolle als Hauptfächer zurück. Hamburg und 
Sachsen-Anhalt führten die Verp  ichtung von Deutsch oder Mathematik in der 
schriftlichen Abiturprüfung bereits Ende der 1990er Jahre ein. Wieder verp  ich-
tende schriftliche Abiturfächer wurden Deutsch oder Mathematik ab 2002/03 in 
Brandenburg, ab 2007/08 im Saarland, ab 2008/09 in Schleswig-Holstein und 
ab 2009/10 in Bremen. Die Wahlfreiheit der Gymnasialschüler wurde in den 
2000er Jahren in Bremen und in Brandenburg zudem noch stärker beschnitten, 
da eine Fremdsprache und eine Naturwissenschaft wieder verp  ichtende Fächer 
bis zum Abitur wurden (Brandenburg ab 1999/00 bzw. 2002/03 und Bremen 
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ab 2001/02). Lediglich in Bayern240, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz waren Abiturienten bis zum Ende un-
serer Untersuchungsperiode 2009/10 nicht verp  ichtet, eine schriftliche Prüfung 
in Deutsch oder Mathematik zu absolvieren.
Welche Auswirkungen die erneuten Veränderungen in der Oberstufe auf Bil-
dungsungleichheiten haben und/oder ob sie zu einer besseren Vergleichbar-
keit der Abiturdurchschnittsnote beitragen, bleibt eine offene Forschungsfrage 
(Trautwein und Neumann 2008: 501).

Tab. 32: Verp  ichtende Fächer bis zum Abitur, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

240 Mit der Einführung des achtjährigen Gymnasiums 2004 in Bayern wurden Deutsch oder Ma-
thematik wieder verp  ichtende schriftliche Fächer im Abitur. Der erste Jahrgang, der wieder 
Deutsch oder Mathematik als verp  ichtende Fächer im Abitur hatte, war der Abiturientenjahr-
gang im Schuljahr 2010/11.
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bis zum Abitur wurden (Brandenburg ab 1999/00 bzw. 2002/03 und Bremen 
ab 2001/02). Lediglich in Bayern240, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz waren Abiturienten bis zum Ende un-
serer Untersuchungsperiode 2009/10 nicht verp  ichtet, eine schriftliche Prüfung 
in Deutsch oder Mathematik zu absolvieren.
Welche Auswirkungen die erneuten Veränderungen in der Oberstufe auf Bil-
dungsungleichheiten haben und/oder ob sie zu einer besseren Vergleichbar-
keit der Abiturdurchschnittsnote beitragen, bleibt eine offene Forschungsfrage 
(Trautwein und Neumann 2008: 501).

Tab. 32: Verp  ichtende Fächer bis zum Abitur, 1949/50 bis 2009/10
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1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

240 Mit der Einführung des achtjährigen Gymnasiums 2004 in Bayern wurden Deutsch oder Ma-
thematik wieder verp  ichtende schriftliche Fächer im Abitur. Der erste Jahrgang, der wieder 
Deutsch oder Mathematik als verp  ichtende Fächer im Abitur hatte, war der Abiturientenjahr-
gang im Schuljahr 2010/11.
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1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1992/1993 /// /// /// /// /// ///

1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

M = schriftliche Prüfung in 
Mathe oder Deutsch

F = Eine Fremdsprache bis 
zum Abitur

N = Eine Naturwissenschaft 
bis zum Abitur

Keine schriftliche Abiturprü-
fung in Mathe oder Deutsch

Keine Fremdsprache bis 
zum Abitur verp  ichtend

Keine Naturwissenschaft bis 
zum Abitur verp  ichtend

schriftliche Abiturprüfung 
in Mathe oder Deutsch

Mindestens eine Fremd-
sprache bis zum Abitur 
verp  ichtend

Mindestens eine Naturwis-
senschaft bis zum Abitur 
verp  ichtend

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1977/1978 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1978/1979 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1979/1980 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1980/1981 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1981/1982 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1982/1983 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1983/1984 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1984/1985 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1985/1986 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1986/1987 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1987/1988 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1988/1989 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1989/1990 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1990/1991 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1991/1992 /// /// /// /// /// /// /// /// ///

1992/1993 /// /// /// /// /// ///

1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

M = schriftliche Prüfung in 
Mathe oder Deutsch

F = Eine Fremdsprache bis 
zum Abitur

N = Eine Naturwissenschaft 
bis zum Abitur

Keine schriftliche Abiturprü-
fung in Mathe oder Deutsch

Keine Fremdsprache bis 
zum Abitur verp  ichtend

Keine Naturwissenschaft bis 
zum Abitur verp  ichtend

schriftliche Abiturprüfung 
in Mathe oder Deutsch

Mindestens eine Fremd-
sprache bis zum Abitur 
verp  ichtend

Mindestens eine Naturwis-
senschaft bis zum Abitur 
verp  ichtend

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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4.2.7.3 Exkurs: Die „neue“ gymnasiale Oberstufe und Vergleichbarkeit des 
Abiturs

Die zunehmende Verp  ichtung verschiedener Fächer bis zum Abitur steht in ei-
nigen Bundesländern seit 2006 in einem engen Zusammenhang mit einer um-
fassenden Reform der gymnasialen Oberstufen. Mit der Veränderung der Ver-
einbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II 
(Beschluss der KMK vom 7.7.1972 in der Fassung vom 2.6.2006) wurde den 
Bundesländern eine höhere Autonomie in der Ausgestaltung der gymnasialen 
Oberstufe übertragen.241 In der Folge veränderten die meisten Bundesländer ihre 
gymnasiale Oberstufe grundlegend, indem Kernfächer gestärkt und die Zahl der 
Prüfungen im Abitur erhöht wurde. Da bei der Erstellung unserer Datenbank die 
gymnasiale Oberstufe in vielen Bundesländern einer grundlegenden Veränderung 
unterzogen wurde, haben wir diese nicht mehr als Indikator aufnehmen können. 
Zudem sind die Regelungen für die Kurswahl, Kurseinbringung etc. kaum ver-
gleichbar zu codieren (siehe z.B. Tabelle 33). Da die Reform der Oberstufe jedoch 
neben der Gymnasialverkürzung als einschneidende Veränderung und als eine 
Revision der „kanonförmigen Oberstufenorganisation“ (Trautwein et al. 2010: 
19) der 1960er Jahre verstanden wird, wollen wir auf ihre möglichen Auswirkun-
gen in einem Exkurs eingehen. Hierzu berücksichtigen wir Auswirkungen auf 
Kompetenzen, Klassenwiederholungen und frühzeitige Abgänge. Zudem wollen 
wir in diesem Abschnitt diskutieren, inwieweit Unterschiede zwischen den Bun-
desländern in Bezug auf Abiturzulassung und Abiturnoten bestehen und diese 
den Hochschulzugang ungleich beein  ussen.

Auswirkungen der Oberstufenreformen auf Kompetenzen, 
Klassenwiederholungen und frühzeitige Abgänge
Die Umstellung der gymnasialen Oberstufe sollte vor allem zu einer Verbesse-
rung der Kompetenzen der Gymnasialschüler beitragen. Hier wurden vor allem 
die Schüler in den Blick genommen, die „Kernfächer“ nur auf Grundkursniveau 
absolvierten. Von der Erhöhung der Stundenzahl in Mathematik und Englisch 
versprach man sich eine Verbesserung der Kompetenzen der Schüler in diesen 
Fächern. Ob dieses Ziel tatsächlich erreicht wurde, ist derzeit noch nicht zu be-
werten. Die Reformen in Baden-Württemberg (Trautwein et al. 2010) und Thü-
ringen (Sonnenberg et al. 2013) hatten wohl nur einen geringen Effekt auf die 
Schülerleistungen. In Sachsen hingegen scheint es vor allem in den Naturwis-
senschaften zu einem substantiellen Leistungsanstieg nach der Oberstufenreform 
gekommen zu sein (Wagner et al. 2014).

241 Die Revision der Oberstufenreform von 1972 wurde eingeleitet durch die Husumer KMK-
Beschlüsse von 1999, die es den Bundesländern erlaubte, die Wahlfreiheit in der gymnasialen 
Oberstufe einzuschränken.
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Um die Auswirkungen der Oberstufenreformen zu untersuchen, bietet es sich 
auch an, die Klassenwiederholungen in den Blick zu nehmen. So stieg die Klassen-
wiederholerquote der 11. Klassen auf dem Gymnasium in einigen Bundesländern 
sehr stark an, nachdem die „neue“ gymnasiale Oberstufe installiert wurde. In Berlin 
von 2,8 Prozent (2008/09) um das 4,3-fache auf 12,2 Prozent (2011/12), in Bre-
men von 4,5 Prozent (2005/06) um das 1,5-fache auf 7,0 Prozent (2007/08), in 
Hamburg von 4,2 Prozent (2009/10) um das 2-fache auf 8,1 Prozent (2011/12), 
in Mecklenburg-Vorpommern von 2,1 Prozent (2005/06) um das 5,2-fache auf 
10,7 Prozent (2008/09) und in Sachsen-Anhalt von 2,8 Prozent (2004/05) um 
das 3,4-fache auf 9,7 Prozent (2008/09).242 Zwar gingen die Wiederholerquoten 
in späteren Jahren in diesen Ländern wieder ein wenig zurück, erreichten aber in 
keinem Fall wieder das Ausgangsniveau (StBa verschiedene Jahrgänge-a).
Allerdings überlagert sich die Reform zur neuen gymnasialen Oberstufe in ei-
nigen Bundesländern mit der G8/G9-Reform (Berlin, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt). Somit lässt sich auch nicht in allen Fällen 
der Anstieg der Wiederholerquoten allein auf die jeweilige Oberstufenreform 
zurückführen. Und in anderen Bundesländern ging die jeweilige Oberstufenre-
form nicht mit erhöhten Wiederholerquoten einher (z.B. Baden-Württemberg). 
Allerdings weisen diese Ergebnisse darauf hin, dass in einigen Bundesländern der 
Anstieg der Wiederholerquoten eine unintendierte Folge der Oberstufenreformen 
in den 2000er Jahren gewesen sein könnte.
Zu erwarten wäre, dass sich bei den Abgängern vom Gymnasium in der gymnasi-
alen Oberstufe ähnliche Entwicklungen feststellen lassen. Immerhin könnte eine 
höhere Zahl an Klassenwiederholungen auch zu einem frühzeitigen Abgang vom 
Gymnasium führen. Bei den Abgangsquoten vom Gymnasium in der Sekundar-
stufe II lassen sich jedoch keine eindeutigen Entwicklungen nachzeichnen, die in 
einem engen Zusammenhang mit der Umstellung von G9 zu G8 oder der Reform 
der gymnasialen Oberstufe stehen.
Dennoch zeigen sich auch hier wiederum ausgeprägte Bundesländerunterschiede 
für die Schuljahre 2005/06 bis 2012/13 (Abbildung 25). Während in Baden-
Württemberg in den betreffenden Jahrgängen nur 1,4 Prozent der Oberstu-
fenschüler das Gymnasium ohne Abschluss verließen, waren es in Bremen mit 
5,3 Prozent 3,8-mal so viele. Auch in Sachsen-Anhalt, Berlin, Nordrhein-West-
falen, Hamburg, Hessen und Mecklenburg-Vorpommern verlassen durchschnitt-
lich über drei Prozent der Schüler die Oberstufe an Gymnasien ohne Abitur. In 
Bezug auf Hamburg, Berlin und Bremen könnten diese höheren Quoten auf das 
weniger selektive Schulsystem bis zur gymnasialen Oberstufe zurückzuführen sein. 
So besuchten in den 2000er Jahren in den Stadtstaaten 34 bis 44 Prozent aller 
Schüler in der 11. Klasse das Gymnasium (StBa verschiedene Jahrgänge-a: eigene 

242 Die Reform der gymnasialen Oberstufe be  ndet sich jeweils zwischen den beiden Datenpunkten.
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fenregularien dieser Länder steht (siehe Tabelle 33), kann an dieser Stelle nicht beantwortet werden.

Quelle: StBa (verschiedene Jahrgänge-a: eigene Berechnungen). Anmerkungen: Abgangsquote jeweils gemessen an allen Schülern der gymnasialen Oberstufe an Gymnasien ein Schuljahr zuvor. Zahlen ohne die Jahrgänge, in denen von G9 auf G8 umgestellt wurde. Für G9-Gymnasien wurden die Zahlen gemessen für die Schuljahre 11 bis 13, für die G8-Gymnasien gemessen an den Schuljahren 11 und 12. Niedersachsen wies keine Werte seit dem Schuljahr 2008/09 aus.Abb. 25: Anteil der Abgänger ohne allgemeine Hochschulreife in der gymnasialen Oberstufe für die Schuljahre 2005/06 bis 2012/13 in den Bundesländern an allen Schülern der gymnasialen Oberstufe

Auch die Abbruchquoten in der gymnasialen Oberstufe zeichnen an dieser Stel-le ein unzureichendes Bild von den tatsächlichen Bundesländerunterschieden. Wie in Abschnitt 4.2.6 dargestellt, bekommen die Schüler, die die gymnasiale Oberstufe abbrechen, in allen Bundesländern einen allgemeinbildenden Schul-
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Berechnungen). Auf der anderen Seite haben Länder wie Baden-Württemberg, 
das Saarland und Bayern besonders niedrige Abbruchquoten. Dies sind gleichzei-
tig jene Länder mit besonders niedrigen Anteilen von Schülern in den 11. Klassen 
des Gymnasiums (24–25 Prozent). Es scheint hier also einen Zusammenhang zu 
geben: Jene Länder, die besonders viele Schüler zur gymnasialen Oberstufe zu-
lassen, haben eher höhere Abbruchquoten auf der gymnasialen Oberstufe und 
umgekehrt. Dabei gibt es mit Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
auch Ausnahmen. Beide haben einen relativ geringen Anteil von Schülern in der 
11. Klasse des Gymnasiums (unter 30 Prozent) und dennoch hohe Abbruchquo-
ten. Ob dies wiederum im Zusammenhang mit den spezi  schen neuen Oberstu-
fenregularien dieser Länder steht (siehe Tabelle 33), kann an dieser Stelle nicht 
beantwortet werden.

Quelle: StBa (verschiedene Jahrgänge-a: eigene Berechnungen). Anmerkungen: Abgangsquote jeweils gemessen an allen 
Schülern der gymnasialen Oberstufe an Gymnasien ein Schuljahr zuvor. Zahlen ohne die Jahrgänge, in denen von G9 
auf G8 umgestellt wurde. Für G9-Gymnasien wurden die Zahlen gemessen für die Schuljahre 11 bis 13, für die G8-
Gymnasien gemessen an den Schuljahren 11 und 12. Niedersachsen wies keine Werte seit dem Schuljahr 2008/09 aus.

Abb. 25: Anteil der Abgänger ohne allgemeine Hochschulreife in der gymnasialen Oberstufe für die 
Schuljahre 2005/06 bis 2012/13 in den Bundesländern an allen Schülern der gymnasialen 
Oberstufe
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abschluss. Mittlerweile erhalten sie auch in allen Bundesländern einen Realschul-
abschluss. Allerdings erhalten die Abgänger in einigen Bundesländern nicht nur 
den Realschulabschluss, sondern sogar die Fachhochschulreife. Dies ist der Fall 
in Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, im Saarland, in Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein.
Dabei unterscheidet sich auch hier erstens der Anteil der Abgänger, der mit Fach-
hochschulreife das Gymnasium verlässt, als auch die Klassenstufe ab der diese 
erlangt werden kann. In den Ländern, die 2009 schon auf G8 umgestellt hatten, 
konnten alle Schulabgänger der gymnasialen Oberstufe bereits in Klasse 11 die 
Fachhochschulreife erlangen. Dies waren Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
das Saarland und Sachsen-Anhalt. Der Anteil von Abgängern aus der gymnasialen 
Oberstufe mit Fachhochschulreife an allen Abgängern differierte dabei aber zwi-
schen 56 Prozent in Hamburg und 87 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern. 
Bei den Bundesländern, die 2009 noch nicht auf G8 umgestellt hatten (Hes-
sen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein) konnte die Fachhochschulreife bei 
Abgang erst ab der 12. Klasse erlangt werden. In Nordrhein-Westfalen war dies 
jedoch auch für Elftklässler schon möglich. Auch deshalb ist der Anteil der Ab-
gänger aus der gymnasialen Oberstufe mit Fachhochschulreife an allen Abgängern 
in Nordrhein-Westfalen mit 61 Prozent am höchsten, wohingegen dies in Hessen 
nur auf 19 Prozent der Abgänger zutraf (StBa verschiedene Jahrgänge-a: eigene 
Berechnungen).243

Bundesländerunterschiede beim Zugang zur Abiturprüfung und Abiturnoten
Die über Jahrzehnte gewährte Entscheidungsfreiheit bezog sich vor allem auf die 
Anzahl der Leistungskurse bzw. Kernfächer/Pro  lfächer, die Mindestzahl von 
positiven einzubringenden Halbjahresleistungen (mindestens 5 Punkte) für die 

243 Im Hinblick auf die Personen mit Fachhochschulreife unter den Schulabgängern ist auf eine Un-
genauigkeit der hier vorgestellten Statistiken hinzuweisen. In einigen Bundesländern wird nicht 
die Fachhochschulreife vergeben, sondern der sogenannte „schulisch theoretische Teil der Fach-
hochschulreife“. Um endgültig die Hochschulzugangsberechtigung (bzw. Fachhochschulreife) 
zu erhalten, müssen diese Schüler noch ein mindestens halbjähriges Praktikum oder eine Berufs-
ausbildung absolvieren. Faktisch verfügen diese Personen bei Schulabgang somit noch nicht über 
eine Studienberechtigung. Dennoch werden sie in dem Jahr, in dem sie die Schule verlassen, von 
den Landesministerien an das Statistische Bundesamt als Studienberechtigte übermittelt und 
entsprechend eingerechnet. Dies ist problematisch, da bisher keine Daten oder Studien darüber 
vorliegen, ob diese Personen nach Schulabschluss tatsächlich die Hochschulzugangsberechtigung 
erwerben. Zwar ist davon auszugehen, dass die meisten Schüler anschließend eine Berufsaus-
bildung aufnehmen, die zur endgültigen Erlangung der Hochschulzugangsberechtigung führt. 
Dennoch ist unklar, wie viele Personen dies tatsächlich originär mit der Absicht tun, ihre Studi-
enberechtigung zu erwerben (Helbig et al. 2011). Ob in den genannten Bundesländern nun der 
schulisch theoretische Teil der Fachhochschule vergeben wird oder die Fachhochschulreife, kann 
an dieser Stelle nicht abschließend geklärt werden.
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gänger aus der gymnasialen Oberstufe mit Fachhochschulreife an allen Abgängern 
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Bundesländerunterschiede beim Zugang zur Abiturprüfung und Abiturnoten
Die über Jahrzehnte gewährte Entscheidungsfreiheit bezog sich vor allem auf die 
Anzahl der Leistungskurse bzw. Kernfächer/Pro  lfächer, die Mindestzahl von 
positiven einzubringenden Halbjahresleistungen (mindestens 5 Punkte) für die 

243 Im Hinblick auf die Personen mit Fachhochschulreife unter den Schulabgängern ist auf eine Un-
genauigkeit der hier vorgestellten Statistiken hinzuweisen. In einigen Bundesländern wird nicht 
die Fachhochschulreife vergeben, sondern der sogenannte „schulisch theoretische Teil der Fach-
hochschulreife“. Um endgültig die Hochschulzugangsberechtigung (bzw. Fachhochschulreife) 
zu erhalten, müssen diese Schüler noch ein mindestens halbjähriges Praktikum oder eine Berufs-
ausbildung absolvieren. Faktisch verfügen diese Personen bei Schulabgang somit noch nicht über 
eine Studienberechtigung. Dennoch werden sie in dem Jahr, in dem sie die Schule verlassen, von 
den Landesministerien an das Statistische Bundesamt als Studienberechtigte übermittelt und 
entsprechend eingerechnet. Dies ist problematisch, da bisher keine Daten oder Studien darüber 
vorliegen, ob diese Personen nach Schulabschluss tatsächlich die Hochschulzugangsberechtigung 
erwerben. Zwar ist davon auszugehen, dass die meisten Schüler anschließend eine Berufsaus-
bildung aufnehmen, die zur endgültigen Erlangung der Hochschulzugangsberechtigung führt. 
Dennoch ist unklar, wie viele Personen dies tatsächlich originär mit der Absicht tun, ihre Studi-
enberechtigung zu erwerben (Helbig et al. 2011). Ob in den genannten Bundesländern nun der 
schulisch theoretische Teil der Fachhochschule vergeben wird oder die Fachhochschulreife, kann 
an dieser Stelle nicht abschließend geklärt werden.
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Abiturzulassung, die Anzahl der zur Gesamtquali  kation einzubringenden Halb-
jahresleistungen, die Berechnung der Abiturnote und die Anzahl der Prüfungen. 
In Tabelle 33 haben wir die Regelungen für das Schuljahr 2013/14 für die Anzahl 
der Leistungskurse, die Mindestzahl von positiven einzubringenden Halbjahres-
leistungen für die Abiturzulassung und die Anzahl der zur Gesamtquali  kation 
einzubringenden Halbjahresleistungen festgehalten. In der obersten Zeile sind die 
Mindestanforderungen der KMK für die gymnasiale Oberstufe festgehalten. Die-
se werden bei zwei zu belegenden Leistungskursen angesetzt. Einige Bundesländer 
folgen dieser Mindestanforderung, wie zum Beispiel Berlin, Bremen und Hes-
sen. Andere setzen fünf Kernfächer an, wie Baden-Württemberg, Brandenburg, 
Niedersachsen und Thüringen. Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt 
haben im Schuljahr 2013/14 sogar sechs Kern- bzw. Pro  lfächer.
Für die einzubringende Mindestanzahl positiver Halbjahresleistungen für die 
Abiturzulassung setzt die KMK eine Mindestanzahl von 26 an. Diese wird von 
Hessen mit 23 sogar unterschritten. Berlin, das Saarland, Bremen und Hamburg 
halten sich genau an diese Vorgabe. In Brandenburg müssen hingegen mindestens 
34 positive Halbjahresleistungen eingebracht werden, in Sachsen-Anhalt sogar 
36. Für die Halbjahresleistungen, die zur Berechnung der Gesamtquali  kation 
eingebracht werden müssen, setzt die KMK 32 Halbjahresleistungen an. Diese 
Mindestanzahl wird nur von Bremen eingehalten, während die meisten Bundes-
länder 36 Halbjahresleistungen ansetzen. In Brandenburg werden 42 verlangt 
und in Sachsen und Sachsen-Anhalt sogar 44. Zudem existieren verschiedene Be-
rechnungsvarianten der Abiturnote in den Bundesländern, die wir an dieser Stelle 
aufgrund ihrer Komplexität nicht vergleichend darstellen können. Die Tageszei-
tung TAZ machte 2013 die Probe aufs Exempel, welche Konsequenzen aus den 
unterschiedlichen Regelungen in den Bundesländern entstehen (TAZ 2013). Es 
wurden zwei Schülervignetten erstellt und an die Kultusministerien gesendet, mit 
der Bitte, den Abiturschnitt für den jeweiligen Schüler zu berechnen (Spalte S1 
und S2 in Tabelle 33). Für diese Schüler wurden jeweils die Halbjahresleistungen 
und die Noten in der Abiturprüfung angegeben. Obwohl die beiden Schüler je-
weils vollständig gleiche Leistungen hatten, ergaben sich extrem unterschiedliche 
Bewertungen für die beiden Schüler in den Bundesländern. Der erste Schüler (S1) 
hatte eher gute Noten, aber auch ein paar Halbjahresleistungen unter fünf Punk-
ten. Während dieser Schüler in Berlin, Hamburg und Hessen eine 1,9 bekommen 
hätte, hätte er in Baden-Württemberg, Bayern und Thüringen nur eine 2,3 erhal-
ten. In Sachsen-Anhalt wäre dieser Schüler, der in allen anderen Bundesländern 
einen relativ guten Abschluss bekommen hätte, nicht einmal zur Abiturprüfung 
zugelassen worden.
Der schlechtere Schüler (S2) hätte in Hamburg ein Abitur mit einem Durch-
schnitt von 2,6 und in Berlin von 2,7 bekommen. Auch in acht weiteren Bun-
desländern hätte dieser Schüler das Abitur erlangen können. Der gleiche Schüler 
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wäre aber in Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen nicht einmal zur Abiturprüfung zugelassen worden.

Tab. 33: Kurse und Einbringungsp  ichten der gymnasialen Oberstufe 2013

Anzahl der 
Leistungskurse/

Kernfächer

Abiturzulassung 
Mindestanzahl positiver 

Halbjahresleistungen

zur Gesamt-
quali  kation

einzubringende 
Halbjahresleistungen

Abiturnote bei 
gleichen Noten

2 3 4 5 6 23 26 28 29 32 34 36 32 36 40 42 44 S1 S2
Mindest-
anfor-
derung 
KMK

X X X

BW X X X 2,3 kein Abi
BY X X X 2,3 kein Abi
BE X X X 1,9 2,7
BB X X X 2,2 kein Abi
HB X X X 2,1 2,9
HH X X X 1,9 2,6
HE X X X 1,9 2,8
MV X X X 2,0 2,8
NI X X X 2,0 2,8
NW X X X 2,0 2,7–2,8
RP X X X 2,0 2,9
SL X X X 2,1 2,9
SN X X X 2,2 kein Abi
ST X X X kein Abi kein Abi
SH X X X 2,1 2,9
TH X X X 2,3 kein Abi

Quelle: Darstellung nach GEW (2013: 12) und TAZ (2013).

Vergleichbarkeit des Abiturs in den Bundesländern – 
Folgen für den Hochschulzugang
Nehmen wir an, dass die gleichen Noten in den Bundesländern auch für glei-
che Kompetenzen stehen, dann braucht es keine weiteren Ausführungen um zu 
zeigen, dass die gleichen Leistungen von Abiturienten in den Bundesländern un-
gleich bewertet werden und Schüler nach unterschiedlichen Kriterien zum Abitur 
zugelassen werden. Aber auch die Notenunterschiede im Abitur haben je nach 
Bundesland weiterreichende Folgen in Bezug auf die Studienfachwahl. Wenn in 
einem Land bei gleicher Leistung bessere Abiturnoten gegeben werden, dann ha-
ben diese Abiturienten bessere Chancen einen begehrten Studienplatz in einem 
Studienfach bzw. an einer Universität mit einem Numerus Clausus zu bekommen. 
Ursprünglich gab es für einige Studienfächer in Deutschland die Zentrale Verga-
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bestelle für Studienplätze (ZVS). Hier wurden für einige besonders begehrte Stu-
dienfächer von der ZVS zentral Studienplätze deutschlandweit vergeben. Neben 
anderen Kriterien wurden vor allem die Abiturnoten für die Vergabe von Studien-
plätzen herangezogen. Dabei wurden jedoch nicht alle Abiturienten Deutschlands 
miteinander verglichen, sondern nur die Bewerber aus dem gleichen Bundesland. 
Das heißt, ein Berliner Bewerber konkurrierte nur mit Bewerbern aus Berlin. Da-
durch  elen die Unterschiede der Abiturnoten zwischen den Bundesländern bei 
der Vergabe der Studienfächer nicht ins Gewicht. Die ZVS wurde jedoch 2004 
abgeschafft bzw. ist heute als Stiftung für Hochschulzulassung (SfH) nur noch 
für einen kleinen Teil der Studienplätze zuständig. Hierzu gehören die medizi-
nischen Fächer Humanmedizin, Pharmazie, Tiermedizin und Zahnmedizin. Die 
heutige Vergabe sieht folgendermaßen aus: 20 Prozent der Studienplätze werden 
nach dem ursprünglichen Verfahren nach Abiturnoten (je nach Bundesland) ver-
teilt, 20 Prozent über Wartezeitregelungen und 60 Prozent über die Hochschulen 
selbst. Bei den Studienbewerbern, bei denen die Abiturnote entscheidet – also bei 
jenen Studienplätzen, die über die SfH verteilt werden – gibt es kaum Bundeslän-
derunterschiede (Braun und Dwenger 2009).
Anders stellt sich die Situation für die Bewerber dar, die die Zulassung über 
die Hochschulen erhalten. Während von den Berliner Bewerbern 2006/07 nur 
16 Prozent über das Hochschulzulassungsverfahren einen Platz in einem medi-
zinischen Studienfach erhielten, waren es in Thüringen rund 55 Prozent aller 
Bewerber. Zudem korreliert die Wahrscheinlichkeit, einen medizinischen Studi-
enplatz über ein Hochschulzulassungsverfahren zu bekommen, auf Bundeslände-
rebene mit den Abiturnoten der Bewerber eines Bundeslandes mit knapp r=0,9 
sehr stark (Braun und Dwenger 2009). Aller Rhetorik zum Trotz, bei der die 
Hochschulen mehr Autonomie bei der Studienplatzvergabe haben wollten, um 
geeignete Zugangsverfahren anzuwenden, stellt der Abiturschnitt das wichtigste 
Kriterium für die Studienplatzvergabe dar. Die nicht an Leistung orientierten 
Unterschiede der Abiturnoten zwischen den Bundesländern schränken somit die 
Studienchancen für begehrte Studienplätze ein. Es ist zudem zu erwarten, dass 
dies nicht nur für die medizinischen Studienplätze festzustellen ist, sondern für 
alle begehrten Studiengänge an begehrten Hochschulstandorten der Fall ist.
Daten der KMK für die Abiturnoten und Durchfallquoten der Abiturjahrgän-
ge 2002 bis 2012 (KMK verschiedene Jahrgänge, eigene Berechnungen) lassen 
vermuten, dass Abiturienten aus Thüringen besonders gute Studienchancen ha-
ben sollten. Die durchschnittlichen Abiturnoten lagen für diese 10 Jahrgänge bei 
2,31. Einen Schnitt von 2,38 erreichten die Abiturienten in Baden-Württemberg. 
Auf der anderen Seite liegen die Abiturdurchschnittsnoten für diese Jahrgänge 
in Berlin, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-
Holstein bei 2,6 und schlechter (schlechtester Wert in Niedersachsen mit 2,69). 
Zudem gibt es für diese Jahrgänge auch deutliche Bundesländerunterschiede in 
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Bezug auf die nicht bestandenen Abiturprüfungen. Diese differieren zwischen 
6,8 Prozent aller Abiturprü  inge in Berlin und 1,3 Prozent aller Abiturprü  inge 
in Bayern. Das heißt in Berlin fallen fünfmal so viele Prü  inge durch die Abi-
turprüfung wie in Bayern. Wir vermuten, dass die erzielten Abiturnoten in den 
Bundesländern nicht mit den erzielten Kompetenzen in Zusammenhang stehen. 
Es ist also keineswegs so, dass in den Bundesländern mit höheren Kompetenzen 
auch die besten Abiturnoten erzielt werden und umgekehrt. Allerdings ist die Da-
tenbasis für derartige Aussagen äußerst begrenzt (Helbig et al. 2015). Neubrand 
und Klieme (2002) kommen sogar für die 9. Klassen der Gymnasien zu dem Er-
gebnis, dass die Mathematiknoten tendenziell in den Bundesländern besser sind, 
in denen die Gymnasiasten niedrigere Mathematikkompetenzen haben.
Neben dem Zugang zu bestimmten Studienfächern beein  ussen die unterschied-
lichen Abiturnoten in den Bundesländern noch einen weiteren Aspekt der Stu-
dienaufnahme. So scheint die Abiturnote ein wichtiger Indikator zu sein, mit 
dem Studienberechtigte bewerten, ob sie überhaupt für ein Studium geeignet sind 
(Helbig et al. 2015). Dadurch, dass beispielsweise die Abiturnoten in Nieder-
sachsen und Nordrhein-Westfalen im Durchschnitt besonders schlecht ausfallen, 
gehen die Studienberechtigten hier insgesamt viel seltener studieren als beispiels-
weise in Thüringen oder Baden-Württemberg.
Die unterschiedlichen Abiturnoten in den Bundesländern haben also Folgen für 
den weiteren Bildungsverlauf. Auch wenn die KMK zur Sicherung der Gleich-
wertigkeit das Anforderungsniveau für die einzelnen Abiturprüfungsfächer in den 
“Einheitlichen Prüfungsanforderungen für die Abiturprüfung” (EPA) beschlossen 
hat, die „eine weitgehende Übereinstimmung des Unterrichts in der gymnasialen 
Oberstufe in allen 16 Ländern“ gewährleisten sollen (KMK 2008), ist dieses Ziel 
bisher anscheinend noch nicht erfüllt. Auch die angestrebte zentrale Abiturprü-
fung für alle Abiturienten scheitert an dem Problem, dass sich die Zugangsvor-
aussetzungen zur Abiturprüfung in den Bundesländern unterscheiden. Hierbei 
werden die Bildungschancen von Schülern noch nicht einmal betrachtet, die 
aufgrund spezi  scher Regelungen in einem Bundesland die Klasse wiederholen 
müssen und zu größeren Teilen das Gymnasium vorzeitig verlassen.244 Zudem ist 
das länderübergreifende Abitur, dass sieben Bundesländer (Bayern, Brandenburg, 
Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen) bis zum Schuljahr 2014/15 eingeführt haben, bei genauer Betrachtung 
eine Mogelpackung. Erstens gibt es das länderübergreifende Abitur nur für die 
schriftlichen Prüfungen in Deutsch, Englisch und Mathematik. Je nach Kurs-

244 Diesbezüglich ist ebenfalls darauf hinzuweisen, dass gerade die Bundesländer, die seit Jahren die 
niedrigsten Kompetenzwerte in PISA und den IQB-Ländervergleichen aufweisen – Hamburg, 
Berlin und Bremen – die höchsten Abiturquoten auf den allgemeinbildenden Schulen haben. 
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wahl und den länderspezi  schen Vorgaben, in welchen Fächern eine schriftliche 
Abiturprüfung absolviert werden muss, unterscheidet sich der Anteil der Schüler, 
die in den einzelnen Bundesländern am länderübergreifenden Abitur teilnehmen. 
Zweitens wird in Deutsch nur eine der vier schriftlichen Aufgaben von den Län-
dern gemeinsam erarbeitet, von denen der Schüler dann eine auswählen muss. 
Selbst wenn alle Aufgaben in Deutsch gleich häu  g gewählt würden, würden nur 
25 Prozent der Schüler eine zentrale Aufgabe in Deutsch bearbeiten. Drittens 
beträgt der Anteil der länderübergreifenden Aufgabe in Englisch nur 60 Minuten 
und damit nur einen Teil der vorgesehenen Zeit von 210 bis 270 Minuten (je 
nach Land und Kursniveau) im Fach Englisch. Viertens kommt in Mathematik 
zum länderübergreifenden Prüfungsteil ebenfalls ein landesspezi  scher (Bildungs-
klick 2015). Je nachdem zu wie viel Prozent die Noten der Abiturprüfungen in 
die Gesamtnote eingehen, welche Fächer für die schriftlichen Abiturprüfungen 
gewählt wurden und ob sich ein Prü  ing für die länderübergreifende Aufgabe 
in Deutsch entscheidet, sollten diese länderübergreifenden Abiturprüfungen die 
Gesamtnote des Abiturs in keinem Fall in einem Umfang von 10 Prozent be-
ein  ussen. Auf der anderen Seite sind Fälle vorstellbar, in denen ein Prü  ing in 
den angesprochenen Bundesländern keine einzige länderübergreifende Aufgabe 
beantwortet. Ein großer Wurf im Hinblick auf Vergleichbarkeit der Abiturnoten 
ist also noch nicht gelungen.

4.2.8 Landeseinheitliche Leistungsstandfeststellung

Neben zentralen Abschlussprüfungen etwa als zentrale Abiturprüfungen (Ab-
schnitt 4.2.7.1.) oder zentrale Abschlussprüfungen am Ende der Sekundarstu-
fe I (Abschnitt 4.2.5), stellen zentrale Leistungsstandfeststellungen eine weitere 
Möglichkeit dar, um Kompetenzen und Leistungen von Schülern am Ende einer 
bestimmten Lernzeit und damit Inhalte zu kontrollieren (Maag Merki 2010).
Die Implementation von zentralen Leistungsstandfeststellungen ist dabei nicht nur 
ein Phänomen der 2000er Jahre, in denen im Zuge des PISA-Schocks in allen Bun-
desländern landeseinheitliche Lernstandserhebungen eingeführt wurden (Niemann 
2010).245 Vielmehr gab es auch in früheren Jahrzehnten zentrale Überprüfungen der 
Leistungen von Schülern. Im Gegensatz zu den neueren Vergleichsarbeiten gingen 
die Ergebnisse dieser Testungen in die Benotung und zum Teil in Übergangsemp-
fehlungen ein und hatten damit tatsächlich Folgen für die Schüler.
Da diese zentralen Leistungsstandfeststellungen jedoch nur in einzelnen Bundes-
ländern und auch nur in einzelnen Jahren angewendet wurden, haben wir auf 
eine Darstellung in Tabellenform wie bei den anderen Indikatoren verzichtet und 
stellen die Entwicklungen nur im Fließtext dar. Zudem haben wir für diesen In-

245 Landeseinheitliche Leistungsstandfeststellungen spielten in den Untersuchungen bei von Below 
(2002) für das Jahr 1997 noch keine Rolle.
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dikator darauf verzichtet, die Vergleichsarbeiten (VERA) miteinzubeziehen, da 
diese relativ einheitlich in den 2000er Jahren in allen Bundesländern eingeführt 
wurden. Vor VERA existierte nur in Baden-Württemberg eine standardisierte 
und landeseinheitliche Leistungsstandfeststellung.
Zu Beginn unserer Untersuchungsperiode nahmen in Hessen (1949/50–1951/52) 
alle Schüler am sogenannten HE-4 Test teil, der höchstwahrscheinlich ein Intel-
ligenztest war und dessen Ergebnisse auch in die Übergangsentscheidung für die 
weiterführenden Schulen eingingen. Schleswig-Holstein führte 1972/73 ebenfalls 
einen Intelligenztest für Viertklässler ein („Aufgaben zum Nachdenken AzN 4+“). 
Mit Verweis auf eine Studie (Gebauer 1965), die eine höhere Prognosekraft dieses 
Tests für den Schulerfolg auf den weiterführenden Schulen als andere Auslesetests 
nachwies, wurden die Lehrkräfte – zunächst freiwillig – dazu angehalten, diesen 
Gruppenintelligenztest in ihre Übergangsempfehlung mitein  ießen zu lassen. Je 
nach erreichter Punktzahl wurde den Schülern eine Empfehlung für den Besuch 
des Gymnasiums, der Realschule oder der Hauptschule ausgesprochen. Obwohl 
die Teilnahme am Test freiwillig war, nahmen bereits 1972/73 83 Prozent al-
ler schleswig-holsteinischen Schüler an diesem Test teil. Die Teilnahmequoten 
erhöhten sich in den beiden folgenden Schuljahren auf 92 bzw. 96 Prozent. 
Verp  ichtend war der Test für alle Schüler ab dem Schuljahr 1975/76. Ein Jahr 
später wurde der Test aufgrund von „Testgewöhnung“ durch den „Grundintel-
ligenztest CFT 2, Skala 2“ ersetzt. Dieser Nachfolgetest wurde zum Schuljahr 
1978/79 ausgesetzt und schließlich abgeschafft, weil er die Schülereignung „nicht 
sicher genug einzuschätzen vermag“.246

Anstelle von Intelligenztests wie in Hessen und Schleswig-Holstein führte Baden-
Württemberg ab 1979/80 landeseinheitlich gestellte Orientierungsarbeiten in der 
vierten Klasse in den Fächern Mathematik und Deutsch ein. Die Benotung der 
Orientierungsarbeiten hatte auch einen Ein  uss auf den Grundschulübergang. 
Letztmals geschrieben wurden die Orientierungsarbeiten im Schuljahr 1990/91. 
In Vorgriff auf den MSA führte Baden-Württemberg zum Schuljahr 1985/86 
landeseinheitliche Klassenarbeiten (Vergleichsarbeiten) ein, die die Schüler in 
der 10. Klasse am Gymnasium schreiben mussten und deren Noten doppelt in 
die Zeugnisse eingingen. Noch vor der Einführung nationaler Bildungsstandards 
durch die KMK entwickelte Baden-Württemberg eigene Bildungsstandards (Wa-
cker/Kramer 2012). Ab dem Schuljahr 2004/05 schrieben nicht nur die Gymna-
siasten in der 10. Klasse eine landeseinheitliche Klassenarbeit, sondern auch die 
Gymnasiasten in den Klassen 6 und 8. Mit der Einführung von Vergleichsarbei-
ten wurde diese Regelung aufgehoben.

246 Erlass über die „Testdurchführung zum Übergang auf die Orientierungsstufe“ in Schleswig-Hol-
stein vom 28.1.1972 und die darauf folgenden Erlasse bis zum Erlass über die „Testdurchfüh-
rung beim Grundschulgutachten“ vom 20.12.1978.
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Ähnlich wie in Baden-Württemberg führten auch Sachsen-Anhalt (seit 2003/04, 
„Zentrale Klassenarbeiten“) und Brandenburg (seit 2007/08) Orientierungsarbei-
ten ein. Die Noten der in Sachsen-Anhalt in Klasse 4 und 6247 und in Branden-
burg in Klasse 6 geschriebenen Klassenarbeiten mit landeseinheitlichen Aufgaben 
haben einen Ein  uss auf den Übergang auf die weiterführenden Schulen.
Seit dem Schuljahr 2008 werden in allen Bundesländern Vergleichsarbeiten 
(VERA) (z.T. auch Lernstandserhebung genannt) durchgeführt, die den Lernstand 
aller Schüler in Bezug auf die von der KMK vereinbarten Bildungsstandards über-
prüfen (Maier und Kuper 2012). Mit VERA wird der Lernstand von Schülern in 
der 3. und 8. Klasse in den Fächern Deutsch, Mathematik und in der 8. Klasse 
auch in Fremdsprachen durch die Kultusministerien erfasst, die auf vom Institut zur 
Qualitätssicherung im Bildungswesen (IQB) entwickelte Testaufgaben zurückgrei-
fen.248 Lediglich in Baden-Württemberg, das auch an VERA 3 teilnimmt, erfolgt in 
Klasse 8 keine VERA-Testung. Dafür gibt es in den 7. und 9. Klassen eine eigene 
Leistungsstanderhebung (DVA). Vergleichsarbeiten sind bundeslandweit zentral 
gestellte Klassenarbeiten, die zum gleichen Zeitpunkt geschrieben werden. Sie die-
nen als „Verfahren der Selbstevaluation“ der „Evaluation der einzelnen Schule und 
Klasse als Standortbestimmung vor dem Hintergrund der länderübergreifenden Bil-
dungsstandards“ (KMK 2012). Die Ergebnisse dürfen nicht für eine vergleichende 
Betrachtung der Bundesländer herangezogen werden. Für einen Ländervergleich 
erhebt das IQB seit 2008/09 andere Daten (Köller et al. 2010; Pant et al. 2013; 
Stanat et al. 2012). Ebenso sollen die Ergebnisse von VERA nicht in die Benotung 
der Schüler ein  ießen und auch nicht für eine „Prognose des Schulerfolgs in weiter-
führenden Schulen genutzt werden“ (KMK 2012).249 Obwohl es grundsätzlich ge-
stattet ist, Schülern und Eltern individuelle Rückmeldungen zu geben, dient VERA 
zuallererst der Schul- und Unterrichtsentwicklung. VERA kontrolliert zwar Inhalte, 
hat aber je nach Implementation der Rückmeldungsschleife der Ergebnisse in den 
verschiedenen Bundesländern keine bzw. kaum Folgen für Schüler und Lehrer. Die 
Praxen der Durchführung und die Organisation der Vergleichsarbeiten variiert da-
bei erheblich zwischen den Bundesländern (Wacker und Kramer 2012: 684).

4.2.9 Bewertung von Arbeits- und Sozialverhalten

Neben den Zensuren für einzelne Unterrichtsfächer können Schüler auch eine 
Bewertung für ihr Arbeits- und Sozialverhalten erhalten. Bekannt sind diese Be-
wertungen unter dem Begriff der „Kopfnoten“, der sich daraus ableitet, dass diese 

247 In Klasse 6 sind die Aufgaben schulformenspezi  sch nach Gymnasium und Sekundarschule dif-
ferenziert.

248 In Hessen und Nordrhein-Westfalen heißt der Test „Lernstandserhebung“, in Hamburg „KER-
MIT – Kompetenzen ermitteln“ und „Kompetenztest“ in Sachsen und Thüringen.

249 Jedoch berücksichtigen nach Maag Merki (2010: 147) dennoch einige Bundesländer die Ver-
gleichsarbeiten als Klassenarbeiten für die Jahresnoten.
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Bewertungen traditionell oberhalb der Fächernoten im Zeugniskopf platziert wa-
ren. In der Regel enthalten Kopfnoten die Rubriken Betragen, Fleiß, Aufmerk-
samkeit und Ordnung (Urabe 2009). Kopfnoten haben in der deutschen Schul-
geschichte eine lange Tradition. Bereits im 16. Jahrhundert tauchten Kopfnoten 
erstmals auf den Bene  zienzeugnissen auf.250 Als Teil des Bene  zienzeugnisses 
wurde bereits im Sittenzeugnis Fleiß und Führung der Schüler bewertet.
In der Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens lassen sich zwei Arten un-
terscheiden. Zum einen können Lehrer im Zeugnis verbale Aussagen über das 
Arbeits- und Sozialverhalten der Schüler treffen. Dabei sind standardisierte Sätze 
zu vermeiden, die einer Benotung gleich kommen. Zum anderen können Lehrer 
über die sogenannten Kopfnoten Noten für das Arbeits- und Sozialverhalten ge-
ben. Die Art der Kopfnoten kann dabei unterschiedlich sein. So können Kopf-
noten analog zur normalen Benotung in einer sechsstu  gen Skala erteilt werden 
oder es werden Notenskalen eingesetzt, die nur vier- oder fünfstu  g sind. Möglich 
sind aber auch verbale Urteile, deren standardisierte Sätze in ihrer Bedeutung aber 
der Vergabe von Kopfnoten entsprechen (z.B. Thüringen). Dies haben wir als 
Kopfnotenvergabe bewertet.
In unserer Indikatorik zur Bewertung haben wir erhoben, ob das Arbeits- und 
Sozialverhalten verbal oder in Notenform bewertet wird. Zudem gab es in einigen 
Bundesländern auch Phasen, in denen das Arbeits- und Sozialverhalten gar nicht 
bewertet wurde. In unserer Indikatorik haben wir die Bewertung des Arbeits- und 
Sozialverhaltens immer dann als Regelung aufgenommen, wenn diese in einigen 
Klassenstufen vorgesehen war. So verzichteten einige Bundesländer auf die Ver-
gabe von Kopfnoten in den Klassenstufen 1 und 2 oder in der gesamten Grund-
schulzeit. Wenn ab Klasse 3 bzw. auf den weiterführenden Schulen Kopfnoten 
vergeben wurden, dann haben wir dies als Bewertung des Arbeits- und Sozialver-
haltens in Notenform codiert.
Der Sekundärliteratur zufolge wurden Kopfnoten nach dem 2. Weltkrieg in al-
len Bundesländern wieder eingeführt (Arnold und Vollstädt 2011; Rauschenber-
ger 1999). Nur in Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz waren Kopfnoten im Schulgesetz oder in Verordnungen in 
den 1950er Jahren vorgesehen, was maßgeblich für unsere Codierung ist (Ta-
belle 34).251 Einzig in Schleswig-Holstein wurden seit 1949/50 nur verbale Aus-
sagen über das Arbeits- und Sozialverhalten getroffen. Als weiteres Bundesland 
setzte Hamburg ab 1961/62 auf die verbale Bewertung des Arbeits- und Sozial-

250 Bene  zienzeugnis bedeutet Wohltätigkeitszeugnis. Ein Bene  zienzeugnis half Kindern aus ar-
men Familien, zur Schule zu gehen: Da der Schulbesuch Geld kostete und sich arme Familien 
dieses nicht leisten konnten, wurde Kindern das Schulgeld erlassen, wenn sie ein gutes Bene  zi-
enzeugnis bekamen (Bildungsklick 2009; WDR 2013).

251 In einigen Ländern waren in den 1950er Jahren keine Regelungen auf  ndbar bzw. wurden deren 
Regelungen nicht veröffentlicht und nur als Rundschreiben an die Schulen geschickt.
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verhaltens und Niedersachsen ab 1977/78 bis 1995/96. Nachdem das Saarland 
zunächst keine Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens vornahm, führte es 
zum Schuljahr 1968/69 die Bewertung in Notenform ein.252

Bis in die 1970er Jahre war die Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens in 
Notenform in den meisten Bundesländern üblich. Erst Mitte der 1970er Jahre wur-
den Kopfnoten durch verbale Beurteilungen ersetzt, da die Objektivität der Verhal-
tensbewertung und die Messmöglichkeiten von Kopfnoten als fragwürdig angese-
hen wurden (Arnold und Vollstädt 2011: 201; Rauschenberger 1999: 67). Bayern 
schaffte die Kopfnoten 1974/75 ab, Nordrhein-Westfalen folgte 1975/76 und ließ 
den Lehrkräften gleichzeitig offen, ob sie das Arbeits- und Sozialverhalten der Schü-
ler überhaupt verbal bewerten wollen. Diese Regelung verfolgte auch Bremen ab 
1977/78 und Niedersachsen ab 1996/97. In Hessen wurde den Schulen zwischen 
1982/83 und 1999/2000 freigestellt, ob sie das Arbeits- und Sozialverhalten in ver-
baler oder Notenform bewerten wollen, jedoch mussten die Schulen immer eine 
Bewertung vornehmen. In Berlin wurde die Bewertung des Arbeits- und Sozialver-
haltens in verbaler Form erstmals 1988/89 schulrechtlich festgehalten.
Während es in der DDR durchgängig bis zur Wende Kopfnoten gab (Arnold und 
Vollstädt 2011; Bildungsklick 2009; Urabe 2009), nahmen die neuen Bundeslän-
der nach der Wiedervereinigung unterschiedliche Regelungen vor. Brandenburg 
und Sachsen-Anhalt führten zunächst keine Bewertung des Arbeits- und Sozialver-
halten in den Zeugnissen ein. Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen starteten 
mit einer verbalen Bewertung und Sachsen mit einer Bewertung in Notenform. 
Während Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen keine Änderung ihrer Regelun-
gen im Untersuchungszeitraum vornahmen, führten Brandenburg, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen ab Mitte der 2000er Jahre die Bewertung des Arbeits- und Sozial-
verhaltens in Notenform ein. Dieser Trend einer verstärkten Notenvergabe für das 
Arbeits- und Sozialverhalten setzte sich auch in den westdeutschen Bundesländern 
durch. In Hessen wurde diese Regelung ab dem Schuljahr 2000/01 wieder ver-
p  ichtend. Es folgten Niedersachsen 2004/05, Bayern 2006/07253 und schließlich 
Nordrhein-Westfalen ab 2007/08. Auch in Mecklenburg-Vorpommern wurden 
Kopfnoten zum Schuljahr 2013/14 für die Erstklässler eingeführt. Die in Nord-
rhein-Westfalen unter einer schwarz-gelben Regierung 2007 verp  ichtenden Kopf-
noten wurden mit dem Regierungswechsel zur rot-grünen Minderheitsregierung 
zum Schuljahr 2010/11 allerdings wieder abgeschafft.

252 In den anderen Bundesländern, zu denen uns keine Regelungen in Form von Schulgesetzen, Ver-
ordnungen oder Verwaltungsvorschriften vorliegen, gibt es zumindest Hinweise darauf, dass die 
Benotung des Arbeits- und Sozialverhaltens zwar geregelt war, die zugrunde liegenden Erlasse je-
doch nicht veröffentlicht wurden. Solche Hinweise gibt es jedoch nicht für das Saarland, so dass wir 
davon ausgehen, dass das Arbeits- und Sozialverhalten im Saarland zunächst nicht bewertet wurde.

253 In den ersten beiden Jahren war es den Schulen freigestellt, ob sie die Bewertung in Noten- oder 
Schriftform vornehmen. Ab 2008/09 waren Kopfnoten an Grundschulen verp  ichtend.
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Tab. 34: Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens in den deutschen Bundes-
ländern, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Verbale Bewertung des Arbeits-und Sozialverhaltens
Bewertung des Arbeits-und Sozialverhaltens in Notenform
Keine Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens
Lehrern freigestellt, ob sie eine Bewertung in verbaler Form vornehmen wollen.
Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens in Notenform oder verbaler Form

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

Insgesamt lässt sich in den letzten Jahren eine Rückkehr der Bewertung des Ar-
beits- und Sozialverhalten in Noten- oder notenähnlicher Form feststellen. Am 
Ende unseres Untersuchungszeitraums gab es Kopfnoten wieder in elf Bundeslän-
dern. Die Wiedereinführung ist in vielen Bundesländern jedoch umstritten, und 
der pädagogische Wert wird von Lehrern, Schülern und Eltern häu  g angezweifelt. 
Andererseits wünschen sich Unternehmensverbände Kopfnoten auf Schulzeugnis-
sen, um die Ausbildungsreife von Schulabgängern erkennen zu können (Die Zeit 
2012; Protsch und Solga 2015). Aus unserer Perspektive ist der anhaltende Trend 
zu Kopfnoten Teil der stärkeren Standardisierung von Kompetenzen, die mit der 
Einführung von Bildungsstandards und Leistungsvergleichen einhergeht.

4.2.10 Beginn der Notengebung

Ab welcher Grundschulklasse in den Bundesländern Noten vorgesehen sind, gibt 
Auskunft darüber, wie lange die Grundschule als ein Schonraum für Schüler an-
gesehen wird. Dieser Indikator misst, ob Kinder früh zum Erreichen von Stan-
dards und zu einem gewissen Wettbewerb angehalten werden. Zudem zeigt der 
Indikator, inwieweit Lehrern in der Grundschule die Möglichkeit gegeben wird, 
die Schüler nach eigenen Vorstellungen zu unterrichten oder ob sie angehalten 
sind, überwiegend benotete, objektivierbare Inhalte zu unterrichten. Welche Aus-
wirkungen der Zeitpunkt der Notengebung auf (soziale) Bildungsungleichheiten 
hat, ist dabei eine offene Forschungsfrage.
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Die Notengebung beginnt in den Bundesländern in der Grundschule zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten. Teilweise wird auch ein Zeitraum von mehreren Jah-
ren angegeben, ab dem die Notengebung beginnen kann. Nach Sichtung aller 
Regelungen haben wir uns dafür entschieden, den Beginn der Notengebung nach 
den Kategorien „bis zur 2. Klasse“ und „ab Klasse 3“ einzuteilen. Dabei haben 
wir den Beginn der Notengebung auch dann codiert, wenn diese nur für einzelne 
Fächer vorgenommen wird.254

Seit jeher nehmen Bayern, Baden-Württemberg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Meck-
lenburg-Vorpommern und Thüringen spätestens in der 2. Klasse die Benotung ihrer 
Grundschüler vor (Tabelle 35). Von den westdeutschen Bundesländern haben mit 
Ausnahme von Bayern und Baden-Württemberg alle die Benotung in der Grund-
schule seit den 1970er Jahren zu einem späteren Zeitpunkt „ab Klasse 3“ verschoben. 
Als erstes führte Bremen diese Reform für das Schuljahr 1971/72 durch. Es folgten 
Niedersachsen 1977/78, Hamburg und Nordrhein-Westfalen ab 1979/80, Hessen 
1981/82, Schleswig-Holstein 1990/91, das Saarland 1994/95, und zuletzt Berlin 
2005. Insgesamt lässt sich feststellen, dass in den meisten Bundesländern eine spätere 
Benotung in der Grundschule erfolgt. Es gibt aber drei Bundesländer, die sich wie-
der für eine frühere Benotung entschieden haben. Brandenburg, das die Benotung 
ursprünglich erst ab der 3. Klasse durchführte, nimmt seit dem Schuljahr 2001/02 
eine frühere Benotung vor. In Hessen wird nach 18 Jahren späterer Benotung seit 
1999/2000 wieder früher in der Grundschule benotet. Und im Saarland wurde die 
frühere Benotung nach nur sechs Jahren zum Schuljahr 2000/01 wieder aufgegeben.

Tab. 35: Beginn der Notengebung in den deutschen Bundesländern, 1949/50 
bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///

254 Z.B. werden in Baden-Württemberg nur Mathematik und Deutsch bereits in der 2. Klasse benotet.
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Bis Klasse 2
Ab Klasse 3

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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4.3 Inhalte

Die vorgestellten schulrechtlichen Regelungen zu den Inhalten in Abschnitt 4.3 
werden nicht Teil unserer Typologie sein, die wir in Kapitel 5 entwickeln. Jedoch 
ist die Säkularisierung des Schulwesens (4.3.1), die Bedeutung von modernen Un-
terrichtsinhalten (4.3.2) und der Sexualerziehung (4.3.3) bedeutsam, um die Ent-
wicklungslinien der Schulpolitik in den deutschen Bundesländern zu verstehen.

4.3.1 Religion

Die Frage, in welcher Form Schüler nach den Grundsätzen eines religiösen Be-
kenntnisses unterrichtet werden sollen, nimmt in der Schulpolitik nach 1945 eine 
bedeutsame Stellung ein. Das Verhältnis von Schule zur Religion ist „systemprä-
gend“ (Germann und Wiesner 2014: 125) und immer wieder Gegenstand von De-
batten. Bis in die 1960er Jahre gab es hierzu heftige politische Auseinandersetzun-
gen, ob die Schulen als Bekenntnisschulen (auch Konfessionsschulen genannt) oder 
Simultanschulen (auch christliche Gemeinschaftsschulen genannt) zu führen sind 
– ein Streit, der bereits in der Weimarer Republik zu den großen Kon  iktlinien in 
der Schulpolitik gehörte (Germann und Wiesner 2014; Herrlitz et al. 2009: 126). 
Simultanschulen sahen den gemeinsamen Schulbesuch von Kindern unterschiedli-
cher Religionszugehörigkeit vor, die Lehrerschaft war konfessionell nicht getrennt, 
und der Unterricht war mit Ausnahme des Faches Religion nicht konfessionell ge-
prägt. Bekenntnisschulen waren dagegen für Kinder einer Konfession bestimmt, 
und die Kinder wurden von bekenntnisgleichen Lehrkräften unterrichtet. Waren 
in der Weimarer Republik die Volksschulen überwiegend Bekenntnisschulen, wur-
de im Nationalsozialismus die Simultanschule zur Regelschule erklärt. Nach dem 
2. Weltkrieg kam es beim Wiederaufbau der Schulsysteme in den westdeutschen 
Bundesländern zu einer „Rekonfessionalisierung des öffentlichen Schulwesens“ 
(Geißler 2011a: 661). So führten CDU-regierte Bundesländer die Bekenntnisschu-
len im Volksschulbereich als Regelschule neben Simultanschulen in ihren Landes-
verfassungen wieder ein (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland) 
(Himmelstein 1986; Müller 1981; Rödel 2013). Lediglich in den CDU-geführten 
Ländern Hessen, Baden-Württemberg255 und Schleswig-Holstein wurden Simul-
tanschulen wie in den sozialdemokratisch geführten Bundesländern als Regelschu-
len verankert (Müller 1995: 194). 1955 waren rund 60 Prozent aller Volksschulen 
konfessionell gebunden (Köhler und Lundgreen 2014: 30).256 Bis in die 1960er Jah-
re nahm die Zahl der Bekenntnisschulen wieder ab, zumal der Zustrom an Flücht-
lingen und Vertriebenen die konfessionelle Zusammensetzung in vielen Gemeinden 

255 Zum Streit um die Wiedereinrichtung von Konfessionsschulen im französisch-besetzten Teil des 
späteren Baden-Württembergs siehe Winkeler (1972).

256 42,9 Prozent der Volksschulen waren katholisch, 17,5 Prozent evangelisch gebunden (Köhler 
und Lundgreen 2014: 30).
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der Bundesländer in den 1950er Jahren veränderte (Fenn und Körner 2007: 427) 
und ländlich geprägte Bundesländer ein- und zweizügige „Zwergschulen“ zu grö-
ßeren Schuleinheiten zusammenfassten (Dienst 1998: 120). Bis Ende der 1960er 
Jahre schafften auch die katholisch geprägten Bundesländer die Bekenntnisschule 
zugunsten der Simultanschule als Regelschule ab.257 Lediglich in Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen bestehen weiterhin konfessionell geprägte Grundschulen als 
gleichberechtige Regelschulen bis heute fort.
Erhalten blieb nach den Querelen um die Bekenntnisschule der Religionsunter-
richt als ordentliches Schulfach in den meisten Bundesländern. Als einziges Un-
terrichtsfach ist Religionsunterricht im Grundgesetz als ein ordentliches Lehrfach 
gesetzlich verankert (Art. 7, Abs. 3, Satz 1 GG). Die Einrichtung eines Religi-
onsunterrichts ist Sache der Länder und wird je nach Bundesland über die Lan-
desverfassung oder das Landesschulgesetz geregelt. In der Ausgestaltung haben 
die Bundesländer dabei einen großen Spielraum. Inwieweit Religion als ordent-
liches Lehrfach vorgesehen ist, kann darüber Auskunft geben, welcher Ein  uss 
christlichen Kirchen nach wie vor eingeräumt wird und inwieweit Schulen als 
Vermittler christlicher Werte eingesetzt werden (von Below 2002). Wir haben 
daher erhoben, ob der Religionsunterricht für die Schüler christlicher Konfession 
verp  ichtend ist oder ob die Bundesländer eine Wahlfreiheit erlauben. Aus bil-
dungssoziologischer Perspektive ist unklar, inwiefern Bildungsungleichheiten von 
dem Fach Religion oder Ethik tangiert werden.
Die Einführung der Fächer Ethik bzw. Philosophie als Alternative oder anstelle 
des verp  ichtenden Religionsunterrichts könnte zum einen ein Indikator für den 
sinkenden Ein  uss der Kirchen in den Schulen sein und zum anderen ein Indika-
tor dafür, inwieweit die Bundesländer versuchen, auf die zunehmende kulturel-
le und religiöse Heterogenität der Schülerschaft zu reagieren (mehr Schüler mit 
nicht-christlichem Migrationshintergrund).
Im Zeitverlauf sind unterschiedliche Regelungen zum Unterrichtsfach Religion in 
den Bundesländern zu  nden. Bis Anfang der 1970er Jahre war Religion in nahe-
zu allen westdeutschen Bundesländern ein verp  ichtendes Unterrichtsfach (Tabel-
le 36). Nur in Bremen und Berlin war es nicht verp  ichtend. In Bremen wurde in 
der Landesverfassung von 1947 der bekenntnismäßig nicht gebundene Unterricht 
in „Biblischer Geschichte“ ohne Beteiligung der Kirchen als Lehrfach aufgenom-

257 In Bayern wurde die Simultanschule als „Christliche Gemeinschaftsschule“ erst 1968 durch einen 
von der oppositionellen SPD initiierten Volksentscheid eingeführt (Müller 1995). Welche Rolle 
Religion im bayrischen Schulwesen zu jener Zeit einnahm verdeutlichen weitere Regelungen. So 
war in Bayern bis in die 1960er Jahre eine schriftliche Arbeit in Religionslehre Teil der Aufnah-
meprüfung für das Gymnasium nach der vierten Klasse. Zudem zählt „die Ehrfurcht vor Gott“ bis 
heute zu den obersten Bildungszielen des bayrischen Schulgesetzes. Bayern unterscheidet sich hier-
bei jedoch nicht von Regelungen, wie sie auch in den Bildungszielen für Baden-Württemberg, Hes-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland zu  nden sind (Kronawitter 2005).
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men (Grä  ng 2006: 80f.). Bremen konnte diese Regelung entgegen der Vorgabe 
des Grundgesetzes in Art. 7 nach 1949 beibehalten, da Bremen mit der sogenannten 
„Bremer Klausel“ in Artikel 141 des Grundgesetzes eine Abweichung erlaubt wurde, 
wonach „Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 […] keine Anwendung [  ndet] in einem Lande, 
in dem am 1. Januar 1949 eine andere landesrechtliche Regelung bestand.“ (Arti-
kel 141, Grundgesetz). Soweit wir aus den vorliegenden Dokumenten (Landesver-
fassung, Schulgesetze, Verordnungen, Ausführungsbestimmungen) nachvollziehen 
können, fällt dieses Fach am ehesten in eine Kategorie mit dem Fach Ethik oder 
dem in Brandenburg angebotenen Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde 
(LER). Zudem sind die Kirchen im Gegensatz zum Fach Religionsunterricht in 
den anderen Bundesländern in Bremen nicht am Biblischen Geschichtsunterricht 
beteiligt und der Unterricht ist bekenntnisungebunden. Die Bremer Klausel wurde 
auch auf Berlin übertragen, wo bis zum Schuljahr 2005/06 weder Religion noch 
Ethik von den Schülern belegt werden musste. Erst zum Schuljahr 2006/07 führte 
die Regierungskoalition von SPD und Linke mit den Stimmen von Bündnis 90/
Die Grünen das Fach Ethik verp  ichtend für alle Schüler in der Sekundarstufe ein. 
Religion kann nur fakultativ als zusätzliches Fach belegt werden.258

Obwohl Bayern erst zum Schuljahr 1968/69 neben Bekenntnisschulen auch Si-
multanschulen als Regelschulen erlaubte, war es das erste westdeutsche Bundes-
land, welches zum Schuljahr 1971/72 Ethik als Unterrichtsfach einführte und die 
Wahl zwischen Religion und Ethik erlaubte.259 Auf Bayern folgten Niedersachsen 
zum Schuljahr 1974/75, Hessen 1977/78 und Baden-Württemberg 1983/84. 
Einschränkend ist hierbei anzumerken, dass das Saarland bereits 1969/70, Schles-
wig-Holstein 1974/75 und Hamburg 1983/84 für die Sekundarstufe II die Wahl 
zwischen Religion und Ethik260 erlaubten. Für die gesamte Sekundarstufe I bot 
Schleswig-Holstein aber die freie Wahl zwischen Religion und Ethik erstmals ab 
dem Schuljahr 1992/93 und Hamburg ab 2004/05 an. Im Saarland ist die Wahl 
auch heute noch erst ab der 9. Klasse möglich. Nordrhein-Westfalen stellte erst 
2004/05 auf das Modell einer Wahlfreiheit zwischen Religion und Ethik um.
Mit Ausnahme Brandenburgs führten die ostdeutschen Bundesländer nach der 
Wiedervereinigung in ihren ersten Schulgesetzen 1991 die Wahlmöglichkeit zwi-
schen Religion und Ethik ein. Diese Regelung gilt bis heute in Sachsen, Thü-
ringen, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern. Brandenburg führte 

258 In der Folge gründete sich die Initiative Pro Reli, die 2008 ein Volksbegehren für einen Volks-
entscheid für ein Wahlp  ichtfach Religion startete. Im Volksentscheid vom 26.04.2009 unterlag 
die Initiative aufgrund eines fehlenden Quorums. Zudem stimmten 51 % gegen den Antrag 
(SpiegelOnline 2009).

259 Zwar mag Bayern nicht das erste dieser Bundesländer gewesen sein, das nicht konfessionell gebunde-
nen Eltern und Schülern anbot, sich vom Religionsunterricht abzumelden (solche Regelungen haben 
wir nicht erfasst). Allerdings ist Bayern das erste Bundesland, das das Alternativfach Ethik anbot.

260 In einigen Bundesländern wird anstelle von Ethik Philosophie angeboten.
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258 In der Folge gründete sich die Initiative Pro Reli, die 2008 ein Volksbegehren für einen Volks-
entscheid für ein Wahlp  ichtfach Religion startete. Im Volksentscheid vom 26.04.2009 unterlag 
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(SpiegelOnline 2009).

259 Zwar mag Bayern nicht das erste dieser Bundesländer gewesen sein, das nicht konfessionell gebunde-
nen Eltern und Schülern anbot, sich vom Religionsunterricht abzumelden (solche Regelungen haben 
wir nicht erfasst). Allerdings ist Bayern das erste Bundesland, das das Alternativfach Ethik anbot.

260 In einigen Bundesländern wird anstelle von Ethik Philosophie angeboten.
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zunächst wie Berlin weder Religionslehre noch Ethik ein und berief sich dabei 
auf die Bremer Klausel im Grundgesetz. In einem Modellversuch wurde an 44 
Schulen aber das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religion fakultativ angeboten. 
Nach erfolgreicher Evaluierung wurde LER zum Schuljahr 1996/97 landesweit 
als reguläres Unterrichtsfach als Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde einge-
führt (Grühn und Schnabe 2002; Hillerich 2003). Religion war weiterhin kein 
P  ichtfach. Dagegen wurde von Seiten der Kirchen sowie der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion 1996 eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
eingelegt. Nach einem Vergleichsvorschlag, dem alle Streitparteien zustimmten, 
wurde zum Schuljahr 2002/03 Religion als Unterrichtsfach eingeführt, und Schü-
ler können nun zwischen Religionslehre und LER wählen.
Wie unsere Ausführungen gezeigt haben, haben Bekenntnisschulen und Religi-
onsunterricht in der Schulpolitik der Bundesländer immer wieder zu heftigen 
Kontroversen zum Verhältnis von Staat und Kirche sowie zum Ort, der Form 
und den Inhalten von Werteerziehung geführt. Mit Ausnahme von Bremen und 
Berlin ist der Religionsunterricht bis heute ein ordentliches Schulfach. Jedoch 
gestehen alle Bundesländer den Schülern die Wahl zwischen Religion und Ethik 
zu. Mit der steigenden Zahl von muslimischen Schülern in Deutschland bieten 
einige Bundesländer mittlerweile auch islamischen Religionsunterricht in Schulen 
an (Hessen und Nordrhein-Westfalen). Die Vermittlung von Werten ist zwei-
fellos eine Aufgabe von Schule – welche Rolle hierbei dem Religionsunterricht 
zukommt, bleibt jedoch weiterhin kontrovers.

Tab. 36: Religionslehre in den deutschen Bundesländern, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///

240  | Entwicklung der einzelnen Indikatoren im Bundesländervergleich

zunächst wie Berlin weder Religionslehre noch Ethik ein und berief sich dabei 
auf die Bremer Klausel im Grundgesetz. In einem Modellversuch wurde an 44 
Schulen aber das Fach Lebensgestaltung-Ethik-Religion fakultativ angeboten. 
Nach erfolgreicher Evaluierung wurde LER zum Schuljahr 1996/97 landesweit 
als reguläres Unterrichtsfach als Lebensgestaltung-Ethik-Religionskunde einge-
führt (Grühn und Schnabe 2002; Hillerich 2003). Religion war weiterhin kein 
P  ichtfach. Dagegen wurde von Seiten der Kirchen sowie der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion 1996 eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
eingelegt. Nach einem Vergleichsvorschlag, dem alle Streitparteien zustimmten, 
wurde zum Schuljahr 2002/03 Religion als Unterrichtsfach eingeführt, und Schü-
ler können nun zwischen Religionslehre und LER wählen.
Wie unsere Ausführungen gezeigt haben, haben Bekenntnisschulen und Religi-
onsunterricht in der Schulpolitik der Bundesländer immer wieder zu heftigen 
Kontroversen zum Verhältnis von Staat und Kirche sowie zum Ort, der Form 
und den Inhalten von Werteerziehung geführt. Mit Ausnahme von Bremen und 
Berlin ist der Religionsunterricht bis heute ein ordentliches Schulfach. Jedoch 
gestehen alle Bundesländer den Schülern die Wahl zwischen Religion und Ethik 
zu. Mit der steigenden Zahl von muslimischen Schülern in Deutschland bieten 
einige Bundesländer mittlerweile auch islamischen Religionsunterricht in Schulen 
an (Hessen und Nordrhein-Westfalen). Die Vermittlung von Werten ist zwei-
fellos eine Aufgabe von Schule – welche Rolle hierbei dem Religionsunterricht 
zukommt, bleibt jedoch weiterhin kontrovers.

Tab. 36: Religionslehre in den deutschen Bundesländern, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///

242  |



|  243Inhalte

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// ------ /// /// ///
1970/1971 /// /// ------ /// /// ///
1971/1972 /// /// ------ /// /// ///
1972/1973 /// /// ------ /// /// ///
1973/1974 /// /// ------ /// /// ///
1974/1975 /// /// ------ /// /// ------ ///
1975/1976 /// /// ------ /// /// ------ ///
1976/1977 /// /// ------ /// /// ------ ///
1977/1978 /// /// ------ /// /// ------ ///
1978/1979 /// /// ------ /// /// ------ ///
1979/1980 /// /// ------ /// /// ------ ///
1980/1981 /// /// ------ /// /// ------ ///
1981/1982 /// /// ------ /// /// ------ ///
1982/1983 /// /// ------ /// /// ------ ///
1983/1984 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1984/1985 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1985/1986 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1986/1987 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1987/1988 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1988/1989 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1989/1990 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1990/1991 /// ------ /// ------ /// /// ------ ///
1991/1992 ------ ------ ------
1992/1993 ------ ------
1993/1994 ------ ------
1994/1995 ------ ------
1995/1996 ------ ------
1996/1997 ------ ------
1997/1998 ------ ------
1998/1999 ------ ------
1999/2000 ------ ------
2000/2001 ------ ------
2001/2002 ------ ------
2002/2003 ------ ------
2003/2004 ------ ------
2004/2005 ------
2005/2006 ------
2006/2007 ------
2007/2008 ------
2008/2009 ------
2009/2010 ------

Religion als verp  ichtendes Fach im Lehrplan
----- Religion als Fach im Lehrplan. Es besteht jedoch Wahlfreiheit für höhere Klassenstufen 

zwischen Religion und Ethik
Religion oder Ethik als verp  ichtendes Fach im Lehrplan
Ethik als verp  ichtendes Fach im Lehrplan
Weder Religion noch Ethik als verp  ichtendes Fach im Lehrplan

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.
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4.3.2 Moderne Unterrichtsinhalte261

In unserer Indikatorik haben wir erfasst, welche Bedeutung die Bundesländer Un-
terrichtsinhalten wie Philosophie, Psychologie, Politischer Bildung, Arbeitslehre 
und Wirtschaftslehre als Fächern in den Lehrplänen der Gymnasien zukommen 
lassen. Nach von Below (2002) vermitteln diese Fächer Anreize zur Re  exion über 
Geist, Körper, Seele und Gesellschaft und dienen zur Selbstwahrnehmung und 
-hinterfragung. Damit entsprechen diese Fächer eher einem modernen Bildungs-
ideal, in dem die Schüler ihre Persönlichkeit bilden können und unterscheiden sich 
vom humanistischen Bildungsideal mit seiner Ausrichtung an klassischen Bildungs-
idealen. Zudem stehen Fächer wie Arbeitslehre, worunter wir auch Technik oder 
Werkunterricht an Gymnasien erfassen, nach von Below (2002) für ein modernes 
Verständnis von Bildung und berufsbezogenen Erwartungen an die Abiturienten. 
Welchen Ein  uss moderne Unterrichtsinhalte auf Bildungsungleichheiten haben, 
bleibt offen. Auf der einen Seite kann eine starke Fokussierung auf klassische Bil-
dungsinhalte Kindern aus bildungsnahen Schichten nützen, da deren Eltern bei 
diesen Fächern eine bessere Unterstützung leisten können. Auf der anderen Seite 
können umgekehrt auch klassische Bildungsideale gerade bildungsfernen Schichten 
eine bessere Orientierung als moderne Unterrichtsinhalte geben.
Zunächst hatten wir in unserer Indikatorik eine größere Differenzierung vorge-
nommen und erfasst, ob diese Fächer bzw. die Fachinhalte unterteilt nach Sekun-
darstufe I und II, als eigenes Fach, als Teil eines eigenen Faches oder fachübergrei-
fend gelehrt werden. Auf diese Differenzierung haben wir jedoch verzichtet und 
nur codiert, ob das jeweilige Fach bzw. die Fachinhalte gelehrt werden. Zudem 
haben wir das Fach Philosophie aus der Betrachtung ausgeschlossen, da Philoso-
phie bzw. Ethikunterricht in fast allen Bundesländern als Ersatzfach für Religion 
vorhanden ist und wir dieses Fach bereits unter Punkt 4.3.1 behandelt haben. Die 
verbleibenden vier Fächer haben wir aus Gründen der Übersichtlichkeit aufsum-
miert und zu einem Indikator zusammengefasst (Tabelle 37). Eine „0“ bedeutet 
dabei, dass keines der Fächer schulrechtlich als Fach bzw. Fachinhalt vorgesehen 
war. Bei einer „4“ waren alle Fächer vorgesehen. Bei der Codierung haben wir 
auch dann ein Fach als vorhanden codiert, wenn den Schulen offen gelassen wur-
de, dieses Fach je nach vorhandenen Lehrkräften zu unterrichten. Hätten wir 
hier eine restriktivere Codierung vorgenommen, hätten wir fast kein Fach in den 
Bundesländern als vorhanden codieren können, da bei fast allen Regelungen die-
ser Personalvorbehalt galt.

261 Zur Codierung verwendeten wir neben Rechtstexten auch Stundentafeln. Wenn bestimmte Fä-
cherbezeichnungen im Zeitverlauf oder bundesländerspezi  sch abweichen, inhaltlich aber klar 
erkennbar ist, welchem Fach sie entsprechen, haben wird diese mit 1 codiert. Auch wenn die 
Einrichtung mancher Fächer von vorhandenen Kapazitäten abhängig gemacht wurde, wurden 
diese mit 1 codiert.
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In den 1950er Jahren gab es die Fächer bzw. Fachinhalte Psychologie, Politi-
sche Bildung, Wirtschaftslehre und Arbeitslehre nur in wenigen Bundesländern 
(Tabelle 37). In Berlin und Schleswig-Holstein waren mit Arbeitslehre und Po-
litischer Bildung zumindest zwei der genannten Fächer vorhanden. Politische 
Bildung wurde auch in Bayern, Hessen262, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz 
als Unterrichtsfach zu Beginn unserer Untersuchungsperiode aufgenommen. In 
den 1960er Jahren ergänzte auch Baden-Württemberg sein Fächerspektrum um 
Politische Bildung und Arbeitslehre. Niedersachsen nahm in den 1960er Jahren 
noch das Fach Arbeitslehre hinzu und Bremen führte als erstes Bundesland 1961 
das Fach Wirtschaftslehre im Gymnasium ein. In den 1970er Jahren wurde das 
Fächerspektrum in vielen Bundesländern weiter erweitert. Ende der 1970er Jahre 
gab es in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen bereits drei der angesproche-
nen Fächer und in Berlin, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein alle vier. 
In den zuletzt genannten Bundesländern wurde das Fach Psychologie aufgenom-
men, welches in Nordrhein-Westfalen als erstes Bundesland 1974/75 eingeführt 
wurde.263 Eine Erweiterung ihres Fächerspektrums nahmen in den 1980er Jahren 
auch Bremen (3) und Niedersachsen (4) vor. Gleichzeitig reduzierten Baden-
Württemberg (2) und Schleswig-Holstein (1) jedoch wieder ihr Fächerspektrum. 
Das Saarland hatte seit 1976/77 nur das Fach Politische Bildung in seinem Un-
terrichtskanon vorgesehen. Nach der Wende führten Brandenburg und Sachsen-
Anhalt zeitnah alle vier Fächer ein, Mecklenburg-Vorpommern drei davon (nicht 
Psychologie) und Sachsen und Thüringen zwei (Wirtschaftslehre und Politische 
Bildung). Während der 1990er Jahre gab es kaum Veränderungen im Fächerka-
non der Bundesländer. Nur Niedersachsen schaffte ein Fach ab (Arbeitslehre). 
Die restlichen Bundesländer behielten ihre Fächeranzahl bei.
In den 2000er Jahren kam es zu einer Erweiterung des Fächerspektrums in 
Hamburg (4), Baden-Württemberg (3), temporär in Bayern (4 bis 2007/08), im 
Saarland (2) und Sachsen (3). Eine Fächerreduzierung nahm nur Berlin vor und 
schaffte das Fach Arbeitslehre ab.
Am Ende unserer Untersuchungsperiode im Schuljahr 2009/10 wurde Politische 
Bildung in allen Bundesländern unterrichtet. Das Fach Wirtschaftslehre war in 
14 Bundesländern (Ausnahme Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein) und das 
Fach Arbeitslehre264 sowie Psychologie in acht Bundesländern Teil des Unter-

262 In Hessen wurde Politische Bildung bereits 1946 als Teil der amerikanischen Umerziehungspo-
litik eingeführt.

263 Nordrhein-Westfalen war auch das erste Bundesland, das bereits 1950 Philosophie in den Unter-
richtskanon des Gymnasiums ein  ießen ließ. 

264 Für das Fach Arbeitslehre hatten die Bundesländer folgende Bezeichnungen: „Wirtschaft-Arbeit-
Technik“ (Brandenburg), „Technik“ (Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Sachsen-
Anhalt), Arbeitslehre (Hessen), „Arbeit, Wirtschaft, Technik und Informatik“ (Mecklenburg-
Vorpommern) und „Technik/Computer/Informatik“ (Sachsen).
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richtskanons. Hinsichtlich der Anzahl der unterrichteten modernen Fächer bzw. 
Unterrichtsinhalte unterscheiden sich die Bundesländer folgendermaßen: vier Fä-
cher in Brandenburg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt; drei 
Fächer in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Bremen, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Sachsen; zwei Fächer in Rheinland-Pfalz, im 
Saarland und in Thüringen. Schleswig-Holstein sieht ein Fach dieser Fächer vor.
Insgesamt können wir festhalten, dass es in fast allen Bundesländern zu einer 
Erweiterung „moderner“ Unterrichtsinhalte gekommen ist. Dies ist besonders in 
den 1970er Jahren und teilweise Anfang der 1980er und Anfang der 2000er Jahre 
festzustellen.

Tab. 37: Psychologie, Politische Bildung, Wirtschaftslehre und Arbeitslehre am 
Gymnasium in den Bundesländern (Kumulierung der vorhandenen Fä-
cher), 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 0 0 /// 0 0 1 /// 0 0 0 /// /// /// 2 ///
1950/1951 /// 0 0 /// 0 0 1 /// 0 0 0 /// /// /// 2 ///
1951/1952 /// 1 2 /// 0 0 1 /// 0 0 0 /// /// /// 2 ///
1952/1953 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 0 1 /// /// /// 2 ///
1953/1954 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 0 1 /// /// /// 2 ///
1954/1955 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 0 1 /// /// /// 2 ///
1955/1956 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 0 1 /// /// /// 2 ///
1956/1957 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1957/1958 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1958/1959 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1959/1960 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1960/1961 0 1 2 /// 0 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1961/1962 2 1 2 /// 2 0 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1962/1963 2 1 2 /// 2 1 1 /// 1 1 1 0 /// /// 2 ///
1963/1964 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1964/1965 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1965/1966 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1966/1967 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1967/1968 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1968/1969 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1969/1970 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1970/1971 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1971/1972 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 1 1 0 /// /// 2 ///
1972/1973 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 2 1 0 /// /// 2 ///
1973/1974 2 1 2 /// 2 1 1 /// 2 2 2 0 /// /// 2 ///
1974/1975 2 2 2 /// 2 1 1 /// 2 3 2 0 /// /// 2 ///
1975/1976 2 2 2 /// 2 1 2 /// 2 3 2 0 /// /// 4 ///
1976/1977 2 2 2 /// 2 1 3 /// 2 3 2 1 /// /// 4 ///
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BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1977/1978 3 3 2 /// 2 1 3 /// 2 3 2 1 /// /// 4 ///
1978/1979 3 3 4 /// 2 1 3 /// 2 3 2 1 /// /// 4 ///
1979/1980 3 3 4 /// 2 1 3 /// 2 4 2 1 /// /// 4 ///
1980/1981 3 3 4 /// 2 1 3 /// 2 4 2 1 /// /// 4 ///
1981/1982 3 3 4 /// 3 1 3 /// 4 4 2 1 /// /// 4 ///
1982/1983 3 3 4 /// 3 1 3 /// 4 4 2 1 /// /// 4 ///
1983/1984 3 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1984/1985 2 2 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1985/1986 2 2 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1986/1987 2 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1987/1988 2 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1988/1989 2 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1989/1990 2 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1990/1991 2 3 4 /// 3 2 3 /// 4 4 2 1 /// /// 1 ///
1991/1992 2 3 4 2 3 2 3 0 4 4 2 1 0 3 1 0
1992/1993 2 3 4 4 3 2 3 0 4 4 2 1 2 3 1 0
1993/1994 2 3 4 4 3 2 3 0 4 4 2 1 2 4 1 2
1994/1995 2 3 4 4 3 2 3 1 4 4 2 1 2 4 1 2
1995/1996 2 3 4 4 3 2 3 1 4 4 2 1 2 4 1 2
1996/1997 2 3 4 4 3 2 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
1997/1998 2 3 4 4 3 2 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
1998/1999 2 3 4 4 3 2 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
1999/2000 2 3 4 4 3 3 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
2000/2001 2 3 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
2001/2002 2 3 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
2002/2003 2 3 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
2003/2004 2 3 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 2 4 1 2
2004/2005 3 4 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 3 4 1 2
2005/2006 3 4 4 4 3 4 3 3 3 4 2 1 3 4 1 2
2006/2007 3 4 3 4 3 4 3 3 3 4 2 1 3 4 1 2
2007/2008 3 3 3 4 3 4 3 3 3 4 2 2 3 4 1 2
2008/2009 3 3 3 4 3 4 3 3 3 4 2 2 3 4 1 2
2009/2010 3 3 3 4 3 4 3 3 3 4 2 2 3 4 1 2

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 
liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor.

4.3.3 Exkurs: Sexualerziehung

Im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags (Art. 7 Abs. 1 GG) müssen 
Schulen zur Gesundheitserziehung ihrer Schüler beitragen und daher auch Sexu-
alerziehung im Unterricht durchführen (Avenarius und Füssel 2010). In welchem 
Umfang und mit welcher Ausrichtung der Sexualkundeunterricht durchgeführt 
werden soll, darüber wurde in den westdeutschen Bundesländern vor allem in den 
1960er und 1970er Jahren gestritten. Zudem versuchten Eltern immer wieder 
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ihre Kinder aus religiösen Gründen von der Teilnahme am Sexualkundeunter-
richt befreien zu lassen. Hierzu legten jedoch Urteile des Bundesverfassungsge-
richts, des Bundesverwaltungsgerichts sowie des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte immer wieder fest, dass Kinder am schulischen Sexualkundeun-
terricht teilnehmen müssen.
Noch zu Beginn unserer Untersuchungsperiode wurde Sexualerziehung an Schu-
len kaum thematisiert. Allerdings erarbeitete die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) in Hamburg bereits 1949 Richtlinien für die Sexualpäda-
gogik an Schulen. Die Hamburger Schulbehörde veröffentlichte diese nach einer 
Überarbeitung 1962, ohne jedoch die Schulen zur Sexualerziehung zu verp  ich-
ten (Hilgers et al. 2004: 9). Auch in anderen Bundesländern taten sich die Schul-
politiker schwer einen Umgang mit dem Thema Sexualerziehung zu  nden, was 
die Beispiele in Baden-Württemberg (Kasten 7) und Schleswig-Holstein (Kas-
ten 8) illustrieren.

K asten 7: Aufklärungsvorträge in Baden-Württemberg
Baden-Württemberg:
Aufklärungsvorträge in den Schulen 09.04.1954: Nr. 2: „Die geschlechtliche 
Aufklärung der Schuljugend ist nur Lehrern und Lehrerinnen anzuvertrauen, 
die für diese schwierige und nur mit Ehrfurcht und taktvoller Zurückhaltung zu 
bewältigende Aufgabe geeignet erscheinen.“

K asten 8: Sexualerziehung in Schleswig-Holstein
Schleswig-Holstein:
Erlass zur Sexualerziehung, 11.02.1965: „Grundsätzlich muß daran festgehalten 
werden, dass die Sexualerziehung wichtige P  icht und unabdingbares Recht 
des Elternhauses ist. Um die Eltern indessen bei dieser schwierigen Aufgabe zu 
unterstützen, empfehle ich, auf (Klassen-)elternversammlungen jedes Jahr einmal 
Probleme der Sexualpädagogik – auch durch einen Arzt, einen Psychologen oder 
eine sonst geeignete Persönlichkeit – zu behandeln und bei dieser Gelegenheit 
Hinweise auf entsprechendes Schrifttum zu geben (s. Anlage). Dabei scheint es 
mir besonders nützlich zu sein, wenn die Eltern, deren Kinder den letzten Grund-
schulklassen angehören, auf Aufklärungsschriften aufmerksam gemacht werden, 
die für die Hand der Kinder unmittelbar bestimmt sind. Darüber hinaus sollte es 
aber auch selbstverständlich sein, dass in Einzelfällen, die Lehrkräfte ihre Mithilfe 
in der Sexualerziehung nicht versagen, wenn sie von den Eltern ausdrücklich dar-
um gebeten werden oder ein Anlaß hierzu auftritt, der im Rahmen des Bildungs- 
und Erziehungsauftrages der Schule zu bewältigen ist.“
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Mit der in den 1960er Jahren aufkommenden Schüler- und Studentenbewegung 
wurde mit der „sexuellen Befreiung“ die Sexualerziehung an Schulen eingefordert 
(Sielert 2005: 19). Das erste Bundesland, das seine Lehrkräfte zur Sexualerzie-
hung verp  ichtete, war Berlin 1962 (Hilgers et al. 2004: 9), Hessen folgte zum 
Schuljahr 1967/68. Die KMK gab am 3.10.1968 „Empfehlungen zur Sexual-
erziehung in den Schulen“ heraus, womit sie nach Hilgers et al. einen „Meilen-
stein in der Sexualerziehung“ (Hilgers et al. 2004: 9) setzte, denn diese sollte 
fächerübergreifend unterrichtet werden und die Schüler „zu verantwortlichem 
geschlechtlichen Verhalten“ (Hilgers et al. 2004: 9) erziehen. Nach Hilgers et al. 
wurde die Sexualerziehung damit „erstmals von amtlicher Seite aus dem Zwielicht 
der Verdrängung und dem Ambiente der Lustfeindlichkeit geholt“ (Hilgers et al. 
2004: 9) und als Unterrichtsprinzip etabliert. In der Folge implementierten alle 
Bundesländer die Sexualerziehung in ihrem Unterrichtskanon. Auch in Hamburg 
wurde Sexualkunde an den Schulen eingeführt, jedoch zunächst ohne gesetzliche 
Grundlage (diese wurde erst zum Schuljahr 1976/77 geschaffen). Dies war Anlass 
für die Eltern, beim Bundesverfassungsgericht zu klagen, da sie sich in ihrem 
grundgesetzlich geschützten Erziehungsrecht beeinträchtigt fühlten (Der SPIE-
GEL 1972; Hilgers et al. 2004: 9). Das Bundesverfassungsgericht stellte 1977 
jedoch grundsätzlich klar, dass Elternrecht und der staatliche Erziehungsauftrag 
im Feld der Sexualerziehung nicht in einem Widerspruch stehen. Damit wurde 
Sexualerziehung nach Hilgers „als integrativer Bestandteil der Gesamterziehung 
[in der Schule] festgeschrieben“ (Hilgers et al. 2004: 9ff.). Bis Mitte der 1980er 
Jahre wurde der Sexualkundeunterricht in allen Bundesländern eingeführt. Für 
diesen Indikator haben wir daher auf eine Bundesländerübersicht verzichtet. Die 
KMK-Empfehlung zur Sexualerziehung in der Schule stellt einen der seltenen 
Fälle dar, bei dem ausnahmslos alle Bundesländer den KMK-Empfehlungen folg-
ten und diese auch zeitnah umsetzten. Auch die ostdeutschen Bundesländer nah-
men die Sexualerziehung direkt nach der Wende in ihren Unterrichtskanon auf. 
Mit dem Gesetz „über Aufklärung, Verhütung, Familienplanung und Beratung“ 
wurde Sexualpädagogik 1992 erstmals auch über ein Bundesgesetz geregelt, das 
viele Bundesländer zum Anlass nahmen, ihre Richtlinien für die Schulen zu über-
arbeiten (Sielert 2005: 20).
Auch aktuell erregen Regelungen zur Sexualerziehung an Schulen die Gemüter in 
der Schulpolitik. In Baden-Württemberg versuchte die seit 2011 regierende grün-
rote Landesregierung im Jahr 2014, die Themen Homosexualität und sexuelle 
Vielfalt stärker im Schulunterricht zu berücksichtigen.265 Unter dem Motto „Zu-
kunft – Verantwortung – Lernen: Kein Bildungsplan 2015 unter der Ideologie 
des Regenbogens “ starteten Gegner eine Online-Petition mit fast 200.000 Unter-

265 Hierzu legte die grün-rote Landesregierung 2013 ein Arbeitspapier für eine „Bildungsplanreform 
2015/2016“ vor (MfKJS 2013).
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stützern (FAZ 2014; SpiegelOnline 2014d; Süddeutsche Zeitung Online 2014). 
Unter dem Eindruck dieser Online-Petition, Kundgebungen sowie Protesten aus 
kirchlichen Kreisen, der CDU und Oppositionsparteien zog die Landesregierung 
die Formulierung der sexuellen Vielfalt als Querschnittsthema aus dem Entwurf 
für einen Bildungsplan zurück.
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5 Typologisierung

Wir wollen nun die verschiedenen Indikatoren aus Abschnitt 4.1 (Strukturen) 
und 4.2 (Kontrolle von Inhalten) als Grundlage nehmen, um zur Charakteri-
sierung der Schulsysteme in den Bundesländern eine Typologie zu entwickeln. 
Zunächst erläutern wir in Abschnitt 5.1 unser Vorgehen zur Bildung von Typen 
– zunächst getrennt nach den Dimensionen der Struktur (Abschnitt 5.1.1) und 
Kontrolle von Inhalten (Abschnitt 5.1.2). Abschließend diskutieren wir in Ab-
schnitt 5.1.3, wie sich die Bundesländer in den einzelnen Typen im Zeitverlauf 
einordnen lassen und welche Zusammenhänge es zwischen den unterschiedlichen 
Typologien gibt.

5.1 Umsetzung in eine Typologie von Schulsystemen im 
Bundesländervergleich

Auf Basis unserer Datenbank wollen wir im Folgenden nun Typen von Schul-
systemen bilden, um spezi  sche Charakteristika herauszuarbeiten. Bei unserer 
Typenbildung lehnen wir uns an die von Kelle und Kluge (2010: 91f.) vorge-
schlagene Vorgehensweise an, um Typen systematisch und nachvollziehbar bilden 
zu können:

(1)  „Bestimmung relevanter Vergleichsdimensionen“ (Kelle und Kluge 2010: 
91): In einem ersten Schritt gilt es die Merkmale bzw. Vergleichsdimensi-
onen zu bestimmen, „mit deren Hilfe die Ähnlichkeiten und Unterschiede 
zwischen den untersuchten Fällen angemessen erfasst und die ermittelten 
Gruppen und Typen schließlich charakterisiert werden können“ (Kelle und 
Kluge 2010: 91).

(2)  „Gruppierung der Fälle und Analyse der empirischen Regelmäßigkeiten“ 
(Kelle und Kluge 2010: 91): In einem zweiten Schritt sollten die Fälle anhand 
der Vergleichsdimensionen gruppiert und alle potentiellen Kombinationen 
des Merkmalsraums berücksichtigt werden, so dass die empirische Verteilung 
der Fälle zwischen den einzelnen Merkmalsausprägungen jedes Typus (Kau-
saladäquanz) erfasst werden kann.

(3)  „Analyse der inhaltlichen Sinnzusammenhänge und Typenbildung“ (Kelle 
und Kluge 2010: 91): In einem dritten Schritt sollten die inhaltlichen Sinn-
zusammenhänge (Sinnadäquanz) berücksichtigt werden. Dieser Schritt führt 
in der Regel zu einer Reduktion des Merkmalsraums und der Merkmalskom-
binationen.

5 Typologisierung

Wir wollen nun die verschiedenen Indikatoren aus Abschnitt 4.1 (Strukturen) und 
4.2 (Kontrolle von Inhalten) als Grundlage nehmen, um zur Charakterisierung der 
Schulsysteme in den Bundesländern eine Typologie zu entwickeln. Zunächst er-
läutern wir in Abschnitt 5.1 unser Vorgehen zur Bildung von Typen – zunächst 
getrennt nach den Dimensionen der Struktur (Abschnitt 5.1.1) und Kontrolle von 
Inhalten (Abschnitt 5.1.2). Abschließend diskutieren wir in Abschnitt 5.1.3, wie 
sich die Bundesländer in den einzelnen Typen im Zeitverlauf einordnen lassen und 
welche Zusammenhänge es zwischen den unterschiedlichen Typologien gibt.

5.1 Umsetzung in eine Typologie von Schulsystemen im 
Bundesländervergleich

Auf Basis unserer Datenbank wollen wir im Folgenden nun Typen von Schulsys-
temen bilden, um spezi  sche Charakteristika herauszuarbeiten. Bei unserer Typen-
bildung lehnen wir uns an die von Kelle und Kluge (2010: 91f.) vorgeschlagene 
Vorgehensweise an, um Typen systematisch und nachvollziehbar bilden zu können:

(1)  „Bestimmung relevanter Vergleichsdimensionen“ (Kelle und Kluge 2010: 
91): In einem ersten Schritt gilt es die Merkmale bzw. Vergleichsdimensionen 
zu bestimmen, „mit deren Hilfe die Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen 
den untersuchten Fällen angemessen erfasst und die ermittelten Gruppen und 
Typen schließlich charakterisiert werden können“ (Kelle und Kluge 2010: 91).

(2)  „Gruppierung der Fälle und Analyse der empirischen Regelmäßigkeiten“ 
(Kelle und Kluge 2010: 91): In einem zweiten Schritt sollten die Fälle anhand 
der Vergleichsdimensionen gruppiert und alle potentiellen Kombinationen 
des Merkmalsraums berücksichtigt werden, so dass die empirische Verteilung 
der Fälle zwischen den einzelnen Merkmalsausprägungen jedes Typus (Kau-
saladäquanz) erfasst werden kann.

(3)  „Analyse der inhaltlichen Sinnzusammenhänge und Typenbildung“ (Kelle und 
Kluge 2010: 91): In einem dritten Schritt sollten die inhaltlichen Sinnzusam-
menhänge (Sinnadäquanz) berücksichtigt werden. Dieser Schritt führt in der Re-
gel zu einer Reduktion des Merkmalsraums und der Merkmalskombinationen.

(4)  „Charakterisierung der gebildeten Typen“ (Kelle und Kluge 2010: 92): In 
einem vierten und abschließenden Schritt können dann die konstruierten 
Typen anhand ihrer Merkmalskombinationen sowie der inhaltlichen Sinn-
zusammenhänge charakterisiert werden.
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(4)  „Charakterisierung der gebildeten Typen“ (Kelle und Kluge 2010: 92): In 
einem vierten und abschließenden Schritt können dann die konstruierten 
Typen anhand ihrer Merkmalskombinationen sowie der inhaltlichen Sinn-
zusammenhänge charakterisiert werden.

Im Folgenden werden wir zunächst getrennt nach den Dimensionen Strukturen 
und Kontrolle von Inhalten Typen bilden. Dabei bilden wir auf der Dimension 
Kontrolle von Inhalten zunächst Typen für alle Übergangsschwellen des gymna-
sialen Bildungsgangs (Abschnitte 4.2.1 bis 4.2.3 und 4.2.7) und fassen diese dann 
zu einer übergreifenden Typologie zusammen.

5.1.1 Struktur

5.1.1.1 Codierung

Bei der Bildung einer Typologie für die Strukturdimension orientieren wir uns 
an einer zentralen Annahme von Laska (1979), wonach verschiedene Typen von 
Schulsystemen in einer evolutionären Reihenfolge stehen, mit traditionellen 
Typen am Anfang und modernisierten Typen am Ende der Entwicklung von 
Schulsystemen. Als relevante Vergleichsdimensionen verwenden wir für unse-
re Typologie der strukturellen Merkmale die Indikatoren aus Abschnitt 4.1. 
Bei dem von Keller und Kluge als nächstes vorgeschlagenen Schritt, der Be-
stimmung des Merkmalsraums, haben wir je nach Grad der möglichen Auswir-
kungen sowie Ungleichheiten einen Merkmalsraum von 0 (traditionell) über 1 
(modernisiert) bis 2 (stark modernisiert) aufgespannt. Dies steht auch oftmals 
mit dem politischen Willen im Zusammenhang, der für die jeweilige Reform 
aufgewendet werden muss. Regelungen, die potentiell soziale Ungleichheiten 
stark beein  ussen, sind politisch auch schwer umzusetzen (siehe Abschnitt 6.1: 
Kon  ikttheorie).
Ein höherer Wert zeigt eine höhere Modernisierung an. Ein Wert von „0“ steht 
für eine traditionelle Regelung, eine „1“ für eine modernisierte Regelung. Werte 
von „2“ haben wir dann verwendet, wenn diese Regelung im Vergleich zum tra-
ditionellen Wert einen starken Ein  uss auf das Bildungsverhalten haben könnte. 
Der Wert von 2 drückt hierbei aus, dass die Regelung einen starken redistri-
butiven Charakter haben könnte. Solche Regelungen sind z.T. kon  iktreich, 
da sie stärker Bildungs- und Teilhabechancen beein  ussen könnten. In einigen 
Fällen haben wir eine „0,5“ codiert, wenn sich die jeweilige Regelung auf unse-
rem Merkmalsraum nicht klar einer „0“ oder „1“ zuordnen ließ. Die Zuweisung 
innerhalb des Merkmalsraums erfolgt folgendermaßen und orientiert sich im 
Allgemeinen theoretisch an den Annahmen, die wir im Abschnitt 4.1 jeweils 
beschrieben haben:
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Im Folgenden werden wir zunächst getrennt nach den Dimensionen Strukturen 
und Kontrolle von Inhalten Typen bilden. Dabei bilden wir auf der Dimension 
Kontrolle von Inhalten zunächst Typen für alle Übergangsschwellen des gymna-
sialen Bildungsgangs (Abschnitte 4.2.1 bis 4.2.3 und 4.2.7) und fassen diese dann 
zu einer übergreifenden Typologie zusammen.

5.1.1 Struktur
5.1.1.1 Codierung

Bei der Bildung einer Typologie für die Strukturdimension orientieren wir uns 
an einer zentralen Annahme von Laska (1979), wonach verschiedene Typen von 
Schulsystemen in einer evolutionären Reihenfolge stehen, mit traditionellen Typen 
am Anfang und modernisierten Typen am Ende der Entwicklung von Schulsyste-
men. Als relevante Vergleichsdimensionen verwenden wir für unsere Typologie der 
strukturellen Merkmale die Indikatoren aus Abschnitt 4.1. Bei dem von Keller und 
Kluge als nächstes vorgeschlagenen Schritt, der Bestimmung des Merkmalsraums, 
haben wir je nach Grad der möglichen Auswirkungen sowie Ungleichheiten einen 
Merkmalsraum von 0 (traditionell) über 1 (modernisiert) bis 2 (stark modernisiert) 
aufgespannt (Tabelle 38). Dies steht auch oftmals mit dem politischen Willen im 
Zusammenhang, der für die jeweilige Reform aufgewendet werden muss. Regelun-
gen, die potentiell soziale Ungleichheiten stark beein  ussen, sind politisch auch 
schwer umzusetzen (siehe Abschnitt 6.1: Kon  ikttheorie).
Ein höherer Wert zeigt eine höhere Modernisierung an. Ein Wert von „0“ steht für 
eine traditionelle Regelung, eine „1“ für eine modernisierte Regelung. Werte von 
„2“ haben wir dann verwendet, wenn diese Regelung im Vergleich zum traditionel-
len Wert einen starken Ein  uss auf das Bildungsverhalten haben könnte. Der Wert 
von 2 drückt hierbei aus, dass die Regelung einen starken redistributiven Charakter 
haben könnte. Solche Regelungen sind z.T. kon  iktreich, da sie stärker Bildungs- 
und Teilhabechancen beein  ussen könnten. In einigen Fällen haben wir eine „0,5“ 
codiert, wenn sich die jeweilige Regelung auf unserem Merkmalsraum nicht klar 
einer „0“ oder „1“ zuordnen ließ. Die Zuweisung innerhalb des Merkmalsraums 
erfolgt folgendermaßen und orientiert sich im Allgemeinen theoretisch an den An-
nahmen, die wir im Abschnitt 4.1 jeweils beschrieben haben:

– Bundesländer mit einer verp  ichtenden Vorschule erhalten eine „1“, während 
Bundesländer mit fehlenden Vorschulen mit einer „0“ codiert werden. Gibt es 
eine Vorschule, ist deren Besuch jedoch nicht verp  ichtend, codierten wir dies mit 
einer „0,5“.

– Die Dauer der Vollzeitschulp  icht erhält bei acht Jahren eine „0“, bei neun 
Jahren eine „1“ und bei zehn Jahren eine „2“.

– Die Dauer der Schulzeit bis zum Abitur hat einen Wert von „0“ bei 13 Jahren 
und eine „1“ bei 12 Jahren.
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– Bundesländer mit einer verp  ichtenden Vorschule erhalten eine „1“, während 
Bundesländer mit fehlenden Vorschulen mit einer „0“ codiert werden. Gibt es 
eine Vorschule, ist deren Besuch jedoch nicht verp  ichtend, codierten wir dies 
mit einer „0,5“.

– Die Dauer der Vollzeitschulp  icht erhält bei acht Jahren eine „0“, bei neun 
Jahren eine „1“ und bei zehn Jahren eine „2“.

– Die Dauer der Schulzeit bis zum Abitur hat einen Wert von „0“ bei 13 Jahren 
und eine „1“ bei 12 Jahren.

– Die Dauer der Grundschulzeit weist einen Wert von „0“ auf bei vier Jahren 
und eine „2“ bei sechs Jahren. Ist eine Orientierungsstufe vorhanden so ver-
geben wir eine „2“, bei Nicht-Vorhandensein eine „0“. Das Vorliegen einer 
Förderstufe hat einen Wert von „1“, bei Nicht-Vorhandensein eine „0“. Die 
Indikatoren Grundschuldauer, Orientierungsstufe und Förderstufe bedingen 
sich gegenseitig.

– Ist die Grundschule an eine weiterführende Schule angeschlossen, die nicht 
zum Abitur führt, vergeben wir eine „0“, ansonsten eine „1“.

– Die Existenz einer Gesamtschule führt zu einer „1“, ist sie nicht vorhanden, 
erhalten die Bundesländer eine „0“.

– Bei dem Indikator Anteil an Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur füh-
ren, vergeben wir eine „0“ bei 95 Prozent und höher, eine „1“ bei 80 bis unter 
95 Prozent und eine „2“ bei unter 80 Prozent.

– Stellen Schulen mit mehreren Bildungsgängen die einzige Schulform neben 
Gymnasium und Gesamtschule dar, erhalten die Bundesländer eine „1“, sind 
sie nicht vorhanden dagegen eine „0“.

– Ist das Abitur nicht an allen Schulformen möglich, codieren wir dies mit „0“. 
Bundesländer erhalten eine „2“, wenn das Abitur an allen Schulformen schul-
rechtlich vorgesehen ist. Allerdings trifft dies nur auf Berlin und Hamburg für 
das Schuljahr 2009/10 zu.

– Kann die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife auch über alternative 
Wege erlangt werden, codieren wie dies mit „1“. Ist dies nicht möglich, codie-
ren wir dies mit „0“.

– Bei Schulgeldfreiheit erhalten die Bundesländer eine „2“, dagegen erhalten sie 
eine „0“, wenn sie Schulgeld an Gymnasien erheben.

– Gibt es keine Lernmittelfreiheit, vergeben wir eine „0“, bei Lernmittelfreiheit 
dagegen eine „2“. Gibt es keine Lernmittelfreiheit, aber gestaffelte Beiträge 
nach sozialer Lage, codieren wir dies mit „1“.266

266 Bei fehlenden Werten zur Lernmittelfreiheit (in Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland) haben wir eine 1 in fehlenden Schuljahren 
vergeben.
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– Die Dauer der Grundschulzeit weist einen Wert von „0“ auf bei vier Jahren und 
eine „2“ bei sechs Jahren. Ist eine Orientierungsstufe vorhanden so vergeben wir 
eine „2“, bei Nicht-Vorhandensein eine „0“. Das Vorliegen einer Förderstufe hat 
einen Wert von „1“, bei Nicht-Vorhandensein eine „0“. Die Indikatoren Grund-
schuldauer, Orientierungsstufe und Förderstufe bedingen sich gegenseitig.

– Ist die Grundschule an eine weiterführende Schule angeschlossen, die nicht 
zum Abitur führt, vergeben wir eine „0“, ansonsten eine „1“.

– Die Existenz einer Gesamtschule führt zu einer „1“, ist sie nicht vorhanden, 
erhalten die Bundesländer eine „0“.

– Bei dem Indikator Anteil an Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur füh-
ren, vergeben wir eine „0“ bei 95 Prozent und höher, eine „1“ bei 80 bis unter 
95 Prozent und eine „2“ bei unter 80 Prozent.

– Stellen Schulen mit mehreren Bildungsgängen die einzige Schulform neben 
Gymnasium und Gesamtschule dar, erhalten die Bundesländer eine „1“, sind 
sie nicht vorhanden dagegen eine „0“.

– Ist das Abitur nicht an allen Schulformen möglich, codieren wir dies mit „0“. 
Bundesländer erhalten eine „2“, wenn das Abitur an allen Schulformen schul-
rechtlich vorgesehen ist. Allerdings trifft dies nur auf Berlin und Hamburg für 
das Schuljahr 2009/10 zu.

– Kann die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife auch über alternative 
Wege erlangt werden, codieren wie dies mit „1“. Ist dies nicht möglich, codie-
ren wir dies mit „0“.

– Bei Schulgeldfreiheit erhalten die Bundesländer eine „2“, dagegen erhalten sie 
eine „0“, wenn sie Schulgeld an Gymnasien erheben.

– Gibt es keine Lernmittelfreiheit, vergeben wir eine „0“, bei Lernmittelfreiheit 
dagegen eine „2“. Gibt es keine Lernmittelfreiheit, aber gestaffelte Beiträge 
nach sozialer Lage, codieren wir dies mit „1“.266

Die Werte für diese Indikatoren summierten wir anschließend auf. Die Werte 
nach Jahr und Bundesland be  nden sich in Tabelle A 5 im Anhang. Der maximal 
erreichbare Wert liegt bei 18. Den höchsten gemessenen Wert von 16 weist Berlin 
für das Schuljahr 2009/10 auf, dahinter folgen mit einem Wert von 14 Branden-
burg, Bremen und Hamburg.
Im dritten Schritt zur Reduktion des Merkmalsraums und der Merkmalskombi-
nationen haben wir die gemessenen Rohdaten in vier Gruppen eingeteilt (Tabel-
le 40): von traditionellen Strukturen über traditionelle und modernisierte Misch-
typen bis hin zu modernisierten Strukturen. Bei der Unterteilung der Gruppen 
haben wir uns an den gemessenen Werten in den Bundesländern orientiert. D.h. 

266 Bei fehlenden Werten zur Lernmittelfreiheit (in Baden-Württemberg, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland) haben wir eine 1 in fehlenden Schuljahren vergeben.
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Tab. 38: Codierung in der Strukturdimension

Indikator
0 
(traditionell)

1 
(modernisiert)

2 
(stark modern.) max

1 Vorschule Nein Ja 1
2 Vollzeitschulp  icht 8 Jahre 9 Jahre 10 Jahre 2
3 Dauer der Schulzeit bis zum Abitur 13 Jahre 12 Jahre 1

4

Grundschuldauer 4 Jahre 6 Jahre 2

Orientierungsstufe
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 2

Förderstufe
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 1

5
Grundschule an weiterführenden 
Schule angeschlossen, die nicht 
zum Abitur führt

Ja Nein 1

6 Gesamtschule
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 1

7
Anteil an Gymnasien an allen 
Schulen, die zum Abitur führen

95 Pro-
zent und 
darüber

80 bis unter 
95 Prozent

Unter 80 Pro-
zent

2

8
Schulen mit mehreren Bildungs-
gängen als einzige Schulform neben 
Gesamtschulen und Gymnasium

Nein Ja 1

9
Abitur an allen Schulformen 
möglich

Nein Ja 2

10 Alternative Wege zum Abitur Nein Ja 1
11 Schulgeld auf Gymnasium Ja Nein 2

12 Lernmittelfreiheit Nein
Nein, aber so-
zial gestaffelt267 Ja 2

Summe 18
267

Die Werte für diese Indikatoren summierten wir anschließend auf. Die Werte 
nach Jahr und Bundesland be  nden sich in Tabelle A 5 im Anhang. Der maximal 
erreichbare Wert liegt bei 18. Den höchsten gemessenen Wert von 16 weist Berlin 
für das Schuljahr 2009/10 auf, dahinter folgen mit einem Wert von 14 Branden-
burg, Bremen und Hamburg.
Im dritten Schritt zur Reduktion des Merkmalsraums und der Merkmalskombi-
nationen haben wir die gemessenen Rohdaten in vier Gruppen eingeteilt (Tabel-
le 40): von traditionellen Strukturen über traditionelle und modernisierte Misch-

267 Mecklenburg-Vorpommern haben wir zwischen 1991 bis 2009 hier zugeordnet, da die getroffe-
nen Regelungen eine Mischregelung darstellen. Hier wurde die Frage der Lernmittelfreiheit an 
die Kommunen übertragen. Somit kann man Mecklenburg-Vorpommern auch nicht klar auf 
diesem Merkmalsraum verorten.
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wir haben die statistischen Häu  gkeiten für alle 753 Messzeitpunkte (Jahre * 
Bundesländer) berechnet und anhand der statistischen Verteilung die Quartils-
grenzen für die vier Gruppen bestimmt.267

Tab. 38: Codierung in der Strukturdimension

Indikator
0 
(traditionell)

1 
(modernisiert)

2 
(stark modern.) max

1 Vorschule Nein Ja 1
2 Vollzeitschulp  icht 8 Jahre 9 Jahre 10 Jahre 2
3 Dauer der Schulzeit bis zum Abitur 13 Jahre 12 Jahre 1

4

Grundschuldauer 4 Jahre 6 Jahre 2

Orientierungsstufe
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 2

Förderstufe
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 1

5
Grundschule an weiterführenden 
Schule angeschlossen, die nicht 
zum Abitur führt

Ja Nein 1

6 Gesamtschule
Nicht 
vorhanden

Vorhanden 1

7
Anteil an Gymnasien an allen 
Schulen, die zum Abitur führen

95 Prozent 
und darüber

80 bis unter 
95 Prozent

Unter 80 Pro-
zent

2

8
Schulen mit mehreren Bildungs-
gängen als einzige Schulform neben 
Gesamtschulen und Gymnasium

Nein Ja 1

9
Abitur an allen Schulformen 
möglich

Nein Ja 2

10 Alternative Wege zum Abitur Nein Ja 1
11 Schulgeld auf Gymnasium Ja Nein 2

12 Lernmittelfreiheit Nein
Nein, aber 
sozial gestaf-
felt267

Ja 2

Summe 18
268

Dieses Vorgehen im Hinblick auf die Bildung einer Typologie sowohl in der Dimen-
sion der Struktur als auch der Kontrolle von Inhalten (Abschnitt 5.1) kann unter 

267 Die Quartile verteilen sich wie folgt: 0 bis 6,5 traditioneller Typ, 7,0 bis 9,5 traditioneller Misch-
typ, 10 bis 11 moderner Mischtyp und 11,5 bis 18 moderner Typ.

268 Mecklenburg-Vorpommern haben wir zwischen 1991 bis 2009 hier zugeordnet, da die getroffe-
nen Regelungen eine Mischregelung darstellen. Hier wurde die Frage der Lernmittelfreiheit an 
die Kommunen übertragen. Somit kann man Mecklenburg-Vorpommern auch nicht klar auf 
diesem Merkmalsraum verorten.
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typen bis hin zu modernisierten Strukturen. Bei der Unterteilung der Gruppen 
haben wir uns an den gemessenen Werten in den Bundesländern orientiert. D.h. 
wir haben die statistischen Häu  gkeiten für alle 753 Messzeitpunkte (Jahre * 
Bundesländer) berechnet und anhand der statistischen Verteilung die Quartils-
grenzen für die vier Gruppen bestimmt.268

Dieses Vorgehen im Hinblick auf die Bildung einer Typologie sowohl in der Di-
mension der Struktur als auch der Kontrolle von Inhalten (Abschnitt 5.1) kann 
unter mindestens drei Gesichtspunkten kritisiert und muss daher im Folgenden 
diskutiert werden. Erstens ist die Festlegung der Werte für die Einzelindikatoren 
theoretisch schwer abzuleiten. Bisher liegen zu keinem Indikator kausalanalytische 
Analysen vor, die zweifelsfrei darlegen, wie sich dieser Indikator auf soziale Un-
gleichheiten beim Abiturerwerb oder auf Ungleichheiten zwischen den Bundes-
ländern auswirkt. Die von uns vorgenommene Einteilung ist dementsprechend 
als vorläu  g zu bezeichnen, solange keine gesicherten Befunde zu jedem einzelnen 
Indikator vorliegen. Zweitens ist die Einteilung in Typen anhand ihrer beobachte-
ten (mathematischen) Verteilung ein gewichtiger Kritikpunkt. Die Einteilung von 
Typen sollte sich an theoretisch abgeleiteten Grenzen orientieren. Diese theoretisch 
abgeleiteten Grenzen sehen wir im Hinblick auf unsere Typologie nicht. Eine an-
dere Variante wäre, für jeden Typ festzulegen, bei wie vielen Indikatoren ein „Ja“ 
oder „Vorhanden“ codiert sein müsste, um zweifelsfrei einem Typ zugeordnet zu 
werden. Ein modernisierter Typ könnte dann vorliegen, wenn zehn von zwölf In-
dikatoren mit „Ja“ oder „Vorhanden“ codiert wären, ein traditioneller Typ dagegen 
mit nur zwei von zwölf Indikatoren. Mit einer solchen Vorgehensweise könnten 
Extremfälle in unserer Indikatorik typologisiert werden, in einem breiten empirisch 
vorhandenen Spektrum wie dem vorliegenden würde eine solche Variante jedoch 
zu keiner Lösung führen. Wie wir noch darstellen werden (Tabelle 39), treten eini-
ge modernisierte Regelungen auch in traditionellen Systemen auf und traditionelle 
in modernisierten Systemen. Bei dem skizzierten Vorgehen würde man nur eine 
Handvoll an Fällen überhaupt dem traditionellen oder modernisierten Typ zuord-
nen können. Für die überwiegende Mehrzahl aller Fälle ergäbe sich überhaupt keine 
eindeutige Codierung. Zudem wäre bei einer solchen Vorgehensweise die Gewich-
tung unterschiedlicher Indikatoren nur begrenzt möglich.
Drittens ist darüber zu diskutieren, ob es sinnvoll ist vier Typen auf der Strukture-
bene zu bilden. Anders als von Below (2002), die sich mit deutlich weniger Indika-
toren für eine Unterscheidung in zwei Typen entschied, halten wir eine Trennung 
in mehrere Kategorien für sinnvoll. Zum einen spricht hierfür die Trennschärfe der 
einzelnen Typen (insbesondere im Hinblick auf traditionell und modernisiert). So 
kann es vorkommen, dass ein Bundesland einen nur um 0,5 Punkte niedrigeren 
Wert aufweist als ein anderes Bundesland, aber bereits einem anderen Typ zugeord-

268 Die Quartile verteilen sich wie folgt: 0 bis 6,5 traditioneller Typ, 7,0 bis 9,5 traditioneller Misch-
typ, 10 bis 11 moderner Mischtyp und 11,5 bis 18 moderner Typ.
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mindestens drei Gesichtspunkten kritisiert und muss daher im Folgenden diskutiert 
werden. Erstens ist die Festlegung der Werte für die Einzelindikatoren theoretisch 
schwer abzuleiten. Bisher liegen zu keinem Indikator kausalanalytische Analysen vor, 
die zweifelsfrei darlegen, wie sich dieser Indikator auf soziale Ungleichheiten beim 
Abiturerwerb oder auf Ungleichheiten zwischen den Bundesländern auswirkt. Die 
von uns vorgenommene Einteilung ist dementsprechend als vorläu  g zu bezeichnen, 
solange keine gesicherten Befunde zu jedem einzelnen Indikator vorliegen. Zweitens 
ist die Einteilung in Typen anhand ihrer beobachteten (mathematischen) Verteilung 
ein gewichtiger Kritikpunkt. Die Einteilung von Typen sollte sich an theoretisch 
abgeleiteten Grenzen orientieren. Diese theoretisch abgeleiteten Grenzen sehen wir 
im Hinblick auf unsere Typologie nicht. Eine andere Variante wäre, für jeden Typ 
festzulegen, bei wie vielen Indikatoren ein „Ja“ oder „Vorhanden“ codiert sein müss-
te, um zweifelsfrei einem Typ zugeordnet zu werden. Ein modernisierter Typ könnte 
dann vorliegen, wenn zehn von zwölf Indikatoren mit „Ja“ oder „Vorhanden“ codiert 
wären, ein traditioneller Typ dagegen mit nur zwei von zwölf Indikatoren. Mit ei-
ner solchen Vorgehensweise könnten Extremfälle in unserer Indikatorik typologisiert 
werden, in einem breiten empirisch vorhandenen Spektrum wie dem vorliegenden 
würde eine solche Variante jedoch zu keiner Lösung führen. Wie wir noch darstellen 
werden (Tabelle 39), treten einige modernisierte Regelungen auch in traditionellen 
Systemen auf und traditionelle in modernisierten Systemen. Bei dem skizzierten Vor-
gehen würde man nur eine Handvoll an Fällen überhaupt dem traditionellen oder 
modernisierten Typ zuordnen können. Für die überwiegende Mehrzahl aller Fälle er-
gäbe sich überhaupt keine eindeutige Codierung. Zudem wäre bei einer solchen Vor-
gehensweise die Gewichtung unterschiedlicher Indikatoren nur begrenzt möglich.
Drittens ist darüber zu diskutieren, ob es sinnvoll ist vier Typen auf der Strukture-
bene zu bilden. Anders als von Below (2002), die sich mit deutlich weniger Indika-
toren für eine Unterscheidung in zwei Typen entschied, halten wir eine Trennung 
in mehrere Kategorien für sinnvoll. Zum einen spricht hierfür die Trennschärfe der 
einzelnen Typen (insbesondere im Hinblick auf traditionell und modernisiert). So 
kann es vorkommen, dass ein Bundesland einen nur um 0,5 Punkte niedrigeren 
Wert aufweist als ein anderes Bundesland, aber bereits einem anderen Typ zugeord-
net wird. In so einem Fall zeitigt der gemessene Unterschied der Schulstrukturen 
sicherlich nicht die Einordnung in einen anderen Typ. Bei der Bildung von Typen 
müssen zur Komplexitätsreduktion jedoch derartige Entscheidungen getroffen wer-
den, ob nun theoriegeleitet oder aufgrund einer mathematischen Lösung. Bei einer 
Unterscheidung in nur zwei Typen hätte dieses Problem in einigen Fällen noch weit-
reichendere Konsequenzen und betrifft in unserem Fall verstärkt die Mischtypen.
Durch die Darstellung der Einzelindikatoren in Kapitel 4 ergibt sich für jeden 
Bildungsforscher die Möglichkeit, auch andere Codierungen mit anderen Ge-
wichtungen vorzunehmen. Zudem bieten die Tabellen im Anhang (Tabelle A 5 
bis Tabelle A 11) die Möglichkeit, die Grenzwerte für eine Typenbildung anders 

|  255



256  | Typologisierung
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reichendere Konsequenzen und betrifft in unserem Fall verstärkt die Mischtypen.
Durch die Darstellung der Einzelindikatoren in Kapitel 4 ergibt sich für jeden 
Bildungsforscher die Möglichkeit, auch andere Codierungen mit anderen Ge-
wichtungen vorzunehmen. Zudem bieten die Tabellen im Anhang (Tabelle A 5 
bis Tabelle A 11) die Möglichkeit, die Grenzwerte für eine Typenbildung anders 
zu schneiden. Eine solche Möglichkeit ist nur bei wenigen Typologisierungsver-
suchen in der Literatur gegeben.

5.1.1.2 Merkmale der Typen 

Tab. 39: Häu  gkeit der jeweiligen Indikatoren je nach Typus in Strukturdimen-
sion in Prozent

Typ
trad. 
Typ

trad. 
Mischtyp

mod. 
Mischtyp

mod. 
Typ

Vorschulische Einrichtungen für schulp  ichtige, 
aber nicht schulfähige Kinder

17 43 45 50

Vollzeitschulp  icht neun Jahre 56 96 90 39
Vollzeitschulp  icht zehn Jahre 0 4 10 62
Dauer bis zum Abitur zwölf Jahre 5 16 29 36
Sechsjährige Grundschule 3 12 2 42
Orientierungsstufe 0 6 12 27
Sechsjährige Grundschule oder Orientierungsstufe 3 17 14 68
Förderstufe 6 29 34 24
Grundschule nicht an weiterführender Schule 
angeschlossen, die nicht zum Abitur führen

4 74 98 92

Gesamtschule vorhanden 1 26 91 100
Anteil von Gymnasien an allen Schulen, die zum 
Abitur führen < 80 Prozent

0 0 59 75

Anteil von Gymnasien an allen Schulen, die zum 
Abitur führen 80 bis 95 Prozent

0 60 32 23

Schulen mit mehreren Bildungsgängen 0 9 19 26
Keine Schulgeldfreiheit an Gymnasien 24 0 0 0
Vollständige Lernmittelfreiheit an Gymnasien 56 68 61 58
Lernmittelerhebung an Gymnasien sozial getafelt 43 25 39 42
Abitur an allen Schulformen möglich 0 0 0 3
Alternative Wege zum Abitur vorhanden 36 80 93 91

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Charakteristisch für den traditionellen Typus sind folgende Merkmale: kaum 
vorhanden sind vorschulische Einrichtungen für schulp  ichtige, aber nicht 
schulfähige Kinder. In keinem Bundesland des traditionellen Typs gibt es eine 
Vollzeitschulp  icht von zehn Schuljahren. Dafür  ndet sich hier als einziges eine 
achtjährige Vollzeitschulp  icht. Auch eine Orientierungsstufe ist in keinem der 
Bundesländer vorhanden, Förderstufen sind kaum vorgesehen. Grundschulen 
sind in der Regel an Schulen angeschlossen, die nicht zum Abitur führen. Ge-
samtschulen als Regelschulform existieren in kaum einem Bundesland, und dem-
entsprechend liegt der Anteil von Gymnasien an allen Schulen, die zum Abitur 
führen, bei über 95 Prozent. Schularten mit mehreren Bildungsgängen gibt es im 
traditionellen Typus auch nicht. Wenn auch keine notwendige Bedingung, so 
zählen zum traditionellen Typus allein die Bundesländer, die noch keine Schul-
geldfreiheit umgesetzt haben.

Schulsysteme die zum traditionellen Mischtyp gehören, haben im Gegensatz 
zum traditionellen Typus in der Regel eine neunjährige Vollzeitschulp  icht 
und auch häu  ger vorschulische Einrichtungen für schulp  ichtige, aber nicht 
schulfähige Kinder umgesetzt. Letzteres Merkmal  ndet sich aber auch zu ho-
hen Anteilen beim modernisierten Mischtyp und modernisierten Typ und ist 
somit nur ein hinreichendes Merkmal. Es grenzt aber den traditionellen Misch-
typ vom traditionellen Typus ab. In keinem Bundesland eines traditionellen 
Mischtypus gibt es noch Schulgeld an Gymnasien. Mehrheitlich hat der traditi-
onelle Mischtyp im Gegensatz zum traditionellen Typus eigenständige Grund-
schulen. Anders als der traditionelle Typus hat der traditionelle Mischtyp in 
einigen Bundesländern Gesamtschulen als Regelschulformen und der Anteil 
von Gymnasien an allen Schulformen, die zum Abitur führen, liegt in vielen 
Bundesländern in diesem Typus zwischen 80 und 95 Prozent. Zudem ist im 
traditionellen Mischtyp häu  ger die Möglichkeit gegeben, das Abitur auf alter-
nativen Wegen zu erlangen.

Stärker als im traditionellen Mischtyp haben Bundesländer im modernisierten 
Mischtyp eigenständige Grundschulen. Auch Gesamtschulen sind in diesem Ty-
pus mehrheitlich als Regelschulformen vorhanden, wenn auch kein notwendiges 
Merkmal wie im modernisierten Typus. Während traditionelle Typen keine und 
traditionelle Mischtypen kaum Schularten mit mehreren Bildungsgängen haben, 
setzen Schulsysteme eines modernisierten Mischtypus stärker auf Bildungsgänge, 
die Haupt- und Realschulen fusionieren. In Bundesländern dieses Typus  nden 
sich im Gegensatz zum traditionellen Typ und traditionellen Mischtyp Schulsys-
teme, in denen der Anteil von Gymnasium an allen Schulformen, die zum Abitur 
führen, mehrheitlich bei unter 80 Prozent liegt, wenn auch nicht ganz so stark wie 
im modernisierten Typus.
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Der modernisierte Typus zeichnet sich durch folgende Merkmale aus: Die Voll-
zeitschulp  icht beträgt in vielen Bundesländern zehn Schuljahre. Mehrheitlich 
haben die Bundesländer eine sechsjährige Grundschule oder eine Orientierungs-
stufe. Wenn Bundesländer keine dieser beiden Indikatoren haben, so haben sie 
mehrheitlich zumindest eine Förderstufe. Gesamtschulen sind als Regelschulform 
in allen Bundesländern vorhanden. Der Anteil von Gymnasien an allen Schu-
len, die zum Abitur führen, liegt in vielen Bundesländern dieses Typus bei unter 
80 Prozent. Zwar kein notwendiges Merkmal, aber nur im Typus eines moder-
nisierten Schulsystems vorkommend ist, dass das Abitur an allen Schulformen 
erlangt werden kann. In diesem Typus ist der Anteil von Bundesländern, die ein 
zwölfjähriges Abitur haben, am höchsten.

5.1.1.3 Verteilung der Typen in den Bundesländern im Zeitverlauf

Der Typus des traditionellen Schulsystems  ndet sich zu Beginn unserer Un-
tersuchungsperiode in Bremen bis 1949/50, Baden-Württemberg bis 1973/74, 
Bayern bis 2007/08, Hessen bis 1963/64, Hamburg bis 1963/64 Niedersachsen 
bis 1970/71, Nordrhein-Westfalen bis 1974/75, Rheinland-Pfalz bis 1966/67, 
Saarland bis 1973/74, Schleswig-Holstein bis 1970/71. Nicht in den traditi-
onellen Strukturtypus fällt von Anfang an in unserer Untersuchungsperiode 
Berlin.
Zwei Bundesländer können zu Beginn unserer Untersuchungsperiode bereits 
als traditionelle Mischtypen charakterisiert werden: Berlin (1952/53–1972/73) 
und Bremen (1950/51–1980/81). Die westdeutschen Bundesländer, die noch 
in den 1950er Jahren zu den traditionellen Typen auf der Strukturdimension 
gehören, entwickeln sich überwiegend zwischen Mitte der 1960er bis Mitte der 
1970er Jahre zu einem traditionellen Mischtyp. Die einzige Ausnahme ist hier 
Bayern.
Das Schulsystem in Berlin verändert sich bereits 1972/73 zum modernisierten 
Mischtyp und ist bereits seit 1974/75 durch modernisierte Schulstrukturen ge-
kennzeichnet. Ebenfalls noch in den 1970er Jahren ist für Hessen und Hamburg 
ein modernisierter Mischtyp festzustellen. Bremen ist ab 1989/90 als moderni-
sierter Typus zu charakterisieren.269 In den 1980er Jahren entwickeln sich auch 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und das Saarland hin zu einem moder-
nisierten Mischtyp. Dies ist auch für Schleswig-Holstein für das Jahr 1992/93 
festzustellen. Niedersachsen ist zudem ab 1990/91 als modernisierter Typus zu 
kennzeichnen (bis 2003/04).

269 Auch Hessen fällt zeitweilig in den 1980er Jahren in den modernisierten Typus, durch die Ein-
führung der Orientierungsstufe. Mit ihrer Abschaffung ist Hessen jedoch wieder dem moderni-
siertem Mischtyp zuzuordnen.
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In den westdeutschen Bundesländern sind somit Anfang der 1990er Jahre 
(1993/94) Berlin, Bremen und Niedersachsen dem modernisierten Typus zuzu-
ordnen. Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, das Saarland und Schleswig-
Holstein lassen sich als moderner Mischtyp charakterisieren, während Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz dem traditionellen Mischtyp und Bayern dem 
traditionellen Typus angehören.
Bis zum Ende des Untersuchungszeitraums entwickeln sich von diesen Ländern 
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein 
und das Saarland zum modernisierten Typus und Bayern zum traditionellen 
Mischtyp. Niedersachsen verändert sich in die andere Richtung zu einem moder-
nisierten Mischtyp.
Die ostdeutschen Bundesländer starteten strukturell sehr unterschiedlich: Bran-
denburg als modernisierter Typus (bis 2009/10 außer 1991/92), Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt als modernisierte Mischtypen und Thürin-
gen und Sachsen als traditionelle Mischtypen. Während Sachsen bis zum Ende 
unserer Untersuchungsperiode diesem Typus zuzuordnen ist, veränderte sich 
Thüringen bereits 1993/94 zu einem modernisierten Mischtyp. Sachsen-Anhalt 
ist zudem zwischen 1997/98 und 1999/2000 als modernisiertes Schulsystem zu 
kennzeichnen, danach aber wieder als modernisierter Mischtyp (2004/05 sogar 
als traditioneller Mischtyp). Mecklenburg-Vorpommern ist Anfang der 2000er 
Jahre dem traditionellen Mischtypus zuzurechnen. Durch die umfassende Schul-
reform gehört Mecklenburg-Vorpommern aber seit 2006/07 dem modernisierten 
Typus an.
Insgesamt können wir anhand dieser Typologie festhalten, dass sich alle Bun-
desländer über die letzten Jahrzehnte in ihren Strukturen modernisiert haben 
und wir es mit einer Evolution der Schulsysteme zu tun haben. Dabei ist jedoch 
auf zwei Ausnahmen hinzuweisen. Zum einen gibt es mit Baden-Württemberg, 
Sachsen und Bayern drei Bundesländer, die sich nur sehr langsam in Richtung 
eines modernisierten Schulsystems verändern. Es sind dies jene drei Bundeslän-
der, die in ihrer Geschichte die wenigsten Regierungswechsel hatten und durch-
gängig durch die CDU bzw. CSU entweder in Alleinregierung oder Koalitions-
regierungen regiert wurden. Vor allem die jüngsten Entwicklungen (grün-rote 
Regierung) in Baden-Württemberg, die wir in unserem Untersuchungszeitraum 
nicht mehr erfassen, zeigen auch hier in Richtung eines modernisierten Schul-
systems.
Eine zweite Ausnahme bei unserer Betrachtung stellen Hessen in den 1980er 
Jahren und Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Nieder-
sachsen in den 2000er Jahren dar. In allen vier Ländern hat sich das Schulsystem 
(kurzeitig) retraditionalisiert. Damit stellen diese vier Bundesländer ein Beispiel 
dafür dar, dass diese Entwicklung nicht immer in Richtung modernisierter Schul-
strukturen ablaufen muss.
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Tab. 40: Struktur des Bildungssystems in den deutschen Bundesländern – eine 
Typologie, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///

258  | Typologisierung

Tab. 40: Struktur des Bildungssystems in den deutschen Bundesländern – eine 
Typologie, 1949/50 bis 2009/10

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///

260  |



|  261Umsetzung in eine Typologie von Schulsystemen im Bundesländervergleich

BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Traditionelle Strukturen
Mischtyp-Traditionell
Mischtyp-Modernisiert
Modernisierte Strukturen

/// Eine typologische Zuordnung nicht möglich, da Regelungen fehlen oder für die ostdeutschen 
Bundesländer Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vorliegen.

5.1.2 Kontrolle von Inhalten

5.1.2.1 Codierung

Für die Bildung einer Typologie für die Kontrolle von Inhalten verwenden wir 
ähnlich wie in der Strukturdimension ein Kontinuum von „destandardisierten“ 
bis hin zu „standardisierten“ Schulsystemen. Grundlage für unsere Vergleichs-
dimensionen sind die Indikatoren aus Abschnitt 4.2. Diese haben wir aufgrund 
des Grades der Standardisierung eingeordnet. Ein Wert von „0“ steht für destan-
dardisierte, „1“ für standardisierte und „2“ für sehr standardisierte Regelungen. 
Zudem haben wir für einige Indikatoren einen Wert von „-1“ vergeben, wenn 
Regelungen durch Ausnahmetatbestände außer Kraft gesetzt werden können oder 
dem Antrag der Eltern eine ausschließliche Rolle für den jeweiligen Übergang 
zukommt. Wenn die Eltern Anträge auf bestimmte Übergangsverfahren stellen 
müssen, dann unterläuft dies standardisierte Regelungen. Die Zuweisung inner-
halb des Merkmalsraums erfolgt gemäß Tabelle 41. Auch hier kann unser Vorge-
hen analog zum vorherigen Abschnitt diskutiert werden.
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Tab. 41: Codierung in der Dimension der Kontrolle von Inhalten270

Indikator 0 (destandardisiert) 1 2 (stark standardisiert) max

1  Übergang nach Klasse 4

1a Notenbindung Nein Ja + Schulempfehlung Ja 2

Aufnahmeprüfung 
als Kriterium

Keine Aufnahme-
prüfung

Aufnahmeprüfung als 
ein Kriterium

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium

2

Aufnahmeprüfung 
auf Antrag der Eltern

Durch Eltern (-1)
0

1b Bindende Empfehlung Nicht bindend Bindend 2

1c Aufnahmeprüfung 
bei Nicht erfüllung 
von Kriterien

Möglich (-1)
Trifft nicht zu oder 
nicht möglich (0)

0

1d Probezeit Probezeit Keine Probezeit 1

Summe 6

2  Übergang nach Klasse 6

2a Einleitung des 
Übergangsverfahrens

Auf Antrag der Eltern Auf Antrag der Schule
1

2b Notenbindung Nein Ja + Schulempfehlung Ja 2

Aufnahmeprüfung 
als Kriterium

Keine Aufnahme-
prüfung

Aufnahmeprüfung als 
ein Kriterium

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium

2

2c Probezeit Probezeit Keine Probezeit 1

2d Aufnahmeprüfung 
bei Nichterfüllung 
von Kriterien

Möglich (-1)
Trifft nicht zu oder 
nicht möglich (0)

1

Summe 6

3  Übergang nach Klasse 7 bis 9

3a Übergang möglich Zu mehreren Zeit-
punkten

Zu einzelnen Zeit-
punkten

Nicht möglich270

2

3b Einleitung des 
Übergangsverfahrens

Auf Antrag der Eltern Auf Antrag der Schule
1

3c Notenbindung Nein Ja + Schulempfehlung Ja 2

Aufnahmeprüfung 
als Kriterium

Keine Aufnahme-
prüfung

Aufnahmeprüfung als 
ein Kriterium

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium

2

3d 2. Fremdsprache 
erforderlich

Nicht erforderlich Erforderlich
1

3e Probezeit Probezeit Keine Probezeit 1

3f Aufnahmeprüfung 
bei Nichterfüllung 
von Kriterien

Möglich (-1)
Trifft nicht zu oder 
nicht möglich (0)

Summe 6

270 Der Wert von 2, wenn der Übergang nicht möglich ist, wurde nur bei der Gesamttypologie (Abschnitt 
5.1.2.7) vergeben. In dem Abschnitt, in dem es um den Übergang nach Klasse 7 bis 9 geht, wurden die 
Bundesländer, in denen dieser Übergang nicht vorgesehen war, dementsprechend gekennzeichnet.
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Indikator 0 (destandardisiert) 1 2 (stark standardisiert) max

4  Übergang Realschulabschluss

4a Notenbindung Nein
-1 (Schulempfehlung 
kann Notenbindung 
außer Kraft setzen)

Ja + Schulempfeh-
lung

Ja

2

4b Aufnahmeprüfung 
als Kriterium

Keine Aufnahme-
prüfung

Aufnahmeprüfung als 
ein Kriterium

Aufnahmeprüfung als 
einziges Kriterium

2

4c Verp  ichtende 2. 
Fremdsprache

Nicht verp  ichtend Verp  ichtend
1

4d Zusätzliches 
Schuljahr

Kein zusätzliches 
Schuljahr

Zusätzliches 
Schuljahr

1

Summe 5

5.  Standardisierung des Abiturs

5a Zentralabitur Nein Ja 1

Verp  ichtende Fächer bis zum Abitur

5b Mathe oder Deutsch 
in der schriftlichen 
Abiturprüfung

Nein Ja
1

5c Eine Fremdsprache 
bis zum Abitur

Nein Ja
1

5d Ein naturwissen-
schaftliches Fach bis 
zum Abitur

Nein Ja
1

Summe 4

6  Abstiege vom Gymnasium

Klassenwiederho-
lung

Bei 2 Klassenwieder-
holungen insgesamt

2 mal bei direkt 
aufeinander folgenden 
Klassenwiederholungen

1

7  Übergang Sekundarstufe I zu Sekundarstufe II

Versetzung bei … erfolgreicher 
Versetzung

Prüfung
1

8  Allgemeiner Abschluss bei Eintritt in Sekundarstufe II

Allgemeiner Ab-
schluss bei Eintritt 
in Sekundarstufe II

Mit Versetzung in die 
Sekundarstufe II
-1 wenn kein allgemein-
bildender Abschluss 
erworben werden kann

Externe Prüfung 
(0,5)
Interne Prüfung 1

9  Beginn der Notengebung

Beginn der Noten-
gebung

Mit Klasse 3 oder 
später

Vor Klasse 3
1

10  Bewertung des Arbeits- und Sozialverhaltens

Bewertung des 
Arbeits- und Sozial-
verhaltens

Nicht vorgesehen Schriftform (0,5)
Notenform 1
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Im Folgenden werden wir nun auf Basis unserer Berechnungen in der Dimension 
„Kontrolle von Inhalten“ zunächst die Typen nach den einzelnen Übergangs-
schwellen darstellen (Indikatoren 1–5). Auf die Indikatoren 6 bis 10 wird da-
bei nicht eingegangen, da es sich hier um einzelne Indikatoren handelt. Danach 
werden wir die gemeinsame Typologie der „Kontrolle von Inhalten“ über alle 
Indikatoren aus Tabelle 41 darstellen. Abschließend werden wir analysieren, wie 
die einzelnen Typen der einzelnen Übergangsschwellen, der Kontrolltypologie 
und der Strukturtypologie miteinander zusammenhängen. Anders als bei der 
Dimension der Strukturen haben wir zur Reduktion des Merkmalsraums und 
der Merkmalskombinationen die jeweils gemessenen Rohdaten für die einzelnen 
Übergangsschwellen in drei Gruppen eingeteilt: destandardisierter Typ, Mischtyp 
und standardisierter Typ. Auch hier haben wir uns zur Unterteilung der Typen an 
den statistischen Häu  gkeiten (Jahre * Bundesländer) orientiert und die Typen 
in drei ähnlich große Gruppen eingeteilt. Für die einzelnen Übergangsschwellen 
sind drei Typen ausreichend, weil deutlich weniger Indikatoren in die jeweilige 
Betrachtung eingegangen sind und der Merkmalsraum deutlich weniger streut als 
bei den Strukturen. Aus allen Indikatoren in Tabelle 41 haben wir abschließend 
eine Gesamttypologie für die „Kontrolle von Inhalten“ gebildet und wie bei den 
Strukturen in vier Typen eingeteilt, da sich diese auf eine Vielzahl von Indikato-
ren stützt.

5.1.2.2 Übergang auf das Gymnasium

In Tabelle 42 sind die Typen für den Übergang auf das Gymnasium in den 
Bundesländern seit 1949/50 abgebildet. Die Werte nach Jahr und Bundesland 
be  nden sich in Tabelle A 6 im Anhang. Der maximale Wert, der erreicht wer-
den könnte, liegt bei „6“ und wurde in Bremen für die Schuljahre 1957/58 und 
1958/59 gemessen.271

Zu Anfang unserer Untersuchungsperiode gab es in keinem Bundesland einen 
destandardisierten Typ. Dabei waren Baden-Württemberg, Bayern, Hessen (nur 
1949/50) und Rheinland-Pfalz zunächst beim Gymnasialübergang als standardi-
siert zu kennzeichnen. Berlin weist mit dem Schuljahr 1955/56 für einen langen 
Zeitraum (bis 2001/02) einen destandardisierten Typ auf. In den 1950er und 
1960er Jahren ist beim Gymnasialübergang keine einheitliche Entwicklung fest-
zustellen. Während die Übergangsregularien in einigen Bundesländern destandar-
disierter wurden (Hessen, Baden-Württemberg, Bayern, Berlin und Hamburg), 
kam es in anderen Bundesländern zu einer stärkeren Standardisierung (Bremen 
und Rheinland-Pfalz). Dabei ist auch im weiteren Zeitverlauf in den einzelnen 
Bundesländern keine konsistente Entwicklung bis Ende der 1970er Jahre zu be-

271 Die Einteilung ergibt sich wie folgt: 0 destandardisierter Typ, 1 und 2 Mischtyp und ab 3 stan-
dardisierter Typ.
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dardisierter Typ.
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obachten. Sowohl Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz als 
auch Schleswig-Holstein änderten ihre Übergangsregelungen derart, dass es zu 
diametral entgegengesetzten Entwicklungen kam. Hierbei ist für Baden-Würt-
temberg, Hamburg, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein festzustellen, dass 
auf eine Phase stärkerer Destandardisierung eine Phase stärkerer Standardisierung 
folgte.
Ende der 1980er Jahre  ndet sich nur in Baden-Württemberg der standardisierte 
Typ. Auf der anderen Seite  nden wir den destandardisierten Typ in Berlin, Bre-
men und im Saarland. Ab Anfang der 1990er Jahre kam es in den westdeutschen 
Bundesländern zu einer stärkeren Destandardisierung der Übergangsregelungen 
(Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein).
Die ostdeutschen Bundesländer gehören unterschiedlichen Typen an. Während 
Sachsen und Thüringen zu den standardisierten Typen zählen, fällt Mecklenburg-
Vorpommern in die Gruppe der destandardisierten Typen. Zu den Mischtypen 
gehören Brandenburg und Sachsen-Anhalt.
Mit dem PISA-Schock und den darauffolgenden Veränderungen im Schulsystem 
(z.B. Schulinspektionen und Vergleichsarbeiten) kommt es in vielen Bundeslän-
dern zu einer stärkeren Standardisierung des Gymnasialübergangs (Bayern, Ber-
lin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland und Sachsen-Anhalt).
Nur Hamburg, Hessen und Schleswig-Holstein folgen diesem Trend nicht. In 
diesen Bundesländern  nden wir einen destandardisierten Typus. Durch die Frei-
gabe des Elternwillens ist das Saarland ab 2009/10 auch diesem Typ zuzuordnen.
Eine stärkere Destandardisierung wird auch für Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen nach unserer Untersuchungsperiode zu beobachten sein. Auch 
hier wurde der Elternwille (wieder) freigegeben (siehe Abschnitt 4.2.1).
Insgesamt wollen wir hier auf zwei Aspekte hinweisen. Erstens zeigt sich bei dieser 
Typologie keine lineare Entwicklung – wie etwa bei den Strukturen. Allerdings 
zeigen sich auch hier Konjunkturen. So kommt es zunächst zu einer stärkeren 
Destandardisierung des Gymnasialübergangs bis Anfang der 1990er Jahre (siehe 
auch Tabelle 49). Mit dem PISA-Schock schlägt das Pendel jedoch in Richtung 
einer stärkeren Standardisierung.
Zweitens scheint sich die Veränderung des Schulsystems in den 2000er Jahren in 
einer stärkeren Standardisierung des Gymnasialübergangs niederzuschlagen. Aus 
unserer Sicht ist diese Verknüpfung von „neuer Steuerung“ und Standardisierung 
des Gymnasialübergangs nicht zwingend notwendig gewesen, sondern eher Folge 
der damit verbundenen öffentlichen Diskussion um eine stärkere Kontrolle schu-
lischer Kompetenzen (Accountability) (Nikolai und Helbig 2013). So ist es auch 
nicht völlig überraschend, dass in einigen Bundesländern der Gymnasialübergang 
wieder destandardisierter wird.
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Tab. 42: Typologie Übergang auf das Gymnasium, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
1992/1993
1993/1994
1994/1995
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Tab. 42: Typologie Übergang auf das Gymnasium, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
1992/1993
1993/1994
1994/1995
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ

/// Keine Angaben zur Typenbildung

5.1.2.3 Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 6

Die Typen für den Übergang nach Klasse 6 seit 1949/50 sind in Tabelle 43 ent-
halten (Rohdaten der Werte nach Jahr und Bundesland in Tabelle A 7 im An-
hang). Der maximale Wert, der erreicht werden konnte, liegt bei „6“.272 Den 
höchsten gemessenen Wert von 4 erreichte Niedersachsen in den Schuljahren ab 
2004/05. Jene Länder, die ihre Schüler erst nach der 6. Klasse trennen, sind von 
uns als ein eigener Typ charakterisiert worden. Deren typologische Einordnung 
wurde bereits im vorherigen Abschnitt behandelt.
Im Vergleich zum Gymnasialübergang erfolgt der Übergang nach Klasse 6 zu An-
fang unserer Untersuchungsperiode weniger standardisiert. Nur Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen lassen sich zu Anfang als standardisiert kennzeichnen. 
Mischtypen  nden sich in Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und Schleswig-
Holstein (nur 1954/55).273 Zu den destandardisierten Übergängen nach Klasse 6 
zählen ab Mitte der 1950er Jahre Bremen, Hamburg, Hessen und Niedersachsen. 
In den 1960er Jahren kommt es nur zu wenigen Veränderungen (Baden-Würt-
temberg und Niedersachsen). Einzig in Rheinland-Pfalz kommt es zu einer starken 

272 Fehlende Werte bei einzelnen Indikatoren (Einleitung des Übergangsverfahrens in Baden-Würt-
temberg) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich wie folgt: -1 bis 1 destandardisier-
ter Typ, 1,5 bis 2 Mischtyp und ab 2,5 standardisierter Typ.

273 Für die die Jahre 1955/56 bis 1970/71 haben wir Schleswig-Holstein als destandardisierten Typ 
gewertet. In diesem Zeitraum hat das Ministerium die Übergangsentscheidung auf das Gymna-
sium den Schulen übertragen.
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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/// Keine Angaben zur Typenbildung
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Destandardisierung. In den 1970er und 1980er Jahren lässt sich ausschließlich in 
Bremen, Hamburg und Rheinland-Pfalz eine stärkere Standardisierung feststellen.
Nach der Wiedervereinigung setzten Thüringen und Sachsen (außer 1991/92) an-
ders als beim Übergang nach Klasse 4 auf einen destandardisierten Übergang nach 
Klasse 6. Bis zur Einführung der Orientierungsstufe ist Mecklenburg-Vorpommern 
dem Mischtyp und Sachsen-Anhalt dem standardisierten Typ zuzuordnen.
In den 1990er und 2000er Jahren gibt es hierbei kaum Veränderungen. Einzig in 
Bayern, Hamburg und Sachsen-Anhalt wird der Übergang nach Klasse 6 destan-
dardisiert. Interessant sind zudem die Regelungen in Bremen und Niedersachsen. 
Diese setzten nach Abschaffung der Orientierungsstufe auf einen standardisierten 
Übergang nach Klasse 6.
Insgesamt gibt es bei den Übergängen nach Klasse 6 kaum Veränderungen. Zu-
dem hängen die Regelungen zum Gymnasialübergang nicht mit denen nach Klas-
se 4 zusammen. Im Gegenteil: Seit den 2000er Jahren geht ein standardisierter 
Gymnasialübergang eher mit einem destandardisierten Übergang nach Klasse 6 
einher (siehe Tabelle 49).

Tab. 43: Typologie Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 6, 1949/50 bis 
2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Regulärer Übergang auf Gymnasium nach Klasse 6. Typen beim Gymnasialübergang festge-
halten (siehe Tabelle 42)

/// Keine Angaben zur Typenbildung
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Regulärer Übergang auf Gymnasium nach Klasse 6. Typen beim Gymnasialübergang festge-
halten (siehe Tabelle 42)

/// Keine Angaben zur Typenbildung
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5.1.2.4 Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9

Die Typen für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 seit 1949/50 stellt Tabelle 44 
dar (Rohdaten der Werte nach Jahr und Bundesland in Tabelle A 8 im Anhang). 
Der maximale Wert, den die Bundesländer erreichen können, liegt bei 6.274 Den 
höchsten gemessenen Wert von 5 erreichte Hamburg ab 1979/80. Jene Länder, 
in denen der Übergang nach den Klassen 7 bis 9 nicht möglich ist, sind von uns 
als ein eigener Typ charakterisiert worden.
Insgesamt ist in Bezug auf die Typisierung der Übergänge kaum Veränderung zu 
beobachten. In den 1950er und 1960er Jahren gibt es fast keine Veränderungen, 
mit Ausnahme der Bundesländer, die diesen Übergang überhaupt nicht zulas-
sen. Wir haben auf der einen Seite Bundesländer, die als stark standardisiert zu 
kennzeichnen sind: Nordrhein-Westfalen, das Saarland, Rheinland-Pfalz und ab 
1966 Schleswig-Holstein. Auf der anderen Seite haben wir Berlin, Bremen und 
Hessen ab 1959/60, die als destandardisierter Typ zu kennzeichnen sind. Baden-
Württemberg, Bayern und Niedersachsen sind als Mischtyp zu kennzeichnen. In 
dieser Zeit ist nur in Bremen für rund 15 Jahre ein Typenwechsel festzustellen. In 
den 1970er Jahren kommt es dann in Baden-Württemberg und Hamburg zu ei-
ner stärkeren Standardisierung, in Schleswig-Holstein und Niedersachsen in den 
1980er Jahren zu einer stärkeren Destandardisierung. Von den neuen Bundes-
ländern sind Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt als standardisiert 
zu kennzeichnen und Brandenburg als destandardisiert. Thüringen und Sachsen 
ermöglichen diesen Übergang nur für das Schuljahr 1991/92 (in Sachsen mittler-
weile gestattet).
Ende der 1990er und in den 2000er Jahren ist wie beim Übergang auf das Gym-
nasium nach der Grundschule eine stärkere Standardisierung zu beobachten. Hes-
sen und Schleswig-Holstein wechseln vom destandardisierten Typ zum Mischtyp, 
Nordrhein-Westfalen vom Mischtyp zum standardisierten Typ und Niedersach-
sen und Brandenburg sogar vom destandardisierten Typ zum standardisierten 
Typ. Insgesamt sind die Bundesländer zum Ende unserer Untersuchungsperio-
de in der Mehrzahl dem standardisierten Typ zuzuordnen (neun Länder), drei 
Länder gehören dem Mischtyp an und nur noch in Berlin und Bremen ist dieser 
Übergang als destandardisiert zu kennzeichnen.

274 Fehlende Werte zu einzelnen Indikatoren (Einleitung des Übergangsverfahrens in Baden-Würt-
temberg) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich wie folgt: -1 bis 1 destandardisier-
ter Typ, 2 bis 2,5 Mischtyp und ab 3 standardisierter Typ.
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1966 Schleswig-Holstein. Auf der anderen Seite haben wir Berlin, Bremen und 
Hessen ab 1959/60, die als destandardisierter Typ zu kennzeichnen sind. Baden-
Württemberg, Bayern und Niedersachsen sind als Mischtyp zu kennzeichnen. In 
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den 1970er Jahren kommt es dann in Baden-Württemberg und Hamburg zu ei-
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1980er Jahren zu einer stärkeren Destandardisierung. Von den neuen Bundes-
ländern sind Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt als standardisiert 
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Nordrhein-Westfalen vom Mischtyp zum standardisierten Typ und Niedersach-
sen und Brandenburg sogar vom destandardisierten Typ zum standardisierten 
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de in der Mehrzahl dem standardisierten Typ zuzuordnen (neun Länder), drei 
Länder gehören dem Mischtyp an und nur noch in Berlin und Bremen ist dieser 
Übergang als destandardisiert zu kennzeichnen.

274 Fehlende Werte zu einzelnen Indikatoren (Einleitung des Übergangsverfahrens in Baden-Würt-
temberg) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich wie folgt: -1 bis 1 destandardisier-
ter Typ, 2 bis 2,5 Mischtyp und ab 3 standardisierter Typ.
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Tab. 44: Typologie Übergang auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis 9, 1949/50 
bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
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1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Übergang nach Klasse 7 bis 9 nicht möglich

/// Keine Angaben zur Typenbildung

5.1.2.5 Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss

Zum Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss seit 1949/50 sind die 
Typen in Tabelle 45 enthalten (Rohdaten der Werte nach Jahr und Bundesland 
in Tabelle A 9 im Anhang). Der maximale Wert, den die Bundesländer erreichen 
können, liegt bei 5.275 Der höchste gemessene Wert liegt in mehreren Bundes-
ländern bei 4. Einzig Baden-Württemberg charakterisieren wir als eigenen Typ, 
da der Übergang mit Realschulabschluss auf das Gymnasium bis 1973/74 nicht 
geregelt war und seither rechtlich ausgeschlossen wird.
Zu Beginn unserer Untersuchungsperiode sind fast alle Bundesländer dem Misch-
typ zuzuordnen. Nur Berlin setzte ein destandardisiertes Verfahren an. Während 
Ende der 1950er Jahre und Anfang der 1960er Jahre Bayern, Bremen und Rhein-
land-Pfalz zum standardisierten Typ wechseln, ist in Hessen und Niedersachsen das 
Gegenteil zu beobachten. In Bremen und Niedersachsen ist dieser Wechsel jedoch 

275 Fehlende Werte bei einzelnen Indikatoren (zusätzliches Schuljahr in Mecklenburg-Vorpommern und 
2. Fremdsprache in Bremen und Niedersachen) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich 
wie folgt: 0 bis 1 destandardisierter Typ, 1,5 bis 2,5 Mischtyp und ab 3 standardisierter Typ.

270  | Typologisierung

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Übergang nach Klasse 7 bis 9 nicht möglich

/// Keine Angaben zur Typenbildung

5.1.2.5 Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss

Zum Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss seit 1949/50 sind die 
Typen in Tabelle 45 enthalten (Rohdaten der Werte nach Jahr und Bundesland 
in Tabelle A 9 im Anhang). Der maximale Wert, den die Bundesländer erreichen 
können, liegt bei 5.275 Der höchste gemessene Wert liegt in mehreren Bundes-
ländern bei 4. Einzig Baden-Württemberg charakterisieren wir als eigenen Typ, 
da der Übergang mit Realschulabschluss auf das Gymnasium bis 1973/74 nicht 
geregelt war und seither rechtlich ausgeschlossen wird.
Zu Beginn unserer Untersuchungsperiode sind fast alle Bundesländer dem Misch-
typ zuzuordnen. Nur Berlin setzte ein destandardisiertes Verfahren an. Während 
Ende der 1950er Jahre und Anfang der 1960er Jahre Bayern, Bremen und Rhein-
land-Pfalz zum standardisierten Typ wechseln, ist in Hessen und Niedersachsen das 
Gegenteil zu beobachten. In Bremen und Niedersachsen ist dieser Wechsel jedoch 

275 Fehlende Werte bei einzelnen Indikatoren (zusätzliches Schuljahr in Mecklenburg-Vorpommern und 
2. Fremdsprache in Bremen und Niedersachen) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich 
wie folgt: 0 bis 1 destandardisierter Typ, 1,5 bis 2,5 Mischtyp und ab 3 standardisierter Typ.

272  |



|  273Umsetzung in eine Typologie von Schulsystemen im Bundesländervergleich

nur von kurzer Dauer. Mitte bzw. Ende der 1970er Jahre wird das Verfahren in 
Niedersachen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz destandardisierter.
Ab Ende der 1980er Jahre setzt mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz eine stär-
kere Standardisierung des Übergangs mit Realschulabschluss ein. Diesem Trend 
folgen auch die ostdeutschen Bundesländer. Nur in Hessen und Sachsen-Anhalt 
erfolgt zeitweilig eine Destandardisierung. Heute sind Bayern, das Saarland, Sach-
sen und Thüringen dem standardisierten Typus zuzuordnen. Hierbei ist auffällig, 
dass mit Sachsen und Thüringen hier jene Länder eine starke Standardisierung 
aufweisen, die Übergänge nach Klasse 7 bis 9 ausschließen, und mit Bayern und 
dem Saarland jene Länder, die für den Übergang nach Klasse 7 bis 9 die gerings-
ten Übergangsquoten aufweisen (siehe Abbildung 18). Auf der anderen Seite ist 
einzig Rheinland-Pfalz heute als destandardisierter Typ zu charakterisieren.
Festzuhalten bleibt weiterhin, dass ein standardisierter Übergang mit Realschul-
abschluss mit einem standardisierten Gymnasialübergang zusammenhängt (siehe 
Tabelle 49).

Tab. 45: Typologie Übergang auf das Gymnasium mit Realschulabschluss, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// /// ///
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1960/1961 /// /// /// /// /// /// /// ///
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1965/1966 /// /// /// /// /// /// ///
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1968/1969 /// /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// /// ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1972/1973 /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Übergang mit Realschulabschluss auf Gymnasium nicht möglich bzw. bis 1973/74 nicht geregelt

/// Keine Angaben zur Typenbildung
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1972/1973 /// /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
Übergang mit Realschulabschluss auf Gymnasium nicht möglich bzw. bis 1973/74 nicht geregelt

/// Keine Angaben zur Typenbildung

274  |



|  275Umsetzung in eine Typologie von Schulsystemen im Bundesländervergleich

5.1.2.6 Standardisierung des Abiturs

Tabelle 46 stellt die Typen zur Standardisierung des Abiturs seit 1949/50 vor 
(Rohdaten der Werte nach Jahr und Bundesland in Tabelle A 10 im Anhang). 
Maximal kann von den Bundesländern der Wert 4 erlangt werden276, der in meh-
reren Bundesländern zu mehreren Zeitpunkten erreicht wird.
Zu Anfang unserer Untersuchungsperiode weisen fast alle Bundesländer eine hohe 
Standardisierung des Abiturs auf. Einzig Niedersachsen und Berlin sind anfangs 
dem Mischtyp zuzuordnen (ab 1950/51 auch Hessen und 1951/52 Rheinland-
Pfalz).
In den 1950er und 1960er Jahren kommt es zu wenigen Veränderungen, die 
sich zudem nur im Bereich des standardisierten und des Mischtyps vollziehen. 
Kein Bundesland ist bis Anfang der 1970er Jahre dem destandardisierten Typ 
zuzuordnen.
Mitte der 1970er bis Anfang der 1980er Jahre wechseln vier Bundesländer (Ber-
lin, Bremen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen) in den destandardisierten 
Typ. Anfang der 1990er Jahre bleiben diese vier Bundesländer im destandardisier-
ten Typ. Baden-Württemberg, Bayern, das Saarland gehören zum standardisier-
ten Typ. Von den ostdeutschen Bundesländern starteten mit Ausnahme Branden-
burgs (destandardisierter Typ) alle als standardisierte Typen und blieben es auch.
In den 1990er Jahren, spätestens zum Schuljahr 2001/02 erfolgt eine stärkere 
Standardisierung des Abiturs in Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen. Diese Veränderungen können also nicht 
als Folge des PISA-Schocks von 2001 gewertet werden. Danach kommt es jedoch 
zu einer weiteren Standardisierung in allen Bundesländern, die bis dahin nicht 
dem standardisierten Typ angehörten (außer Rheinland-Pfalz). Heute gehören 
somit alle Bundesländer außer Rheinland-Pfalz zum standardisierten Typ.
Wie bereit in Abschnitt 4.2.7.3 beschrieben haben wir es beim Abitur mit einer 
Rückkehr zu den Regelungen aus den 1950er und 1960er Jahren zu tun.

276 Fehlende Werte zu einzelnen Indikatoren (naturwissenschaftliches Fach in Baden-Württemberg, 
Berlin, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Hamburg, Fremdsprache in Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Hamburg und Mathematik oder Deutsch in der Abiturprüfung 
in Niedersachen) haben wir mit 0,5 codiert. Die Einteilung ergibt sich wie folgt: 0 bis 1 destan-
dardisierter Typ, 2 bis 2,5 Mischtyp und ab 3 standardisierter Typ.
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Tab. 46: Typologie Standardisierung des Abiturs, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
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1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Mischtyp
Destandardisierter Typ
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5.1.2.7 Gesamttypologie der Kontrolle von Inhalten

Aus den Typen zu den einzelnen gymnasialen Übergangsschwellen (vorherge-
hende Abschnitte) ergibt sich zusammen mit einigen anderen Indikatoren (sie-
he Tabelle 41) eine Gesamttypologie für die Kontrolle von Inhalten (Tabelle 48 
– Rohwerte in Tabelle A 11 im Anhang). Die Rohwerte für diese Dimension 
wurden dabei nicht über einen Summenindex gebildet, sondern über die durch-
schnittlichen Werte der einzelnen Indikatoren. Der Bezug auf die Mittelwerte ist 
notwendig, da es zu einzelnen Indikatoren in einigen Bundesländern keine Werte 
gibt. Dies trifft z.B. dann zu, wenn der Übergang nach Klasse 6 (sechsjährige 
Grundschule oder Orientierungsstufe), oder der Übergang nach Klasse 7 bis 9 auf 
das Gymnasium nicht möglich ist. Durch die Vielzahl verwendeter Indikatoren in 
dieser Typologie haben wir in vielen Bundesländern Datenlücken in den 1950er 
Jahren. Nur mit der Verwendung der „mittleren Standardisierung“ aller vorhan-
denen Werte der Indikatoren ist ein Bundesländervergleich möglich.
Den niedrigsten gemessenen Wert beobachten wir in Bremen (0,09) zwischen 
1981/82 und 1995/96. Den höchsten Wert (0,71) beobachten wir in Sachsen ab 
2005/06 und im Saarland 1976/77 bis 1977/78 und 2007/08 bis 2008/09.
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Merkmale der Typen

Tab. 47: Häu  gkeit der jeweiligen Indikatoren je nach Typus in der Dimension 
Kontrolle von Inhalten in Prozent

Typ
destand-
ardisiert

destand-
ardisierter 
Mischtyp

stand-
ardisierter 
Mischtyp

stand-
ardisiert

Übergang 
nach 
Grund-
schule

Feste Notenbindung 0 17 29 76

Fester Notenschnitt und Schul-
empfehlung

0 5 13 0

Aufnahmeprüfung ein Kriterium 3 23 10 10

Aufnahmeprüfung einziges 
Kriterium

0 0 15 1

Bindende Empfehlung 34 36 66 76

Teilnahme an Aufnahmeprüfung 
auf Antrag der Eltern

2 21 17 0

Aufnahmeprüfung bei Nichter-
füllung von Kriterien

32 14 41 68

Keine Probezeit 18 8 10 0

Übergang 
nach 
Klasse 6

Einleitung des Übergangs-
verfahrens durch die Schule

33 59 50 53

Feste Notenbindung 0 4 8 24

Fester Notenschnitt und Schul-
empfehlung

0 9 19 46

Aufnahmeprüfung einziges 
Kriterium

18 50 34 6

Aufnahmeprüfung ein Kriterium 0 5 6 1

Aufnahmeprüfung bei Nichter-
füllung von Kriterien

24 20 23 70

Keine Probezeit 52 60 56 78

Übergang 
nach 
Klassen 7 
bis 9

Kein Übergang möglich 14 11 2 23

Übergang in einzelnen Klassen 
möglich

0 16 7 29

Einleitung des Übergangsverfah-
rens durch die Schule

22 39 46 47

Feste Notenbindung 0 0 28 48

Fester Notenschnitt und Schul-
empfehlung

2 14 16 8

Aufnahmeprüfung einziges 
Kriterium

0 7 45 21
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Übergang 
nach 
Klassen 7 
bis 9

Aufnahmeprüfung ein Kriterium 0 0 6 1

Aufnahmeprüfung bei Nichter-
füllung von Kriterien

18 1 2 25

2. Fremdsprache erforderlich 0 21 21 41

Keine Probezeit 28 49 54 98

Über-
gang mit 
Realschul-
abschluss

Feste Notenbindung 45 55 32 52

Fester Notenschnitt und Schul-
empfehlung

29 18 45 19

Schulempfehlung kann die No-
tenbindung außer Kraft setzen

0 0 0 11

Aufnahmeprüfung einziges 
Kriterium

26 9 41 18

Aufnahmeprüfung ein Kriterium 2 5 6 5

2. Fremdsprache erforderlich 7 18 44 33

Zusätzliches Schuljahr erforder-
lich

0 13 4 63

Abstieg bei 2 mal direkt aufeinander folgen-
den Klassenwiederholungen

75 81 59 55

Teil der Versetzung in die Sek II auf dem 
Gymnasium ist eine Prüfung

0 3 4 25

Möglich-
keit des 
Erwerbs 
eines 
Schulab-
schlusses 
in der 
Sekundar-
stufe II

Über interne Prüfung 0 2 0 3

Über externe Prüfung 0 3 4 13

Abschluss wird automatisch 
zuerkannt

70 65 53 76

Kein Abschluss 30 30 42 8

Beginn der Notengebung vor Klasse 3 34 75 80 81

Abitur

Zentralabitur 0 24 53 74

Mathe oder Deutsch in der 
schriftlichen Abiturprüfung

23 47 49 85

Eine Fremdsprache bis zum 
Abitur

53 90 96 95

Ein naturwissenschaftliches Fach 
bis zum Abitur

67 94 92 94

Arbeits- 
und 
Sozial-
verhalten

Bewertung in Notenform 16 8 63 70

Verbale Benotung 6 0 4 3
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Im Vergleich zur Strukturtypologie ist die Charakterisierung der Typen in der 
Dimension Kontrolle von Inhalten weniger eindeutig, weil hier auch deutlich 
mehr Indikatoren einge  ossen sind. Es lassen sich jedoch für die einzelnen Typen 
einige charakteristische Merkmale identi  zieren:
Charakteristisch für den destandardisierten Typus sind folgende Merkmale: In die-
sem Typus gibt es keine Notenbindung und keine Notenbindung in Verbindung 
mit einer Schulempfehlung bei allen Übergangsschwellen auf das Gymnasium (nach 
Klasse 4, nach Klasse 6 und nach Klasse 7 bis 9). Bei dem Übergang nach Klasse 7 
bis 9 ist keine 2. Fremdsprache erforderlich. Hier wird häu  ger das Übergangsver-
fahren in der Sekundarstufe I auf Antrag der Eltern eingeleitet. Beim Übergang mit 
Realschulabschluss ist ebenso keine bzw. kaum eine zweite Fremdsprache als auch 
kein zusätzliches Schuljahr erforderlich. Charakteristisch für den destandardisierten 
Typus ist weiterhin, dass der Beginn der Notengebung seltener als in den anderen 
Typen vor Klasse 3 beginnt. Zudem gibt es in keinem Bundesland ein Zentralab-
itur. Schließlich ist es im destandardisierten Typus seltener vorgeschrieben Mathe 
oder Deutsch in der Abiturprüfung zu absolvieren, eine Fremdsprache bis zum Ab-
itur zu belegen als auch ein naturwissenschaftliches Fach zu belegen.
Im Gegensatz zum destandardisierten als auch zum standardisierten Typus lassen 
sich für die jeweiligen Mischtypen kaum distinkte Merkmale beschreiben. Zunächst 
zum destandardisierten Mischtyp: Hier lassen sich erstens Ähnlichkeiten zum de-
standardisierten Typ zeigen: Hier ist die Schulempfehlung beim Übergang auf das 
Gymnasium seltener bindend, der Übergang nach Klasse 7 bis 9 erfolgt nie über 
eine Notenbindung und fast nie über eine Aufnahmeprüfung. Es  nden sich in den 
destandardisierten Typen häu  ger die weniger strikte Regelung bei Abstiegen vom 
Gymnasium. Des Weiteren werden hier seltener Kopfnoten vergeben.
Zweitens zeigen sich einige Merkmale, wo sich der destandardisierte Mischtyp vom 
destandardisierten Typ unterscheidet, jedoch dem standardisierten Mischtyp ähnelt. 
Hier sind die Werte für die Probezeit nach einem Übergang in die Sekundarstufe I 
auf einem mittleren Niveau. In diesen Typen ist eine Aufnahmeprüfung nach Klas-
se 6 häu  ger vorgesehen. Nach Klasse 7 bis 9 ist häu  ger eine Notenbindung und 
eine Schulempfehlung notwendig, und es ist hier seltener möglich nicht gegebene 
Empfehlung durch eine Aufnahmeprüfung zu erlangen. Zudem liegt bei diesem 
Übergang die Voraussetzung einer zweiten Fremdsprache im mittleren Bereich.
Neben den Gemeinsamkeiten von destandardisiertem und standardisiertem 
Mischtyp teilt der standardisierte Mischtyp auch Eigenschaften mit dem stan-
dardisierten Typ. Die Übergangsempfehlung ist in beiden Typen am häu  gsten 
bindend. Die Aufnahmeprüfung ist nach Klasse 7 bis 9 am häu  gsten das einzige 
Kriterium. Die zweite Fremdsprache ist beim Übergang mit Realschulabschluss 
am häu  gsten erforderlich. Die Abstiegsregularien sind strikter, und es werden 
häu  ger Kopfnoten gegeben.
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Am häu  gsten  ndet sich beim standardisierten Mischtyp die Aufnahmeprüfung 
als einziges Kriterium für die Übergänge auf das Gymnasium (außer nach Klasse 6). 
Zudem wird hier am häu  gsten der Übergang nach Klasse 7 bis 9 auf das Gymna-
sium gewährt. Auf der anderen Seite wird in diesem Typus am seltensten ein all-
gemeinbildender Schulabschlusses in der Sekundarstufe II automatisch zuerkannt.
Charakteristisch für den standardisierten Typ sind folgende Merkmale: Beim Über-
gang nach Klasse 4 gibt es am häu  gsten eine feste Notenbindung, eine bindende 
Schulempfehlung, die Möglichkeit einer Aufnahmeprüfung bei Nichterfüllung der 
Kriterien und immer eine Probezeit. Die feste Notenbindung zeigt sich auch bei 
den anderen Übergängen in der Sekundarstufe I am häu  gsten. Im Vergleich zu al-
len anderen Typen ist eine Probezeit beim Übergang nach Klasse 6 häu  ger. Fest-
zuhalten bleibt, dass es in diesem Typus häu  ger vorkommt, dass ein Übergang 
nach Klasse 7 bis 9 generell nicht möglich bzw. nur in einzelnen Klassen möglich 
ist. Zudem ist hier am häu  gsten eine zweite Fremdsprache erforderlich. Beim 
Übergang mit Realschulabschluss müssen Schüler im standardisierten Typus am 
häu  gsten ein zusätzliches Schuljahr absolvieren und am häu  gsten ist eine Prü-
fung Teil der Versetzung von Sekundarstufe I zu II. Zudem gibt es auf der einen 
Seite am häu  gsten eine externe Prüfung zur Erlangung eines Abschlusses in der 
Sekundarstufe II, auf der anderen Seite wird dieser aber auch häu  ger automatisch 
zuerkannt. Standardisierte Typen haben am häu  gsten ein Zentralabitur und am 
häu  gsten erfolgt eine schriftliche Abiturprüfung in Mathematik oder Deutsch. 
Auffällig für den standardisierten Typus ist, dass die meisten der beschriebenen 
Merkmale hinreichende, jedoch keine notwendigen Merkmale sind.
Insgesamt zeigen sich für einzelne Indikatoren lineare Entwicklungen zwischen 
den Typen. So geht mit steigender Standardisierung der Typen eine linear stei-
gende Bedeutung fester Noten für die Übergangsempfehlung einher, und das 
Zentralabitur gewinnt an Bedeutung.

Verteilung der Typen in den Bundesländern im Zeitverlauf
Im Zeitverlauf sind unter den westdeutschen Bundesländern zwei Gruppen zu 
identi  zieren. Zum einen jene Bundesländer, die zu Anfang eine relativ hohe 
Standardisierung aufweisen und diese beibehalten bzw. noch verstärken. Hierzu 
gehören Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, Rheinland-Pfalz und das Saar-
land. Die zweite Gruppe umfasst jene Bundesländer, für die eine U-förmige Ent-
wicklung festzustellen ist. Es sind jene Bundesländer, die zu Beginn eine mittlere 
Standardisierung aufweisen, ihr Schulsystem in den 1970er und 1980er Jahren 
destandardisieren und für die ab Ende der 1990er bis Mitte der 2000er Jahre 
eine Tendenz zur Restandardisierung festzustellen ist. Zu dieser Gruppe gehören 
Bremen, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein. 
Aber auch in Bayern und dem Saarland ist die U-förmige Entwicklung tendenziell 
zu beobachten – jedoch auf einem deutlich standardisierteren Niveau.
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Einzig Berlin kann keiner dieser beiden Gruppen zugeordnet werden. Berlin star-
tet bereits in den 1950er Jahren als destandardisierter Typ, wechselt 1988 zum 
destandardisierten Mischtyp und verbleibt in diesem Typus.
Auch in den ostdeutschen Bundesländern ist die Entwicklung zweigeteilt. Auf 
der einen Seite starten Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern auf einem 
eher destandardisierten Niveau. Die Schulsysteme beider Bundesländer werden 
im Zeitverlauf immer standardisierter (zeitgleich zur zweiten Westbundesländer-
gruppe). Brandenburg zählt Ende der 2000er Jahre sogar zum standardisierten 
Typ. Auf der anderen Seite beginnen Sachsen und Thüringen nach der Wie-
dervereinigung als standardisierter Typ und verbleiben bei diesem Typus. Auch 
Sachsen-Anhalt schließt sich, von einem standardisierten Mischtyp kommend, 
dieser Gruppe Ende der 1990er Jahre an.

Tab. 48: Gesamttypologie Kontrolle von Inhalten, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
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Einzig Berlin kann keiner dieser beiden Gruppen zugeordnet werden. Berlin star-
tet bereits in den 1950er Jahren als destandardisierter Typ, wechselt 1988 zum 
destandardisierten Mischtyp und verbleibt in diesem Typus.
Auch in den ostdeutschen Bundesländern ist die Entwicklung zweigeteilt. Auf 
der einen Seite starten Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern auf einem 
eher destandardisierten Niveau. Die Schulsysteme beider Bundesländer werden 
im Zeitverlauf immer standardisierter (zeitgleich zur zweiten Westbundesländer-
gruppe). Brandenburg zählt Ende der 2000er Jahre sogar zum standardisierten 
Typ. Auf der anderen Seite beginnen Sachsen und Thüringen nach der Wie-
dervereinigung als standardisierter Typ und verbleiben bei diesem Typus. Auch 
Sachsen-Anhalt schließt sich, von einem standardisierten Mischtyp kommend, 
dieser Gruppe Ende der 1990er Jahre an.

Tab. 48: Gesamttypologie Kontrolle von Inhalten, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1952/1953 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1953/1954 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1954/1955 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1955/1956 /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1956/1957 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1957/1958 /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1958/1959 /// /// /// /// /// /// /// ///
1959/1960 /// /// /// /// /// /// ///
1960/1961 /// /// /// /// /// /// ///
1961/1962 /// /// /// /// /// /// ///
1962/1963 /// /// /// /// /// /// ///
1963/1964 /// /// /// /// /// ///
1964/1965 /// /// /// /// /// ///
1965/1966 /// /// /// /// /// ///
1966/1967 /// /// /// /// /// ///
1967/1968 /// /// /// /// /// ///
1968/1969 /// /// /// /// /// ///
1969/1970 /// /// /// /// /// ///
1970/1971 /// /// /// /// /// ///
1971/1972 /// /// /// /// /// ///
1972/1973 /// /// /// /// /// ///
1973/1974 /// /// /// /// /// ///
1974/1975 /// /// /// /// /// ///
1975/1976 /// /// /// /// ///
1976/1977 /// /// /// /// ///
1977/1978 /// /// /// /// ///
1978/1979 /// /// /// /// ///
1979/1980 /// /// /// /// ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1980/1981 /// /// /// /// ///
1981/1982 /// /// /// /// ///
1982/1983 /// /// /// /// ///
1983/1984 /// /// /// /// ///
1984/1985 /// /// /// /// ///
1985/1986 /// /// /// /// ///
1986/1987 /// /// /// /// ///
1987/1988 /// /// /// /// ///
1988/1989 /// /// /// /// ///
1989/1990 /// /// /// /// ///
1990/1991 /// /// /// /// ///
1991/1992 ///
1992/1993
1993/1994
1994/1995
1995/1996
1996/1997
1997/1998
1998/1999
1999/2000
2000/2001
2001/2002
2002/2003
2003/2004
2004/2005
2005/2006
2006/2007
2007/2008
2008/2009
2009/2010

Standardisierter Typ
Standardisierter Mischtyp
Destandardisierter Mischtyp
Destandardisierter Typ

/// Keine oder zu wenige Angaben zur Typenbildung

Insgesamt sind über den Untersuchungszeitraum unterschiedliche Entwicklun-
gen festzustellen. Ab Anfang der 2000er Jahre ist jedoch in allen Bundesländern 
eine stärkere Standardisierung zu beobachten. Es liegt nahe, dass diese Entwick-
lung als direkte Folge des PISA-Schocks und der daran anschließenden Verände-
rungen im Schulsystem zu verstehen ist. Hierzu gehören z.B. Schulinspektionen 
und Vergleichsarbeiten, die unter der Überschrift Qualitätssicherung  rmieren. 
Diese Aspekte sind nur zu sehr kleinen Teilen in unsere Indikatorik einge  ossen 
(Zentralabitur) und lassen sich nicht zwingend mit unserer Indikatorik abbilden. 
Dass dies dennoch der Fall ist, weist darauf hin, dass es in verschiedenen Berei-
chen der schulischen Bildung zu einer höheren Standardisierung gekommen ist.
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
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Insgesamt sind über den Untersuchungszeitraum unterschiedliche Entwicklun-
gen festzustellen. Ab Anfang der 2000er Jahre ist jedoch in allen Bundesländern 
eine stärkere Standardisierung zu beobachten. Es liegt nahe, dass diese Entwick-
lung als direkte Folge des PISA-Schocks und der daran anschließenden Verände-
rungen im Schulsystem zu verstehen ist. Hierzu gehören z.B. Schulinspektionen 
und Vergleichsarbeiten, die unter der Überschrift Qualitätssicherung  rmieren. 
Diese Aspekte sind nur zu sehr kleinen Teilen in unsere Indikatorik einge  ossen 
(Zentralabitur) und lassen sich nicht zwingend mit unserer Indikatorik abbilden. 
Dass dies dennoch der Fall ist, weist darauf hin, dass es in verschiedenen Berei-
chen der schulischen Bildung zu einer höheren Standardisierung gekommen ist.
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Obwohl wir mit unserer Typologie „nur“ die Standardisierung der Kontrolle von 
Inhalten an bestimmten Schwellen des Gymnasialverlaufs abgebildet haben, lässt 
sich vor allem aus den Beobachtungen seit den 2000er Jahren schließen, dass sich 
eine derartige Typologie nicht nur auf Aussagen zu den gemessenen Indikatoren 
beschränken muss. Vielmehr weisen unsere Beobachtungen darauf hin, dass sich 
die Grundausrichtungen der Schulsysteme verändert haben. Wir würden sogar so 
weit gehen, dass die von uns erstellte Typologie unter dem Begriff schulpolitischer 
Philosophien zu fassen ist. D.h. auch andere, hier nicht gemessene Indikatoren 
sollten sich in Richtung einer stärkeren Standardisierung bewegt haben.
Dass eine schulrechtliche Typologie mehr misst als die Summe ihrer Einzelindika-
toren, lässt sich einzig an dieser Stelle illustrieren. Auf der einen Seite sehen wir die 
Entwicklung unserer Typologie hin zu einer stärkeren Standardisierung. Auf der 
anderen Seite wissen wir, dass es andere schulrechtliche Veränderungen gab, die 
sich ebenfalls auf der theoretischen Dimension Standardisierung und Destandar-
disierung bewegen (z.B. Schulinspektionen und Vergleichsarbeiten). Ob dies im 
Hinblick auf die vergangenen Jahrzehnte oder den Bereich der Struktur ebenfalls 
zutrifft können wir nicht nachweisen, weil es auf den ersten Blick keine Indikatoren 
gibt, die diese theoretische Dimension (modernisiert vs. traditionell) berühren.

5.1.3 Zusammenhang der Typen miteinander

Im Folgenden stellen wir dar, wie die einzelnen schulrechtlichen Typen der 
Struktur und der verschiedenen Übergangspunkte in der Dimension Kontrolle 
von Inhalten (Abschnitte 5.2.1 bis 5.2.2.7.) miteinander zusammenhängen. Wir 
haben dafür mehrere Korrelationen der jeweiligen Rohwerte aus Tabelle A 5 bis 
Tabelle A 11 berechnet. Einfache Korrelationen mögen an dieser Stelle nicht die 
beste statistische Methode sein, um zu zeigen, wie die einzelnen Werte miteinan-
der zusammenhängen, da die Bundesländer zu jedem Jahr mit einem bestimmten 
Messwert eingehen. Eigentlich würde diese Datenstruktur andere Modelspezi  -
kationen erfordern, wie z.B. Lineare Regression mit  xen Effekten für die Bun-
desländer, Panel-corrected standard errors mit Bundesländern und Jahren auf den 
höheren Ebenen oder Two-way crossed random multi-level Modelle mit Bun-
desländern und Jahren auf den höheren Ebenen. Die Verwendung dieser Me-
thoden halten wir jedoch nicht für zielführend, weil die folgende Darstellung 
nur schematischer Natur sein soll. Wir wollen an dieser Stelle nur betrachten, 
wie die einzelnen schulpolitischen Regelungen miteinander zusammenhängen. 
Uns ist bewusst, dass wir die jeweiligen Korrelationskoef  zienten aufgrund der 
Datenstruktur eher überschätzen. Deshalb wollen wir im Folgenden nur auf Kor-
relationen von größer als r=0,4 eingehen. Wir haben die Korrelationen dabei für 
drei unterschiedliche Zeitpunkte berechnet. Erstens für den gesamten Zeitraum, 
zweitens vor 1991, also bevor die ostdeutschen Bundesländer in die Betrachtung 
ein  ießen, und drittens ab 1991 (Tabelle 49).
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Es zeigt sich für den ersten Zeitraum von 1949/50 bis 2009/10, dass die Struktur 
des Schulsystems besonders stark mit den Übergangsregelungen nach der Grund-
schule zusammenhängt und mit dem Schuljahr. Dabei weist die Korrelation für 
den Grundschulübergang darauf hin, dass in modernisierten Schulsystemen de-
standardisiertere Übergänge zu beobachten sind. Der Befund, dass die Strukturen 
der Schulsysteme im Zeitverlauf modernisierter geworden sind, zeigt sich auch 
hier wieder. Die Korrelationen zwischen der Struktur und den anderen Indika-
toren sind weit weniger bedeutsam. Des Weiteren zeigt sich, dass sich eine hohe 
Standardisierung beim Grundschulübergang auch beim Übergang mit Realschul-
abschluss und bei der Abiturstandardisierung beobachten lässt, wie auch zwischen 
diesen beiden Typen untereinander. Die Zusammenhänge mit den Regelungen 
in der Sekundarstufe I (Übergang nach Klasse 6 und Übergang nach Klasse 7 
bis 9) sind weit weniger bedeutsam. Diese hängen wiederum untereinander stark 
zusammen.
Dass die Gesamtstandardisierung mit den einzelnen Übergangspunkten zusam-
menhängt, war so zu erwarten, da diese, neben einigen anderen Merkmalen, 
jeweils die Grundlage der Gesamtstandardisierung abbilden. Bezüglich der Ge-
samtstandardisierung zeigt sich aber, dass diese nur wenig mit der Schulstruktur 
zusammenhängt und auch kein bedeutsamer Zusammenhang mit dem Jahr, also 
im Zeitverlauf zu beobachten ist. Ebenfalls kein bedeutsamer Zusammenhang mit 
dem Jahr lässt sich für die einzelnen Übergangspunkte beobachten.
Diese Befunde sind nahezu deckungsgleich mit den Korrelationen von 1949/50 
bis 1991/92. Hier zeigt sich jedoch, dass mit der zunehmenden Modernisierung 
der Schulstruktur nicht nur der Grundschulübergang weniger standardisiert wird, 
sondern auch der Übergang mit Realschulabschluss, die Abiturstandardisierung 
und damit auch die Gesamtstandardisierung.
Ab 1991/92 verändern sich diese Zusammenhänge. Bei der Schulstruktur besteht 
nur noch ein bedeutsamer Zusammenhang mit dem Grundschulübergang, der 
mit steigender Modernisierung destandardisierter wird. Auch der Zusammen-
hang zwischen Struktur und Jahr ist nur noch sehr schwach. Auf der anderen 
Seite geht mit einer stärkeren Standardisierung des Grundschulübergangs auch 
eine höhere Standardisierung der anderen Übergangspunkte einher. Weiterhin 
ist eine bedeutsame Korrelation für die beiden Übergangspunkte innerhalb der 
Sekundarstufe I zu beobachten, sowie zwischen Abiturstandardisierung auf der 
einen Seite und der Standardisierung der Übergänge nach den Klassen 7 bis 9 und 
mit Realschulabschluss auf der anderen Seite. Mit dem Jahr hängt nur noch die 
Abiturstandardisierung zusammen. Dies war bis 1991/92 sogar in der umgekehr-
ten Richtung zu beobachten.
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zweitens vor 1991, also bevor die ostdeutschen Bundesländer in die Betrachtung 
ein  ießen, und drittens ab 1991 (Tabelle 49).
Es zeigt sich für den ersten Zeitraum von 1949/50 bis 2009/10, dass die Struktur 
des Schulsystems besonders stark mit den Übergangsregelungen nach der Grund-
schule zusammenhängt und mit dem Schuljahr. Dabei weist die Korrelation für 
den Grundschulübergang darauf hin, dass in modernisierten Schulsystemen de-
standardisiertere Übergänge zu beobachten sind. Der Befund, dass die Strukturen 
der Schulsysteme im Zeitverlauf modernisierter geworden sind, zeigt sich auch 
hier wieder. Die Korrelationen zwischen der Struktur und den anderen Indika-
toren sind weit weniger bedeutsam. Des Weiteren zeigt sich, dass sich eine hohe 
Standardisierung beim Grundschulübergang auch beim Übergang mit Realschul-
abschluss und bei der Abiturstandardisierung beobachten lässt, wie auch zwischen 
diesen beiden Typen untereinander. Die Zusammenhänge mit den Regelungen 
in der Sekundarstufe I (Übergang nach Klasse 6 und Übergang nach Klasse 7 
bis 9) sind weit weniger bedeutsam. Diese hängen wiederum untereinander stark 
zusammen.
Dass die Gesamtstandardisierung mit den einzelnen Übergangspunkten zusam-
menhängt, war so zu erwarten, da diese, neben einigen anderen Merkmalen, 
jeweils die Grundlage der Gesamtstandardisierung abbilden. Bezüglich der Ge-
samtstandardisierung zeigt sich aber, dass diese nur wenig mit der Schulstruktur 
zusammenhängt und auch kein bedeutsamer Zusammenhang mit dem Jahr, also 
im Zeitverlauf zu beobachten ist. Ebenfalls kein bedeutsamer Zusammenhang mit 
dem Jahr lässt sich für die einzelnen Übergangspunkte beobachten.
Diese Befunde sind nahezu deckungsgleich mit den Korrelationen von 1949/50 
bis 1991/92. Hier zeigt sich jedoch, dass mit der zunehmenden Modernisierung 
der Schulstruktur nicht nur der Grundschulübergang weniger standardisiert wird, 
sondern auch der Übergang mit Realschulabschluss, die Abiturstandardisierung 
und damit auch die Gesamtstandardisierung.
Ab 1991/92 verändern sich diese Zusammenhänge. Bei der Schulstruktur besteht 
nur noch ein bedeutsamer Zusammenhang mit dem Grundschulübergang, der 
mit steigender Modernisierung destandardisierter wird. Auch der Zusammen-
hang zwischen Struktur und Jahr ist nur noch sehr schwach. Auf der anderen 
Seite geht mit einer stärkeren Standardisierung des Grundschulübergangs auch 
eine höhere Standardisierung der anderen Übergangspunkte einher. Weiterhin 
ist eine bedeutsame Korrelation für die beiden Übergangspunkte innerhalb der 
Sekundarstufe I zu beobachten, sowie zwischen Abiturstandardisierung auf der 
einen Seite und der Standardisierung der Übergänge nach den Klassen 7 bis 9 und 
mit Realschulabschluss auf der anderen Seite. Mit dem Jahr hängt nur noch die 
Abiturstandardisierung zusammen. Dies war bis 1991/92 sogar in der umgekehr-
ten Richtung zu beobachten.
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Tab. 49: Korrelationen der Summenscores der einzelnen Typen untereinander 
(siehe Tab. A 5 bis Tab. A 11)

1949/50 bis 2009/10

 Struk-
tur

Über-
gang Kl. 6 Kl. 7–9 mit RSA Abitur Jahr

 Kontrolle
Ges.

Struktur 1

Übergang nach Kl. 4  -0,45* 1

Übergang nach Kl. 6 -0,06 -0,07* 1

Übergang nach Kl. 7–9  -0,17*  0,34* 0,58* 1

Übergang mit RSA  -0,26*  0,41* 0,06 0,18* 1

Abiturstandardisierung  -0,30*  0,45* 0,02 0,41* 0,41* 1

Jahr  0,74* -0,20* 0,08* 0,10* 0,06 0,01 1

Kontrolle Inhalte gesamt  -0,29*  0,65* 0,40* 0,84* 0,51* 0,74* 0,11* 1

vor 1991/92

 Struk-
tur

Über-
gang Kl. 6 Kl. 7–9 mit RSA Abitur Jahr

 Kontrolle
Ges.

Struktur 1

Übergang nach Kl. 4 -0,50* 1

Übergang nach Kl. 6 -0,28*  0,13* 1

Übergang nach Kl. 7–9 -0,30*  0,33* 0,65* 1

Übergang mit RSA -0,46*  0,44* 0,36* 0,39* 1

Abiturstandardisierung -0,50*  0,41* 0,21* 0,39*  0,37* 1

Jahr  0,73* -0,34* 0,03 0,03 -0,15* -0,33* 1

Kontrolle Inhalte gesamt -0,50*  0,62* 0,70* 0,85*  0,59*  0,63* -0,14* 1

1991/92 bis 2009/10

 Struk-
tur

Über-
gang Kl. 6 Kl. 7–9 mit RSA Abitur Jahr

 Kontrolle
Ges.

Struktur 1

Übergang nach Kl. 4 -0,44* 1

Übergang nach Kl. 6  0,21* -0,30* 1

Übergang nach Kl. 7–9 -0,20*  0,42*  0,42* 1

Übergang mit RSA -0,23*  0,41* -0,35* -0,12* 1

Abiturstandardisierung -0,27*  0,50* -0,27*  0,50*  0,43* 1

Jahr  0,12*  0,14* 0,03  0,18*  0,10*  0,40* 1

Kontrolle Inhalte gesamt -0,32*  0,73* -0,02  0,83*  0,41*  0,83* 0,29* 1

Anmerkungen: * p<0.01, dunkel hervorgehoben sind statistisch bedeutsame Korrelationen von r>0.4; RSA = Real-
schulabschluss.
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Übergang nach Kl. 7–9 -0,20*  0,42*  0,42* 1

Übergang mit RSA -0,23*  0,41* -0,35* -0,12* 1

Abiturstandardisierung -0,27*  0,50* -0,27*  0,50*  0,43* 1

Jahr  0,12*  0,14* 0,03  0,18*  0,10*  0,40* 1

Kontrolle Inhalte gesamt -0,32*  0,73* -0,02  0,83*  0,41*  0,83* 0,29* 1

Anmerkungen: * p<0.01, dunkel hervorgehoben sind statistisch bedeutsame Korrelationen von r>0.4; RSA = Real-
schulabschluss.
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Zusätzlich zu den eben gezeigten Korrelationsberechnungen haben wir in Abbil-
dung 26 bis Abbildung 28 gra  sch dargestellt, wie in den Schuljahren 1965/66, 
1993/94 und 2009/10 die Typologien auf Strukturebene und Kontrolle von In-
halten zusammenhängen. Diese Abbildungen verdeutlichen aus unserer Sicht noch 
einmal anschaulicher die Entwicklung der Schulpolitik auf den beiden Ebenen. Das 
Jahr 1965 haben wir gewählt, weil hier alle westdeutschen Bundesländer Typen 
zuzuordnen sind. 1993 haben wir ausgesucht, weil hier die ostdeutschen Bundes-
länder vorhanden sind und die ersten grundlegenden Entscheidungen zum Schul-
system getroffen worden sind. In den Abbildungen haben wir die Einteilung nach 
vier Quadranten vorgenommen. Im ersten Quadranten  nden sich die traditionell-
standardisierten Bundesländer. Im zweiten Quadranten enthalten sind die moder-
nisiert-standardisierten, im dritten Quadranten die traditionell-destandardisierten 
und im vierten Quadranten die modernisiert-destandardisierten Bundesländer.
Im Schuljahr 1965/66 zeigt sich im Bundesländervergleich noch eine Zweitei-
lung. Zu den traditionell-standardisierten Bundesländern zählen das Saarland, 
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Hamburg. Zu den traditionell-destandardisierten Bundesländern 
gehören Schleswig-Holstein, Bremen, Berlin und Hessen. Kein Bundesland ist 
strukturell als modernisiert zu kennzeichnen.

Anmerkung: Wert für Kontrolle von Inhalten für das Saarland aus dem Schuljahr 1975/76, da für das Schuljahr 
1965/66 noch kein valider Wert gebildet werden konnte.

 Abb. 26: Zusammenhang zwischen den Typologien Struktur und Kontrolle von Inhalten für das 
Schuljahr 1965/66
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Nach der Wiedervereinigung sind deutliche Verschiebungen erkennbar (Abbil-
dung 27). Hamburg und das Saarland wechseln vom traditionell-standardisierten 
zum modernisiert-standardisierten Quadranten. In diesem sind auch Thüringen 
und Sachsen-Anhalt verortet. Vom Quadranten traditionell-destandardisiert zum 
Quadranten modernisiert-destandardisiert bewegen sich Berlin, Bremen, Hessen 
und Schleswig-Holstein. Die stärkste Veränderung ist für Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen festzustellen, die von traditionell-standardisiert zu moderni-
siert-destandardisiert wechseln. Zur Gruppe der modernisiert-destandardisierten 
Typen gehören auch Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg. Kein Qua-
drantenwechsel ist bis 1993/94 für Bayern, Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz zu beobachten. Diese sind nach wie vor dem traditionell-standardisierten 
Quadranten zuzuordnen. Zu dieser Gruppe gehört auch Sachsen. Zur Gruppe 
traditionell-destandardisiert gehört 1993/94 kein Bundesland mehr.

Abb. 27: Zusammenhang zwischen den Typologien Struktur und Kontrolle von Inhalten für das 
Schuljahr 1993/94

Zum Ende unserer Untersuchungsperiode gibt es eine starke Bewegung hin zum 
modernisiert-standardisierten Quadranten. Sowohl Rheinland-Pfalz vom Quad-
ranten traditionell-standardisiert kommend, als auch Brandenburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern, die vom Quadranten mo-
dernisiert-destandardisiert wechseln zum modernisiert-standardisierten Quadranten.
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Im Quadranten traditionell-standardisiert verbleiben Sachsen, Baden-Württem-
berg und Bayern, im Quadranten modernisiert-destandardisiert Hessen, Berlin, 
Bremen und Schleswig-Holstein. Aber auch bei diesen vier Ländern geht die Ten-
denz in Richtung einer stärkeren Standardisierung.

Abb. 28: Zusammenhang zwischen den Typologien Struktur und Kontrolle von Inhalten für das 
Schuljahr 2009/10

Insgesamt lässt sich anschließend an Laska (1979) eine Entwicklung in Richtung 
modernisierter Strukturen beobachten. Während die Entwicklung in den Struk-
turen relativ geradlinig in eine Richtung verläuft, ist dies für die Standardisierung 
nicht zu beobachten. Vor allem bis Anfang der 1990er Jahre hat es in vielen Bun-
desländern eher Destandardisierungstendenzen gegeben. Ob die starke Standar-
disierung nach 2000 auf den (externen) PISA-Schock zurückzuführen ist oder die 
Entwicklung in Richtung einer stärkeren Standardisierung auch unabhängig von 
PISA passiert wäre ist eine offene Forschungsfrage.
Schließlich wollen wir in diesem Abschnitt unsere Einordnung der Bundesländer 
entlang von Typen mit von Belows Typologisierung vergleichen. Sie ordnete für 
das Jahr 1997 die Schulstrukturen der Bundesländer von traditionell bis refor-
miert ein. Unsere Typen basieren zum Teil auch auf Indikatoren von Belows. 
Beim Vergleich der Typologie von Belows mit unseren Rohdaten für das Jahr 
1997 (Tabelle A 5 im Anhang) kommen wir auch zu dem Ergebnis, dass Baden-
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Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz die traditionellsten Werte aufweisen. 
Für die beiden anderen Bundesländer, die sie ebenfalls zu den traditionellen Schul-
systemen zählte – Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein – können 
wir dies jedoch nicht feststellen. Beide Bundesländer haben höhere Werte als 
Thüringen und Sachsen, die von Below zu den reformierten Typen zählte. Hier 
zeigt sich also, dass sich durch die Verwendung etwas anderer Indikatoren auch 
andere Typen herauskristallisieren. Zudem zeigt sich, dass sich die Typologie der 
Bundesländer deutlich anders darstellen würde, wenn die Erhebungszeitpunkte 
nur minimal variiert werden. So unterscheiden sich die Werte für Sachsen-Anhalt 
zwischen 1996 und 1999, für das Saarland zwischen 1996 und 2002, in Bay-
ern zwischen 2003 und 2008 und in Brandenburg zwischen 2004 und 2007 um 
2 Punkte, in Mecklenburg-Vorpommern zwischen 2004 und 2007 sogar um 3 
Punkte (siehe Tabelle A 5 im Anhang). Je nachdem welcher Zeitpunkt betrachtet 
wird, ergeben sich so leicht andere Zuordnungen der Typen. Dies ist bei einer 
Zuordnung in zwei Kategorien wie etwa bei von Below besonders folgenschwer. 
Dies weist zudem darauf hin, dass die von uns vorgenommene Typologie eben-
falls nicht unbedingt für Analysen nach unserem Untersuchungszeitraum genutzt 
werden sollte.
Das gezeigte Bild der Veränderung der Bundesländer in dem Merkmalsraum 
standardisierte vs. destandardisierte Kontrolle von Inhalten und traditionelle vs. 
modernisierte Strukturen vermittelt das Bild, dass es im allgemeinen zu relativ 
starken Veränderungen des Schulsystems gekommen ist. Außer Bayern, Baden-
Württemberg und Sachsen haben alle anderen Bundesländer ihre Position in der 
oben gezeigten Matrix relativ stark verändert. Dies liegt auch daran, dass wir die 
schulrechtlichen Typen danach gebildet haben, welche Werte wir in den Bun-
desländern vorgefunden haben. Würden die Bundesländer jedoch in einem in-
ternationalen Maßstab betrachtet werden, würde sich die Verteilung deutlich 
anders darstellen. Schulsysteme, die die Schüler erst nach acht oder zehn Klas-
sen aufteilen, würden sich in dem von uns gezeigten Merkmalsraum überhaupt 
nicht wieder  nden. Sie wären auf der Strukturebene weit rechts vom gezeigten 
Merkmalsraum platziert. In einem internationalen Kontext würde sich eine weit 
geringere Dynamik für die Bundesländer im Hinblick auf die strukturellen Ver-
änderungen zeigen. Ähnliches gilt auch für den Grad der Standardisierung der 
Kontrolle von Inhalten. So existieren standardisierte Tests wie beispielsweise der 
Scholastic Assessment Test (SAT) oder das American College Testing Program 
(ACT), über die in den USA in allen Staaten die Studierfähigkeit standardisiert 
getestet wird, in keinem Bundesland. Diese Art der Testung ist im internationalen 
Maßstab als ein sehr standardisiertes Merkmal zu kennzeichnen, das in den USA 
an ein regional sehr destandardisiertes Schulsystem anschließt, mit je nach Bun-
desstaat unterschiedlichen Bildungsstandards (Liu 2006). Gleiches gilt für andere 
auf standardisierten Messverfahren basierenden Leistungsstandfeststellungen in 
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anderen Ländern, über die Zerti  kate vergeben werden. Auch solche Merkmale 
würden sich außerhalb des hier gezeichneten Merkmalsraums für die Bundes-
länder be  nden und die Entwicklung der Bundesländer in den einzelnen Typen 
unter Umständen weniger dynamisch erscheinen lassen.
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6 Theoretische Einordnung und entstehende Fragen

Warum und wie verändern sich schulrechtliche Regelungen und damit einher-
gehende Schulpolitiken? Zu Stabilität und Wandel von Schulpolitik gibt es ver-
schiedene theoretische Ansätze. Wir können in diesem Kapitel nicht abschließend 
bewerten, welchen Erklärungsbeitrag die verschiedenen Theorien für Wandel 
und Stabilität der Schulpolitik in den einzelnen Bundesländern haben. Hierfür 
bedarf es weitergehender empirischer Untersuchungen. Allerdings halten wir es 
für wichtig die gezeigten Befunde theoretisch einzuordnen. Was würden verschie-
dene Theorien und theoretische Ansätze im Hinblick auf die schulrechtlichen 
Veränderungen aussagen? Wo sehen wir Bestätigungen, wo ergeben sich Fragen, 
die weitergehende Forschung aufnehmen sollte? Dabei konzentrieren wir uns im 
Folgenden auf Perspektiven der Kon  ikttheorie, des soziologischen Neoinstituti-
onalismus und des historischen Institutionalismus wie auch der Parteiendifferenz-
theorie, wohl wissend, dass auch weitere theoretische Perspektiven herangezogen 
werden können (z.B. lerntheoretische oder diskursanalytische Ansätze).

6.1 Kon  ikttheoretische Überlegungen

Auf der einen Seite haben wir Kon  ikttheorien, die von der Annahme ausgehen, 
dass die herrschenden Klassen ihre Macht in der Moderne über das Bildungs-
system vererben, die sie in der Vormoderne über die Standesordnung sicherten 
(Allmendinger et al. 2009; Bourdieu et al. 1981; Bourdieu und Passeron 1971). 
Dass dieser Sachverhalt die Schulpolitik einiger deutscher Bundesländer in der 
Vergangenheit geprägt hat, wurde in den 1950er Jahren noch offen kommuni-
ziert: „Darüber daß die Entstehung eines „akademischen Proletariats“ in Deutsch-
land verhindert werden muß, besteht allenthalben Einigkeit. […] Die Prüfen-
den haben aber die P  icht, sich nach besten Kräften zu bemühen, nach einem 
wenn auch strengen, so doch vor allem gerechten Maßstab zu urteilen (wobei die 
Voraussetzung der verschiedenen Art – soziale Lage, Milieu, Wohnverhältnisse 
usw. – die bei den Schülern gegeben sind, selbstverständlich berücksichtigt wer-
den müssen).“ (Metzger 1952: 30ff.). Aus Perspektive der Kon  ikttheorie soll-
te die Schulpolitik beim Zugang zu höherer Bildung von einer hohen Stabilität 
gekennzeichnet sein. Insgesamt sollten schulrechtliche Regelungen, die das Ziel 
haben soziale Ungleichheiten zu verringern, Reaktanzen der höheren Schichten 
auslösen. Dass dies auch heute noch geschieht, haben wir in der Diskussion um 
die Verlängerung der Grundschulzeit in Hamburg (2010) eindrucksvoll gesehen. 
Wie ist dann aber die relativ lautlose Reform hin zu einer verlängerten gemeinsa-

6 Theoretische Einordnung und entstehende Fragen

Warum und wie verändern sich schulrechtliche Regelungen und damit einher-
gehende Schulpolitiken? Zu Stabilität und Wandel von Schulpolitik gibt es ver-
schiedene theoretische Ansätze. Wir können in diesem Kapitel nicht abschließend 
bewerten, welchen Erklärungsbeitrag die verschiedenen Theorien für Wandel 
und Stabilität der Schulpolitik in den einzelnen Bundesländern haben. Hierfür 
bedarf es weitergehender empirischer Untersuchungen. Allerdings halten wir es 
für wichtig die gezeigten Befunde theoretisch einzuordnen. Was würden verschie-
dene Theorien und theoretische Ansätze im Hinblick auf die schulrechtlichen 
Veränderungen aussagen? Wo sehen wir Bestätigungen, wo ergeben sich Fragen, 
die weitergehende Forschung aufnehmen sollte? Dabei konzentrieren wir uns im 
Folgenden auf Perspektiven der Kon  ikttheorie, des soziologischen Neoinstituti-
onalismus und des historischen Institutionalismus wie auch der Parteiendifferenz-
theorie, wohl wissend, dass auch weitere theoretische Perspektiven herangezogen 
werden können (z.B. lerntheoretische oder diskursanalytische Ansätze).

6.1 Kon  ikttheoretische Überlegungen

Auf der einen Seite haben wir Kon  ikttheorien, die von der Annahme ausgehen, 
dass die herrschenden Klassen ihre Macht in der Moderne über das Bildungs-
system vererben, die sie in der Vormoderne über die Standesordnung sicherten 
(Allmendinger et al. 2009; Bourdieu et al. 1981; Bourdieu und Passeron 1971). 
Dass dieser Sachverhalt die Schulpolitik einiger deutscher Bundesländer in der 
Vergangenheit geprägt hat, wurde in den 1950er Jahren noch offen kommuni-
ziert: „Darüber daß die Entstehung eines „akademischen Proletariats“ in Deutsch-
land verhindert werden muß, besteht allenthalben Einigkeit. […] Die Prüfen-
den haben aber die P  icht, sich nach besten Kräften zu bemühen, nach einem 
wenn auch strengen, so doch vor allem gerechten Maßstab zu urteilen (wobei die 
Voraussetzung der verschiedenen Art – soziale Lage, Milieu, Wohnverhältnisse 
usw. – die bei den Schülern gegeben sind, selbstverständlich berücksichtigt wer-
den müssen).“ (Metzger 1952: 30ff.). Aus Perspektive der Kon  ikttheorie soll-
te die Schulpolitik beim Zugang zu höherer Bildung von einer hohen Stabilität 
gekennzeichnet sein. Insgesamt sollten schulrechtliche Regelungen, die das Ziel 
haben soziale Ungleichheiten zu verringern, Reaktanzen der höheren Schichten 
auslösen. Dass dies auch heute noch geschieht, haben wir in der Diskussion um 
die Verlängerung der Grundschulzeit in Hamburg (2010) eindrucksvoll gesehen. 
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men Schulzeit (über die schulartenunabhängige Orientierungsstufe) in Mecklen-
burg-Vorpommern wenige Jahre zuvor zu erklären? Reicht es aus, diese Reform 
mit pfadabhängigen Entwicklungen zu begründen und davon auszugehen, dass 
eine solche Reform in Ostdeutschland einfacher umzusetzen ist, da die gemein-
same Lernzeit hier über viele Jahrzehnte hinweg länger war als in Westdeutsch-
land? Warum sehen wir dann derartige Reformbestrebungen nicht in Sachsen 
und Thüringen? Nur weil hier seit über 20 Jahren die CDU regiert und Parteien 
nach der Parteidifferenztheorie (siehe Abschnitt 6.4) einen Unterschied machen?
Aus der Kon  ikttheorie ergeben sich aus unserer Sicht zwei weitere Annahmen 
zur Reform von Schulpolitik. Die herrschenden Klassen lassen Schulreformen, 
die auf die Verringerung sozialer Ungleichheit abzielen, nur dann zu, wenn sie 
eine gesetzlich verankerte Hintertür für ihre Statusreproduktion gewährt bekom-
men. So ist vielleicht zu erklären, warum die sechsjährige Grundschule in Ber-
lin nie wirklich in Frage gestellt wurde. Durch die Möglichkeit bereits auf die 
grundständigen Gymnasien zu wechseln, hatten Eltern höherer Schichten immer 
die Möglichkeit ihre Kinder der längeren gemeinsamen Beschulung zu entziehen. 
Auch die sechsjährigen Grundschulen in Hamburg und Bremen boten ab Mitte 
bzw. Ende der 1950er Jahre die Möglichkeit bereits ab Klasse 4 auf das Gym-
nasium zu wechseln. Wenn den höheren Schichten eine Ausweichmöglichkeit 
gegeben wird, fällt es ihnen anscheinend leichter, sich mit bestimmten schulrecht-
lichen Regelungen zu arrangieren. Es ist müßig zu spekulieren, ob es in Hamburg 
zu keinem „Schulkrieg“ gekommen wäre, wenn man dem Berliner Modell der 
grundständigen Gymnasien gefolgt wäre. Aus Perspektive der Kon  ikttheorie 
liegt diese Annahme aber nahe.
Daran anschließend ist auch die Expansion des Privatschulsektors zu erklären. 
Die Annahme liegt nahe, dass gerade Eltern aus höheren Schichten häu  ger Pri-
vatschulen anwählten, je stärker der Zugang zur höheren Bildung auch für untere 
Schichten ermöglicht wurde. Allerdings sehen wir zwischen den 1950er und Mit-
te der 1970er Jahre einen deutlichen Rückgang des Privatschulsektors im Gym-
nasialbereich (Abschnitt 4.1.13), genau in der Zeit, in der eine verstärkte struk-
turelle Reformtätigkeit zu beobachten ist (Abschnitt 4.1.14). Und wie ist es aus 
dieser Perspektive zu erklären, dass Schleswig-Holstein seinen ohnehin kleinen 
Privatschulsektor in den letzten 20 Jahren weiter verkleinerte, obwohl es dort ge-
rade in dieser Zeit zu massiven schulstrukturellen Veränderungen gekommen ist?
Aus Perspektive der Kon  ikttheorie ist hieran anschließend immer zu fragen, wie 
sich die Gegenreaktion höherer sozialer Schichten auf redistributive Schulrefor-
men gestaltet, „da nicht davon ausgegangen werden kann, dass sie [diese] einfach 
„hinnehmen“ werden“ (Solga und Becker 2012).
Eine weitere Hypothese, die sich aus der Kon  ikttheorie ableiten lässt, ist jene, 
dass die herrschenden Klassen erst dann Reformen zulassen, wenn die soziale 
Strukturierungsfunktion eines Bildungsgangs ohnehin an Bedeutung verloren 
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hat. Das heißt, erst wenn der gymnasialen Bildung bzw. dem Abitur nicht mehr 
die gesellschaftliche Selektionsfunktion zukommt wie in der Vergangenheit, sollte 
dies die Etablierung schulrechtlicher Regelungen, die eine höhere Chancengleich-
heit in der Schule befördern, ermöglichen. Dies wäre zum Beispiel dann gegeben, 
wenn entweder privaten gymnasialen Bildungseinrichtungen eine höhere gesell-
schaftliche Selektionsfunktion zukommt als in der Vergangenheit, oder die ge-
sellschaftliche Selektionsfunktion der tertiären Bildung zunimmt. Erst wenn sich 
die Selektionsfunktion des Gymnasiums bzw. der allgemeinen Hochschulreife ab-
schwächt, sind Reformen der gymnasialen Bildung möglich. Dabei zeigt sich, dass 
in den vergangenen Jahrzehnten die soziale Selektion beim Zugang zur Hoch-
schulzugangsberechtigung abgenommen hat. Dafür ist der Zugang zum Studium 
für die Personen mit Hochschulzugangsberechtigung sozial selektiver geworden. 
Im Ergebnis ist der Zugang zum Studium ebenso selektiv wie vor einigen Jahr-
zehnten (Lörz 2013; Lörz und Schindler 2011). Auch die Bologna-Reform mit 
der Etablierung von Bachelor- und Masterstudiengängen könnte zu einer Verstär-
kung der sozialen Selektion im Hochschulsystem geführt haben. Die bisherigen 
Befunde weisen darauf hin, dass die soziale Herkunft der Bachelorabsolventen 
über den Übergang in einen Master-Studiengang mitbestimmt. Vor allem Bache-
lorabsolventen, deren Eltern einen hohen beru  ichen Status bzw. einen akademi-
schen Bildungsabschluss haben, nehmen häu  ger einen Master-Studiengang auf 
(Auspurg und Hinz 2011; Lörz et al. 2015; Rehn et al. 2011).
Des Weiteren ist es für das Erreichen lukrativer Berufs- und Einkommenspositi-
onen nicht mehr ausreichend, ausschließlich einen Hochschulabschluss, ob nun 
Bachelor oder Master, zu erwerben. Es werden zunehmend andere Quali  katio-
nen erforderlich, die über den formalen Bildungsabschluss hinausgehen. Die un-
terschiedlich hohen Zugangschancen drücken sich somit nicht mehr nur vertikal 
im Hinblick auf Bildungsabschlüsse, sondern horizontal im Hinblick auf die Art 
der besuchten Bildungseinrichtung aus (Lörz 2013). Es kommt also über den 
Besuch der tertiären Bildung hinaus Aspekten wie der Reputation der Hochschule 
(Gerber und Cheung 2008), Förderung durch Stipendien, Durchführung von 
Praktika bei angesehenen Unternehmen oder Auslandsaufenthalten (Cammelli 
et al. 2008; Messer und Wolter 2007; Rodrigues 2013; Wiers-Jenssen 2011) eine 
höhere Bedeutung zu. Mithin jenen horizontalen Merkmalen, bei deren Zugang 
Kinder aus höheren Schichten eher zu  nden sind. Ob die Verschiebung der ge-
sellschaftlichen Sortierfunktion von den Gymnasien hin zu den Hochschulen 
oder anderer horizontaler Schichtungsmerkmale durch schulpolitische Reformen 
zustande kam, ist eine offene Forschungsfrage – aus Perspektive der Kon  iktthe-
orie vielleicht eine vielversprechende. Umgekehrt ist auch vorstellbar, dass die 
gestiegene Sortierfunktion tertiärer Bildung als direkte Folge schulrechtlicher Re-
formen zu verstehen ist.
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6.2 Soziologisch-neoinstitutionalistische Überlegungen nach 
Meyer und Ramirez

John Meyer und Franzisco Ramirez (2005) gehen davon aus, dass Reformen der 
Bildungssysteme weltweiten Entwicklungen folgen und durch internationale In-
stitutionen beein  usst werden (siehe auch Meyer et al. 1977; Meyer et al. 1992; 
Schofer und Meyer 2005). Als treibende Kräfte von Bildungsreformen werden 
dabei globale Entwicklungen unter anderem im Hinblick auf Demokratisierung, 
Etablierung der Menschenrechte und Verwissenschaftlichung (Schofer und Mey-
er 2005) identi  ziert. Die weltweite Vernetzung führt dazu, dass dominante Bil-
dungsmodelle in allen Ländern der Welt umgesetzt werden – sowohl im Hinblick 
auf die grundlegende Struktur des Bildungssystems und der Organisation von 
Schulen als auch bei Unterrichtsinhalten. Am Ende der Entwicklung steht eine 
weltweite Angleichung von Bildung bzw. von Bildungssystemen. Diese Überle-
gungen sind insoweit mit denen Laskas (1979) vereinbar, als auch er davon aus-
geht, dass sich alle Bildungssysteme evolutionär verändern und schließlich auf ein 
dominantes Modell zulaufen. Anders als Laska argumentiert der Neoinstitutiona-
lismus nach Meyer und Ramirez nicht funktionalistisch. Sie stellen eher heraus, 
dass es auf internationaler Ebene zur Neude  nition dominanter Bildungssysteme 
bzw. bildungspolitischer Leitbilder kommen kann, an denen sich andere Länder 
orientieren. So wurde vor dem ersten Weltkrieg in vielen Ländern versucht, das 
deutsche Modell nachzuahmen. Nach dem zweiten Weltkrieg gab es in einigen 
Ländern Europas Bestrebungen, das amerikanische Modell des Gesamtschulsys-
tems zu kopieren. In den siebziger und achtziger Jahren strömten hingegen viele 
amerikanische Bildungspolitiker nach Japan (Meyer und Ramirez 2005), ebenso 
wie nach der ersten PISA-Studie nach Finnland, das zum „Wallfahrtsort“ von 
Bildungspolitikern wurde. Seit dem zweiten Weltkrieg werden jedoch eher in-
ternationale Organisationen wie die UNESCO oder in jüngerer Zeit die OECD 
als treibende Kräfte eines Weltbildungssystems gesehen. Dabei wird zudem da-
von ausgegangen, dass sich die globalen Bildungsmodelle umso stärker in einem 
Land verbreiten, je stärker es mit der restlichen Welt vernetzt ist, mit der Ein-
schränkung, dass aber gerade die alten europäischen Zentren langsamer diesem 
Weltmodell folgen. Auch wenn Deutschland hier nicht explizit benannt wird, ist 
Deutschland diesen Zentren zuzuordnen.
Wie hoch ist die Reichweite des Neoinstitutionalismus für die gezeigte Entwick-
lung in den Bundesländern? Was am Neoinstitutionalismus nach Meyer und Ra-
mirez hervorsticht, ist die Tatsache, dass sie in Teilen klar benennen, welche Ent-
wicklungen sie im Schulsystem erwarten bzw. voraussagen. Wir gehen an dieser 
Stelle nur auf jene Punkte ein, zu denen wir auch Aussagen in unserer Indikatorik 
getroffen haben. Hierzu gehört auf struktureller Ebene erstens die stillschweigende 
Bevorzugung des UNESCO-Modells aus sechs/drei/drei, d.h. sechs Jahre Primar-
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bereich, 3 Jahre Mittelstufe, drei Jahre Oberstufe. Zweitens sind beginnend mit 
der UN-Deklaration der Menschenrechte 1948 Bildungsprogramme, die of  ziell 
und formal Schichtungskriterien bei der Zulassung berücksichtigen, im Rückzug 
begriffen. Formen der Differenzierung, die auf zugeschriebenen Statusmerkmalen 
wie Ethnizität, Klasse und Geschlecht beruhen, werden zunehmend stigmatisiert. 
Drittens ist im Allgemeinen eine höhere Standardisierung von Strukturen und 
Inhalten von Bildung zu erwarten (Meyer und Ramirez 2005), wobei dies nicht 
unbedingt auf unseren Standardisierungsbegriff im Hinblick auf die Kontrolle 
von Inhalten abzielt.
Lassen sich nun diese Annahmen über die Entstehung eines Weltbildungssys-
tems auf die Reformtätigkeit in den deutschen Bundesländern übertragen? Die 
erste Annahme, dass sich die Schulstruktur einem Schulsystem mit mindestens 
sechsjähriger Primarstufe annähert, ist für Deutschland nicht zu beobachten. Die 
sechsjährige Grundschule in Berlin entstand bereits in den frühen 1950er Jah-
ren, die in Brandenburg war als Vorgriff auf einen möglichen Länderzusammen-
schluss mit Berlin zu verstehen. Die Abschaffung der sechsjährigen Grundschule 
in Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein in den 1950er Jahren ging gerade 
den umgekehrten Weg. Einzig mit der Etablierung der schulartenunabhängigen 
Orientierungsstufe in Niedersachsen und Bremen und teilweise in Hessen wurde 
in Westdeutschland der Weg in Richtung des prognostizierten Modells gegangen. 
Warum wurde dieser Weg dann nicht auch in anderen Bundesländern beschrit-
ten? Und warum wurde diese Schulorganisationsform in allen drei genannten 
Bundesländern relativ lautlos bis Mitte der 2000er Jahre abgeschafft? Im Hinblick 
auf die Strukturfrage eines längeren gemeinsamen Lernens scheint die Parteidif-
ferenztheorie (siehe Abschnitt 6.4) in den deutschen Bundesländern deutlich zu-
treffender zu sein. Die sechsjährigen Grundschulen in Hamburg und Schleswig-
Holstein wurden durch CDU-geführte Koalitionen aufgelöst, die Bremer SPD 
folgte in den 1950er Jahren wegen einer drohenden Wahlniederlage. Die Orien-
tierungsstufen in Niedersachsen und Bremen als auch  ächendeckend in Hessen 
wurden ebenso unter SPD-Regierungen eingeführt wie später in Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpommern. Auch in Nordrhein-Westfalen wurde unter 
SPD-Führung versucht diese einzuführen. Das Vorhaben scheiterte jedoch an ei-
ner drohenden Volksabstimmung. Auf der anderen Seite sorgten CDU-geführte 
Regierungen in Niedersachsen, Hessen und Sachsen-Anhalt für die Abschaffung 
der Orientierungsstufe. In Bremen wurde diese Schulform während einer Gro-
ßen Koalition unter SPD-Führung gleichzeitig zu ihrer Beendigung in Nieder-
sachsen abgeschafft, da befürchtet wurde, dass Eltern in Bremen ihre Kinder auf 
Gymnasien in Niedersachsen anmelden, um der Orientierungsstufe zu entgehen. 
Insgesamt ist auf absehbare Zeit nicht von einer schulstrukturellen Veränderung 
auszugehen, wie sie der soziologische Neoinstitutionalismus voraussagt.
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Auch in Deutschland spielen of  ziell und formal Schichtungskriterien bei der Zu-
lassung zu Bildungsgängen keine Rolle. Auch Formen der Differenzierung, die auf 
zugeschriebenen Statusmerkmalen basieren, gibt es seit der Weimarer Republik in 
Deutschland nicht mehr. Die Abschaffung des Schulgelds am Gymnasium und 
die Abschaffung der Monoedukation von Mädchen und Jungen haben die letzten 
beiden Merkmale verdrängt, die dementsprechend differenzierten. Gleichzeitig 
ist die Förderung benachteiligter Gruppen wie Migranten oder sozial benach-
teiligten Kindern im Schulrecht verankert – wenngleich auch nicht vergleichbar 
zwischen den Bundesländern und in den seltensten Fällen an klare gesetzliche 
Fördermaßnahmen gebunden. Bei der Abschaffung der letzten of  ziellen Diffe-
renzierungsregelungen gab es jedoch auch zeitliche Unterschiede zwischen den 
Bundesländern. Während das Schulgeld an Gymnasien in Berlin, Hessen und 
Bremen bereits 1949 nicht mehr erhoben wurde, bestand es in Rheinland-Pfalz 
bis 1961/62 fort. Auch bei der Abschaffung der Monoedukation gab es massive 
zeitliche Unterschiede. Während die Koedukation beider Geschlechter in Bremen 
und Berlin bereits 1949 umgesetzt war, wurde die Koedukation im Saarland erst 
1973 und in Bayern 1974 gesetzlich verankert.
Auch wenn die formale Gleichheit verschiedener gesellschaftlicher Gruppen 
hergestellt ist – vielleicht mit Ausnahme des Rechtsstatus verschiedener Migran-
tengruppen (Söhn 2011) – so hat sich vor allem im Hinblick auf soziale Un-
gleichheiten wenig geändert. So wurde mit der ersten PISA Studie (Deutsches 
PISA-Konsortium 2001) ein Ergebnis aus den 1960er Jahren bestätigt (Husén 
1967): In kaum einem Land hängen Bildungserfolg und soziale Herkunft so stark 
zusammen wie in Deutschland. Gleichzeitig gab es auch bei den Zugangschancen 
zum Gymnasium keine soziale Öffnung (Schimpl-Neimanns 2000). Auch wenn 
es formal die gleichen Zugangschancen in den Bundesländern gibt, so sieht das in 
der Realität anders aus.
Im Hinblick auf eine höhere Standardisierung von Bildung können wir uns nur 
auf die von uns verwendeten Kriterien beziehen (Abschnitt 5.1.2). Hier zeigt 
sich, dass es in einigen Bundesländern zwischen Ende der 1970er und Anfang der 
1990er Jahre eher zu einer Destandardisierung denn zu einer Standardisierung 
gekommen ist. Erst Ende der 1990er bzw. Anfang der 2000er Jahre ist für alle 
Bundesländer eine stärkere Standardisierung zu beobachten. Mit dem Neoinstitu-
tionalismus wäre eine stärkere Destandardisierung im genannten Zeitraum nicht 
zu erwarten gewesen. Deutschlands schulrechtliche Regelungen veränderten sich 
in dieser Zeit eher entgegen eines Weltbildungssystems (z.B. längeres gemein-
sames Lernen, höhere Akademisierungsquoten, hohe Standardisierung, höhere 
Bildungsausgaben). Vielleicht signalisierte gerade der externe PISA-Schock der 
deutschen Schulpolitik, dass das Weltbildungssystem überlegen ist. Die Argu-
mentation bezüglich des PISA-Schocks und den darauf folgenden Veränderun-
gen des deutschen Bildungssystems wirft jedoch eine wichtige Frage auf. Warum 
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kam es erst mit der ersten PISA-Studie zum Schock? Hätte dieser Schock nicht 
eigentlich viel früher eintreten müssen? Im Jahr 1990/91 führte die International 
Association for the Evaluation of Educational Achievement (IEA) die sogenannte 
Reading Literacy Study durch. Von den Ländern, die später auch an PISA teilneh-
men sollten bzw. heute zur OECD gehören, belegten die westdeutschen Schüler 
sowohl bei den 9-jährigen als auch den 14-jährigen Schülern Platz 14 von 21 
im Länderranking bei den Lesekompetenzen. Die ostdeutschen Schüler, die bei 
den 9-Jährigen auf einem ähnlich schlechten Niveau abschnitten, belegten we-
nigstens bei den 14-jährigen Schülern den 10. Platz (Elley 1992). Nicht nur, 
dass die Schüler in Ost- und Westdeutschland in der Reading Literacy relativ 
schlecht abschnitten, zudem hatten westdeutsche Schüler bei den älteren, PISA-
ähnlichen Schülergruppen niedrigere Kompetenzen als die ostdeutschen Schüler. 
Das schlechte Abschneiden der deutschen Schüler zeigte sich auch bei der Third 
International Mathematics and Science Study (TIMSS) 1995. Die deutschen Schü-
ler belegten hier bei den Ländern, die 2014 zur OECD gehörten, bei den 14-Jäh-
rigen Platz 18 von 27 und bei den 18-Jährigen sogar nur Platz 13 von 17 (IEA 
2014). Aus diesem Blickwinkel waren die Ergebnisse der PISA-Studie 2000 nichts 
Neues, sondern eine altbekannte Diagnose zur Leistungsfähigkeit des deutschen 
Schulsystems.
Wir bezweifeln nicht, dass der PISA-Schock zu Reaktionen in der deutschen 
Schulpolitik geführt hat. Die Orientierung der Bildungssysteme auf Berichte und 
Forderungen internationaler Organisationen wie der OECD stehen auch mit den 
Überlegungen von Meyer und Ramirez in Einklang. Warum gab es dann aber 
keine Reaktion auf die Reading Literacy Study oder TIMSS 1995? Gerade die 
jahrzehntelange Stabilität der drei- bzw. viergliedrigen Schulsysteme in den west-
deutschen Bundesländern vermag als eine weitere Variante neoinstitutionalisti-
scher Ansätze der historische Institutionalismus zu erklären, den wir im nächsten 
Abschnitt vorstellen.

6.3 Historisch-institutionalistische Überlegungen

Analysen zu den schulstrukturellen Reformprozessen in den deutschen Bundes-
ländern betonen die Pfadabhängigkeiten des deutschen Schulsystems, da über 
Jahrzehnte am drei- bzw. viergliedrigem Schulsystem und am Sonderschulwesen 
festgehalten wurde (Blanck et al. 2013; Edelstein und Nikolai 2013).
Trotz struktureller Eingriffe wie der Einführung von Gesamtschulen und Orien-
tierungsstufen in den 1970er und 1980er Jahren verliefen die Strukturreformen 
auf dem historischen Entwicklungspfad der vertikalen Differenzierung (Drewek 
1984,1994b; Geißler 2011a; Herrlitz et al. 2009; Lundgreen 2000; Müller 1977) 
und ließen die Aufteilung der Schülerschaft auf verschiedene Schulformen – 
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wenn auch im Falle der Orientierungsstufen bzw. der sechsjährigen Grundschule 
in Berlin und Brandenburg zu einem späteren Zeitpunkt – unangetastet.
Das Konzept der Pfadabhängigkeit – als ein zentrales Konzept einiger Vertre-
ter im historischen Institutionalismus (Mahoney 2000; Pierson 2004) – betont 
die lang anhaltende Stabilität von Institutionen und versteht diese als historische 
Hinterlassenschaften von Richtungsentscheidungen an kritischen Weggabelun-
gen. Reformen im Schulsystem werden durch Beharrungskräfte historisch ge-
wachsener institutioneller Arrangements erschwert, deren Ursprünge weit in das 
19. Jahrhundert zurückreichen (Friedeburg 1992; Geißler 2011a; Herrlitz et al. 
2009). Der Kon  ikt um die strukturelle Ausgestaltung des Schulwesens hat eine 
lange Vorgeschichte, zu denen etwa die Süvern-Beckedorff-Kontroverse277 Mitte 
des 19. Jahrhunderts oder auch der Weimarer Schulkompromiss von 1919278 ge-
hören. Institutionelle Kon  gurationen wirken über einen längeren Zeitraum fort, 
da Akteure dazu neigen, diese zu reproduzieren. Aufgrund der Veränderungsresis-
tenz einer einmal gefundenen Lösung sind Pfadabweichungen oder Pfadwechsel 
aufgrund von „lock-in“-Effekten unwahrscheinlich (Pierson 2004). Um schul-
politische Reformen im Sinne des historischen Institutionalismus zu analysie-
ren, müssen die historischen Hintergründe, funktionalen Zusammenhänge, die 
Einbettung von Institutionen in gesellschaftliche Zusammenhänge als auch die 
Rationalitäten und Überzeugungen von Akteuren berücksichtigt werden. Hierbei 
handelt es sich um ein komplexes Zusammenspiel von verschiedenen Faktoren 
und seinen Entwicklungen im Zeitverlauf.
Nach jahrzehntelangem Festhalten am dreigliedrigen Schulsystem ist mit der 
Wiedervereinigung 1990 Bewegung in die Schulstrukturentwicklung gekommen. 
Die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen übernahmen zwar die 
Logik eines gegliederten Schulwesens, jedoch nicht das westdeutsche dreigliedrige 
Modell und führten ein zweigliedriges Sekundarschulwesen ein, bestehend aus 
Gymnasium sowie zusammengelegten Haupt- und Realschulen (Edelstein und 
Nikolai 2013; Fuchs 1996,1997; Fuchs und Reuter 1995; Köhler 2010; Niko-
lai et al. i.E.). Auch einige westdeutsche Bundesländer wie etwa das Saarland, 
die Stadtstaaten und Schleswig-Holstein nahmen Veränderungen ihrer tradierten 
Schulstruktur vor und weisen nun ebenfalls zweigliedrige Schulsysteme auf. Trotz 

277 Die Reformvorstellungen Wilhelm von Humboldts zu einem stufenweisen und nicht geglieder-
ten Schulsystem versuchte Johann Wilhelm Süvern im preußischen Kultusministerium in einem 
Schulgesetzentwurf 1819 durchzusetzen, scheiterte jedoch an restaurativen Kräften im Kultus-
ministerium. Bekannt ist vor allem die Gegenschrift Ludolphs von Beckedorff von 1821 (Hepp 
2011).

278 Mit dem Weimarer Schulkompromiss von 1919 wurde die vierjährige Grundschüler für alle 
Schüler verp  ichtend eingeführt. Vor dem Weimarer Schulkompromiss existierten an Mittel-
schulen und Gymnasium separierte Vorschulen. Auf der einen Seite ist der Weimarer Schulkom-
promiss als ein Fortschritt anzusehen, andererseits legte er die Grundlage für das bis heute früh 
trennende deutsche Schulsystem (Ackeren und Klaus 2011; Hepp 2011).
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unterschiedlicher Strukturvarianten zeichnet sich eine Tendenz zur Herausbil-
dung einer zweigliedrigen Schulstruktur ab (Fuchs 2009; Liegmann und Bouß 
2012; Neumann et al. 2013; Tillmann 2012).
Die Motive für die Einführung zweigliedriger Schulsysteme sind dabei vielfältig. 
Während in den schulstrukturellen Entscheidungen der ostdeutschen Bundes-
länder nach der Wiedervereinigung Kontinuitäten zum DDR-Schulsystem eine 
starke Rolle spielten (Edelstein und Nikolai 2013; Nikolai et al. i.E.), lassen sich 
die Reformprozesse in den westdeutschen Bundesländern in den 2000er Jahren 
auf demogra  sche Faktoren, Veränderungen im Schulwahlverhalten sowie die 
Debatte um Chancengleichheit zurückführen. In vielen Bundesländern, die bis 
dato an ihrem drei- bzw. viergliedrigen Schulsystem festhielten, erschwerten die 
zurückgehende Attraktivität der Hauptschule sowie zurückgehende Schülerzahlen 
in den 1990er und 2000er Jahren die Aufrechterhaltung eines mehrgliedrigen 
und wohnortnahen Schulangebots. Sowohl aufgrund höherer Bildungsaspirati-
onen von Schülern und deren Eltern als auch einer größeren Nachfrage nach 
höher quali  zierenden Schulabschlüssen seitens der Wirtschaft wählten Eltern in 
der Vergangenheit seltener Haupt- und Realschulen als Bildungsgänge für ihre 
Kinder (Rösner 2007; Weishaupt 2009b). Die Hauptschule hat in den letzten 
Dekaden ihre traditionelle Funktion als Zubringerin zur Berufsausbildung ver-
loren (Baethge 2010). Der Trend des veränderten Schulwahlverhaltens (Vermei-
dung der Hauptschule) ist schon seit Jahrzehnten deutschlandweit beobachtbar 
(Allmendinger et al. 2010), wurde jedoch erst durch den (je nach Bundesland 
z.T. dramatischen) Schülerrückgang verschärft und damit ausschlaggebend für 
schulstrukturelle Veränderungen. Der demogra  sch bedingte Schülerzahlenrück-
gang hat gerade im ländlichen Raum zur Folge, dass die Aufrechterhaltung eines 
drei- bzw. mehrgliedrigen Schulsystems zunehmend unwirtschaftlich wird (Bartl 
und Sackmann 2014; Liegmann und Bouß 2012; Weishaupt 2009b). Dieser As-
pekt  ndet sich auch in den 2000er Jahren in vielen Wahlprogrammen der in 
den Landtagen der Bundesländer vertretenen Parteien wieder – auch in einigen 
Landesverbänden der CDU (Nikolai und Rothe 2013).279

In Frage gestellt wurde das dreigliedrige Schulsystem und seine Begründung ei-
ner begabungsbezogenen Selektion zudem durch die empirische Wende in der 
Bildungsforschung (Liegmann und Bouß 2012; Neumann et al. 2013). Inter-
nationale wie nationale Schulleistungsstudien zeigen, dass die Verteilung auf die 
Schulformen der Sekundarstufe weder leistungsgerecht erfolgt, noch dass die 
Lerngruppen innerhalb der Schulformen homogen sind. Denn Schüler mit bes-
serem sozioökonomischem Hintergrund haben bei gleicher Leistung eine höhere 
Chance das Gymnasium zu besuchen als Schüler aus Familien mit geringem so-

279 Die programmatische Umorientierung spiegelt sich auch innerhalb der Bundespartei der CDU 
wider, die sich 2011 für ein Zwei-Wege-Modell aus Oberschule und Gymnasium aussprach 
(CDU 2011).
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zioökonomischem Status. Zudem wiesen die Leistungsvergleiche eine deutliche 
Überlappung der Schülerleistungen zwischen den verschiedenen Schulformen 
nach. Diese Befunde haben in der Schulpolitik zu einer größeren Aufgeschlossen-
heit gegenüber einer Schulformenintegration geführt.
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass es vor allem sozio-ökonomische Faktoren sind, 
die die Etablierung von zweigliedrigen Schulstrukturmodellen bedingen. Die 
strukturelle Umgestaltung der Sekundarschulsysteme in vielen Bundesländern 
verlief in den 1990er und 2000er Jahren „überwiegend […] konsensbewusst“ 
(Rösner 2014: 44) und ohne große parteipolitischen Kontroversen, jedoch unter 
der Bedingung, dass das Gymnasium in seiner Existenz unangetastet bleibt.
Inwieweit die vorgestellten Erklärungsansätze zur Entwicklung der mehrgliedri-
gen Sekundarschulsysteme auch auf andere Indikatoren zutreffen bleibt eine offe-
ne Forschungsfrage. So widersprechen die vorgestellten Erklärungsansätze auf den 
ersten Blick der Tatsache, dass Berlin zu Beginn der Untersuchungsperiode ein 
Einheitsschulsystem einführte und dass Hamburg, Bremen und Schleswig-Hol-
stein mit einer sechsjährigen Grundschule starteten. Denn diese Reformen stellen 
zunächst einen Bruch mit der tradierten Selektion nach der vierten Klasse dar, die 
jeweils von sozialdemokratischen Regierungen eingeführt wurde. Allerdings be-
standen diese nach der pfadabhängigen Argumentation unerwarteten Reformen 
nur für kurze Zeit. Hier haben machtbasierte Mechanismen in Form eines breiten 
Blocks aus konservativen Kräften die Zeit der Grundschuldauer zurück auf den 
vorgezeichneten Pfad geführt. Nur in Berlin wurde das achtjährige gemeinsame 
Lernen auf die sechsjährige Grundschulzeit reduziert. Dies aber auch nur um den 
Preis der Etablierung der sogenannten grundständigen Gymnasien.
Kritisch in Bezug auf den historischen Institutionalismus ist aus unserer Sicht 
festzuhalten, dass mit ihm nur retrospektiv Schulreformen erklärt werden kön-
nen. Aus ihm lassen sich, anders als beim soziologischen Neoinstitutionalismus, 
keine Voraussagen zu schulpolitischen Veränderungen ableiten. Vielleicht wäre 
eine Voraussage schulpolitischer Veränderungen zwar wünschenswert, im Hin-
blick auf die Komplexität schulpolitischer Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse ist sie aber schlichtweg unmöglich.

6.4 Parteidifferenztheoretische Überlegungen

Parteien gehören zu den zentralen Akteuren in der Schulpolitik (Hepp 2011: 67). 
Sie spiegeln die schulpolitischen Interessen und Präferenzen ihrer Stammwäh-
lerschaft und den nahestehenden Milieus bzw. Gruppen wider. Parteien liegen 
bestimmte Ideologien oder Ziele zugrunde, die sie versuchen zu verwirklichen 
(Keil 2003; Sarcinelli 1998). Durch Meinungsäußerung (z.B. über Grundsatzpro-
gramme oder Wahlprogramme) beein  ussen Parteien die Willensbildungs- und 
Entscheidungsprozesse. Eine direkte oder indirekte Ein  ussnahme auf die Regie-
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rungspolitik eines Bundeslandes nehmen Parteien über ihre gewählten Abgeord-
neten in den Landtagen vor. Parteien beein  ussen die Schulpolitik aber nicht nur 
über die parlamentarischen Wege, sondern auch wenn sie in Landesregierungen 
den Kultusminister stellen bzw. in der Ministerialverwaltung die politischen Spit-
zenbeamten (z.B. Staatssekretäre, Abteilungsleiter). Ihre inhaltlichen Positionen 
und Zielsetzungen dokumentieren Parteien in Grundsatzprogrammen, Wahlpro-
grammen (Nikolai und Rothe 2013) oder Parteitagsbeschlüssen. Gerade in der 
Schulpolitik spielen ideologische Grundmuster der Parteien, die sich in unter-
schiedlichen Werten und Menschenbildern als auch divergierenden Staats- und 
Gesellschaftsverständnissen äußern, eine wesentliche Rolle (Stern 2000: 26).
Der Parteiendifferenzhypothese zufolge setzen sich die Unterschiede der Partei-
positionen je nach parteipolitischer Zusammensetzung von Regierungen auch in 
Unterschieden in der Regierungspolitik um. Nach der Parteiendifferenzhypothese 
formen Parteien die Wählerpräferenzen in politische Programme um, wobei die 
Parteien diese umso stärker realisieren können, je stärker sie auch an der Regierung 
beteiligt sind. Dabei unterscheiden sich die Programmatiken und Regierungstä-
tigkeiten von konservativen Parteien in der Regel von der Politik von sozialdemo-
kratischen Parteien (Castles 1982; Hibbs 1977; Schmidt 1982,1996,2001). Nach 
Hicks und Swank kommt es neben der parteipolitischen Zusammensetzung der 
Regierung jedoch auch auf die Position der Regierungsparteien im politischen 
System und die Stärke der Opposition an. Parteien sind in ihrem Handeln von 
ihrer politischen Umwelt beein  usst. Trifft eine Regierungsbeteiligung konserva-
tiver Parteien auf eine starke linke Opposition, so kommt es Hicks und Swank 
zufolge zu linken Ansteckungseffekten (Hicks und Swank 1992: 665).
Auch in Analysen zur Bildungspolitik kommt die Parteiendifferenzhypothese 
zur Anwendung. So kommt für das Niveau und die Entwicklung der Bildungs-
ausgaben der Parteiendifferenzhypothese eine Erklärungskraft zu, sowohl im 
Bundesländervergleich (Schmidt 1980; Wolf 2006), als auch im internationalen 
Vergleich (Busemeyer 2006; Nikolai 2007). Im internationalen Vergleich tätigen 
Linksregierungen höhere Investitionen für das Bildungswesen als konservative 
Regierungsparteien. Im Bundesländervergleich werden Parteieneffekte dagegen 
weitgehend von den Eigenheiten des bundesdeutschen Föderalismus überlagert, 
und entgegen dem internationalen Trend tätigen christdemokratisch regierte 
Bundesländer höhere Bildungsausgaben als sozialdemokratisch regierte Bundes-
länder (Wolf 2006). Der Ein  uss von Regierungsparteien ist somit in der Bil-
dungs  nanzierung nicht eindeutig.
Welche Effekte Parteien nicht nur in der Bildungs  nanzierung, sondern auch in 
den von uns untersuchten schulpolitischen Dimensionen, wie etwa der Struktur-
dimension und Kontrolle von Inhalten, haben ist teilweise offene Forschungsfra-
ge. Innerhalb der Strukturdimension gibt es, wie bereits gezeigt, eine Vielzahl an 
Beiträgen zum Streit um Gesamtschulen und zum längeren gemeinsamen Lernen. 
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Jedoch fehlt es an systematischen Analysen, die die Rolle von Parteien in der 
Schulpolitik nicht nur auf ein Bundesland oder zu einem Zeitpunkt untersuchen, 
sondern über Bundesländer hinweg in einem längeren Zeitverlauf.
Nach der Parteiendifferenztheorie könnten Parteien in der Schulpolitik einen Un-
terschied machen. Da in Deutschland Schulpolitik explizit in die Gesetzgebungs-
kompetenz der Bundesländer fällt und zu den wichtigsten Gestaltungsbereichen 
von Landespolitik gehört (Wolf 2008), ist die Schulpolitik daher auch regelmäßig 
Streitthema in Landtagswahlkämpfen und bietet Parteien die Möglichkeit, sich 
gegen Mitkonkurrenten im Parteienwettbewerb zu pro  lieren und abzugrenzen. 
Analysen zu Landtagswahlprogrammen zeigen, dass in den 1990er Jahren die po-
litischen Pro  le von Parteien im Bereich Schulpolitik starke Gegensätze aufwiesen 
(Stern 2000) und auch in den 2000er Jahren nicht von einer Konvergenz der 
Parteienpositionen gesprochen werden kann (Nikolai und Rothe 2013).
Vor allem in der Schulstrukturfrage ließen sich in der Vergangenheit parteipo-
litische Fronten hinsichtlich eines differenzierten und leistungsorientierten, ge-
gliederten Schulsystems gegenüber eines egalitäreren, auf Förderung fokussierten 
integrierten Schulsystems beobachten, die mit Unterschieden im Begabungsver-
ständnis einhergehen. In der Literatur galt die CDU lange Zeit als Partei, die 
einem gegliederten Schulsystem den Vorrang gibt, während die SPD sich gegen 
eine frühe Verteilung der Schülerschaft auf unterschiedliche Schulformen aus-
sprach und für eine Schulformenintegration eintrat (Hepp 2011; Hüfner und 
Naumann 1977; Hüfner et al. 1977; Kuhlmann 1970; Stern 2000). Welche Aus-
wirkungen hat nun die parteipolitische Zusammensetzung der Regierungen auf 
die Entwicklung der Schulstrukturen und Kontrolle von Inhalten? Hierzu haben 
wir unsere Datenbank mit Daten zur parteipolitischen Zusammensetzung der Re-
gierungen zusammengebracht. Die Angaben zu den Parteikonstellationen haben 
wir aus einer Datenbank entnommen, die im Rahmen des Projekts „Schulpolitik 
im Bundesländervergleich“ an der Humboldt-Universität entstanden ist. In die-
ser Datenbank werden pro Jahr die jeweiligen Kabinettsitzanteile der Parteien 
seit 1949 berechnet. Zu den linken Parteien zählen im Bundesländervergleich die 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die Linke (Elff 2009; Linhart und Shikano 
2009; Schniewind 2012; Schniewind et al. 2009).280 Je länger Parteien an der 
Regierung beteiligt sind bzw. die Alleinregierung stellen, umso größer ist ihr Ein-
 uss auf die politische Kultur eines Bundeslandes. Zu den Bundesländern mit 

einer Dominanz konservativer Parteien seit 1949 bzw. 1990 (für die ostdeutschen 
Bundesländern) gehören Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, das 
Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen. Zu den Bundesländern 
mit einer Dominanz linker Parteien zählen Brandenburg, Bremen, Hamburg, 

280 In einigen Bundesländern zu Beginn der 1950er Jahren zählten zu den linken Parteien auch kom-
munistische Parteien.
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Bundesländern) gehören Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, das 
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280 In einigen Bundesländern zu Beginn der 1950er Jahren zählten zu den linken Parteien auch kom-
munistische Parteien.
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Berlin, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern. Keinem 
Parteienlager eindeutig zuordnen lassen sich Niedersachsen und Sachsen-Anhalt.
Wie in den vorhergehenden Abschnitten beschrieben, gibt es zahlreiche Beispie-
le, die zeigen, dass bestimmte schulrechtliche Regelungen nur dann umgesetzt 
wurden, wenn Koalitionen linker Parteien in einem Landtag regierten. Auf der 
anderen Seite gab es Beispiele, in denen bestimmte schulrechtliche Regelungen 
nur dann umgesetzt wurden, wenn die CDU/CSU (mitunter gemeinsam mit der 
FDP) die Regierungsverantwortung innehatte. Die Frage hierbei ist nun, ob dies 
nur auf einzelne Regelungen zutrifft, die schon im „ideologischen“ Wettstreit lin-
ker und christdemokratischer Parteien diskutiert werden, oder ob sich systemati-
sche Unterschiede der Typen von Schulstrukturen und der Kontrolle von Inhal-
ten  nden lassen, wenn linke Parteien oder christdemokratische Parteien regieren. 
Um dies zu untersuchen haben wir die Veränderungen der Strukturen und Kon-
trolle von Inhalten in den Bundesländern aus den Tabelle A 5 und Tabelle A 11 
im Anhang mit den Kabinettssitzanteilen in den Landtagen in Beziehung gesetzt.
Eine solche Analyse ist jedoch alles andere als statistisch trivial. Wir haben des-
halb die Analysen in verschiedenen statistischen Varianten modelliert. Als erstes 
haben wir lineare Regressionen mit  xen Effekten für die Bundesländer berech-
net, die eine weit verbreitete Methode für derartige Analysen ist. Hierbei ist je-
doch einzuwenden, dass diese Modelle unzureichend auf die Ausgangswerte der 
Vorperiode bzw. des Vorjahres kontrollieren. Deshalb haben wir zweitens lineare 
Regressionen mit  xen Effekten für die Bundesländer unter Kontrolle der Struk-
tur bzw. Kontrolle der Inhalte ein Jahr zuvor durchgeführt. Dies verstößt jedoch 
gegen eine der Annahmen linearer Regressionen, da der Ausgangswert mit der 
abhängigen Variable extrem korreliert ist. Deshalb haben wir drittens autoregres-
sive conditional heteroscedasticity-Modelle (Arch-Modelle) berechnet, die diese 
hohe Korrelation miteinbeziehen. Alternativ haben wir viertens lineare two-way 
crossed random effects Mehrebenenmodelle durchgeführt.281 Die angeführten 
Modelle haben in Bezug auf die hier aufgeworfene Fragestellung ihre Stärken und 
Schwächen (Tabelle A 12 und Tabelle A 13 im Anhang). Auch die Ergebnisse 
unterscheiden sich je nachdem, welches Modell angewendet wird. Wir gehen hier 
nur auf die Ergebnisse ein, die sich in den meisten Modellen zeigen lassen. Die 
Operationalisierung der unabhängigen Variablen be  ndet sich in Tabelle A 14 
im Anhang.

281 Hierbei werden anders als in normalen Multilevel-Modellen nicht geschachtelte höhere Ebenen 
angenommen (bspw. Klassen in Schulen), sondern sich kreuzende höhere Ebenen. In unserem 
Fall sind dies zum einen die Bundesländer und zum anderen die Jahre. Dabei haben wir die Jahre 
als kategoriale Variable in Fünfjahresabständen codiert. Wir gehen davon aus, dass es periodische 
Effekte gibt, die für alle Bundesländer festzustellen sind. Mit der Kategorisierung in Fünfjahres-
abständen versuchen wir, diese periodischen Effekte zu modellieren. Allerdings kann man hier 
auch andere Abstände wählen.
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Für die Entwicklung der Schulstruktur in den Bundesländern zeigt sich einheit-
lich, dass diese mit ansteigendem Jahr modernisierter geworden ist. Zudem gibt 
es Hinweise darauf, dass sich dieser Modernisierungsprozess mit der Zeit abge-
schwächt hat. Zudem  nden sich Hinweise darauf, dass sich die Struktur der 
Schulsysteme sukzessive modernisiert hat, wenn der Anteil linker Parteien an der 
Landesregierung zuvor längerfristig (zwei bis sechs Jahre) hoch war. Der Anteil 
linker Parteien zwei Jahre zuvor hat jedoch keinerlei Ein  uss auf die Modernisie-
rung der Schulstruktur. Dies weist, vorsichtig interpretiert, darauf hin, dass lin-
ke Parteien nur dann eher zu einer Modernisierung der Schulstruktur beitragen, 
wenn sie längerfristig in Regierungsverantwortung sind. Dieser Befund lässt sich 
aber für die ostdeutschen Bundesländer nicht zeigen. Hier hat die Couleur der 
Landesregierungen keinen Ein  uss auf die schulstrukturelle Entwicklung. Aller-
dings zeigt sich in den ostdeutschen Bundesländern, dass es eher zu einer Moder-
nisierung der Schulstruktur gekommen ist, wenn der Bildungsminister längerfris-
tig (zwei bis sechs Jahre zuvor) nicht linken Parteien angehörte. Dieser Befund ist 
für die westdeutschen Bundesländer nicht festzustellen.
Für beide Landesteile zeigt sich jedoch relativ eindeutig, dass die langfristige Re-
gierungsverantwortung von linken Parteien in deutlich geringerem Maße zu ei-
ner Modernisierung des Schulsystems führt, wenn das Politikerbe (Ausgangswert 
der Struktur zu Beginn der Untersuchungsperiode) bereits relativ modernisierte 
Strukturen aufwies. Die Interpretation des Befundes ist jedoch schwierig. Drän-
gen linke Parteien dann weniger auf eine Modernisierung des Schulsystems, wenn 
ein gewisser Modernisierungsgrad erreicht wurde, oder beobachten wir hierbei 
einen statistischen Sättigungseffekt?
Des Weiteren haben wir in unseren Modellen zwei singuläre Ereignisse, die für 
alle Bundesländer galten, miteinbezogen und untersucht, ob diese in den Folge-
jahren (fünf Jahre danach) zu einer stärkeren Veränderung der Schulstruktur ge-
führt haben. Zu den singulären Ereignissen gehören das Hamburger Abkommen 
von 1964 und der PISA-Schock von 2001. Die zugehörigen Ergebnisse sind nicht 
in allen Modellen gleich stark ausgeprägt. Es zeigt sich jedoch tendenziell, dass das 
Hamburger Abkommen eher zu einer Modernisierung der Schulstruktur geführt 
hat. Der PISA-Schock hat hingegen zunächst (in den fünf folgenden Jahren) eher 
zu einer Re-Traditionalisierung der Schulstrukturen beigetragen. Dieses Ergebnis 
ist nur in den westdeutschen Bundesländern festzustellen.
Für die Kontrolle von Inhalten zeigen sich hingegen eher kurzfristigere Ein  üsse 
linker Parteien auf die Standardisierung. So kommt es eher zu einer Destandar-
disierung, wenn die Beteiligung linker Parteien zwei Jahre zuvor hoch war. Dies 
könnte auch ein Hinweis darauf sein, dass sich Schulreformen in diesem Bereich 
leichter und damit kurzfristiger umsetzen lassen, als im Bereich der Schulstruk-
turen. Zudem zeigt sich nur in den westdeutschen Bundesländern tendenziell 
(nicht in allen Modellen), dass es eher zu einer Destandardisierung kommt, wenn 
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langfristig (zwei bis sechs Jahre zuvor) kein CDU-Minister für das Bildungsmi-
nisterium zuständig war.
Im Hinblick auf die zeitliche Entwicklung ist tendenziell eine Entwicklung hin 
zu einer stärkeren Standardisierung zu beobachten. Der quadratische Jahresterm 
weist hier aber auf eine zunehmende Standardisierung in den jüngeren Jahren 
hin. Zudem zeigt sich, dass es mit zunehmendem Jahr eher zu einer Destandardi-
sierung kommt, wenn das Politikerbe (Ausgangswert der Untersuchungsperiode) 
besonders standardisiert war.
Das Hamburger Abkommen und der PISA-Schock hatten hingegen keinen kurz-
fristigen Ein  uss (Fünfjahreszeitraum) auf die Standardisierung der Kontrolle von 
Inhalten. Dies überrascht ein wenig im Hinblick auf den PISA-Schock. Allerdings 
zeigt sich hier auch, dass die Standardisierung der Kontrolle von Inhalten bereits 
vor dem PISA-Schock eingesetzt haben könnte und sich diese zudem verstärkt in 
den letzten Jahren unserer Untersuchungsperiode zeigt. Es stellt sich die Frage, 
wie lange politische Reformen singulären Ereignissen wie dem PISA-Schock zu-
geschrieben werden können?
In Bezug auf die Parteidifferenztheorie  nden wir zwar Hinweise darauf, dass 
linke Landesregierungen eher die Entwicklung modernisierter Strukturen und 
eher einer Destandardisierung der Kontrolle von Inhalten vorangetrieben haben. 
Insgesamt sollten die gefundenen Ergebnisse jedoch nicht überbewertet werden, 
dafür sind die Parteiein  üsse zu uneinheitlich und nicht in allen statistischen Mo-
dellen feststellbar. Die Hinweise auf eine starke Parteibindung schulrechtlicher 
Reformen im Hinblick auf die Etablierung von Gesamtschulen und der Etablie-
rung längeren gemeinsamen Lernens fallen bei der Deskription in diesem Buch 
zwar klar ins Auge. Im Hinblick auf die Gesamtstruktur und Gesamtstandardi-
sierung der Kontrolle von Inhalten sind die Parteidifferenzen jedoch weit weniger 
stark ausgeprägt. Unsere Ergebnisse zeigen, dass sich bei der Analyse der Ursachen 
schulrechtlicher Veränderungen in statistischen Analysen kaum Parteieneffekte 
nachweisen lassen. Wir vermuten dabei, dass es anstelle von statistischen Analysen 
von höherer Relevanz ist, stärker die Prozesse schulrechtlicher Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse in den Blick zu nehmen.

304  | Theoretische Einordnung und entstehende Fragen

langfristig (zwei bis sechs Jahre zuvor) kein CDU-Minister für das Bildungsmi-
nisterium zuständig war.
Im Hinblick auf die zeitliche Entwicklung ist tendenziell eine Entwicklung hin 
zu einer stärkeren Standardisierung zu beobachten. Der quadratische Jahresterm 
weist hier aber auf eine zunehmende Standardisierung in den jüngeren Jahren 
hin. Zudem zeigt sich, dass es mit zunehmendem Jahr eher zu einer Destandardi-
sierung kommt, wenn das Politikerbe (Ausgangswert der Untersuchungsperiode) 
besonders standardisiert war.
Das Hamburger Abkommen und der PISA-Schock hatten hingegen keinen kurz-
fristigen Ein  uss (Fünfjahreszeitraum) auf die Standardisierung der Kontrolle von 
Inhalten. Dies überrascht ein wenig im Hinblick auf den PISA-Schock. Allerdings 
zeigt sich hier auch, dass die Standardisierung der Kontrolle von Inhalten bereits 
vor dem PISA-Schock eingesetzt haben könnte und sich diese zudem verstärkt in 
den letzten Jahren unserer Untersuchungsperiode zeigt. Es stellt sich die Frage, 
wie lange politische Reformen singulären Ereignissen wie dem PISA-Schock zu-
geschrieben werden können?
In Bezug auf die Parteidifferenztheorie  nden wir zwar Hinweise darauf, dass 
linke Landesregierungen eher die Entwicklung modernisierter Strukturen und 
eher einer Destandardisierung der Kontrolle von Inhalten vorangetrieben haben. 
Insgesamt sollten die gefundenen Ergebnisse jedoch nicht überbewertet werden, 
dafür sind die Parteiein  üsse zu uneinheitlich und nicht in allen statistischen Mo-
dellen feststellbar. Die Hinweise auf eine starke Parteibindung schulrechtlicher 
Reformen im Hinblick auf die Etablierung von Gesamtschulen und der Etablie-
rung längeren gemeinsamen Lernens fallen bei der Deskription in diesem Buch 
zwar klar ins Auge. Im Hinblick auf die Gesamtstruktur und Gesamtstandardi-
sierung der Kontrolle von Inhalten sind die Parteidifferenzen jedoch weit weniger 
stark ausgeprägt. Unsere Ergebnisse zeigen, dass sich bei der Analyse der Ursachen 
schulrechtlicher Veränderungen in statistischen Analysen kaum Parteieneffekte 
nachweisen lassen. Wir vermuten dabei, dass es anstelle von statistischen Analysen 
von höherer Relevanz ist, stärker die Prozesse schulrechtlicher Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse in den Blick zu nehmen.

|  307





7 Fazit

7.1 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Mehr als 60 Jahre schulrechtliche Entwicklung in den Bundesländern haben wir 
in unserer Studie untersucht. Unter Berücksichtigung solch langer Zeiträume lässt 
sich institutioneller Wandel in den Schulsystemen der Bundesländer beschreiben, 
analysieren und verstehen. Nach Paul Pierson gehen zentrale Erklärungsfaktoren 
verloren, wenn institutionelle Entwicklungen allein als Momentaufnahme („snap 
shot“) und nicht als ein fortlaufender Film („moving picture“) betrachtet werden. 
Institutionen bewegen sich in einem Spannungsfeld zwischen gesteuerter und un-
gesteuerter Entwicklung, in dem längerfristige zeitliche Prozesse eine zentrale Rol-
le spielen. Institutionen werden somit durch Pfadabhängigkeiten geprägt (Pierson 
2004: 15f.). Auch Bernd Zymek betont, dass „die Gegenwart des Schulsystems 
nicht als Zustand, sondern als vielschichtiger Prozess und historische Episode in 
langfristigen Prozessen begriffen“ (Zymek 2013: 470) werden muss.
Ziel unserer Untersuchung war es, die schulrechtlichen Veränderungen in den 
Bundesländern seit 1949 zu beschreiben, zu analysieren und Typen von Schul-
systemen im Zeitverlauf zu identi  zieren. Dabei wollten wir vier Fragen beant-
worten: 

(1) Wie haben sich die Schulsysteme der Bundesländer seit dem Schuljahr 1949/50 
verändert? 

(2) In welchen Bereichen der Schulsysteme kam es zu häu  gen Veränderungen 
und in welchen kaum? 

(3) Welche schulrechtlichen Typen lassen sich erkennen? 
(4) Zu welchen schulrechtlichen Typen lassen sich die Bundesländer im Zeitver-

lauf zuordnen? 

Die schulrechtlichen Regelungen haben wir systematisch vergleichend aus rund 
8.300 Einzeldokumenten in Schulgesetzen, Rechtsverordnungen, Verwaltungs-
vorschriften und Gesetzeskommentaren entnommen. Drei Dimensionen haben 
wir in unserer Untersuchung berücksichtigt: In der Dimension der Struktur ha-
ben wir untersucht, in welcher Art und Weise die Bundesländer in der Vergan-
genheit Bildungsgänge differenziert haben und mit welchen  nanziellen Förder-
maßnahmen und Regularien Schülern der Zugang zum Gymnasium ermöglicht 
wurde. Mit der Dimension der Kontrolle von Inhalten haben wir analysiert, nach 
welchen Kriterien die Bundesländer den Zugang zum Gymnasium gestaltet ha-
ben und inwieweit Curricula, Prüfungen und Zerti  kate an Gymnasien landes-
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weit einheitlichen Standards entsprachen. In der Dimension der Inhalte haben 
wir ermittelt, welcher Stellenwert einzelnen Unterrichtsinhalten an Gymnasien 
zukam. Im Vergleich zur Dimension der Strukturen und Kontrolle der Inhal-
te haben wir in dieser Dimension jedoch nur wenige ausgewählte Indikatoren 
berücksichtigt und diese Dimension auch nicht in unsere Bildung von Schul-
systemtypen überführt. Wir haben uns in unserer Studie in den Dimensionen 
der Kontrolle von Inhalten und Inhalten auf Regelungen konzentriert, die das 
Gymnasium betreffen, da das Gymnasium bis heute die einzige weiterführende 
Schulform ist, die in allen Bundesländern anzutreffen ist und das Gymnasium die 
Leitinstitution des Schulsystems ist.

Veränderungen in der Dimension Struktur
Für die Dimension der Struktur lässt sich festhalten, dass die Schulsystement-
wicklung seit Beginn unserer Untersuchungsperiode 1949 als pfadabhängige 
Entwicklung zu charakterisieren ist. Nach wie vor ist die Mehrgliedrigkeit das 
dominierende Strukturmerkmal in allen Schulsystemen der Bundesländer. In 
der Vergangenheit scheiterten fast alle Versuche, die Grundschulzeit zu verlän-
gern und das vertikal gegliederte Schulsystem durch ein Gesamtschulsystem zu 
ersetzen, an der Beharrungskraft des Gymnasiums. Jedoch lassen sich innerhalb 
des Pfades der gegliederten Sekundarschulsysteme weitreichende Veränderungen 
konstatieren. So wurde in allen Bundesländern die Vollzeitschulp  icht auf neun 
bzw. zehn Jahre verlängert und die Grundschule als eigene Schulart durchgesetzt. 
In allen Bundesländern (z.T. aber auch erst in den letzten Jahren) wurde in unse-
rer Untersuchungsperiode die Erlangung der allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife an beru  ichen Schulen ermöglicht. In vielen Bundesländern wur-
den Gesamtschulen als Regelschulen eingeführt, was dazu führte, dass der Anteil 
der Gymnasien an allen Schulformen, die den Erwerb des Abiturs ermöglichen, 
beträchtlich sank. In den letzten beiden Dekaden wurden in vielen Bundeslän-
dern zweigliedrige Schulsysteme, bestehend aus dem Gymnasium und einer wei-
teren Schulform der Sekundarstufe, eingeführt. In den Stadtstaaten und neuer-
dings auch in Schleswig-Holstein und im Saarland ermöglichen die integrierten 
Schulformen zudem, dass Schüler auch hier das Abitur erwerben können.
Jedoch verliefen nicht alle Entwicklungen in der Dimension der Struktur kon-
tinuierlich in eine bestimmte Entwicklungsrichtung. So wurden schulvorberei-
tende Einrichtungen für Kinder, die zwar schulp  ichtig, jedoch nicht schulfähig 
sind, im Zeitverlauf in vielen Bundesländern abgeschafft bzw. ihr Verp  ichtungs-
grad aufgehoben. Während mit der Abschaffung des Schulgeldes an Gymnasien 
bis Anfang der 1960er Jahre eine  nanzielle Zugangshürde abgeschafft wurde, 
lässt sich dies jedoch nicht gleichermaßen für die Lernmittelfreiheit beobachten. 
Hier wurde in den 2000er Jahren in einigen Bundesländern die Lernmittelfreiheit 
an Gymnasien wieder beseitigt bzw. eingeschränkt. Versuche die Grundschulzeit 
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zu verlängern scheiterten in vielen Bundesländern, und auch die schulartenunab-
hängige Orientierungsstufe konnte sich langfristig kaum durchsetzen (außer in 
Mecklenburg-Vorpommern). Nicht kontinuierlich ist auch die Entwicklung der 
Dauer der Schulzeit bis zum Abitur. Wurde bis zu Beginn der 1950er Jahre die 
Gymnasialzeit auf neun Jahre verlängert, erfolgte in den 2000er Jahren wieder 
eine Umstellung auf acht Jahre. Diese Umstellung hatte in einigen Bundeslän-
dern jedoch kaum Bestand, und es ist eine Rückkehr zur neunjährigen Gymnasi-
aldauer zu beobachten.
Trotz dieser z.T. nicht kontinuierlichen Entwicklungen zeigt unsere Typologisie-
rung in der Dimension Struktur, dass sich innerhalb der Schulstruktur weitrei-
chende Veränderungen ergeben haben und diese summiert über einen längeren 
Zeitraum zu Veränderungen von Schulsystemtypen führten. Auf dem Kontinuum 
von traditionellen bis modernisierten Schulsystemen haben sich alle Bundeslän-
der in den letzten Jahrzehnten in ihren Strukturen modernisiert, wenn auch mit 
unterschiedlichen Ausprägungen und Geschwindigkeiten. Zu den eher traditio-
nellen Bundesländern gehören heute nur noch Baden-Württemberg, Bayern und 
Sachsen. Wir haben aber auch gezeigt, dass sich die Entwicklung nicht immer in 
Richtung modernisierter Strukturen bewegen muss und zeitweise Re-Traditiona-
lisierungen möglich sind. Insgesamt gehen wir jedoch davon aus, dass es in den 
nächsten Jahren eher zu einer weiteren Modernisierungstendenz kommen wird. 
Selbst in Bayern und Baden-Württemberg werden bereits Schulversuche etabliert, 
in denen Haupt- und Realschulen zusammengefasst sind.
Inwieweit lassen sich mit unseren Daten historische Konjunkturen in der Re-
formtätigkeit der Bundesländer feststellen? In der Dimension der Struktur wa-
ren reformstarke Jahrzehnte zum einen die 1950er und 1960er Jahre sowie das 
Jahrzehnt nach dem PISA-Schock 2001. Auch die 1970er Jahre gehören noch 
dazu. Es scheint, dass es mit dem PISA-Schock von 2001 zu weitreichenden 
schulrechtlichen Veränderungen in der Struktur der Schulsysteme gekommen ist. 
Die intensiven Reformtätigkeiten in diesem Jahrzehnt sind jedoch vor allem auf 
die Änderung der Gymnasialzeit zurückzuführen. Ohne die Umstellung auf das 
G8-Gymnasium würde sich die Intensität der Reformtätigkeit auf dem Niveau 
der 1970er Jahre bewegen. Jahrzehnte mit wenigen Strukturreformen waren die 
1980er bzw. mit fast keinen Reformen die 1990er Jahre. Der Beitritt der ostdeut-
schen Bundesländer hatte demnach in den 1990er Jahren keine Folgen für die 
Reformtätigkeiten in den westdeutschen Bundesländern.
Diese Entwicklungstendenzen in der Zusammenschau aller Bundesländer verde-
cken jedoch, dass sich die Reformtätigkeit ungleich zwischen den Bundesländern 
verteilt. Von den westdeutschen Bundesländern erweisen sich Niedersachsen und 
Bremen als die Bundesländer mit den meisten Strukturreformen, wenige Refor-
men sind dagegen in Baden-Württemberg, Bayern und Schleswig-Holstein zu 
beobachten. Die Menge an Strukturreformen ist dabei keineswegs immer mit 
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Progressivität gleichzusetzen. So gab es auch Reformen, die das Schulsystem in 
einzelnen Bundesländern retraditionalisiert haben.
Von den ostdeutschen Bundesländern ist Sachsen-Anhalt das Bundesland mit den 
häu  gsten Strukturreformen, Sachsen dagegen mit den wenigsten Reformen der 
Struktur. Insgesamt bleibt für die Schulstrukturentwicklung festzuhalten, dass 
von ständigen Veränderungen in den Bundesländern mit Blick auf 60 Jahre nicht 
die Rede sein kann. Vielmehr folgen auf Phasen hoher Reformtätigkeit Phasen 
der Stagnation.

Veränderungen in der Dimension Kontrolle von Inhalten
In der Dimension der Kontrolle von Inhalten haben wir verschiedene Schwellen 
bzw. Phasen im Schulverlauf betrachtet. Hierzu gehörten die Regelungen zum 
Übergang auf das Gymnasium nach der Grundschule, Aufstiege auf das Gym-
nasium nach Klasse 6, Aufstiege auf das Gymnasium nach Klasse 7 bis nach 9, 
Aufstiege auf das Gymnasium mit Realschulabschluss, Abstiege vom Gymnasium 
und der Übergang von Sekundarstufe I zu II. Berücksichtigt haben wir auch, ob 
Schüler bei Vollendung der Sekundarstufe I auf dem Gymnasium einen allge-
meinbildenden Schulabschluss erlangen, die Regelungen zur Abiturprüfung, ob 
es landeseinheitliche Leistungsstandfeststellungen gibt, wie das Arbeits- und So-
zialverhalten bewertet wird und ab welcher Klassenstufe Noten vergeben werden. 
Im Gegensatz zur Dimension der Struktur lässt sich die Vielzahl der Regelungen 
dieser Indikatoren nicht zusammenfassend darstellen, da sich kaum eine konti-
nuierliche Entwicklung feststellen lässt und die zahlreichen Veränderungen sich 
auch systematisierend kaum für die einzelnen Indikatoren diskutieren lassen. Dies 
können wir jedoch lösen, indem wir die Kontrolle von Inhalten anhand der ge-
bildeten Typen beschreiben. Allerdings lassen sich auch für die Kontrolle von 
Inhalten einige allgemeine Entwicklungen auf Einzelindikatorebene feststellen. 
So vertrauten die meisten Bundesländer bei der Auswahl der Gymnasiasten in den 
1950er und 1960er Jahren noch auf Aufnahmeprüfungen, die heute nur noch in 
wenigen Fällen existieren (Übergang in der Sekundarstufe I in Bayern und im 
Saarland). Übergänge, die über Aufnahmeprüfungen geregelt sind, sind zudem 
so zu verstehen, dass diese zwar rechtlich möglich, aber institutionell nicht ge-
wünscht sind.
Eine weitere Entwicklung, die in vielen Bundesländern festzustellen ist, betrifft 
die Vorgaben welche Fächer in der gymnasialen Oberstufe zu belegen sind und ob 
es ein Zentralabitur gibt. So kam es im Hinblick auf zu belegende Fächer in vielen 
Bundesländern, beginnend mit den 1970er Jahren zu weniger rigiden Vorgaben. 
Dies änderte sich aber Ende der 1990er und Anfang der 2000er Jahre im Zuge der 
Reform der gymnasialen Oberstufen, die in der Öffentlichkeit kaum thematisiert 
werden. Zudem haben mittlerweile alle Bundesländer außer Rheinland-Pfalz ein 
Zentralabitur eingeführt. 
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Aber kommen wir zu den Veränderungen der schulrechtlichen Typen auf der 
Dimension Kontrolle von Inhalten. Anders als bei der Dimension Strukturen 
zeigt sich hier keine lineare Entwicklung. Beginnend mit einer relativ starken 
Standardisierung der Kontrolle von Inhalten in den 1950er bis 1970er Jahren ist 
es in vielen Bundesländern zwischenzeitlich zu einer starken Destandardisierung 
gekommen. Ab Mitte der 1990er Jahre ist jedoch wieder eine deutliche Standardi-
sierung zu beobachten. Dies zeigt sich nicht nur an den Übergangsregularien für 
die verschiedenen Schwellen des gymnasialen Bildungsgangs, sondern wie ange-
sprochen auch beim Abitur (Zentralabitur und Verp  ichtungsgrad von Fächern), 
beim Beginn der Notenvergabe in der Grundschule und bei der Bewertung des 
Arbeits- und Sozialverhaltens in Notenform.
Aufgrund der Vielzahl von Einzelregelungen zur Kontrolle von Inhalten und 
teilweise fehlender Angaben aus den 1950er und 1960er Jahren haben wir auf 
eine statistische Gesamtschau der Reformtätigkeit in dieser Dimension verzich-
tet. Auffällig ist hier nur, dass es gerade in den Jahren stagnierender Strukturen 
(1980er und 1990er Jahre) im Bereich der Kontrolle von Inhalten zu deutlichen 
Veränderungen gekommen ist. In diese Zeit fällt zunächst die Destandardisierung 
der Kontrolle von Inhalten, und ab Mitte der 1990er Jahre beginnt eine deutliche 
Standardisierung. Offen bleibt an dieser Stelle, ob nach den Schulkämpfen bis 
in die 1970er Jahre die schulpolitischen Akteure sich eher auf diese leichter zu 
verändernden Regelungen konzentrierten.

Zusammenhänge zwischen den Dimension Struktur und Kontrolle von Inhalten
Die disparaten Entwicklungen der Schulpolitik in den Dimensionen Struktur und 
Kontrolle von Inhalten verweisen darauf, dass diese getrennt betrachtet werden 
sollten. Zwischen beiden Typologien bestehen nicht durchgehend Zusammen-
hänge. Am ehesten hängen modernisierte Strukturen bis Anfang der 1990er Jahre 
mit einer zunehmenden Destandardisierung zusammen. Dieser Zusammenhang 
ist in den 2000er Jahren deutlich geringer geworden.
Eingangs stellten wir uns die Frage, in welchen Bundesländern als erstes schul-
rechtliche Innovationen eingeführt wurden und welche Bundesländer im Sinne 
eines Policy Learnings folgten. Vor dem Hintergrund unserer Untersuchung lässt 
sich diese Frage nicht eindeutig beantworten. Für einige Indikatoren lassen sich 
zwar derartige Rückschlüsse ziehen. So könnte es sein, dass Sachsen, Thüringen 
und Sachsen-Anhalt mit der Einführung eines zweigliedrigen Schulsystems diese 
Reform auch in anderen Bundesländern befördert haben und dies sogar bevor 
Sachsen und Thüringen bei der PISA-Studie als besonders leistungsstark auf  e-
len. Bei vielen anderen Regelungen sind derartige Vermutungen nicht haltbar.
Ebenso hatten wir uns eingangs die Frage gestellt, ob wir von zielgerichteten Ver-
änderungen sprechen können. Im Hinblick auf die Strukturen kann man insge-
samt von einer deutlichen Stringenz hin zu modernisierten Strukturen sprechen. 
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samt von einer deutlichen Stringenz hin zu modernisierten Strukturen sprechen. 
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Es sind nur wenige Fälle zu beobachten, in denen einmal getroffene schulstruk-
turelle Entscheidungen zurückgenommen wurden. Dies sind z.B. die Abschaf-
fung der schulartenunabhängigen Orientierungsstufe in Niedersachsen, Bremen, 
Hessen und Sachsen-Anhalt, sowie die Veränderung der Gymnasialschulzeit in 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern.
Bei der Kontrolle von Inhalten lässt sich eine deutlich geringere Stringenz be-
obachten. Ein besonders auffälliges Beispiel sind die Reformen der gymnasialen 
Oberstufe in den 1970er und 2000er Jahren. Ebenso gehören dazu Änderungen 
der Verbindlichkeit der Übergangsempfehlung für die weiterführenden Schulen. 
Hier sind allein im Saarland und Nordrhein-Westfalen für beide Bundesländer 
zusammengerechnet fünf entgegengesetzte Reformen in den letzten 15 Jahren zu 
beobachten. Nicht in allen Bundesländern haben wir es also mit umfassenden 
Reformen zu tun, sondern vielmehr mit kleinen „Trippelschritten“.
Selbst diese Trippelschritte sind aus theoretischer Perspektive nur schwerlich zu 
erklären (Abschnitt 6). Weder zeigt sich, dass ein politisches Lager eine bestimmte 
Richtung vorgibt, noch dass Deutschland weltweiten Trends folgen würde. Um 
politische Reformen zufriedenstellend zu erklären, bleibt oftmals die einzige Mög-
lichkeit Prozessanalysen durchzuführen, um Macht- und Akteurskonstellationen 
zu untersuchen, Pfadabhängigkeiten der institutionellen Entwicklung zu identi-
 zieren und soziodemogra  sche Hintergründe offen zu legen. Dies ermöglicht es 

aber nur sehr beschränkt Erklärungen von Reformen in einem Bundesland auf ein 
anderes zu übertragen, geschweige denn Prognosen über zukünftige schulrechtli-
che Entwicklungen zu treffen.

7.2 Was folgt?

Mit unserer Untersuchung haben wir gerade einmal an der Ober  äche der Schul-
systeme der deutschen Bundesländer gekratzt. Dies ist sicherlich zum einen auf 
die vorgenommene Fokussierung auf das Gymnasium und auf die Betrachtung 
der Schulstruktur zurückzuführen. Die Schulsysteme der Bundesländer unter-
scheiden sich in so vielfältiger Weise, dass selbst eine vergleichende Charakte-
risierung der Bundesländer zu einem Zeitpunkt nicht ansatzweise vollständig 
sein kann. In Bezug auf die Strukturen der Schulsysteme, die Kriterien für den 
Gymnasialzugang und den Stellenwert einzelner Unterrichtsinhalte an Gymna-
sien ist eine relativ vollständige Betrachtung noch möglich. Auf der Ebene päd-
agogischer Praxen, Lehrpläne oder Prüfungsanforderungen ist dies jedoch zum 
Scheitern verurteilt. In unserer Studie haben wir insgesamt nur die schulrechtli-
chen Rahmenbedingungen erfasst, jedoch haben wir nicht die Implementierung 
von schulrechtlichen Regelungen (damit sind auch einzelne Schulen gemeint) in 
den Blick genommen. Auch wenn wir uns vorrangig auf Regelungen konzentriert 
haben, die relativ wenig Interpretationsspielraum bieten, kann es natürlich sein, 
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dass einzelne Bundesländer, Regionen oder Einzelschulen gleiche schulrechtliche 
Regelungen unterschiedlich umsetzen.
Zudem gibt es Bundesländerunterschiede, die nur mittelbar mit rechtlichen 
Rahmenbedingungen in Zusammenhang stehen, aber teilweise massiv den Bil-
dungserfolg der Schüler beein  ussen können. Neben der Quali  kation der Lehr-
kräfte, die maßgeblich auch von der Qualität der Lehramtsausbildung abhängt, 
scheinen die Lehrerarbeitsmärkte der Bundesländer eine wesentliche Rolle für die 
Lernergebnisse von Schülern zu spielen. So unterscheiden sich die Bundesländer 
deutlich allein in den Anteilen der Lehrkräfte, die fachfremd unterrichten. So 
haben die ostdeutschen Bundesländer im Bundesländervergleich in den Fächern 
Mathematik, Biologie, Physik und Chemie durchweg im Bundesländervergleich 
niedrige Anteile von Lehrkräften, die fachfremd unterrichten (Pant et al. 2013: 
375). Die Lehrbefähigung der Lehrkräfte beein  usst wiederum die Kompetenz-
werte der durch sie unterrichteten Schüler. Die Berechnungen des IQB lassen 
somit vermuten, dass die besseren Ergebnisse der Schüler in den ostdeutschen 
Bundesländern in Mathematik und Naturwissenschaften auch auf die fachbezo-
gene Lehrbefähigung zurückführbar sind.
Allein die Frage nach dem Anteil fachfremder Lehrkräfte verdeutlicht das Prob-
lem komparativer Forschung: Die Schwierigkeit, die scheinbar Unvergleichbaren 
miteinander zu vergleichen. Auch wenn es im Detail natürlich Unterschiede zwi-
schen den Bundesländern gibt, die in ihrer Tiefe kaum systematisch vergleichbar 
sind, so bietet die vorliegende Arbeit dennoch eine einzigartige Gesamtschau der 
schulrechtlichen Regelungen in den Bundesländern, die zumindest in Bezug auf 
den gymnasialen Bildungsgang den Großteil landeseinheitlicher Regelungen in 
ihrer Entwicklung sei 1949 zusammenführt und systematisiert. Zudem bieten 
diese Arbeit und die damit verbundene Datenbank zahlreiche Forschungsansätze 
für unterschiedliche Disziplinen282.
Mit diesem Buch ist die Grundlage gelegt, um zwei darauf aufbauende Frage-
stellungen von Bildungssoziologie und Bildungsökonomie zu untersuchen: Be-
ein  ussen einzelne schulrechtliche Regelungen Bildungsentscheidungen und 
damit Bildungschancen? Und beein  ussen Typen von Schulsystemen und die 
damit verbundenen schulpolitischen Philosophien Bildungschancen? Zur ersten 
Frage kann mit unserer Datenbank für jeden einzelnen Indikator mit kausalana-
lytischen Verfahren untersucht werden, ob die Veränderung eines Indikators das 
Bildungsverhalten von Kindern und Jugendlichen in einem Bundesland verän-

282 Bislang konnten wir noch keine externe Förderung für eine webbasierte Veröffentlichung unse-
rer Datenbank (mit allen Kodierungen und Verlinkung mit den entsprechenden Rechtstexten) 
einwerben. Kritikpunkte waren dabei, dass wir uns vor allem auf das Gymnasium beziehen und 
damit der Wert der Datenbank für andere Nutzer eingeschränkt sei. Ferner wurde eine wissen-
schaftliche Mitarbeiterstelle, die für eine Aktualisierung (bis 2015) und Veröffentlichung der 
Datenbank mit allen zugrunde liegenden Rechtstexten notwendig ist, als zu teuer erachtet.
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dert hat. Die Analysen zum Bildungsverhalten können dabei sowohl nur auf Un-
terschiede zwischen den Bundesländern bezogen werden als auch im Hinblick 
auf veränderte soziale Selektivitäten. Dabei ist es nicht nur möglich, den Ein-
 uss einer Regelung kausalanalytisch zu untersuchen. Die Datenbank informiert 

darüber hinaus auch, ob es zeitgleich zu schulrechtlich relevanten Reformen in 
einem anderen Bundesland gekommen ist. So können diese Bundesländer aus 
den Analysen ausgeschlossen werden und man erhält ein methodisch adäquateres 
Design für die De  nition einer Kontrollgruppe. Eine solche Möglichkeit war in 
bisherigen Studien zum kausalen Ein  uss schulrechtlicher Regelungen auf das 
Bildungsverhalten nicht gegeben.
Zur zweiten Frage: Es könnte sein, dass nicht einzelne schulrechtliche Regelungen 
relevant für das Bildungsverhalten sind, sondern erst der Mix dieser Regelungen 
in Form schulpolitischer Philosophien. Mit unserer Codierung von Typen auf 
der Ebene der Struktur bzw. der Kontrolle von Inhalten sind derartige Unter-
suchungen nun möglich. Ein Problem bei den angesprochenen Analysen stellen 
jedoch die verfügbaren Datenquellen dar. Im Allgemeinen sind derartige Unter-
suchungen mit den PISA-Ergänzungsstudien, den IQB-Ländervergleichen oder 
den Daten zu den Schuletappen des Nationalen Bildungspanels (NEPS) nicht 
ohne weiteres gestattet. Hierbei haben sich mittlerweile die Rahmenbedingungen 
für die Auswertung der Schuletappen von NEPS wie auch der PISA- Ergänzungs-
studien verändert. Entgegen aller bisherigen Argumentationen ist die Bundeslän-
dervariable mittlerweile teilweise zugänglich. Dabei sind den Forschern jedoch 
enge Grenzen gesetzt und geplante Forschungsvorhaben, die Bundesländerken-
nungen der genannten Daten benutzen wollen, müssen sich einem langwierigen 
Begutachtungsprozess stellen.283

Allerdings sehen wir sowohl in der Verwendung der Mikrozensen als auch der 
Lebensverlaufsdatensätze wie der Startkohorte 6 (Erwachsene) des Nationalen 
Bildungspanels (NEPS) (Blossfeld et al. 2009) – Welle 1 und die Auffrischungs-
stichprobe der Welle 3 –, der Studie „Arbeiten und Lernen im Wandel“ (ALWA) 
(Kleinert et al. 2008), den Lebensverlaufsstudien (GLHS) des Max-Planck-Insti-
tuts für Bildungsforschung (Brückner und Mayer 1995) und dem Sozio-oekono-
mischen Panel (SOEP) (Lohmann und Witzke 2011) mögliche Datensätze, um 
die aufgeworfenen Fragen zu untersuchen.
Für die Politikwissenschaft könnte sich aus der Datenbank die Identi  zierung in-
teressanter Schulreformen ergeben, deren Policy-Prozess analysiert werden kann. 
So wäre hierbei zu prüfen, welche Interessen und Strategien beispielsweise die 
beteiligten Akteure von Regierungsparteien, aus Kultusministerien, Elternvertre-

283 Dabei entscheiden neuerdings nicht mehr die Datengeber oder die Kultusministerkonferenz, 
ob ein Forscher die Bundesländerkennung verwenden darf, sondern andere Bildungsforscher. 
Ob dieses Verfahren den Forschern nun wirklich den Zugriff zu den Daten eröffnet ist fraglich. 
Erfahrungswerte existieren hierzu noch nicht. 
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tern, Lehrer- sowie Wirtschaftsverbänden bei Reformen verfolgt haben und ob 
bzw. wie sie diese durchsetzen konnten. Die Datenbank bietet je nach abhängiger 
Variable Anknüpfungspunkte für Fallanalysen, aber auch für Bundesländerver-
gleiche. Zudem eröffnet sie auch Möglichkeiten für quantitative Analysen, etwa 
zu Veränderungen der parteipolitischen Zusammensetzungen von Landesregie-
rungen und Landesparlamenten im Zeitverlauf, aber auch anderen Indikatoren in 
Bezug auf Wirtschaftskraft, soziale und demogra  sche Veränderungen.
Für die Rechtswissenschaft ergeben sich Forschungsfragen im Bereich der Rechts-
geschichte und der Rechtssoziologie. So können mit der Datenbank bzw. den 
zugrunde liegenden Rechtstexten beispielsweise die sich historisch verändernde 
Regelungsdichte als auch die Veränderung von Rechtsbegriffen analysiert werden.
Für die Erziehungswissenschaft schließlich bietet die Datenbank die Möglich-
keit, Kompetenzunterschiede der Schüler zwischen den Bundesländern auch 
unter dem Blickwinkel institutioneller Indikatoren und ihrer Veränderungen zu 
untersuchen. Damit wäre es möglich zu analysieren, welche Rolle institutionelle 
Variationen im Bundesländervergleich überhaupt für Kompetenzen von Schülern 
spielen. Dabei haben aber die angesprochenen Datenrestriktionen eine noch viel 
größere Bedeutung.
Unsere Datenbank soll in absehbarer Zeit digital mit den dahinterliegenden 
Rechtstexten veröffentlicht werden.284 Dabei rufen wir nicht nur die wissenschaft-
liche Community explizit dazu auf, sich an der Fortführung der Datenbank zu be-
teiligen. Über eine internetbasierte Veröffentlichung könnte zudem die Schwelle 
gesenkt werden, um andere (heute) relevante Indikatoren aus anderen Bereichen 
des Schulsystems prospektiv einzup  egen.

7.3 Die Herausforderungen für den Bildungsföderalismus

Wir wollen in diesem Abschnitt zwei Herausforderungen für den Bildungsfödera-
lismus thematisieren, die sich aus diesem Buch für uns ergeben haben. Zum einen 
halten wir eine Diskussion darüber für notwendig, welcher Grad an Bildungs-
ungleichheiten zwischen den Bundesländern akzeptabel ist. Zum anderen stellt 
sich die Frage wie Bundesländer hinsichtlich der Qualität ihrer Bildungssysteme 
voneinander lernen können und müssen, um dem selbstformulierten Ideal des 
„Wettbewerbsföderalismus“ gerecht werden zu können.
Aus unserer Sicht braucht es eine Debatte darüber, wie ungleich schulrechtliche 
Regelungen sein dürfen, wenn durch deren Unterschiede ungleiche Bildungs-
chancen geschaffen werden. Unter ungleichen Bildungschancen verstehen wir 
Unterschiede in Zugängen zu Bildungseinrichtungen, schulischen Kompetenzen 

284 Bisher hat sich jedoch kein Forschungsförderer gefunden, der uns bei der Veröffentlichung der 
Datenbank unterstützen würde.
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und Bildungsabschlüssen. Gleiche Bildungschancen in allen Bundesländern zu 
erreichen, ist wohl ein unrealistisches Ziel. Wie ungleich dürfen Bildungschan-
cen und damit verbunden auch schulrechtliche Regelungen aber sein? Inwieweit 
ist es hinnehmbar, dass von den unter Dreijährigen in Sachsen-Anhalt fast drei-
mal so viele Kinder in Kindertageseinrichtungen oder in der Tagesp  ege betreut 
werden wie in Nordrhein-Westfalen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 
2014), wo doch gerade der Kita-Besuch in diesem Alter besonders förderlich für 
die kindliche Entwicklung ist (Fritschi und Oesch 2008)? Sind die Bildungschan-
cen ungleich verteilt, wenn in Sachsen fünfmal mehr Kinder eine Grundschule 
ganztägig besuchen als in einigen westdeutschen Bundesländern (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2012)? Weiterhin stellt sich die Frage nach ungleichen 
Zugängen zu Bildungseinrichtungen im Schulverlauf. So ist zu diskutieren, wie 
vielen Kindern der Übergang auf das Gymnasium gewährt werden soll, als jener 
Schulform, die den direkten Weg zur allgemeinen Hochschulreife ermöglicht und 
den Schülern ein günstigeres „Lern- und Entwicklungsmilieu“ bietet (Baumert 
et al. 2006)? Ist eine Varianz der Übergangsquoten von über 10 Prozentpunkten 
zwischen den Bundesländern ein Kennzeichen unterschiedlicher Kompetenzen 
der Schüler, oder sind die Zugangskriterien für das Gymnasium so unterschied-
lich? In Bezug auf schulische Kompetenzen ist zu diskutieren, inwieweit es ver-
tretbar ist, dass der Anteil funktionaler Analphabeten (unter Kompetenzstufe I im 
PISA-Lesekompetenztest) in der 9. Klasse in Hamburg dreimal so hoch ist wie in 
Sachsen (Deutsches PISA-Konsortium 2008)? Ist es akzeptabel, dass der Kompe-
tenzerwerb in Berlin deutlich stärker (1,5-mal stärker) mit der sozialen Herkunft 
zusammenhängt als beispielsweise in Schleswig-Holstein und Brandenburg? Ist es 
darüber hinaus tolerierbar, dass bei gleichen Kompetenzen der Gymnasialbesuch 
in Bayern und Baden-Württemberg mehr als dreimal so stark mit der sozialen 
Herkunft zusammenhängt wie in Brandenburg? Wie sinnvoll ist es, dass das Risi-
ko in der Sekundarstufe I eine Klasse wiederholen zu müssen, in Bayern viermal 
höher ist als in Hamburg (StBa 2013), obwohl die Sinnhaftigkeit dieses Instru-
ments in der Bildungsforschung bestenfalls umstritten ist (Klemm 2009)? Wieso 
haben einige Bundesländer in den letzten Jahren die Einschulungsstichtage für 
die Schulanfänger verändert, mit der Folge bzw. dem Ziel, dass die eingeschulten 
Schüler jünger wurden, wo doch bekannt ist, dass besonders die jüngsten Schüler 
in einer Klasse in ihrem Bildungserfolg benachteiligt sind (Bedard und Dhuey 
2006; Crosser 1991; EIder und Lubotsky 2009; Grenet 2009; Jürges und Schnei-
der 2006; Mühlenweg und Puhani 2010; Puhani und Weber 2007)? Wird dieses 
Phänomen der Bildungsbenachteiligung der jüngsten Schüler einer Klasse weiter 
durch frühere Einschulungsstichtage verstärkt? Und wieso setzt Berlin den Stich-
tag der Einschulung 2004 im Alleingang auf den mit Abstand frühesten Zeit-
punkt im Bundesländervergleich und revidiert diese Entscheidung zum Schuljahr 
2016/17 und passt sich den Regelungen in Bayern, Baden-Württemberg, Bran-
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denburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen an? Diese haben wiederum 
Einschulungsstichtage, durch die die jüngsten Schüler hier drei Monate jünger 
sind als in den meisten anderen Bundesländern.285 
Wieso führt es zu keinen Aufschrei, dass das Risiko für Schüler in Bremen, von 
einem Mathematiklehrer ohne Lehrbefähigung in Mathematik unterrichtet zu 
werden, fast 20-mal so hoch ist wie in Thüringen (Pant et al. 2013)? Soll es für 
den Lernerfolg der Schüler wirklich nicht wichtig sein, dass die durchschnittli-
chen Klassengrößen der Sekundarstufe I in Thüringen bei 20,6 liegt, in Nord-
rhein-Westfalen aber bei 26,3 (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014)? 
Kann es wirklich im Sinne gleicher Bildungschancen sein, dass Zerti  kate in den 
Bundesländern nach unterschiedlichen Kriterien vergeben werden (Kasten 5 in 
Abschnitt 4.2.6 und Abschnitt 4.2.7.3)?
Diese Fragen stellen nur einen Ausschnitt relevanter Bundesländerunterschiede 
dar, deren Legitimität unseres Erachtens diskutabel ist. Unklar ist, wodurch diese 
Bundesländerunterschiede zustandekommen. Wie eingangs angeführt (Kapitel 1) 
lassen sich aus unserer Sicht sechs Faktoren benennen, die Bundesländerunter-
schiede in den Bildungsergebnissen beein  ussen könnten: Bundesländerunter-
schiede (1) der sozialen Zusammensetzung, (2) der Bildungsinfrastruktur, (3) der 
demogra  schen Entwicklung, (4) der Wirtschaftsstruktur, (5) der Wertvorstel-
lungen und (6) der schulrechtlichen Regelungen. Welche Ursachen für ungleiche 
Bildungsergebnisse zwischen den Bundesländern schlussendlich empirisch iden-
ti  ziert werden, wird auch darüber entscheiden, ob die aufgezeigten Bundeslän-
derunterschiede in den Bildungsergebnissen als legitim oder illegitim bzw. gerecht 
oder ungerecht gelten müssen.
Wie aber ausgeführt, wissen wir viel zu wenig über die Ursachen verschiedener 
Bildungsergebnisse in den Bundesländern. Wir sehen es als gemeinsame Heraus-
forderung von Bund und Ländern in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, die 
Ursachen für ungleiche Bildungsergebnisse zu identi  zieren. Erst mit einem ab-
gesicherten Wissen über die Gründe ungleicher Bildungschancen zwischen den 
Bundesländern lässt sich auch die Diskussion führen, wie ungleich Bildungsergeb-
nisse in den Bundesländern sein dürfen, um noch akzeptabel zu sein. Ein Grund 
für das fehlende Wissen, worauf Bundesländerunterschiede zurückzuführen sind, 
liegt wie angesprochen im beschränkten Datenzugang begründet. Ein weiterer 
Grund ist die mangelnde Forschungsförderung derartiger Fragestellungen. Die 
Bundesländer haben kaum bzw. kein Interesse an derartiger Forschung. Ande-

285 Offen bleibt, warum es in den letzten zehn Jahren in einigen Bundesländern zu einer Verschie-
bung der Einschulungsstichtage gekommen ist, die noch zu Anfang der 2000er Jahre bundesweit 
relativ einheitlich waren. Die Verschiebung der Einschulungsstichtage hat zu starken Reaktanzen 
auf Elternseite vor allem in Berlin und Bayern geführt. Zu überprüfen bleibt, ob unter Um-
ständen die Verschiebung der Einschulungsstichtage negative Folgen für Grundschulkinder, vor 
allem für die jüngsten Schüler, hatte. 
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re Forschungsförderer wie das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
haben in den letzten Jahren zwar viel Geld in die empirische Bildungsforschung 
investiert, die bundesländervergleichende Forschung jedoch nicht in ihre For-
schungsprogramme explizit eingeschlossen.
Die zweite Herausforderung sehen wir darin, ob es den Bundesländern gelingt, bei 
der Entwicklung ihrer Bildungssysteme voneinander zu lernen. Der Idee des Wett-
bewerbsföderalismus zufolge können sich durch den Wettstreit der Systeme föde-
rale Schulsysteme besser entwickeln als dies durch eine zentrale Steuerung möglich 
wäre (Nikolai und Helbig 2013). Einzelstaaten können dadurch voneinander ler-
nen und mehr oder weniger gemeinsam das beste Schulsystem entwickeln. Hiervon 
wird bislang im deutschen Bildungsföderalismus jedoch kaum Gebrauch gemacht.
Schon die unterschiedliche Bezeichnung von gleichen Schulformen lässt ver-
muten, dass der deutsche Bildungsföderalismus kaum als ein lernendes System 
begriffen werden kann. Auf Erfahrungswerte anderer Bundesländer wird wenig 
zurückgegriffen. Dies zeigt sich vor allem an den unterschiedlichen Namen für 
die „Schularten mit mehreren Bildungsgängen“. Anfang der 1990er Jahre führ-
ten Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt diese Schulform  ächendeckend 
ein. Allein diese drei Bundesländer gaben dieser Schulform unterschiedliche Na-
men. Auch andere Bundesländer, die eine Schulformintegration vornahmen, kre-
ierten weitere neue Namen anstatt an die bestehenden Bezeichnungen aus den 
ostdeutschen Bundesländern anzuknüpfen. Wir vermuten, dass in keinem Bun-
desland an eine bestehende Schulformbezeichnung angeschlossen werden sollte, 
um damit die Reform als eigene schulpolitische Innovation zu verkaufen. Auch 
bei der Umstellung der Gymnasialzeit (G8-G9) wurde nicht auf bestehende Er-
fahrungswerte zurückgegriffen. In Sachsen und Thüringen besteht seit 1991 das 
achtjährige Gymnasium. Auch Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern 
haben mit einer kürzeren Gymnasialzeit Erfahrungswerte. Als die westdeutschen 
Bundesländer in den 2000er Jahren die Gymnasialzeit verkürzten, wurden die Er-
fahrungswerte der ostdeutschen Bundesländer anscheinend kaum berücksichtigt. 
Während das achtjährige Gymnasium in Thüringen und Sachsen in 20 Jahren nie 
in Frage gestellt wurde und auch keine Proteste von Eltern auslöste, erleben wir 
im Westen eine emotional geführte Debatte und eine Renaissance des neunjähri-
gen Gymnasiums. Diese beiden Beispiele führen uns zum eigentlichen Problem 
des Bildungsföderalismus in Deutschland. Nur wenige schulpolitische Verände-
rungen wurden in der Vergangenheit unter Einbezug von Vergleichsgruppen wis-
senschaftlich adäquat evaluiert.286

286 Um schulpolitische Veränderungen in ihrer Wirkung zu untersuchen, sollte neben dem Bun-
desland, das eine Reform durchgeführt hat, mindestens noch ein weiteres Bundesland zum Ver-
gleich herangezogen werden – nur dann ist die Wirkung einer Reform feststellbar. Dies ist jedoch 
nicht möglich, da bundesländervergleichende Untersuchungen derzeit ausgeschlossen sind bzw. 
stark erschwert werden.
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Schulpolitische Evaluationen in einem Bundesland sind den Kultusbeamten in 
anderen Bundesländern nicht unbedingt bekannt. Die Veränderungen in den 
Schulsystemen der einzelnen Bundesländer sind häu  g so vielfältig, dass es ver-
stärkte öffentlich geförderte (mitunter vielleicht institutionalisierte) Forschungs-
programme bräuchte. Diese sollten sich mit der Frage beschäftigen, wie Bildungs-
politik auf die Leistungen (Kompetenzen), soziale Ungleichheiten und psychische 
Entwicklungen der Schüler wirkt. Was wirkt, was wirkt nicht? Was sind inten-
dierte, was sind nicht intendierte Folgen von Bildungspolitik? Nur unter diesen 
Voraussetzungen, Probieren (Reform), Lernen (Evaluation), Verwerfen, gelunge-
nes Nachmachen und wieder Probieren, kann sich der deutsche Bildungsfödera-
lismus als leistungsfähig beweisen.
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Tab . A1: Abkürzungen der Bundesländer

BW Baden-Württemberg NI Niedersachsen

BY Bayern NW Nordrhein-Westfalen

BE Berlin RP Rheinland-Pfalz

BB Brandenburg SL Saarland

HB Bremen SN Sachsen

HH Hamburg ST Sachsen-Anhalt

HE Hessen SH Schleswig-Holstein

MV Mecklenburg-Vorpommern TH Thüringen
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T ab. A 2: Anteil von Gymnasien an allen Schulformen, die zum Abitur führen, 
1971/72 bis 2009/10

Jahr BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1971/1972 96,2 98,6 89,3 84,8 88,0 80,2 95,9 96,9 100,0 97,6 97,6
1972/1973 96,1 98,4 87,0 82,4 88,7 76,9 95,3 96,6 100,0 97,6 95,4
1973/1974 95,3 98,4 82,7 82,4 88,9 75,2 94,9 96,3 99,3 97,5 96,6
1974/1975 94,9 98,2 78,2 84,6 89,1 76,0 93,4 96,1 99,3 97,4 96,8
1975/1976 94,0 97,7 73,1 83,0 89,2 76,8 89,5 95,4 98,5 97,4 95,9
1976/1977 92,6 97,7 72,6 87,5 88,3 78,1 93,9 94,7 98,6 95,0 94,9
1977/1978 92,3 97,7 73,2 87,0 88,6 78,1 88,9 94,3 98,6 95,0 95,0
1978/1979 94,2 97,8 72,4 87,9 88,5 78,2 93,5 94,2 98,6 92,9 94,9
1979/1980 94,0 97,5 70,6 91,7 78,6 78,1 93,5 93,6 97,9 92,9 94,9
1980/1981 93,7 98,0 69,9 91,9 76,5 77,7 92,8 93,3 96,5 92,5 95,1
1981/1982 93,4 97,5 69,6 92,0 76,5 78,1 92,8 92,7 96,5 92,5 95,1
1982/1983 92,8 97,3 68,6 92,1 76,3 77,9 92,5 90,9 96,5 90,2 95,1
1983/1984 92,8 97,3 68,6 92,0 76,1 78,1 92,2 89,5 96,5 90,2 94,2
1984/1985 92,6 97,3 69,3 91,9 76,1 78,2 91,8 89,2 96,5 90,2 94,4
1985/1986 92,6 97,3 69,3 91,8 72,7 78,2 91,5 88,4 95,8 90,2 94,4
1986/1987 92,4 97,5 68,6 91,7 74,8 76,8 91,5 86,2 95,1 78,7 94,4
1987/1988 91,4 95,4 66,7 92,3 72,2 75,2 90,6 82,0 93,5 75,6 94,2
1988/1989 91,7 95,8 66,0 92,8 63,6 75,0 90,2 79,0 93,4 72,1 94,1
1989/1990 91,3 95,7 66,0 91,3 67,9 75,6 89,8 77,3 93,4 70,5 91,4
1990/1991 90,8 95,7 66,0 91,0 66,1 75,2 88,9 74,5 93,4 71,1 86,5
1991/1992 92,0 96,1 57,1 22,1 89,3 65,8 76,3 87,3 89,8 75,7 93,8 72,5 97,8 98,6 83,2 95,6
1992/1993 91,7 95,9 57,6 23,7 89,3 56,8 76,0 87,0 89,6 73,8 93,2 69,8 98,4 96,6 79,8 95,7
1993/1994 91,7 95,6 60,0 25,1 86,3 53,4 75,4 85,0 87,5 73,2 91,9 68,5 98,4 97,2 78,6 95,0
1994/1995 91,5 95,7 60,6 25,7 85,2 51,0 74,9 85,6 86,6 73,6 90,1 67,3 99,0 97,2 78,6 96,7
1995/1996 90,5 95,7 61,4 25,8 85,4 50,7 75,3 85,6 87,3 73,0 89,0 67,3 98,5 97,2 76,2 95,1
1996/1997 90,4 95,7 62,0 27,0 85,2 52,8 75,2 84,7 87,4 72,5 88,4 67,3 98,5 96,5 76,2 95,0
1997/1998 90,2 95,7 62,0 27,1 85,2 54,5 74,5 84,0 85,7 71,9 87,8 66,1 98,4 96,3 76,3 95,0
1998/1999 90,1 95,7 62,0 28,0 85,2 51,4 74,3 82,6 85,7 71,5 86,7 66,1 98,4 96,2 76,5 93,4
1999/2000 89,9 95,5 62,3 28,0 85,0 53,1 74,4 83,0 85,8 71,4 86,3 66,1 98,5 96,2 76,7 93,4
2000/2001 89,9 95,0 62,4 29,2 84,1 59,0 74,6 83,6 86,1 71,3 86,3 66,1 98,4 96,2 76,7 92,6
2001/2002 90,0 95,3 62,6 30,4 83,5 60,0 74,5 82,0 85,6 71,2 85,8 66,1 98,4 96,1 76,5 93,5
2002/2003 90,0 95,3 62,4 31,5 82,9 59,0 74,7 81,7 85,4 71,2 85,3 66,1 98,3 96,1 76,5 93,3
2003/2004 89,6 95,3 62,7 33,3 82,7 59,0 75,2 81,6 84,9 71,1 84,8 64,8 98,2 95,8 76,1 93,2
2004/2005 89,8 95,3 63,2 35,5 77,6 62,1 75,3 81,4 85,3 71,1 84,8 64,8 98,1 95,5 76,3 92,3
2005/2006 89,6 95,3 62,9 38,0 69,2 63,9 75,2 81,6 85,2 71,0 84,9 64,8 98,0 93,3 75,7 91,2
2006/2007 88,8 95,3 64,7 40,9 66,1 63,1 75,2 80,2 84,6 71,0 84,9 64,8 97,9 93,2 75,0 89,6
2007/2008 88,7 95,1 65,3 44,3 68,6 63,9 74,4 77,3 84,8 70,9 83,9 62,5 97,9 92,3 74,5 89,2
2008/2009 88,4 94,9 63,5 68,0 68,5 61,7 73,1 75,8 84,9 70,9 81,3 61,4 97,9 90,6 74,0 89,0
2009/2010 88,3 94,9 62,9 69,0 65,7 58,2 72,4 75,5 81,5 70,7 77,2 61,4 98,0 90,4 74,5 87,5
Quelle: StBa (verschiedene Jahrgänge-a). Da die statistischen Angaben zum Anteil von Gymnasien an allen Schul-
formen, die zum  Abitur führen, erst ab dem Schuljahr 1971/72 vorliegen, haben wir die Werte für die Schuljahre 
1949/50 bis 1970/71 geschätzt.
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T ab. A 2: Anteil von Gymnasien an allen Schulformen, die zum Abitur führen, 
1971/72 bis 2009/10

Jahr BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1971/1972 96,2 98,6 89,3 84,8 88,0 80,2 95,9 96,9 100,0 97,6 97,6
1972/1973 96,1 98,4 87,0 82,4 88,7 76,9 95,3 96,6 100,0 97,6 95,4
1973/1974 95,3 98,4 82,7 82,4 88,9 75,2 94,9 96,3 99,3 97,5 96,6
1974/1975 94,9 98,2 78,2 84,6 89,1 76,0 93,4 96,1 99,3 97,4 96,8
1975/1976 94,0 97,7 73,1 83,0 89,2 76,8 89,5 95,4 98,5 97,4 95,9
1976/1977 92,6 97,7 72,6 87,5 88,3 78,1 93,9 94,7 98,6 95,0 94,9
1977/1978 92,3 97,7 73,2 87,0 88,6 78,1 88,9 94,3 98,6 95,0 95,0
1978/1979 94,2 97,8 72,4 87,9 88,5 78,2 93,5 94,2 98,6 92,9 94,9
1979/1980 94,0 97,5 70,6 91,7 78,6 78,1 93,5 93,6 97,9 92,9 94,9
1980/1981 93,7 98,0 69,9 91,9 76,5 77,7 92,8 93,3 96,5 92,5 95,1
1981/1982 93,4 97,5 69,6 92,0 76,5 78,1 92,8 92,7 96,5 92,5 95,1
1982/1983 92,8 97,3 68,6 92,1 76,3 77,9 92,5 90,9 96,5 90,2 95,1
1983/1984 92,8 97,3 68,6 92,0 76,1 78,1 92,2 89,5 96,5 90,2 94,2
1984/1985 92,6 97,3 69,3 91,9 76,1 78,2 91,8 89,2 96,5 90,2 94,4
1985/1986 92,6 97,3 69,3 91,8 72,7 78,2 91,5 88,4 95,8 90,2 94,4
1986/1987 92,4 97,5 68,6 91,7 74,8 76,8 91,5 86,2 95,1 78,7 94,4
1987/1988 91,4 95,4 66,7 92,3 72,2 75,2 90,6 82,0 93,5 75,6 94,2
1988/1989 91,7 95,8 66,0 92,8 63,6 75,0 90,2 79,0 93,4 72,1 94,1
1989/1990 91,3 95,7 66,0 91,3 67,9 75,6 89,8 77,3 93,4 70,5 91,4
1990/1991 90,8 95,7 66,0 91,0 66,1 75,2 88,9 74,5 93,4 71,1 86,5
1991/1992 92,0 96,1 57,1 22,1 89,3 65,8 76,3 87,3 89,8 75,7 93,8 72,5 97,8 98,6 83,2 95,6
1992/1993 91,7 95,9 57,6 23,7 89,3 56,8 76,0 87,0 89,6 73,8 93,2 69,8 98,4 96,6 79,8 95,7
1993/1994 91,7 95,6 60,0 25,1 86,3 53,4 75,4 85,0 87,5 73,2 91,9 68,5 98,4 97,2 78,6 95,0
1994/1995 91,5 95,7 60,6 25,7 85,2 51,0 74,9 85,6 86,6 73,6 90,1 67,3 99,0 97,2 78,6 96,7
1995/1996 90,5 95,7 61,4 25,8 85,4 50,7 75,3 85,6 87,3 73,0 89,0 67,3 98,5 97,2 76,2 95,1
1996/1997 90,4 95,7 62,0 27,0 85,2 52,8 75,2 84,7 87,4 72,5 88,4 67,3 98,5 96,5 76,2 95,0
1997/1998 90,2 95,7 62,0 27,1 85,2 54,5 74,5 84,0 85,7 71,9 87,8 66,1 98,4 96,3 76,3 95,0
1998/1999 90,1 95,7 62,0 28,0 85,2 51,4 74,3 82,6 85,7 71,5 86,7 66,1 98,4 96,2 76,5 93,4
1999/2000 89,9 95,5 62,3 28,0 85,0 53,1 74,4 83,0 85,8 71,4 86,3 66,1 98,5 96,2 76,7 93,4
2000/2001 89,9 95,0 62,4 29,2 84,1 59,0 74,6 83,6 86,1 71,3 86,3 66,1 98,4 96,2 76,7 92,6
2001/2002 90,0 95,3 62,6 30,4 83,5 60,0 74,5 82,0 85,6 71,2 85,8 66,1 98,4 96,1 76,5 93,5
2002/2003 90,0 95,3 62,4 31,5 82,9 59,0 74,7 81,7 85,4 71,2 85,3 66,1 98,3 96,1 76,5 93,3
2003/2004 89,6 95,3 62,7 33,3 82,7 59,0 75,2 81,6 84,9 71,1 84,8 64,8 98,2 95,8 76,1 93,2
2004/2005 89,8 95,3 63,2 35,5 77,6 62,1 75,3 81,4 85,3 71,1 84,8 64,8 98,1 95,5 76,3 92,3
2005/2006 89,6 95,3 62,9 38,0 69,2 63,9 75,2 81,6 85,2 71,0 84,9 64,8 98,0 93,3 75,7 91,2
2006/2007 88,8 95,3 64,7 40,9 66,1 63,1 75,2 80,2 84,6 71,0 84,9 64,8 97,9 93,2 75,0 89,6
2007/2008 88,7 95,1 65,3 44,3 68,6 63,9 74,4 77,3 84,8 70,9 83,9 62,5 97,9 92,3 74,5 89,2
2008/2009 88,4 94,9 63,5 68,0 68,5 61,7 73,1 75,8 84,9 70,9 81,3 61,4 97,9 90,6 74,0 89,0
2009/2010 88,3 94,9 62,9 69,0 65,7 58,2 72,4 75,5 81,5 70,7 77,2 61,4 98,0 90,4 74,5 87,5
Quelle: StBa (verschiedene Jahrgänge-a). Da die statistischen Angaben zum Anteil von Gymnasien an allen Schul-
formen, die zum  Abitur führen, erst ab dem Schuljahr 1971/72 vorliegen, haben wir die Werte für die Schuljahre 
1949/50 bis 1970/71 geschätzt.
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Tab. A 3: Schulformen des allgemeinbildenden Schulsystems in den deutschen 
Bundesländern (Stand: Schuljahr 2014/15) 

Förder-
schule

Haupt-
schule

Real-
schule

Verbundene Haupt- 
und Realschule

Gesamtschule Gym-
nasium

BW Förder-
schule

Haupt-
schule
Werk-
realschule

Real-
schule

Gemeinschafts-
schule

Gym-
nasium

BY Förder-
schule

Mittel-
schule

Real-
schule

Gym-
nasium

BE Förder-
schule

Integrierte 
Gesamtschule
Gemeinschafts-
schule*

Gym-
nasium

BB Förder-
schule

Oberschule Integrierte 
Gesamtschule

Gym-
nasium

HB Förder-
schule

Oberschule Gym-
nasium

HH Förder-
schule

Stadtteilschule Gym-
nasium

HE Förder-
schule

Haupt-
schule
Mittelstu-
fenschule

Real-
schule

verbundene Haupt- 
und Realschule

Integrierte 
Gesamtschule
Kooperative 
Gesamtschule

Gym-
nasium

MV Förder-
schule

Regionale Schule Integrierte 
Gesamtschule
Kooperative 
Gesamtschule

Gym-
nasium

NI Förder-
schule

Haupt-
schule

Real-
schule

Oberschule Integrierte 
Gesamtschule
Kooperative 
Gesamtschule

Gym-
nasium

NW Förder-
schule

Haupt-
schule

Real-
schule

Sekundarschule
Verbundschule**

Integrierte 
Gesamtschule
Gemeinschafts-
schule*

Gym-
nasium

RP Förder-
schule

Integrative Real-
schule plus
Kooperative Real-
schule plus

Integrative 
Gesamtschule 

Gym-
nasium
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Förder-
schule

Haupt-
schule

Real-
schule

Verbundene Haupt- 
und Realschule

Gesamtschule Gym-
nasium

SL Förder-
schule

Gemeinschafts-
schule

Gym-
nasium

SN Förder-
schule

Oberschule (Mittel-
schule bis 2012/13)

Gym-
nasium

ST Förder-
schule

Sekundarschule Integrierte 
Gesamtschule
Kooperative 
Gesamtschule
Gemeinschafts-
schule (ab 2014/15)*

Gym-
nasium

SH Förder-
schule

(bis 2014/15 Regi-
onalschule, danach 
Fusion mit Gemein-
schaftsschulen)

Gemeinschafts-
schule

Gym-
nasium

TH Förder-
schule

Regelschule Integrierte 
Gesamtschule
Kooperative 
Gesamtschule
Gemeinschafts-
schule*

Gym-
nasium

Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014); Rachner (2014). Anmerkung: Neben den angeführten 
regulären Schulformen der Sekundarstufe I in den Bundesländern gibt es oftmals noch weitere Schulformen, die als 
Schulversuche in den Bundesländern geführt werden, z.B. die so genannten “Schulen der besonderen Art” in Bayern 
und Baden-Württemberg. Dahinter verbergen sich Schulversuche zur Integrierten Gesamtschule. * Modellversuche, 
keine Regelschule; ** Die Verbundschule kann in Nordrhein-Westfalen noch bis 2019/20 eingeführt und anschlie-
ßend auslaufend fortgeführt werden. Nach Auslaufen werden die Verbundschulen als Sekundarschulen weitergeführt 
(MfSW 2015).
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Tab. A 4: Schulabschlüsse des allgemeinbildenden Schulsystems in den deutschen 
Bundesländern (Stand: Schuljahr 2013/14)287

Hauptschulabschluss Realschulabschluss Allgemeine 
Hochschulreife

BW Hauptschulabschluss Werkrealschulabschluss
Mittlere Reife

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

BY Erfolgreicher Abschluss der 
Mittelschule
Erfolgreicher Mittelabschluss der 
Praxisklasse
Quali  zierender Abschluss der 
Mittelschule

Mittlerer Schulabschluss 
an der Mittelschule
Realschulabschluss

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

BE Berufsbildungsreife 
Erweiterte Berufsbildungsreife

Mittlerer Schulabschluss 
(MSA)

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

BB Berufsbildungsreife
Erweiterte Berufsbildungsreife/
Erweiterter Hauptschulabschluss

Realschulabschluss/
Fachoberschulreife

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

HB Einfache Berufsbildungsreife
Erweiterte Berufsbildungsreife

Mittlerer Schulabschluss 
(MSA)

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

HH Erster Allgemeinbildender 
Schulabschluss

Mittlerer Allgemeinbil-
dender Schulabschluss
Mittlerer Schulabschluss 
(MSA)

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

HE Hauptschulabschluss
Quali  zierender Hauptschulab-
schluss

Mittlerer Abschluss Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

MV Berufsreife
Berufsreife mit Leistungsfeststellung

Mittlere Reife Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

NI Hauptschulabschluss Sekundarabschluss I
Erweiterter Sekundarab-
schluss I

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

NW Hauptschulabschluss
Hauptschulabschluss nach Klasse 10

Mittlerer Schulabschluss/
Fachoberschulreife

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

RP Berufsreife Quali  zierter 
Sekundarabschluss

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

287 Neben den hier aufgeführten Abschlüssen können weitere Schulabschlüsse erworben werden, die 
zum Besuch der Fachhochschule berechtigen. Diese stehen aber im Allgemeinen nicht am Ende 
einer der aufgeführten Schulformen aus Tab. A 2, sondern können zusätzlich durch die Erfüllung 
bestimmter Kriterien erreicht werden. Deshalb haben wir auf die Aufführung dieser Abschlüsse 
verzichtet. Gleiches gilt für den schulisch-theoretischen Teil der Fachhochschulreife.
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Hauptschulabschluss Realschulabschluss Allgemeine 
Hochschulreife

SL Hauptschulabschluss Mittlerer 
Bildungsabschluss

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

SN Hauptschulabschluss
Quali  zierender Hauptschul-
abschluss

Realschulabschluss Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

ST Hauptschulabschluss
Quali  zierter Hauptschulabschluss

Erweiterter Realschulab-
schluss

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

SH Hauptschulabschluss
Quali  zierter Hauptschulabschluss

Quali  zierter Realschul-
abschluss
Realschulabschluss

Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

TH Hauptschulabschluss
Quali  zierender Hauptschul-
abschluss

Realschulabschluss Allgemeine Hoch-
schulreife (Abitur)

Quelle: Rachner (2014).
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Quelle: Rachner (2014).
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Tab. A 5: Grunddaten: Kumulierte Werte zur Struktur des Bildungssystems, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 3 E /// 6 5,5 4 /// 2 1 1 /// /// /// 6 ///
1950/1951 /// 5 E /// 8 5,5 4 /// 2 1 1 /// /// /// 6 ///
1951/1952 /// 5 E /// 8 5,5 4 /// 2 1 1 /// /// /// 4 ///
1952/1953 2 4 8 /// 8 5,5 4 /// 1 1 1 /// /// /// 6 ///
1953/1954 2 4 8 /// 8 5,5 4 /// 1 1 1 /// /// /// 6 ///
1954/1955 2 4 8 /// 8 3,5 4 /// 2 1 1 /// /// /// 6 ///
1955/1956 2 4 8 /// 8 3,5 4 /// 2 1 2 /// /// /// 6 ///
1956/1957 2 4 8 /// 9 3,5 5 /// 2 1 2 2 /// /// 6 ///
1957/1958 4 4 8 /// 8 5,5 5 /// 2 1 2 2 /// /// 6 ///
1958/1959 4 4 8 /// 8 5,5 5 /// 2 1 2 2 /// /// 6 ///
1959/1960 4 4 8 /// 8 5,5 5 /// 2 3 2 4 /// /// 6 ///
1960/1961 4 4 8 /// 8 5,5 5 /// 4 3 2 4 /// /// 6 ///
1961/1962 4 4 8 /// 8 5,5 5,5 /// 4 3 4 4 /// /// 6 ///
1962/1963 4 4 8 /// 8 5,5 6,5 /// 4 3 5 4 /// /// 6 ///
1963/1964 4 4 8 /// 8 5,5 6,5 /// 4 3 5 4 /// /// 6 ///
1964/1965 4 4 8 /// 8 5,5 7,5 /// 4 3 5 4 /// /// 6 ///
1965/1966 6 4 8 /// 8 5,5 7,5 /// 5 3 5 4,5 /// /// 6,5 ///
1966/1967 6,5 4 8 /// 8,5 6 8,5 /// 6 5 5 5,5 /// /// 6,5 ///
1967/1968 6,5 4 8 /// 8,5 8 8,5 /// 6,5 5,5 7 5,5 /// /// 6,5 ///
1968/1969 6,5 3 8 /// 8,5 8 8,5 /// 6,5 5,5 7 6,5 /// /// 6,5 ///
1969/1970 6,5 5 9,5 /// 8,5 8 9 /// 6,5 5,5 7 6,5 /// /// 6,5 ///
1970/1971 6,5 5 9,5 /// 8,5 8 9 /// 6,5 6,5 7 6,5 /// /// 6,5 ///
1971/1972 6,5 5 9,5 /// 8,5 8 9 /// 7,5 6,5 7 6,5 /// /// 7,5 ///
1972/1973 6,5 5 10,5 /// 8,5 8 10 /// 7,5 6,5 7 6,5 /// /// 7,5 ///
1973/1974 6,5 5 10,5 /// 8,5 8 10 /// 9,5 6,5 7 5,5 /// /// 7,5 ///
1974/1975 7,5 5 11,5 /// 8,5 8 10 /// 9,5 7,5 8,5 7 /// /// 7,5 ///
1975/1976 7,5 5 12,5 /// 7,5 8 10 /// 9,5 7,5 8,5 7 /// /// 7,5 ///
1976/1977 7,5 5 12,5 /// 7,5 8 10 /// 9,5 8,5 7,5 7 /// /// 8,5 ///
1977/1978 7,5 5 12,5 /// 9,5 9 10 /// 9,5 8,5 7,5 7 /// /// 7,5 ///
1978/1979 7,5 5 14 /// 9,5 9 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1979/1980 7,5 5 14 /// 9,5 11 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1980/1981 7,5 5 14 /// 9,5 11 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 7,5 ///
1981/1982 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 7,5 ///
1982/1983 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1983/1984 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 9,5 ///
1984/1985 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 8,5 10 /// /// 9,5 ///
1985/1986 7,5 5 14 /// 10,5 11 13 /// 10,5 8,5 8,5 10 /// /// 9,5 ///
1986/1987 7,5 5 14 /// 10,5 11 13 /// 10,5 9,5 8,5 11 /// /// 9,5 ///
1987/1988 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 9,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1988/1989 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1989/1990 7,5 5 14 /// 11,5 11 11 /// 10,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
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1976/1977 7,5 5 12,5 /// 7,5 8 10 /// 9,5 8,5 7,5 7 /// /// 8,5 ///
1977/1978 7,5 5 12,5 /// 9,5 9 10 /// 9,5 8,5 7,5 7 /// /// 7,5 ///
1978/1979 7,5 5 14 /// 9,5 9 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1979/1980 7,5 5 14 /// 9,5 11 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1980/1981 7,5 5 14 /// 9,5 11 10 /// 9,5 9,5 7,5 8 /// /// 7,5 ///
1981/1982 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 7,5 ///
1982/1983 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 8,5 ///
1983/1984 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 7,5 8 /// /// 9,5 ///
1984/1985 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 8,5 8,5 10 /// /// 9,5 ///
1985/1986 7,5 5 14 /// 10,5 11 13 /// 10,5 8,5 8,5 10 /// /// 9,5 ///
1986/1987 7,5 5 14 /// 10,5 11 13 /// 10,5 9,5 8,5 11 /// /// 9,5 ///
1987/1988 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 9,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1988/1989 7,5 5 14 /// 10,5 11 11 /// 10,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1989/1990 7,5 5 14 /// 11,5 11 11 /// 10,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///

|  359
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1990/1991 7,5 5 14 /// 11,5 11 11 /// 11,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1991/1992 7,5 5 14 11 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 9,5 8
1992/1993 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 8
1993/1994 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1994/1995 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1995/1996 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1996/1997 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1997/1998 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 10,5 9,5 12 9,5 12 10,5 10
1998/1999 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 10,5 9,5 12 9,5 12 10,5 11
1999/2000 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 11,5 9,5 12 9,5 13 10,5 11
2000/2001 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 12 9,5 11 10,5 11
2001/2002 7,5 5 14 12 12,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 11 10,5 11
2002/2003 7,5 5 13 12 12,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 10 10,5 11
2003/2004 7,5 5 13 12 14 12 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 10 10,5 11
2004/2005 8,5 6 13 12 13 12 10,5 9,5 10,5 12,5 9,5 13 9 9,3 10,5 11
2005/2006 8,5 5 13 13 13 11 11,5 10,5 10,5 12 9,5 13 9 10 10,5 10
2006/2007 8,5 5 13 13 12 11 11,5 11,5 10,5 12 9,5 13 9 10 10,5 10
2007/2008 8,5 5 13 14 12 11 11,5 12,5 10,5 12 9,5 13 9 10 12 10
2008/2009 8,5 8 13 14 12 11 11,5 11,5 10,5 12 9,5 13 9 10 12 10
2009/2010 8,5 8 16 14 12 14 11,5 11,5 10,5 12 11,5 13 9 10 12 10

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

354  | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1990/1991 7,5 5 14 /// 11,5 11 11 /// 11,5 10,5 9,5 11 /// /// 9,5 ///
1991/1992 7,5 5 14 11 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 9,5 8
1992/1993 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 8
1993/1994 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1994/1995 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1995/1996 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1996/1997 7,5 5 14 12 11,5 11 11 10,5 11,5 10,5 9,5 11 9,5 10 10,5 10
1997/1998 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 10,5 9,5 12 9,5 12 10,5 10
1998/1999 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 10,5 9,5 12 9,5 12 10,5 11
1999/2000 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 10,5 11,5 11,5 9,5 12 9,5 13 10,5 11
2000/2001 7,5 5 14 12 11,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 12 9,5 11 10,5 11
2001/2002 7,5 5 14 12 12,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 11 10,5 11
2002/2003 7,5 5 13 12 12,5 11 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 10 10,5 11
2003/2004 7,5 5 13 12 14 12 10,5 9,5 11,5 11,5 9,5 13 9,5 10 10,5 11
2004/2005 8,5 6 13 12 13 12 10,5 9,5 10,5 12,5 9,5 13 9 9,3 10,5 11
2005/2006 8,5 5 13 13 13 11 11,5 10,5 10,5 12 9,5 13 9 10 10,5 10
2006/2007 8,5 5 13 13 12 11 11,5 11,5 10,5 12 9,5 13 9 10 10,5 10
2007/2008 8,5 5 13 14 12 11 11,5 12,5 10,5 12 9,5 13 9 10 12 10
2008/2009 8,5 8 13 14 12 11 11,5 11,5 10,5 12 9,5 13 9 10 12 10
2009/2010 8,5 8 16 14 12 14 11,5 11,5 10,5 12 11,5 13 9 10 12 10

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

360  |
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 Tab. A 6: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang auf das Gymnasium, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 3 E /// 2 /// 3 /// /// /// /// /// /// /// 2 ///
1950/1951 /// 3 E /// 2 /// 2 /// /// /// /// /// /// /// 2 ///
1951/1952 /// 3 E /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1952/1953 /// 3 2 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1953/1954 /// 3 2 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1954/1955 3 3 2 /// 2 2 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1955/1956 3 3 0 /// 2 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1956/1957 3 3 0 /// 2 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1957/1958 3 3 0 /// 6 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1958/1959 3 3 0 /// 6 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1959/1960 3 3 0 /// 4 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1960/1961 3 3 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1961/1962 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1962/1963 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1963/1964 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 2 1 /// /// /// 2 ///
1964/1965 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 1 /// /// /// 2 ///
1965/1966 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 1 /// /// /// 2 ///
1966/1967 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1967/1968 2 2 0 /// 3 2 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1968/1969 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1969/1970 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1970/1971 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1971/1972 2 2 0 /// 3 0 1 /// 3 1 3 /// /// /// 0 ///
1972/1973 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1973/1974 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1974/1975 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1975/1976 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1976/1977 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1977/1978 2 2 0 /// 0 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1978/1979 2 2 0 /// 0 0 1 /// 1 1 3 1 /// /// 0 ///
1979/1980 3 2 0 /// 0 0 1 /// 1 1 3 1 /// /// 0 ///
1980/1981 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1981/1982 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1982/1983 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1983/1984 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1984/1985 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1985/1986 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1986/1987 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1987/1988 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1988/1989 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
1989/1990 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
1990/1991 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
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 Tab. A 6: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang auf das Gymnasium, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 3 E /// 2 /// 3 /// /// /// /// /// /// /// 2 ///
1950/1951 /// 3 E /// 2 /// 2 /// /// /// /// /// /// /// 2 ///
1951/1952 /// 3 E /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1952/1953 /// 3 2 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1953/1954 /// 3 2 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1954/1955 3 3 2 /// 2 2 2 /// /// /// 3 /// /// /// 2 ///
1955/1956 3 3 0 /// 2 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1956/1957 3 3 0 /// 2 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1957/1958 3 3 0 /// 6 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1958/1959 3 3 0 /// 6 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1959/1960 3 3 0 /// 4 2 2 /// 2 /// 3 /// /// /// 2 ///
1960/1961 3 3 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1961/1962 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1962/1963 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 /// 1 /// /// /// 2 ///
1963/1964 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 2 1 /// /// /// 2 ///
1964/1965 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 1 /// /// /// 2 ///
1965/1966 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 1 /// /// /// 2 ///
1966/1967 3 2 0 /// 4 2 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1967/1968 2 2 0 /// 3 2 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1968/1969 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1969/1970 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1970/1971 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 2 ///
1971/1972 2 2 0 /// 3 0 1 /// 3 1 3 /// /// /// 0 ///
1972/1973 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1973/1974 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1974/1975 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1975/1976 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1976/1977 2 2 0 /// 3 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1977/1978 2 2 0 /// 0 0 1 /// 2 1 3 /// /// /// 0 ///
1978/1979 2 2 0 /// 0 0 1 /// 1 1 3 1 /// /// 0 ///
1979/1980 3 2 0 /// 0 0 1 /// 1 1 3 1 /// /// 0 ///
1980/1981 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1981/1982 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1982/1983 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1983/1984 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 3 1 /// /// 2 ///
1984/1985 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1985/1986 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1986/1987 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1987/1988 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 1 /// /// 2 ///
1988/1989 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
1989/1990 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
1990/1991 3 2 0 /// 0 2 1 /// 1 1 2 0 /// /// 2 ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3 2 0 1 0 2 1 0 1 1 2 0 3 /// 0 3
1992/1993 3 2 0 1 0 2 1 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1993/1994 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1994/1995 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1995/1996 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1996/1997 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1997/1998 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
1998/1999 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
1999/2000 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
2000/2001 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2001/2002 3 2 0 0 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2002/2003 3 2 2 0 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2003/2004 3 3 2 0 0 0 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2004/2005 3 3 2 0 0 0 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2005/2006 3 3 2 0 1 0 0 0 1 0 2 3 3 3 0 3
2006/2007 3 3 2 0 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2007/2008 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2008/2009 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2009/2010 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 0 3 3 0 3

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3 2 0 1 0 2 1 0 1 1 2 0 3 /// 0 3
1992/1993 3 2 0 1 0 2 1 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1993/1994 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1994/1995 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1995/1996 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1996/1997 3 2 0 1 0 2 0 0 1 1 2 0 3 2 0 3
1997/1998 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
1998/1999 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
1999/2000 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 0 3 2 0 3
2000/2001 3 2 0 1 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2001/2002 3 2 0 0 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2002/2003 3 2 2 0 0 2 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2003/2004 3 3 2 0 0 0 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2004/2005 3 3 2 0 0 0 0 0 1 0 2 3 3 2 0 3
2005/2006 3 3 2 0 1 0 0 0 1 0 2 3 3 3 0 3
2006/2007 3 3 2 0 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2007/2008 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2008/2009 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 3 3 3 0 3
2009/2010 3 4 2 3 1 0 0 1 1 1 2 0 3 3 0 3

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

362  |
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Tab. A 7: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang nach Klasse 6, 1949/50 
bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// 2 /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// 2 E /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// ///

1951/1952 /// 2 E /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// /// ///

1952/1953 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// /// ///

1953/1954 /// 2 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// /// ///

1954/1955 /// 2 /// /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1955/1956 2 2 /// /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1956/1957 2 2 /// 1 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1957/1958 2 2 /// 1 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1958/1959 2 2 /// 1 0 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1959/1960 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 3 /// /// /// 0 ///

1960/1961 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1961/1962 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1962/1963 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1963/1964 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1964/1965 2,5 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1965/1966 2,5 2 /// 1  0 -1 /// 2 3 2 /// /// /// 0 ///

1966/1967 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 2 /// /// /// 0 ///

1967/1968 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 /// /// /// 0 ///

1968/1969 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1969/1970 1,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1970/1971 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1971/1972 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1972/1973 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1973/1974 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1974/1975 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1975/1976 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1976/1977 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1977/1978 1,5 2 /// 3 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1978/1979 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1979/1980 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1980/1981 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1981/1982 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1982/1983 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1983/1984 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1984/1985 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1985/1986 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1986/1987 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1987/1988 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

|  357Anhang

Tab. A 7: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang nach Klasse 6, 1949/50 
bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// 2 /// /// /// /// /// /// /// ///

1950/1951 /// 2 E /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// ///

1951/1952 /// 2 E /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// /// ///

1952/1953 /// 2 /// 2 /// /// /// 3 /// /// /// /// ///

1953/1954 /// 2 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// /// ///

1954/1955 /// 2 /// /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1955/1956 2 2 /// /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1956/1957 2 2 /// 1 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1957/1958 2 2 /// 1 /// 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1958/1959 2 2 /// 1 0 2 /// 1 /// 3 /// /// /// 0 ///

1959/1960 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 3 /// /// /// 0 ///

1960/1961 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1961/1962 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1962/1963 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1963/1964 2 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1964/1965 2,5 2 /// 1 0 -1 /// 1 3 2 /// /// /// 0 ///

1965/1966 2,5 2 /// 1  0 -1 /// 2 3 2 /// /// /// 0 ///

1966/1967 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 2 /// /// /// 0 ///

1967/1968 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 /// /// /// 0 ///

1968/1969 2,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1969/1970 1,5 2 /// 1 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1970/1971 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 2 3 1 2 /// /// 0 ///

1971/1972 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1972/1973 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1973/1974 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1974/1975 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1975/1976 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1976/1977 1,5 2 /// 2 1 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1977/1978 1,5 2 /// 3 -1 /// 3 1 2 /// /// 2 ///

1978/1979 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1979/1980 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1980/1981 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1981/1982 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1982/1983 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1983/1984 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 1 2 /// /// 2 ///

1984/1985 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1985/1986 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1986/1987 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1987/1988 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

|  363
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1988/1989 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1989/1990 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1990/1991 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1991/1992 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 2 /// 2 -1
1992/1993 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1993/1994 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1994/1995 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1995/1996 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1996/1997 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1997/1998 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 2 0
1998/1999 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 2 0
1999/2000 1,5 2 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2000/2001 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2001/2002 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2002/2003 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2003/2004 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 2 0
2004/2005 1,5 1 3 3 1 2 4 2 2 2 1 1 2 0
2005/2006 1,5 1 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2006/2007 1,5 1 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2007/2008 1,5 0 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2008/2009 1,5 0 3 0 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2009/2010 1,5 0 3 0 1 4 2 2 2 1 1 2 0

Regulärer Übergang auf das Gymnasium erfolgt nach Klasse 6

E Einheitsschule

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1988/1989 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1989/1990 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1990/1991 1,5 2 /// 3 -1 /// 1,5 2 2 /// /// 2 ///

1991/1992 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 2 /// 2 -1
1992/1993 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1993/1994 1,5 2 3 -1 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1994/1995 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1995/1996 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1996/1997 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 3 2 0
1997/1998 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 2 0
1998/1999 1,5 2 3 0 2 1,5 2 2 1 2 0
1999/2000 1,5 2 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2000/2001 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2001/2002 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2002/2003 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 0
2003/2004 1,5 1 3 1 2 2 2 2 1 2 2 0
2004/2005 1,5 1 3 3 1 2 4 2 2 2 1 1 2 0
2005/2006 1,5 1 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2006/2007 1,5 1 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2007/2008 1,5 0 3 3 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2008/2009 1,5 0 3 0 1 4 2 2 2 1 1 2 0
2009/2010 1,5 0 3 0 1 4 2 2 2 1 1 2 0

Regulärer Übergang auf das Gymnasium erfolgt nach Klasse 6

E Einheitsschule

/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-
der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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Tab. A 8: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang nach Klasse 7 bis 9, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// /// /// 3 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 2 E /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 2 E /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1952/1953 2 2 /// /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1953/1954 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// /// ///
1954/1955 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1955/1956 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1956/1957 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1957/1958 2 2 /// /// 4 /// /// 2 /// 3 4 /// /// ///
1958/1959 2 2 1 /// 4 /// 2 /// 3 /// /// /// ///
1959/1960 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 3 /// /// /// ///
1960/1961 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1961/1962 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1962/1963 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1963/1964 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1964/1965 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1965/1966 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1966/1967 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 /// /// /// 3 ///
1967/1968 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1968/1969 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1969/1970 2,5 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1970/1971 2,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1971/1972 2,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1972/1973 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1973/1974 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1974/1975 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1975/1976 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1976/1977 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1977/1978 3,5 2 1 /// 1 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1978/1979 3,5 2 1 /// 1 2 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1979/1980 3,5 2 1 /// 1 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1980/1981 3,5 2 1 /// 1 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1981/1982 3,5 2 1 /// 0 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1982/1983 3,5 2 1 /// 0 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 0 ///
1983/1984 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1984/1985 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1985/1986 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1986/1987 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1987/1988 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1988/1989 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1989/1990 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1990/1991 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///

|  359Anhang

Tab. A 8: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang nach Klasse 7 bis 9, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// /// /// 3 /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 2 E /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 2 E /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1952/1953 2 2 /// /// /// /// /// /// /// 4 /// /// /// /// ///
1953/1954 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// /// ///
1954/1955 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1955/1956 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1956/1957 2 2 /// /// 1 /// /// 2 /// 4 /// /// /// ///
1957/1958 2 2 /// /// 4 /// /// 2 /// 3 4 /// /// ///
1958/1959 2 2 1 /// 4 /// 2 /// 3 /// /// /// ///
1959/1960 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 3 /// /// /// ///
1960/1961 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1961/1962 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1962/1963 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1963/1964 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1964/1965 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1965/1966 2 2 1 /// 4 -1 /// 2 3 4 /// /// /// ///
1966/1967 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 /// /// /// 3 ///
1967/1968 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1968/1969 2 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1969/1970 2,5 2 1 /// 4 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1970/1971 2,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1971/1972 2,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1972/1973 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 4 /// /// 3 ///
1973/1974 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1974/1975 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1975/1976 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1976/1977 3,5 2 1 /// 0 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1977/1978 3,5 2 1 /// 1 2 -1 /// 2 3 4 3 /// /// 3 ///
1978/1979 3,5 2 1 /// 1 2 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1979/1980 3,5 2 1 /// 1 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1980/1981 3,5 2 1 /// 1 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1981/1982 3,5 2 1 /// 0 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 3 ///
1982/1983 3,5 2 1 /// 0 5 -1 /// 2 4 3 /// /// 0 ///
1983/1984 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1984/1985 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1985/1986 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1986/1987 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1987/1988 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1988/1989 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1989/1990 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///
1990/1991 3,5 2 1 /// 0 5 0 /// 1 4 3 /// /// 0 ///

|  365



366 | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 3 /// 0 -1
1992/1993 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1993/1994 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1994/1995 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1995/1996 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1996/1997 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1997/1998 3,5 2 1 1 1 5 0 3 1 4 3 4 0
1998/1999 3,5 2 1 1 1 5 0 3 1 4 3 4 0
1999/2000 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2000/2001 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2001/2002 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2002/2003 3,5 2 1 1 1 5 2 4 1 2 4 3 4 0
2003/2004 3,5 2 1 1 1 5 2 4 1 2 4 3 4 0
2004/2005 3,5 2 1 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2005/2006 3,5 2 0 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2006/2007 3,5 2 0 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2007/2008 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 0
2008/2009 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 2
2009/2010 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 2

Übergang nach Klasse 7 bis 9 nicht möglich
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

360  | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 3 /// 0 -1
1992/1993 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1993/1994 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1994/1995 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1995/1996 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1996/1997 3,5 2 1 1 0 5 0 3 1 4 3 4 0
1997/1998 3,5 2 1 1 1 5 0 3 1 4 3 4 0
1998/1999 3,5 2 1 1 1 5 0 3 1 4 3 4 0
1999/2000 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2000/2001 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2001/2002 3,5 2 1 1 1 5 2 3 1 2 4 3 4 0
2002/2003 3,5 2 1 1 1 5 2 4 1 2 4 3 4 0
2003/2004 3,5 2 1 1 1 5 2 4 1 2 4 3 4 0
2004/2005 3,5 2 1 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2005/2006 3,5 2 0 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2006/2007 3,5 2 0 1 1 5 2 4 4 2 4 3 4 0
2007/2008 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 0
2008/2009 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 2
2009/2010 3,5 2 0 3 1 5 2 4 4 4 4 3 4 2

Übergang nach Klasse 7 bis 9 nicht möglich
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

366  |



| 367Anhang

Tab. A 9: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang auf das Gymnasium 
mit Realschulabschluss, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// 2 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 2 1 /// /// /// /// /// /// /// 2 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 2 1 /// /// /// /// /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 2 1 /// /// /// /// /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 2 1 /// 1,5 /// 2 /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 2 1 /// 1,5 /// 2 /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// 2 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// 2 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// 3 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// 3 1 /// 2 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1974/1975 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1975/1976 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 2 /// /// /// ///
1976/1977 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 3 2 /// /// 2 ///
1977/1978 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 3 2 /// /// 2 ///
1978/1979 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1979/1980 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1980/1981 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1981/1982 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1982/1983 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1983/1984 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1984/1985 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1985/1986 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1986/1987 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1987/1988 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1988/1989 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1989/1990 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1990/1991 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///

|  361Anhang

Tab. A 9: Grunddaten: Kumulierte Werte zum Übergang auf das Gymnasium 
mit Realschulabschluss, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 2 E /// /// /// /// /// /// /// 2 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 2 1 /// /// /// /// /// /// /// 2 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 2 1 /// /// /// /// /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 2 1 /// /// /// /// /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 2 1 /// 1,5 /// 2 /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 2 1 /// 1,5 /// 2 /// 3 /// 2 /// /// /// /// ///
1957/1958 /// 2 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1958/1959 /// 2 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1959/1960 /// 3 1 /// 3 /// 2 /// 3 /// 3 /// /// /// /// ///
1960/1961 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1961/1962 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1962/1963 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1963/1964 /// 3 1 /// 3 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1964/1965 /// 3 1 /// 2 /// 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1965/1966 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1966/1967 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1967/1968 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1968/1969 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1969/1970 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1970/1971 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1971/1972 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 2 3 /// /// /// /// ///
1972/1973 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1973/1974 /// 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1974/1975 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 /// /// /// /// ///
1975/1976 3 1 /// 2 2 1 /// 3 1 3 2 /// /// /// ///
1976/1977 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 3 2 /// /// 2 ///
1977/1978 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 3 2 /// /// 2 ///
1978/1979 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1979/1980 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1980/1981 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1981/1982 3 1 /// 2 3 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1982/1983 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1983/1984 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1984/1985 3 1 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1985/1986 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 2 /// /// 2 ///
1986/1987 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1987/1988 3 2 /// 2 2 1 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1988/1989 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1989/1990 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///
1990/1991 3 2 /// 2 2 2 /// 2 1 1 3 /// /// 2 ///

|  367



368 | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 4 1 2 2
1992/1993 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 3 1 2 3
1993/1994 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 3 1 2 3
1994/1995 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1995/1996 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1996/1997 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1997/1998 3 2 2 2 2 2 2 2 1 1 3 3 3 2 3
1998/1999 3 2 2 2 2 2 2 2 1 1 3 3 3 2 3
1999/2000 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2000/2001 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2001/2002 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2002/2003 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2003/2004 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2004/2005 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2005/2006 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2006/2007 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2007/2008 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2008/2009 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2009/2010 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3

Übergang mit Realschulabschluss nicht möglich
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

362  | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 4 1 2 2
1992/1993 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 3 1 2 3
1993/1994 3 2 2 2 2 2 0,5 2 1 1 3 3 1 2 3
1994/1995 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1995/1996 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1996/1997 3 2 2 2 2 3 0,5 2 1 1 3 3 2 2 3
1997/1998 3 2 2 2 2 2 2 2 1 1 3 3 3 2 3
1998/1999 3 2 2 2 2 2 2 2 1 1 3 3 3 2 3
1999/2000 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2000/2001 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2001/2002 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2002/2003 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2003/2004 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 3 2 3
2004/2005 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2005/2006 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2006/2007 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2007/2008 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2008/2009 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3
2009/2010 3 2 2 2 2 2 2 2 2 1 3 3 2 2 3

Übergang mit Realschulabschluss nicht möglich
E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundesländer 

liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

368  |



| 369Anhang

Tab. A 10: Grunddaten: Kumulierte Werte zur Standardisierung des Abiturs, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 4 E /// /// /// 3 /// 2,5 3 3 /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 4 E /// /// /// 2 /// 2,5 3 3 /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 4 E /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 4 2,5 /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 2,5 3 2 3 /// /// 3 ///
1957/1958 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1958/1959 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1959/1960 3,5 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1960/1961 3,5 4 3 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1961/1962 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1962/1963 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1963/1964 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1964/1965 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1965/1966 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1966/1967 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1967/1968 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1968/1969 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1969/1970 3,5 4 2,5 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1970/1971 3,5 4 2,5 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1971/1972 3,5 4 2,5 /// 2,5 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1972/1973 3,5 4 2,5 /// 2,5 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1973/1974 3,5 4 2,5 /// 2,5 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1974/1975 3,5 4 2,5 /// 1 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1975/1976 3,5 4 2,5 /// 1 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1976/1977 3,5 4 0 /// 1 3 2 /// 3 3 3 4 /// /// 2 ///
1977/1978 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 3 2 4 /// /// 2 ///
1978/1979 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 3 2 4 /// /// 2 ///
1979/1980 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1980/1981 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1981/1982 4 3 0 /// 0 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1982/1983 4 3 0 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1983/1984 4 3 0 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1984/1985 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1985/1986 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1986/1987 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1987/1988 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1988/1989 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1989/1990 4 3 1 /// 0 2 2 /// 2 1 2 3 /// /// 2 ///
1990/1991 4 3 1 /// 0 2 2 /// 2 1 2 3 /// /// 2 ///

|  363Anhang

Tab. A 10: Grunddaten: Kumulierte Werte zur Standardisierung des Abiturs, 
1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 4 E /// /// /// 3 /// 2,5 3 3 /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 4 E /// /// /// 2 /// 2,5 3 3 /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 4 E /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 4 /// /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 4 2,5 /// /// /// 2 /// 2,5 3 2 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 2,5 3 2 3 /// /// 3 ///
1957/1958 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1958/1959 /// 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1959/1960 3,5 4 2,5 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1960/1961 3,5 4 3 /// /// /// 3 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1961/1962 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1962/1963 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1963/1964 3,5 4 3 /// /// 2 3 /// 3 2 2 3 /// /// 3 ///
1964/1965 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1965/1966 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1966/1967 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1967/1968 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1968/1969 3,5 4 3 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1969/1970 3,5 4 2,5 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1970/1971 3,5 4 2,5 /// /// 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1971/1972 3,5 4 2,5 /// 2,5 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1972/1973 3,5 4 2,5 /// 2,5 2 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1973/1974 3,5 4 2,5 /// 2,5 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1974/1975 3,5 4 2,5 /// 1 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1975/1976 3,5 4 2,5 /// 1 3 2 /// 3 3 2 3 /// /// 3 ///
1976/1977 3,5 4 0 /// 1 3 2 /// 3 3 3 4 /// /// 2 ///
1977/1978 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 3 2 4 /// /// 2 ///
1978/1979 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 3 2 4 /// /// 2 ///
1979/1980 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1980/1981 4 3 0 /// 1 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1981/1982 4 3 0 /// 0 3 2 /// 3 1 2 4 /// /// 2 ///
1982/1983 4 3 0 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1983/1984 4 3 0 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1984/1985 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1985/1986 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1986/1987 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1987/1988 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1988/1989 4 3 1 /// 0 2 2 /// 1 1 2 4 /// /// 2 ///
1989/1990 4 3 1 /// 0 2 2 /// 2 1 2 3 /// /// 2 ///
1990/1991 4 3 1 /// 0 2 2 /// 2 1 2 3 /// /// 2 ///

|  369



370 | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 4 3 1 0 0 2 2 4 1 1 2 3 4 3 2 4
1992/1993 4 3 1 0 0 2 2 4 1 1 2 3 4 3 2 4
1993/1994 4 3 1 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1994/1995 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1995/1996 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1996/1997 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1997/1998 4 3 2 0 0 3 2 3 2 1 2 3 4 3 2 4
1998/1999 4 3 2 0 0 3 2 3 2 1 2 3 4 3 2 4
1999/2000 4 3 2 1 0 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2000/2001 4 3 2 1 0 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2001/2002 4 3 2 1 2 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2002/2003 4 3 2 3 2 3 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2003/2004 4 3 2 3 2 3 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2004/2005 4 3 2 4 2 4 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2005/2006 4 3 2 4 2 4 3 3 3 2 2 3 4 4 2 4
2006/2007 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 3 4 4 2 4
2007/2008 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 4 4 4 2 4
2008/2009 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 4 4 4 4 4
2009/2010 4 3 3 4 4 4 4 3 3 3 2 4 4 4 4 4

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor

364  | Anhang

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 4 3 1 0 0 2 2 4 1 1 2 3 4 3 2 4
1992/1993 4 3 1 0 0 2 2 4 1 1 2 3 4 3 2 4
1993/1994 4 3 1 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1994/1995 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1995/1996 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1996/1997 4 3 2 0 0 2 2 3 1 1 2 3 4 3 2 4
1997/1998 4 3 2 0 0 3 2 3 2 1 2 3 4 3 2 4
1998/1999 4 3 2 0 0 3 2 3 2 1 2 3 4 3 2 4
1999/2000 4 3 2 1 0 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2000/2001 4 3 2 1 0 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2001/2002 4 3 2 1 2 3 2 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2002/2003 4 3 2 3 2 3 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2003/2004 4 3 2 3 2 3 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2004/2005 4 3 2 4 2 4 3 3 2 2 2 3 4 4 2 4
2005/2006 4 3 2 4 2 4 3 3 3 2 2 3 4 4 2 4
2006/2007 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 3 4 4 2 4
2007/2008 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 4 4 4 2 4
2008/2009 4 3 3 4 3 4 4 3 3 3 2 4 4 4 4 4
2009/2010 4 3 3 4 4 4 4 3 3 3 2 4 4 4 4 4

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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Tab. A 11: Grunddaten: Kumulierte Werte zur Kontrolle von Inhalten – Gesamt-
typologie, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 0,47 /// /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 0,47 /// /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 0,47 /// /// 0,25 /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 0,47 /// /// 0,26 /// 0,48 /// 0,39 /// 0,55 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 0,47 /// /// 0,26 /// 0,52 /// 0,39 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1957/1958 /// 0,47 /// /// 0,6 /// 0,52 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1958/1959 /// 0,47 0,20 /// 0,6 0,31 0,52 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1959/1960 0,48 0,50 0,20 /// 0,52 0,31 0,23 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1960/1961 0,48 0,50 0,22 /// 0,52 0,31 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1961/1962 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1962/1963 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1963/1964 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1964/1965 0,50 0,47 0,22 /// 0,48 0,38 0,14 /// 0,42 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1965/1966 0,54 0,47 0,22 /// 0,48 0,38 0,14 /// 0,46 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1966/1967 0,54 0,47 0,22 /// 0,48 0,35 0,14 /// 0,46 0,48 0,55 /// /// /// 0,38 ///
1967/1968 0,52 0,47 0,22 /// 0,44 0,35 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1968/1969 0,54 0,47 0,22 /// 0,44 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1969/1970 0,52 0,47 0,20 /// 0,44 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1970/1971 0,52 0,47 0,20 /// 0,32 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,42 ///
1971/1972 0,52 0,48 0,20 /// 0,34 0,33 0,17 /// 0,49 0,48 0,52 /// /// /// 0,44 ///
1972/1973 0,56 0,48 0,20 /// 0,34 0,33 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1973/1974 0,56 0,48 0,21 /// 0,34 0,36 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1974/1975 0,56 0,47 0,21 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1975/1976 0,56 0,47 0,21 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,47 0,42 0,55 0,67 /// /// 0,44 ///
1976/1977 0,56 0,47 0,10 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,45 0,42 0,59 0,71 /// /// 0,40 ///
1977/1978 0,58 0,43 0,18 /// 0,17 0,36 0,17 /// 0,38 0,42 0,55 0,71 /// /// 0,40 ///
1978/1979 0,58 0,43 0,18 /// 0,17 0,36 0,17 /// 0,34 0,38 0,48 0,58 /// /// 0,36 ///
1979/1980 0,63 0,43 0,18 /// 0,17 0,55 0,17 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,36 ///
1980/1981 0,63 0,43 0,18 /// 0,17 0,60 0,17 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,43 ///
1981/1982 0,63 0,43 0,18 /// 0,09 0,60 0,14 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,43 ///
1982/1983 0,63 0,47 0,18 /// 0,09 0,57 0,13 /// 0,26 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1983/1984 0,63 0,47 0,18 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1984/1985 0,58 0,47 0,21 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1985/1986 0,58 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1986/1987 0,63 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,63 /// /// 0,33 ///
1987/1988 0,63 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,45 0,63 /// /// 0,33 ///
1988/1989 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,22 0,22 0,45 0,58 /// /// 0,33 ///
1989/1990 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,26 0,22 0,45 0,54 /// /// 0,33 ///
1990/1991 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,26 0,22 0,45 0,54 /// /// 0,29 ///
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Tab. A 11: Grunddaten: Kumulierte Werte zur Kontrolle von Inhalten – Gesamt-
typologie, 1949/50 bis 2009/10

 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1949/1950 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1950/1951 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// /// ///
1951/1952 /// 0,47 E /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1952/1953 /// 0,47 /// /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1953/1954 /// 0,47 /// /// /// /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1954/1955 /// 0,47 /// /// 0,25 /// /// /// /// /// 0,55 /// /// /// /// ///
1955/1956 /// 0,47 /// /// 0,26 /// 0,48 /// 0,39 /// 0,55 /// /// /// /// ///
1956/1957 /// 0,47 /// /// 0,26 /// 0,52 /// 0,39 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1957/1958 /// 0,47 /// /// 0,6 /// 0,52 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1958/1959 /// 0,47 0,20 /// 0,6 0,31 0,52 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1959/1960 0,48 0,50 0,20 /// 0,52 0,31 0,23 /// 0,41 /// 0,55 /// /// /// 0,43 ///
1960/1961 0,48 0,50 0,22 /// 0,52 0,31 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1961/1962 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1962/1963 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 /// 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1963/1964 0,48 0,47 0,22 /// 0,52 0,38 0,17 /// 0,41 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1964/1965 0,50 0,47 0,22 /// 0,48 0,38 0,14 /// 0,42 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1965/1966 0,54 0,47 0,22 /// 0,48 0,38 0,14 /// 0,46 0,48 0,48 /// /// /// 0,43 ///
1966/1967 0,54 0,47 0,22 /// 0,48 0,35 0,14 /// 0,46 0,48 0,55 /// /// /// 0,38 ///
1967/1968 0,52 0,47 0,22 /// 0,44 0,35 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1968/1969 0,54 0,47 0,22 /// 0,44 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1969/1970 0,52 0,47 0,20 /// 0,44 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,38 ///
1970/1971 0,52 0,47 0,20 /// 0,32 0,33 0,17 /// 0,46 0,48 0,52 /// /// /// 0,42 ///
1971/1972 0,52 0,48 0,20 /// 0,34 0,33 0,17 /// 0,49 0,48 0,52 /// /// /// 0,44 ///
1972/1973 0,56 0,48 0,20 /// 0,34 0,33 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1973/1974 0,56 0,48 0,21 /// 0,34 0,36 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1974/1975 0,56 0,47 0,21 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,47 0,45 0,55 /// /// /// 0,44 ///
1975/1976 0,56 0,47 0,21 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,47 0,42 0,55 0,67 /// /// 0,44 ///
1976/1977 0,56 0,47 0,10 /// 0,28 0,36 0,17 /// 0,45 0,42 0,59 0,71 /// /// 0,40 ///
1977/1978 0,58 0,43 0,18 /// 0,17 0,36 0,17 /// 0,38 0,42 0,55 0,71 /// /// 0,40 ///
1978/1979 0,58 0,43 0,18 /// 0,17 0,36 0,17 /// 0,34 0,38 0,48 0,58 /// /// 0,36 ///
1979/1980 0,63 0,43 0,18 /// 0,17 0,55 0,17 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,36 ///
1980/1981 0,63 0,43 0,18 /// 0,17 0,60 0,17 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,43 ///
1981/1982 0,63 0,43 0,18 /// 0,09 0,60 0,14 /// 0,34 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,43 ///
1982/1983 0,63 0,47 0,18 /// 0,09 0,57 0,13 /// 0,26 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1983/1984 0,63 0,47 0,18 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1984/1985 0,58 0,47 0,21 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1985/1986 0,58 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,58 /// /// 0,33 ///
1986/1987 0,63 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,48 0,63 /// /// 0,33 ///
1987/1988 0,63 0,47 0,25 /// 0,09 0,57 0,16 /// 0,22 0,22 0,45 0,63 /// /// 0,33 ///
1988/1989 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,22 0,22 0,45 0,58 /// /// 0,33 ///
1989/1990 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,26 0,22 0,45 0,54 /// /// 0,33 ///
1990/1991 0,63 0,47 0,26 /// 0,09 0,57 0,20 /// 0,26 0,22 0,45 0,54 /// /// 0,29 ///
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,20 0,42 0,22 0,22 0,45 0,54 0,64 /// 0,22 0,34
1992/1993 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,20 0,42 0,22 0,22 0,45 0,54 0,65 0,53 0,22 0,63
1993/1994 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,16 0,38 0,22 0,22 0,45 0,54 0,65 0,50 0,22 0,58
1994/1995 0,63 0,47 0,30 0,20 0,09 0,57 0,23 0,37 0,22 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1995/1996 0,63 0,47 0,30 0,20 0,09 0,57 0,23 0,37 0,22 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1996/1997 0,63 0,47 0,30 0,20 0,13 0,57 0,23 0,37 0,21 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1997/1998 0,63 0,47 0,30 0,20 0,17 0,60 0,20 0,42 0,25 0,17 0,45 0,50 0,65 0,54 0,22 0,58
1998/1999 0,63 0,47 0,30 0,20 0,17 0,60 0,20 0,42 0,25 0,17 0,45 0,50 0,65 0,54 0,22 0,58
1999/2000 0,63 0,47 0,30 0,24 0,17 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,50 0,63 0,58 0,22 0,58
2000/2001 0,63 0,43 0,30 0,24 0,17 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,58 0,22 0,58
2001/2002 0,63 0,43 0,30 0,26 0,26 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,56 0,22 0,58
2002/2003 0,63 0,43 0,38 0,34 0,26 0,60 0,38 0,45 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,56 0,22 0,58
2003/2004 0,63 0,47 0,38 0,34 0,26 0,53 0,38 0,45 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,59 0,22 0,63
2004/2005 0,63 0,47 0,38 0,38 0,33 0,57 0,38 0,45 0,48 0,32 0,45 0,67 0,63 0,52 0,22 0,63
2005/2006 0,63 0,47 0,34 0,40 0,36 0,60 0,38 0,44 0,52 0,32 0,45 0,67 0,71 0,55 0,22 0,63
2006/2007 0,63 0,46 0,38 0,40 0,40 0,60 0,41 0,48 0,52 0,39 0,45 0,67 0,71 0,55 0,22 0,63
2007/2008 0,63 0,46 0,38 0,60 0,40 0,60 0,41 0,48 0,52 0,48 0,45 0,71 0,71 0,55 0,26 0,63
2008/2009 0,63 0,48 0,38 0,60 0,40 0,57 0,41 0,48 0,52 0,48 0,45 0,71 0,71 0,55 0,40 0,63
2009/2010 0,58 0,48 0,38 0,60 0,43 0,57 0,38 0,44 0,52 0,48 0,45 0,58 0,71 0,55 0,40 0,63

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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 BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH
1991/1992 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,20 0,42 0,22 0,22 0,45 0,54 0,64 /// 0,22 0,34
1992/1993 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,20 0,42 0,22 0,22 0,45 0,54 0,65 0,53 0,22 0,63
1993/1994 0,63 0,47 0,26 0,20 0,09 0,57 0,16 0,38 0,22 0,22 0,45 0,54 0,65 0,50 0,22 0,58
1994/1995 0,63 0,47 0,30 0,20 0,09 0,57 0,23 0,37 0,22 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1995/1996 0,63 0,47 0,30 0,20 0,09 0,57 0,23 0,37 0,22 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1996/1997 0,63 0,47 0,30 0,20 0,13 0,57 0,23 0,37 0,21 0,22 0,45 0,50 0,65 0,53 0,22 0,58
1997/1998 0,63 0,47 0,30 0,20 0,17 0,60 0,20 0,42 0,25 0,17 0,45 0,50 0,65 0,54 0,22 0,58
1998/1999 0,63 0,47 0,30 0,20 0,17 0,60 0,20 0,42 0,25 0,17 0,45 0,50 0,65 0,54 0,22 0,58
1999/2000 0,63 0,47 0,30 0,24 0,17 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,50 0,63 0,58 0,22 0,58
2000/2001 0,63 0,43 0,30 0,24 0,17 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,58 0,22 0,58
2001/2002 0,63 0,43 0,30 0,26 0,26 0,60 0,34 0,42 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,56 0,22 0,58
2002/2003 0,63 0,43 0,38 0,34 0,26 0,60 0,38 0,45 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,56 0,22 0,58
2003/2004 0,63 0,47 0,38 0,34 0,26 0,53 0,38 0,45 0,25 0,32 0,45 0,67 0,63 0,59 0,22 0,63
2004/2005 0,63 0,47 0,38 0,38 0,33 0,57 0,38 0,45 0,48 0,32 0,45 0,67 0,63 0,52 0,22 0,63
2005/2006 0,63 0,47 0,34 0,40 0,36 0,60 0,38 0,44 0,52 0,32 0,45 0,67 0,71 0,55 0,22 0,63
2006/2007 0,63 0,46 0,38 0,40 0,40 0,60 0,41 0,48 0,52 0,39 0,45 0,67 0,71 0,55 0,22 0,63
2007/2008 0,63 0,46 0,38 0,60 0,40 0,60 0,41 0,48 0,52 0,48 0,45 0,71 0,71 0,55 0,26 0,63
2008/2009 0,63 0,48 0,38 0,60 0,40 0,57 0,41 0,48 0,52 0,48 0,45 0,71 0,71 0,55 0,40 0,63
2009/2010 0,58 0,48 0,38 0,60 0,43 0,57 0,38 0,44 0,52 0,48 0,45 0,58 0,71 0,55 0,40 0,63

E Einheitsschule
/// Nicht geregelt oder rechtliche Grundlage nicht auf  ndbar; für die ostdeutschen Bundeslän-

der liegen Regelungen erst im Zuge der Wiedervereinigung zum Schuljahr 1991/92 vor
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Tab. A 14: Operationalisierung der unabhängigen Variablen aus den Tabellen A 12 
und A 13

Struktur t-1; 
Kontrolle t-1

Wert der Struktur bzw. Kontrolle von Inhalten als Indikator 
jeweils ein Jahr zuvor

Anteil linker Parteien in 
der Landesregierung t-2

Anteil linker Parteien (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke) in den Landesregierungen zwei Jahre zuvor

Jahr zentriert Jahr metrisch und zentriert

Ost_West
Ost = Neue Bundesländer ohne Berlin
West = Alte Bundesländer mit Berlin

Anteil linker Parteien in 
der Landesregierungen 
t-2 bis t-6

Durchschnittlicher Anteil linker Parteien in den Landesre-
gierungen zwei Jahre bis sechs Jahre zuvor

Jahr2 Jahr metrisch und zentriert zum Quadrat

Linke Partei des Bil-
dungsministers t-2

Linker Bildungsminister zwei Jahre zuvor. Dies ist eine 
metrische Variable, die mit einbezieht, ob es in einem Jahr 
zu einem Regierungswechsel kam. Dann wird der Anteil 
entsprechend der Amtszeit im jeweiligen Jahr gemessen.

Linke Partei des Bil-
dungsministers 
t-2 bis t-6

Durchschnittlicher Anteil linker Bildungsminister zwei bis 
sechs Jahre zuvor

Hamburger Abkommen 
+ 5 Jahre

Fünfjahre folgend auf das Hamburger Abkommen 1965 als 
Dummyvariable

PISA-Schock + 5 Jahre Fünfjahre folgend auf den PISA-Schock als Dummyvariable

Ausgangswert Struktur 
bzw. Kontrolle am Beginn 
der Untersuchungsperiode 
(Pfadabhängigkeit)

Ausgangswert der Struktur bzw. Kontrolle von Inhalten am 
Beginn der Untersuchungsperiode, um auf Pfadabhängigkei-
ten zu kontrollieren

Ausgangswert*Jahr
Interaktionsterm aus Ausgangswert der Struktur bzw. Kontrol-
le von Inhalten am Beginn der Untersuchungsperiode * Jahr

Ausgangswert*Linke t-2 
bis t-6

Interaktionsterm aus Ausgangswert der Struktur bzw. Kon-
trolle von Inhalten am Beginn der Untersuchungsperiode * 
Durchschnittlicher Anteil linker Parteien in den Landesre-
gierungen zwei Jahre bis sechs Jahre zuvor
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Tab. A 14: Operationalisierung der unabhängigen Variablen aus den Tabellen 
A 1  und A

Struktur t-1; 
Kontrolle t-1

Wert der Struktur bzw. Kontrolle von Inhalten als Indikator 
jeweils ein Jahr zuvor

Anteil linker Parteien in 
der Landesregierung t-2

Anteil linker Parteien (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die 
Linke) in den Landesregierungen zwei Jahre zuvor

Jahr zentriert Jahr metrisch und zentriert

Ost_West
Ost = Neue Bundesländer ohne Berlin
West = Alte Bundesländer mit Berlin

Anteil linker Parteien in 
der Landesregierungen 
t-2 bis t-6

Durchschnittlicher Anteil linker Parteien in den Landesre-
gierungen zwei Jahre bis sechs Jahre zuvor

Jahr2 Jahr metrisch und zentriert zum Quadrat

Linke Partei des Bil-
dungsministers t-2

Linker Bildungsminister zwei Jahre zuvor. Dies ist eine 
metrische Variable, die mit einbezieht, ob es in einem Jahr 
zu einem Regierungswechsel kam. Dann wird der Anteil 
entsprechend der Amtszeit im jeweiligen Jahr gemessen.

Linke Partei des Bil-
dungsministers 
t-2 bis t-6

Durchschnittlicher Anteil linker Bildungsminister zwei bis 
sechs Jahre zuvor

Hamburger Abkommen 
+ 5 Jahre

Fünfjahre folgend auf das Hamburger Abkommen 1965 als 
Dummyvariable

PISA-Schock + 5 Jahre Fünfjahre folgend auf den PISA-Schock als Dummyvariable

Ausgangswert Struktur 
bzw. Kontrolle am Beginn 
der Untersuchungsperiode 
(Pfadabhängigkeit)

Ausgangswert der Struktur bzw. Kontrolle von Inhalten am 
Beginn der Untersuchungsperiode, um auf Pfadabhängigkei-
ten zu kontrollieren

Ausgangswert*Jahr
Interaktionsterm aus Ausgangswert der Struktur bzw. Kontrol-
le von Inhalten am Beginn der Untersuchungsperiode * Jahr

Ausgangswert*Linke t-2 
bis t-6

Interaktionsterm aus Ausgangswert der Struktur bzw. Kon-
trolle von Inhalten am Beginn der Untersuchungsperiode * 
Durchschnittlicher Anteil linker Parteien in den Landesre-
gierungen zwei Jahre bis sechs Jahre zuvor
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